








k 





VOLKSWIRTSCHAFTLICHE  UND 

WIRTSCHÄFTSGESCHICHTLICHE 

ABHANDLUNGEN 

WILHELM  STIEDA 

ALS   FESTGRUSS  ZUR  SECHZIGSTEN  WIEDER- 
KEHR SEINES  GEBURTSTAGES  DARGEBRACHT 

IM  VEREIN  MIT  SCHÜLERN  UND  VEREHRERN 
HERAUSGEGEBEN 

VON 

\VILHELA[    EDUARD   BIERMANN 

LEIPZIG 

VERLAG  VON  VEIT  &  COMP. 

1912 



HC 
181 

*  '  tv. 

AUG 

■'^. 

y^ 

% 

853412 



///
 

Inhalt. 

Soite 

Siegfried  Moltke.  Bibliotliekar  der  ilaiulcslskainmer  zu  Leipzig,  Zwei 

Kapitel  aus  Leipzigs  Handels-  und  Verkelirsgeschiclite^  l.  Die 

Bank  des  (^Hiints  (1727).  —  11.  Kiii  Kisenbahnpiojekt  Leipzig — 
Magdeburg  (1829)   !           1 

Hr.  Brinio  Moll,  Privatdozent  für  Nationalökonomie  an  der  Universität 

Kiel,  Untersuchungen  zur  Geschichte  des  Objektes  direkter 
Steuern         44 

Dr.  Wilhelm  Wick,  Geschäftsführer  des  Verbandes  der  öffentlichen  ge- 
meinnützigen Arbeitsnachweise  des  Königreichs  Sach.sen  zu 

Leipzig,  Zur  Geschichte  des  offen tliciien  gemeinnüt'/igen 
Arbi.'itsnaoh\veises  in  Leipzig         .^9 

Dr.  Wilhelm  Eduard  Biermann,  a.  o.  Professor  für  Nationalökonomie  an 

der  Universität  Leipzig,  Der  Abbe  Galiani  als  NutionalöUoiiom, 

Politiker  und  Philosoph  nach  seinem  Briefwechsel   117 

Dr.  Leon  Zeitlin  zu  Berlin.    Ludwig    Börne    als    Student    der    Kauieial- 
wissenschaften   179 

Dr.  Karl  Bräuer,  Assistent  des  Volkswirtschaftlichen  Seminars  an  der 

Universität  Leipzig,  Kritische  Studien  zur  Literatur  und 

Quellenkunde  der  Wirtschaftsgeschichte  .   188 

Dr.  .loliannes  März,  stellvertretender  Syndikus  des  Verbandes  sächsischer 

Industrieller  zu  Dresden,  Die  Bedeutung  des  Unternehmer- 
Standes  für  den  industriellen  Fortschritt  in  Sachsen.  Ein 

Beitrag  zur  Geschichte  der  sächsischen  Industrie   27G 

Alexander  Dominicus,  Oberbürgermeister  zu  Berlin-Schöneberg,  Das 

Stellenvermittlungsgesetz  und  seine  Bedeutung  für  die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise   307 

Dr.  .lohaimes  Tack,  Senatssekretär  zu  Bremen,  Einiges  über  die  Stellung 

der  fremden,  insonderheit  der  niederländischen  Schiffahrt  in 

Bremen  während  des  10.,  17.  und  18.  Jahrhunderts   317 

Otto   Meißgeier,    Vorsitzender  des   Verbandes   deutscher   Mietervereine 

zu  Leipzig,  Zur  F'rage  der  Untervermietung  in  Leipzig  .    .    .    331 





/ 

Zwei  Kapitel  aus  Leipzigs  Handels-  und  Verkehrs- 
geschichte. 

L  Die  Bank  des  Quints  (1727).  —  II.  Ein  Eisenbahnprojekt 
Leipzij2:-Mao:deburo:  (1829). 

Von  Siegfried  Moltke. 

Ein  Bankprojekt  und  ein  Eisenbahnprojekt  Leipzigs!  Wäre 

das  erste  zustande  g:ekommen,  es  hätte  viel  Unheil  gebracht.  Würde 

das  andere  durchgeführt  worden  sein,  es  hätte  reichen  Segen  ge- 
bracht. Scheiterte  dieses  an  dem  in  jener  Zeit  vielleicht  verständ- 

lichen, vielleicht  sogar  verzeihlichen  Konkurrenzneid  der  Magde- 
burger Kaufmannschaft,  so  verdankt  Leipzig  und  Sachsen  es  dem 

Scharfblick  der  Leipziger  Kaufmannschaft,  daß  ein  Institut  ab- 
gelehnt wurde,  dessen  ganzer  Organisationsplan  selbst  gegen  seine 

Verwirklichung  sprechen  mußte. 

Beide  Projekte  haben  bisher  in  den  Archiven  geschlummert 

und  werden  hier  zum  ersten  Male  zur  Kenntnis  gebracht,  nachdem 

sie  —  das  eine  vor  fast  zwei  Jahrhunderten,  das  andere  vor  fast 
einem  Jahrhundert  —  ad  acta  gelegt  worden  waren.  Ob  sie  auch 
nicht  gerade  hochbedeutende  archivalische  Funde  darstellen,  dürften 

sie  doch  beide,  und  insbesondere  das  Bahnprojekt,  wichtig  genug 
sein,  um  von  Forschern  gern  begrüßt  zu  werden.  An  diese  habe 

ich  auch  in  erster  Linie  gedacht,  woraus  es  sich  erklärt,  daß  ich 
fast  rein  aktenmäßige  Darstellungen,  möglichst  von  allen  eigenen 

Reflexionen  freie  Schilderungen  gebe.  Gewissermaßen  als  Quellen- 
material bringe  ich  die  beiden  Kapitel  ihnen  allen  und  namentlich 

dem  Manne  dar,  der  selbst  durch  eigene  Arbeiten  wie  durch  An- 
regung und  Förderung  von  Arbeiten  seiner  zahlreichen  Schüler  die 

handeis-  und  verkehrsgeschichtliche  Forschung  in  so  hervorragender 
Weise  gehoben  hat.  Ihm,  dem  Verehrer  Friedrich  Lists,  des  Mannes, 

dem  Deutschland,  in  erster  Linie  natürlich  Leipzig,  seine  erste 

größere   Eisenbahn   verdankt,   wird    vielleicht    der   Nachweis,    daß 
1 



2  Zwei  Ka|uti'l  ans  Li-ip/ii:»  Handel:)-  und  VL'rkulirs^'eschichte. 

LtMp/.iir  schon  laiipfe  vor  Lists  Auftivtrn  dem  neuen  Verkelirsniittel 

ofi'ößtes  Interesse  entf^eg'ennfebraelit  hat.  eine  angenehme  Über- 
raschung bereiten.  Denn  es  kann  nicht  von  der  Hand  gewiesen 

werden,  daß  durch  die  Erg:el)nisse  der  Bei-atunpfen  des  Maj^deburg-er 
Projektes  der  Boden  für  die  Saat  Lists  in  Lei])zi<r  bereits  enii>tänfr- 
lidi  gemacht  worden  war. 

( 

1.  Die  ,,Banqve  des  Qvints**  (1727). 
Am  V\.  Oktober  des  Jaiires  1727  erschien  in  der  Ratsstube 

zu  Leipzig  der  Salzinspektor  Heir  von  Gottberg  und  iil)eibrachte 

zwei  Briefe  des  Königlich  l^dnischen  und  Kurfürstlich  Sächsischen 
Generalfeldniarschalls  Grafen  von  Flemming.  deren  einer  an  die 

Leipziger  Kaufmannschaft  (in  französischer  Sprache),  der  andere  an 

den  Rat  der  Stadt  zu  Leipzig  (in  deutscher  Sjjrache)  gerichtet  wai'. 
Beide  besagten  dasselbe,  da  13  nämlich  der  König  genehmigt  habe, 

eine  ..gewisse  Sozietät",  die  zu  des  Landes  Bestem  gereichen  werde. 
zu  errichten.*)  Der  Monarch  habe  den  Kammerrat  von  Lüttichau 

sowie  die  Herren  d'Auboinu'  und  von  Gottberg  aus  der  für  diese 
Angelegenheit  niedergesetzten  Kommission  bestimmt,  da  1.1  sie  der 
Leipziger  Kaufmannschaft  das  Projekt  unterbreiten  sollten.  Plemming 
ersuchte  Rat  und  Kaufmannschaft.  ,.alles  mögliche,  damit  gedachte 

Sache  zustande  gebiacht  werde,  beizutragen'',  wodurch  nicht  nur 
Hirer  Königlichen  Majestät,  sondern  aucli  dem  Rat,  der  Kaufmann- 

schaft und  dem  Public(t  «mu  Dienst  erzeigt  werden  würde,  von  (4ott- 
berg  kam  zu  ungelegener  Zeit,  denn  die  .Michaelisniesse  nahm 

augenblicklich  die  Kaufmannschaft  vollständig  in  Ansiniicli.  Dennoch 

Avurde  bereits  am  15.  Oktober  eine  Sitzung  des  Rates  in  der  Schoß- 
stube abgehalten,  in  der  von  Lüttichau  außer  sich  selbst  noch 

folgende  als  Konniiissionsvorsitzende  nannte:  (iiaf  von  Flemming, 

Geheimer  Rat  von  Seebach  und  Kammerhcii'  von  A\'obser.  Man 
kam  in  dieser  Besprechung  zunächst  nur  zu  dei-  allseitigen  Ver- 
sicht-rnnii.    daß    bei    diest'r  Sache    alles  angewendet   werden  würde. 

•)  Vgl.  Acta:  Eine  in  Vorschlag  gebrachte  Bani[ve  unter  dem  Xalinicn  des 
gvints  betr.  Ao.  1727.  III.  H.  120.  B.  77ßb.  Ergangen  bey  der  Halb  Stube  zu 

Leipzigk.  (Im  Hatsareliiv.)  —  Acta:  Das  Project  der  sogenannten  l{an(|ve  des 

Qvints  betr.  E.  Löbl.  Kauffmannschaflt  zu  Leipzigk  zuständig.  (Eigentum  di  r 
Handelskammer  zu  Leipzig ) 
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was  zur  Erfülluiis-  der  Hllero:nji(lio:sten  Inteiitiuu  gerciclieii  küiiiu', 
nur  brauche  selbige  viel  Überlep:uiio:  und  Kinsicht,  ,.damit  alles  mit 
genügsamem  Grunde  und  Bestand  traktieret  werden  möge,  dazu  ein 

jeder  gern  aufrichtig  raten  werde".  Es  saßen  eben  in  dieser 
Katssitzung  schon  Kautleute  als  Mitglieder  des  Rates,  bei  denen 

der  in  dieser  Sitzung  verlesene  Plan  der  fraglichen  „Sozietät"  sicher 
in  mehr  als  einem  Punkte  schwerwiegende  Bedenken  hervorrief. 
Von  einer  Bank  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  konnte  nicht 
recht  die  Rede  sein,  vielmehr  stellte  diese  Sozietät  ein  Gemisch 
von  Bank.  Lotterie,  Aktiengesellschaft,  Pfandleihinstitut  etc.  dar. 
1  )och  hören  wir  den  Plan,  dessen  wichtigster  (paragraphierter)  Teil 

in  buchstabengetreuem  Abdruck  hier  wiedergegeben  sein  soll.  Irgend- 

welchen Kommentars  wird  es  nicht  bedürfen,  er  spricht  klar  füi- 
sich  selbst. 

Die  Konzession  sollte  unentgeltlich  erteilt  werden,  die  Direktion 
der  Kompanie  wollte  man  dem  Rate  und  den  Kaufleuten  zu  Leipzig 
,.gänzlich  überlassen  und  diese  würden  leichtlich  erkennen,  wie 
vorteilhaft  der  Effekt,  die  Folgerungen  solcher  Bank  nicht  allein 
für  das  ganze  Land,  sondern  auch  für  die  Stadt  Leipzig  insbesondere 
sein  würden.  Aus  der  Mitte  des  Magistrats  sollten  ein  Präsident 

und  vier  Kommissare  oder  Inspektoren  gewählt  werden,  denen  aus- 
trägliche  (einträgliche)  Besoldungen  für  die  Mühe  bei  der  Direktion 
zuteil  werden  sollten.  Überdies  forderte  der  Plan  noch  sechs  oder 

acht  Direktoren  aus  der  Kaufmannschaft,  welchen  eine  hinlängliche 
und  starke  Provision  von  allen  Einnahmen  zustehen  wird,  sowohl 
von  dem,  was  sie  selbst  einnehmen,  als  durch  ihre  Korrespondenten 

und  Gevollmächtigten  erheben  und  einhändigen''.  Sowohl  von 
den  Direktoren  als  auch  von  den  Inspektoren  sollten  einige  mit 

als  „Aktionisten-'  bei  der  Bank  zugenommen  Averden.  sobald  .sie 
es  fordern  würden.  ,.Und  überhaupt  haben  sie  sich  sowohl  bey 
Ihro  Königl.  Majestät  als  allen  Meiiibris  der  Kompagnie  alle  Gnade 

und  (Tewogeuheit  zu  versprechen  uud  zu  hoffen."  "Wegen  der  be- 
sonderen Einrichtung  sollten  sie  überall  zu  Rate  gezogen  werden, 

und  ihren  Vorschlägen  sollte  tunlichst  Folge  geleistet  werden,  ,.wie 
sie  dann  vor  alle  diesfalls  benötigten  Unkosten  und  Aufwand 

keineswegs  zu  sorgen  haben".  Soweit  die  dürftigen  Vorschläge 
für  die  Organisation  des  Vorstandes  und  der  Verwaltung  der  Bank. 
Einiges  darüber  besagen  noch  die  37  Paragraphen  des  eigentlichen 
Planes,  fast  möchte  man  sagen:  Spielplanes. 

1* 
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Kr  lautet: 
1. 

Die  Banqve  soll  bestehen  von  einer  Million  so  einige  Personen: 

so   dazu   unterschrieben   werden,    herschießen,   und   dagegen   einen 

ieden   frey  stehen  wird,   sein  (41ück  zu  probieren,   autf   die  Weise 
wie  es  in  folgenden  mit  mehrern  zu  ersehen  ist. 2. 

Es  wird  ein  Praesident,  etliche  Inspectores  und  Directores  zu 

dieser  Bancjue  geordnet  werden,  in  welcher  Gegenwart  ein  panz 

Spiel  französischer  Charten  besehen  und  daraus  5.  Charten  heraus 
gezogen  werden  sollen  auf  bloßes  Glück  und  ohne  daß  jemand  sie 
sehe.  Diese  5.  Charten  thut  man  in  ein  besonderes  Schächteigen, 

versiegelt  und  numeriret  selbiges,  welches  also  beschaffen,  der 

t^uint  genennet  wird. 
3. 

Die  übrigen  47.  Charten,  wovon  die  ö  Charten  zum  Quint  lieraus- 

jrezogen  sind,  krieget  aucli  niemand  zusehen,  und  Averden  gleichfalls- 
in  ein  besonderes  Schächteigen  versiegelt  und  mit  des  heraus 

gezogenen  Quints  Nummer  bezeichnet,  welches  man  den  Stamm 
oder  den  Talon  nennet. 

4. 

Gleichwie  alle  Tage,  außer  denn  Sonn-  und  Fest-Tagen  ein  Quint 
durch  Eröffnung  solclies  Schächtelgens  gezogen  werden  soll,  so 

können  in  Versammlung  des  Magistrats,  der  Directeurs  und  In- 
specteurs  auff  einmahl  soviel  Quinten  nach  vorbeschriebener  weise 

<:emachet  werden,  als  in  einem  ganzen  Jahre  nöthig  seyn  miWliten. 

5. 
Alle  solche  Quinten  werden  in  einen  eisernen  Kasten  ver- 

schlossen, wovon  ein  jedweder  aus  dem  Magistrat,  so  als  Inspector 

denominiret  werden  wird,  einen  besonderen  Schlüssel  zu  sich  nimmt,, 

und  mit  den  Talons  oder  den  Büchsen,  worinn  die  Stämme  ver- 
siegelt sind,  wird  es  auff  gleiche  weise  gehalten. 

H. 

Man   kan   wieder   den   Quint   sein   (Tlück   probiren.    wie   man 
Selbsten  will,  und  auf  1.  2.  8.  oder  5.  Carten  zugleich  setzen. 

7. 

Wer  auff  eine  Charte  sezet   dem  stehet  frey  1  thlr:  zusetzen, 

oder  mehr  nach  Gefallen  biß  zu  öOO  tlili-. 
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8. 

Wer  auff  2.  Garten  zugleich  setzet  mag  von  1.  thaler  an  bis 
100  thlr.  sezen. 9. 

Auft'  8.  Charten  zusammen  stehet  frey  V(jn  1.  thlr.  an  biß  50. 
thlr.  —  zusetzen. 

10. 

Wer  aber  aut   5  Carten  zugleich  setzet  darft"  nicht  mehr  und 
nicht  weniger  als  5  thlr.  sezen. 

11. 

Wer  nun  also  sein  Glück  wieder  die  Bani^ve  des  Qvints  pro- 
bieren will,  und  sich  an  Ort  und  Stelle  befindet,  kan  bey  den  ge- 

ordneten Contoirs  sich  melden,  und  gegen  Bezahlung  sich  AVechsel- 
briefe  oder  Assignation  auf  die  Directeurs  der  Banqve  geben  laßen. 

Wer  aber  anderwärts  ist,  gehet  zu  den  accreditirten  Corre- 
spondenten  vom  Quint,  und  läßet  sich  gleichergestalt  Wechsel  oder 
Assignation  auf  die  Directeurs  geben,  nach  der  Form,  wie  sie 
nachhero  §.  20.  beschrieben  sind.  Die  Directeurs  acceptiren  auch 
solche  Wechsel,  indem  sie  die  Correspondenten  selbst  erwehlen 
mögen,  und  für  ihren  Credit  stehen, 

12. 

Wer  wieder  die  Banqve  des  Quints  spielen  will,  kan  sich  den 
Wechsel  auf  den  Quint  eines  gewißen  Tages  und  Monats  geben 
laßen,  wie  er  selbst  will.  Zum  Exempel,  einer  der  an  Ort  und 
Stelle  ist  kan  Assignation  auf  den  Quint  des  morgenden  Tages 
nehmen,  oder  auch  auf  einen  eines  andern  Tages  nach  eigenen 
Belieben.  Die  Auswärtigen  aber  müßen  nach  Entlegenheit  der 

Orthe  solchen  Quint  sich  erwehlen,  daß  zuvor  von  den  Corre- 
spondenten an  die  Directeurs  adviso  gegeben  werden  kan. 

13. 

Die  Inspectores  und  Directores  kommen  alle  Tage  an  be- 
stimmten Orte  etwanu  um  10.  Uhr  zusammen,  durchsehen  die  Bücher, 

wo  alle  Assignations  oder  Wechselbriefe,  so  auf  den  Quint  desselben 
Tages  gezogen  oder  genommen  sind,  eingetragen  worden,  schließen 
selbige,  eröffnen  nachhero  öffentlich  in  Beyseyn  eines  jedweden,  so 
zugegen  syn  will,  von  Fremden  oder  Spielern,  den  eisernen  Kasten, 
worinnen  die  Quints  verschloßen  sind  und  laßen  einen  von  den 

Interessenten   oder  Mit-Spielern   einen  Quint    aufs  gute  Glück  aus 
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den  Kasten  heraus  laiifren.  Oit'ser  (^nint  wird  öffeutlicli  aiif- 
sremacht  und  (HYentlicli  refristriret  aus  was  vor  Charten  derselbe 

•  bestanden.  Naclip:ehends  eröffnet  man  den  Kasten,  worinnen  die 

Stämme  oder  Talons  liegen,  und  suchet  die  Nummern  des  gezogenen 

Qvints  hervor,  damit  durch  die  übrigen  47.  Charten  erwiesen  werden 

kan,  dal)  es  mit  ih-ui  t^vint  richtig  zugegangen,  und  keine  unrechte 
Charte  untergeschoben  ist. 

14. 

Die  Registraturen  von  dem  gezogenen  Qvint  werden  in  ein 

trewißes  Buch  beh(>rig  eingetragen,  und  sowohl  von  den  Inspecteurs 

und  nirecteurs,  als  auch  etwa  von  ö.  oder  6.  Interessenten  oder 

Mitspielern  so  gegenwärtig  gewesen,  zu  mehrerer  Beglaubigung 
unterschrieben,  zugleich  richtige  Copey  davon  an  alle  Creditores 

und  auswärtige  Correspoudenten  des  Qvints  geschicket. 
15. 

Wer  sich  einen  Wechsel  auf  eine  Charte  geben  laßen,  ge- 
winnet, falls  die  benante  Charte  in  dem  Qvint,  wieder  welchen  er 

spielet,  sich  befindet  und  bekommt  10  fach  soviel  als  er  bezahlet 
hat.  Und  zwar  die  Helffte  baar,  die  andere  Helffte  aber  an  neuen 

Assignationen  oder  Wechseln  auff  andere  Qvints.  Zum  Exempel, 
der  Ca.ssirer  des  Qvints  bezahlet  10.  thler:  an  den,  so  einen  Wechsel 
auf  eine  Charte  vor  1  thlr.  an  sich  gelöset  und  gewonnen  hat. 

Nehmlich  5  thlr:  baar,  5  thlr.  aber  mit  einer  neuen  Assignatiou 

oder  Wechsel  auf  5.  Charten  zugleich  eines  anderen  Qvints.  Solcher- 
maßen wird  auch  einer  bezahlet,  so  2  thlr  bis  zu  500  thlr.  wie  laut 

ii.  7.  erlaubet  ist,  auf  eine  Charte  gesetzet  hat. 

16. 

Wer  Wechsel  auf  2.  Charten  zusammen  genommen,  gewinnet, 

wofern  die  benannten  2.  Garten  in  dem  Qvint,  auf  welchen  der 

Wechsel  lautet,  befindlich  sind,  und  bekomt  zum  (4ewinnst  100.  mahl 

soviel,  als  er  vor  den  an  sich  gelöseten  Wechsel  bezahlet  hat; 

*!^.  werden  baar  vergnüget  das  vierte  Viertel  aber  mit  neuen 
Assignationen  und  Wechseln  auff  andere  folgende  Qvints.  Z.  E.  der 

Ca.ssirer  des  Qvints  bezahlet  100.  thlr  an  einen,  so  seinen  Wechsel 

mit  1.  thlr:  gelöset  und  gewonnen  hat.  Nehmlich  75.  thlr  an  dem- 
selben baar,  und  25.  thlr  mit  neuen  Asi^ignationen  oilei  Wechseln 

auf  5.  Charten  zusammen  in  folgenden  Qvinten.    Ebenermassen  wird 
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auch  einer  bezahlet,  so  2.  tlilr  bis  lOU.  thlr:  wie  hiut  ij.  8.  erlaubet 

ist,  auf  2.  Charten  zusammen  g:esezet  und  gespielet  hat. 

17. 

Wer  Wechsel  auf  H.  ('arten  zusammen  gfenommeu,  gewinnet, 
woferne  die  benanten  3.  Carten  in  dem  Qvint,  auf  welchen  der 

AWchsel  lautet  enthalten  sind,  und  bekommt  zum  (4ewinst  1500. 

mahl  soviel,  als  er  vor  den  gelösten  Weclisel  bezahlet  hat,  ̂ /jtel 
werden  baar  contentiret,  ein  Fünftel  aber  mit  neuen  Assignationen 

oder  Wechseln  auf  folgende  Qvints.  Z.  E.  der  C'assirer  gibt  1500. 
thlr:  dem,  so  seinen  Wechsel  auf  3.  Carten  zusammen  mit  1  tlilr 

gelöset  hat.  Nehml:  1200.  rth.  baar,  und  300  rth.  an  neuen  Assig- 
nationen oder  Wechseln  auf  andere  folgende  Qvints. 

Gleichergestalt  kriegt  einer  nach  proportion,  der  2  rth.  bis 

50  rth.  nach  der  Erläubnüs  §.  9.  auff  3.  Carten  zusammen  gespielet 

und  gewonnen  hat. 

Noch  ist  zumercken,  daß  wer  neue  Assignationes  oder  Wechsel 

in  bezahlung  eines  theils  seiner  Gewinste,  er  mag  auff  1.  auff  2. 

oder  auff  3.  Carten  zusammen  gesezet  haben,  bekomt,  die  Frej'heit 
behält,  selbst  zuerwehlen  auch  einzutheilen,  auf  welche  Qvints  von 

diesen,  oder  jenem  Tage  er  solche  neue  Assignationes  gerichtet 

haben  will,  ingleichen  was  er  für  Carten  in  der  neuen  Assignation 
oder  Wechsel  sich  benennen  zulaßen  beliebet. 

18. 

AVer  sich  Weclisel  auf  5.  Carten  zugleich  geben  läßet,  gewinnet 
250 

  '-  thlr  wenn  der  Qvint  autf  welchen  der  Wechsel  lautet,  aus  den m  ^  ' 
benanten  5.  Carten  bestehet.    Hat  er  aber  nur  4.  Carten  vom  Qvint 

getroffen,    gewinnet   er   nicht   mehr   als         rth.   wo   er   aber  um- 

3.  Carten  gerathen  hat,  bringt  er  nur  250.  rth  zur  consolation. 

Wobey  also  wohl  zu  mercken  ist,  daß  die.  so  Wechsel  auf 

5.  Carten  zugleich  nehmen,  überaus  glücklich  seyn  und  einen  sehr 
großen  Gewinst  thun  können. 

Ja,  wenn  sie  auch  das  Unglück  haben  und  die  5.  Carten  des 
Qvints  nicht  alle  treffen,  werden  sie  doch  sehr  öffters  einen  preiß  von 

—  rth  davon  tragen,  wenn  sie  4.  Carten  errathen,  und  woferne  sie 
m  *' 
auch  nur  3.  Carten  treffen,  wird   ihnen   sehr   offte   die  Consolation 
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von  250  thlr:  zu  tlieile  werden,  so  doch  ebenfalls  ein  anselinlicher 
(lewinst  ist. 

Alle  diese  Gewinste,  so  wie  obgemeldt  vor  die  so  auff  5.  Carten 
zugleich  spielen,  ansgesezet  sind,  werden  ganz  und  gar  mit  baaren 
Gelde  bezahlet. 

19. 

Weil  die  dirigirung  des  Qvints  große  Unkosten  erfordern  wird, 
so  daß  der  Vortheil  von  4.  p  Cento  den  die  Banqve  gegen  die 

Spieler,  welche  nur  auff  1.  Carte  sezen.  hat  keinesweges  dahin- 
zureiihen  würde,  dahero  es  billig,  hierunter  einige  Gleichheit  zu 
erhalten;  So  werden  diejenigen,  welche  sich  Wechsel  auf  eine  Carte 
allein  geben  laßen,  sich  nicht  entbrechen.  dem  Banqvier,  der  ihnen 

den  Wechsel  ausstellet,  noch  2  gi*  vor  iedweden  Wechsel  ä  parte 
zuentrichten. 

20. 

Ein  ieglicher  der  wieder  die  Banqve  des  Qvints  spielet,  kau 
sein  Glück  versuchen  und  die  (harten  wehlen  nach  Belieben,  wie 

ihm  denn  gleichfalls  freystehet,  sich  seinen  Qvint  auszusuchen, 

welches  nachhero  in  dem  darüber  gelöseten  Wechsel  deutlich  an- 
gezeiget  und  beschrieben  wird,  auf  folgende  Weise: 

Entwurff    solcher    Assignationen    oder    ̂ ^'echsel    auf    die 
Directeurs  des  Qvints 

/:Not:  die  im  Entwurff  benanten  Carten,   ingl.  die  Summe 
des   Geldes    und    der   Tag    sind   nur   ohngefehr    und    zum 
Exempel  gesezet :/ 

Auff  eine  Carte: 

An  d.  H.  Directeur  des  Qvints.  ̂ ^'enn  der  König  von  Herzen 
in  dem  Qvint,  so  den  1.  Decembr:  ieztlauffenden  Jahres  gezogen 
werden  wird,  sich  befindet,  werden  dieselben  an  Vorzeigern  dieses 
auff  Sicht  10.  thlr:  zubezahlen  belieben,  auff  Art  und  weise  wie  es 
bey  dem  Qvint  versjtrochen  und  reguliret  ist.  Valuta  habe  an 
1.  thlr:  erhalten.  Sigl. 

Auff  2.  Carten 

A\'enn  der  Ktinig  und  die  Frau  von  Hertzen  in  dem  Qvint.  so 
den  1.  Decbr:  ieztlauft'enden  Jahres  gezogen  werden  wird,  befind- 

lich sind,  gelieben  dieselben  dem  Inhaber  auff  Sicht  dieses  zu  be- 
zahlen die  Summa  von  100.  thlr  nach  Vorschrift  der  Ordnungen 

des  Qvints.  Valuta  habe  an  1  rtli  richtig  erhalten. 
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Auft"  dre}'  ('harten, 
An  d.  Hh.  Directeurs  des  Qvints. 

AVenn  der  König,  die  Frau  und  der  Knecht  von  Herzen  sicli 

in  dem  Quint.  so  den  1.  Decbr:  ieztlauffenden  Jahres  w-ezoo-en  wird, 
befindet,  gelieben  dieselben  dem  Inhaber  auf  Sicht  dieses  zubezahleu 
die  Summe  von  1500  thlr  denen  Statuten  des  Quints  gemäß,  Valuta 
habe  an  1.  thlr  richtig  erhalten. 

Auff  5,  Garten.*) 
An  d.  Hh.  Directeurs  des  Quints. 

Wenn  der  König,  die  Frau,  der  Knecht,  das  As  und  die  Zehen 
den   Quint    ausmachen,   so   den    1.  Decembr:   ieztlauffenden   Jahres 

gezogen  werden   wird,   gelieben   dieselben   dem  Inhaber   auft"  Sicht 250 
dieses  zubezahlen  die  Summa  von   rth  —  w^oferne  aber  nur  4. m 
von   obbemelten  Garten  in   selbigem  Quint   seyn  würden,   gelieben 

dieselben   zu   bezahlen  die  Summa  von  —  rth   und   wofern   nicht m 
mehr  als  3.  von  gemelten  Garten  im  Quint  sind,  gelieben  dieselben 
nur  zubezahlen  die  Gonsolation  von  250  rth.  Valuta  habe  am  5  thlr 

richtig  erhalten. 
21. 

Die  Inhaber  der  Wechsel  können  aus  denen  zu  publicirenden 
Registraturen,  so  bey  dem  Quint.  auf  welchen  ihre  Briefe  lauten, 
gefertiget  worden,  so  gleich  ersehen,  ob  die  Garten,  auf  welche  sie 
gesezet  darinn  enthalten,  und  sie  also  gewonnen,  in  welchem  fall 
sie  ihre  Wechsel  in  dem  Gontoir  oder  bey  dem  Baniivier,  wo  sie 
selbigen  genommen,  verificiren  oder  auf  folgende  weise  indossiren 
laßen: 

An  den  Inhaber  dieses,  oder  auf  Ordre  des  Hh.  N.  X. 

Es  stehet  also  trey,  das  endossement  auft'  sich  und  ordre, oder  auff  den  Inhaber  stellen  zu  laßen. 

22. 

Wenn  solche  verification  und  endossirung  geschehen,  mögen 
sie  sich  bey  dem  Gassirer  des  Quints  melden,  welcher  die  Wechsel 
so  gleich  auff  Sicht  bezahlen  wird. 

*)  Randbemerkung:  NB.  fehlt  auf  4.  Charten,  steckt  aber  einigermaßen  im 
folgenden. 
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23. 

(ih'ichwie  nacli  Maß^^ebunp:  des  §.  15.  Ui.  und  17.  t'iii  tlieil  des 
•  (-Jewinsts  baar.  ein  jrewißes  Antlieil  aber  mit  neuen  assi^niationen 

oder  Weehseln  auf  ö.  ('arten  zusammen  des  Quints  zuverp^nüfren 
ist.  Als  müßten  diejenijren.  so  sich  ilire  Gewinste  bezahlen  laßen 

wollen,  zupfleich  bey  einseliickunjr  ihrei-  Wechsel  die  ('arten  und 
die  Tage  anzeigen,  welche  sie  in  ihren  neuen  Wechseln  benannt 

haben  wollen,  auf  daß  nemlich  der  Cassirer  des  Quints  sie  ohne 
aufenthalt  so  gleich  abfertigen  und  expediren  könne. 

24. 

Wer  gewonnen  und  folglich  einen  zahlbaren  Wechsel  in  Händen 

hat.  dem  stehet  frey,  solche  Wechsel,  wie  andere  gewöhnliche  zu 
verhandeln,  und  laut  Tours  zu  negociren. 

In  solchem  Fall  aber  muß  er  das  endossemeut  bey  der  veri- 
tication  nur  auff  das  zufordern  habende  baare  Geld  stellen  und 

sich  eine  absonderliche  assignation  an  den  Cassirer  des  Quints 

geben  laßen,  damit  er  gegen  diese  den  übrigen  theil  seines  Ge- 

winsts an  neuen  Assignationen  oder  Wechseln  auf  5.  ('arten 
empfangen  könne. 

25. 

T'm  diejenigen,  welche  im  ersten  Jahre  ihr  Heil  gegen  die 
Han(ive  versuchet  und  glücklich  gewesen  von  den  avantagen  und 

Vortheilen  der  Banqve  participiren  zulaßen,  so  ist  man  gesonnen, 

zu  Ende  des  ersten  Jahres  2500.  Actions  zu  Leib-Renten  anzulegen, 

wovon  jedwede  4000.  rth  —  kostet  und  folglicli  zusammen  ein 
Capital  von  einer  ]\Iillion  ausmachen. 

26. 

Die  Bamive  bezahlet  iährlich  tlili-:  als  Intere.sse  von  obiger 111 

Million,  welche  Interessen  jährlich  unter  die  noch  lebenden  Actio- 
nisten  vertheilet  werden,  maßen  denen  lebenden  der  Verstorbenen 

.\ntheil  zuwachset;  Auff  welche  weise  also  die  lebenden  Aktio- 
nisten  Klfi'di  Anfangs  10.  pCento  Interesse  nebst  einem  Znwachsse 
von  Jahren  zu  Jaliren  genießen  werden. 

27. 

l'ic    lebenden    Actionisten    erben    nicht    allein    das    Interesse 

derer   Ab^'e.storbenen,   son<lern    auch    d«Men    ('ai)ital.    daß    demnach 



1.  Die  Bank  des  guints  (1727).  11 

die  BaiKive  zu  Ende  und  Ablauff  der  Concession,  nenilicli  nach 

7.  Jaliren  seit  auffjericliteten  Leih  Renten  das  g'anze  Capital  an 
1.  Million  tlilr:  wieder  heraus  Riebet,  welches  Capital  unter  die 

nttch  lebenden  Actionisten  zu«:leich  vertheilet  wild,  wodurch  jre- 

schehen  kau.  daß  die  lebenden  ihr  Capital  gedoppelt  wieder  kriegen. 
28. 

Ob  gleich  diese  Leib  Renten  einzig  und  allein  vor  die,  so 

gegen  die  Ban(j[ve  gewonnen  haben,  gewidmet  sind,  so  wii-d  man 
doch  auch  selbige  denen  zukommen  laßen,  so  solche  glückliche  und 

zahlbare  "Wechsel  an  sich  erhandelt  und  die  Zahlung  davon  bey 
der  Banqve  erhalten  haben,  maßen  der  Gewinner  so  seinen  AVechsel 

verhandelt,  zugleich  sein  Recht  mit  cediret,  so  er  sonsten  auf  die 

Leib  Renten  gehabt  hätte. 
29. 

Aus  obigem  erhellet,  daß  keiner  Recht  hat,  auf  die  Actions 

der  Leib  Renten  zu  unterschreiben,  als  der  so  sich  Gewinst  Wechsel 

entweder  an  sich  selbst,  oder  an  seine  Ordre  und  Gevollmächtigten 

der  Bancjve  bezahlen  laßen.  Wer  nun  auf  solche  weise  seine 

Zahlung  erhalten,  demselben  wird  nmn  sich  einschreiben  und  seine 

(Tewinnste  ihm  alle  mahl  dabey  nachtragen  laßen  bis  zur  erfüUung 
der  benöthigten  Summen,  und  solchergestalt  bekommt  er  das  Recht 

Actions  auf  Leib  Renten  sich  geben  zu  laßen. 
30. 

Die,  so  nicht  an  Ort  und  Stelle  sind,  können  ihre  Suscrijjtion 

nach  dem  Muster,  so  ihnen  gegeben  werden  soll,  eigenhändig  ein- 
schicken. 

31. 

Ein  ieglicher,  so  durch  Suscription  das  Recht  erlanget,  Actions^ 
auf  Leib  Renten  zu  kriegen,  kan  sein  Recht  cediren  an  wem 
er  will. 

A\'enn  nun  die  Leib  Renten  angehen  und  eröffnet  werden,  muß 
einer  entweder  durch  eigene  Suscription  oder  erhaltene  Transports 

darthun,  daß  er  400  thlr:  bey  der  Banqve  bezahlet  gekriegt,  da  er 

denn  hinlänglich  berechtiget  ist,  diese  400  rthlr  bey  der  Banqve 

zugeben. 

32. 

Wären  bey  Anfang  der  Leib-Renthen  mehr  Suscriptiones  als 
zu  1.  Million  Rthlr:  so  wird  solcher  denen  abgehen,  die  die  stärcksten 
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^uinnien  haln'ii.  /.  K.  wenn  eintT  Keclit  liätt»'  auft"  H.  oder  4.  Actiones, 
■es  wärrn  al)»'r  der  Actiitnen  zuviel  und  mehr  als  1.  Million,  so  wird 

denen  so  die  stäreksten  Suniuien  haben,  nach  Besehaft'enheit  und 
Nothdurfft  soviel  Artiones  weniger  austheilet.  daß  die  andern 
Actionisten  auch  Actiones  kriegen  und  das  Capital  nicht  über  eine 

Million  heransteige.  Hingegen  wenn  bey  anfang  der  Leib-Kenten 

nicht  Subscriptiones  genug  verbanden  wären,  das  C'apital  der  Million 
zuerfiillen,  so  wird  man  die  übrigen  Actiones  denen  zukommen 

laßen,  so  noch  nicht  völlig  400  rthl  Subscribiret  haben,  die  aber 

den  400  rthl  am  nächsten  kommen,  gehen  den  andern  für,  so 

weniger  haben. 
33, 

Üb  gleich  obgemelter  maßen  die  Gewinst -Wechsel  nicht  ganz 

und  gar  mit  baarem  Gelde  bezahlet  werden,  so  kan  doch  der  Ge- 
winner  auf   die   ganze  Summa,   er   mag    sie   baar   oder   an   neuen 

Assignationen  vergnüget  kriegen,  subscribiren. 
84. 

Die  Bauiive  wird  auch  Pfände  an  Schaustücken,  an  Gold:  und 
Silber  Jubelen  und  andere  Kostbarkeiten  annehmen,  und  bezahlet 

man  nicht  mehr  als  1:  p.  Cent  solange  man  es  darinnen  läßet.  Die 

Banqve  übernimmt  alle  Gefahr  und  Unglücksfälle  und  der  Deponent 

kan  es  wieder  einlösen,  wenn  er  will. 

35. 

A\'enn  nun  diese  Banqve  zu  Leipzigk  etabliret  werden  möchte, 
will  man  zu  Beförderung  des  commercii  die  Frej^heit  geben,  daß 

wer  sich  Gewinst  A\'echsel  bey  der  Banqve  bezahlen  laßen,  ein 
Blat  vor  seine  Rechnung  halten  und  alle  seine  bezahlt  bekommene 
Summen  nach  und  nach  eintragen  laßen  könne. 

Sobald  er  dadurch  erweisen  kan.   daß  er  bey  der  Banqve  ohne 20 

gefalir  bis  —  th.  auf  Gewinst  Wechsel  erheben,  soll  ihm  darüber m 

ein  richtiges  Attestat  und  Verschreibung  ausgestellet  und  von  der 

Zeit  an  bis  zu  Verlauft  der  ('oncession  Sr.  Königl.  Majt.  jährlich 
300.  rthl  v<»r  ihn  und  seine  Rechnung  zur  Accise  oder  andern  bey 

der  Handlung  vorfallenden  praestandis  bezahlet  werden.  Übrigens 
mag  er  ein  neues  Blat  vor  seine  Rechnung  anfangen  lassen  und 
auf  obbeschriebene  maße  zu  anderweiten  Exemtionen  oder  erhaltung 

anderer  jährl.  300.  itlil.  sidi  (Im  Weg  bahnen. 
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36. 

Die  Besitzer  und  Eigeiitliiimer  oberwehiiter  Verschreibungen 
von  der  Banqve  können  die  300.  rtlil  durch  die  Banqve  an  die 
Accise  oder  andere  ffehörigfe  Orte,  sowohl  auf  einniahl  als  auch 

nach  und  nach  vor  ihre  Kechnun^^  bezahlen  laßen.  Es  ist  ihnen 
auch  erlaubet,  vor  andere  Kauff :  und  Handelsleute  bis  zur  Summa, 
der  800  rthl  zu  assipfniren  und  bezahlen  zulaßen.  In  Summa,  sie 

können  damit  g-ebahren  wie  sie  wollen,  es  auff  andere  transportiren, 
dieses  Recht  verkauften,  verschencken,  veimachen  oder  auf  andere 
weise  damit  disponiren,  maßen  die  Banqve  allemahl  diese  300.  rthl 
bezahlen  will,  jedoch  muß  der  Transport  davon  an  niemand  anders, 

als  einen  Kauft-  oder  Handelsmann  geschehen,  weil  die  Absicht 
sowohl  zu  Beförderung  des  Commercii  als  zum  Nuzen  derer  Inte- 

ressenten gerichtet  ist. 
37. 

Es  ist  schon  oben  erwehnet,  und  verstehet  sich  auch  alhier 
von  selbst,  daß  wer  ein  Blat  vor  seine  Rechnung  nehmen  will,  zum 

Behuft"  dieser  Verschreibungen,  daß  er  nicht  allein  die  Gewinst 
Wechsel  mit  einschreiben  laßen  darft,  so  er  vor  sich  selbst  ge- 

wonnen, sondern  daß  er  auch  die  andern  Gewinst  Wechsel,  so  er 
etwa  von  andern  an   sich  gehandelt,   hierbey   mit   einrechnen  kau. 

Die  Leipziger  Kaufmannschaft  hat  den  Plan  eingehend,  und 
zwar  sofort,  d.  h.  noch  im  Oktober  1727  beraten.  Seit  dem  Jahre  1688 
hatten  sich  ihre  Vertreter,  die  Handlungsdeputierten  als  Vorstand 
des  Großhandels  und  die  Kjramermeister  als  Vorstand  des  Klein- 

handels, in  Angelegenheiten,  die  beide,  Großhandel  und  Kleinhandel, 

gemeinsam  angingen,  auch  gemeinsam  beraten.*)  So  auch  in  diesem 
Falle  der  Bank  des  Quints.  Das  Ergebnis  führte  zu  einer  Ab- 

lehnung des  Projektes.  Die  Kaufmannschaft  bezeichnete  das 
ganze  Werk  als  auf  einem  für  sie  gefährlichen  Hasard  beruhend, 

vor  dergleichen  rechtschaffene  Kauf-  und  Handelsleute  sich  schon 
aus  eigenstem  Interesse  hüten  müßten.  Schon  der  Schein  eines 
solchen  Unternehmens  müsse  gemieden  werden,  wolle  man  nicht 
den  Verlust   allen  Kredits   herbeiführen.     Obwohl   der  Plan   nicht 

*)  Vgl.  Moltke,  Urkunden  zur  Entstehungsgeschichte  der  ersten  Leipziger 
Großhandelsvertretung  S.  Lllff.,  Leipzig  1904;  ferner  Moltke,  Leipzigs  Handels- 

korporationen S.  10,  Leipzig  1907. 
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alle  Eiii/.rllieiten  beleuchtet,  fiflanbte  die  Kaufmannschaft  doch 

d«'Utlicli  ersehen  zu  können,  daß  die  «Geplante  Bank  „mit  dem  be- 

.  kannten  Aktienhandel  oder  mit  dem  so^en.  König-sspiel  verwandt" 
sei,  und  während  sie  jenen  eine  Pest  der  Länder  und  Kitmmerzien 

nannte,  die  lan^e  ̂ enug:  grassiert  habe  und  endlich  von  selbst  ihr 
Ende  habe  linden  müssen  oder,  wie  in  Hamburg  ,.gar  bei  Zeiten 

verboten  und  gleichsam  in  der  Geburt  den  Kommerzien  zum  besten 

ersticket  worden  sei",  weist  sie  andererseits  darauf  hin,  daß  auch 

das  Königsspiel,  an  das  sich  zu  Meßzeiten  so  viele  Handlungs- 

diener und  Lehrlinge  zu  ihrem  eigenen  Verderl)  und  Schaden  ge- 
wöhnt hatten,  ebenfalls  von  selbst  eingegangen  sei.  und  daß  „der 

Meister  desselben  die  Ungewißheit  seines  Metiers  mit  seinem  eigenen 

Schaden  habe  erfahren  müssen".  Es  sei  auch  hinlänglich  bekannt, 
daß  die  Kaufleute,  auch  die  größten,  die  ,.sich  mit  dem  Aktien- 

handel zu  metieren  angefangen"  hätten,  nicht  nur  sofort  ihren 
Kredit  verloren  hätten,  sondern  daß  auch  zahlreiche  völlig  zugiunde 

gegangen  seien.  Als  Beispiel  hierfür  wird  für  den  Leipziger  Platz 
der  „vorher  im  gnißten  Flor  und  Kredit  gestandene  Baronet  und 

Bankier  in  London  Justus  Beck"  genannt.  Der  C^uint  sei  nicht 
minder  schädlich,  deshalb  auch  in  Kom,  Paris  und  Genua  bei  hoher 
Strafe  verboten  worden.  Die  (jröße  des  Hasards  gehe  schon  daraus 

hervor,  daß  den  fünf  ..schweren"  Treffern  siebenundviorzig  unaus- 
bleibliche Nieten  gegenüberstehen. 

Wie  nun  ein  rechtschaffener  Kaufmann  sich  einem  solchen 

Hasard  nicht  widmen  könne,  wie  man  ihm  die  Betätigung  an  und 

in  ihm  gar  nicht  zumuten  könne,  so  müßten  auch  die  Handlungs- 

deputierten und  Kramermeister,  die  die  gesamte  Leipziger  Kaufmann- 
schaft repräsentieren,  die  angesonnene  Direktion  der  Bank  des 

Quints  als  auch  deren  Etablierung  am  Leipziger  Platz  „wegen 

allerhand  daher  besoi-glicher  üblen  Suiten,  insondei'heit  wegen  des 

unausbleiblichen  Verderbs  der  Jugend,  naiiiciitlich  dei- kaufmännischen, 
ablehnen".  Dem  Kat  der  Stadt  wurde  in  diesem  Sinne  Bericht 
erstattet.  Ein  gleichzeitiges  hiervon  benachrichtigendes  Schreiben 
an  den  Generalfeldmarschall  von  Flennning  scheint  nicht  abgegangen 

zu  sein,  es  trägt  einen  Kandvenuerk:  „Dieses  Schreiben  ist  un- 

nöthig".  Interessant  ist  in  diesem  Konzept  jedoch  der  Hieb,  der  den 
zu.ständigen  Kullrfrien  erteilt  wird.  Die  Kaufmannschaft  bittet  den 

Grafen,  wegen  ihici-  Ablehnung  dti'  P)aiik  keine  Ungnade  auf  sie 
zu  Werfen.  ..sondern   vielmehr  in  (inaden  zu  ei'lauben,  daß  wii-  die 
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das  alhiesige  Negocium  drückende  viele  so  aus-  als  iiinländiselie 

Hinderniiße  und  Beschwehrungen,  darauft"  wir,  derer  beyden  König-1. 

Colleg-iis  gethanen  öft'teren  Vorstellungen  ung:eaclitet,  seit  vielen 
Jahren  her,  weder  einige  Resolution,  noch  Keniedur  erlangfen  können, 

deroselben  mit  ehesten  in  tieftster  .Submission  anderweit  vorstellen". 
Paul  Dietrich  von  (4ottberg  hat  sich  als  Mitglied  der  ad  hoc 

eingesetzten  Königlichen  Kommission  mit  ?"'leiß  der  Aufgabe  unter- 
zogen, der  Stellungnahme  der  Kaufmannschatt  entgegenzutreten. 

Er  kann  zunächst  nicht  umhin,  der  Kaufmannschaft  den  Vorwurf 

zu  machen,  sie  habe,  weil  sie  sich  aus  dem  Projekt  „kein  ganz 

vollständiges  Konzept  von  der  intendierten  Hank  habe  machen 

können",  einfach  gleich  die  ganze  Sache  refüsiert  und  depreziert, 

anstatt  Flemming,  d'Aubonne,  von  Gottberg  oder  irgendein  anderes 
Kommissionsmitglied  um  Aufklärung  des  nicht  Verstandenen  an- 

zugehen. \\'as  das  Hasard  bei  der  Sache  betreffe,  so  meint  er,  die 
den  Fonds  von  einer  ]\Iillion  stellende  Sozietät  könne  bei  außer- 

gewöhnlichen Vorfällen  allerdings  verlieren,  da  sie  aber  ziemliche 

Avantagen  vor  den  Spielern  voraus  habe,  seien  solche  Fälle  nach 

menschlichem  Ermessen  fast  unmöglich.  Jedenfalls  habe  ein 

Direktor  oder  Kollekteur  nichts  zu  befürchten,  denn  er  nehme 

seine  zulängliche  Sicherheit  an  den  zusammengeschossenen  Fonds, 

etabliere  seine  Korrespondenten  an  ihm  bekannten  Orten,  nehme 

die  Einlagegelder  selbst  und  durch  seine  Korrespondenten  ein, 

übermache  die  Gewinnste  an  gehörige  Orte,  wozu  er  das  Geld  teils 
selbst  in  Händen  habe,  teils  seinen  Kekurs  zur  Bank  wisse.  Von 

solchem  roulierenden  Gelde  ziehe  er  eine  einträgliche  und  mehr 

als  gewöhnliche  Provision  und  riskiere  auf  keine  Weise  weder  sein 

Vermögen  noch  seinen  Kredit,  profitiere  vielmehr,  je  mehr  Geld 

durch  seine  Hände  gehe,  sowohl  an  der  Pro^  ision  als  an  der  Aus- 
breitung seiner  Kundschaft  und  an  der  Verbesserung  seines  Kredits 

durch  pünktliche  Bezahlung  der  auf  ihn  gestellten  und  zahlbaren 
Scheine  und  Wechsel. 

Weiter  wendet  sich  von  Gottberg  gegen  die  Ansicht  der 
Leipziger  Kaufmannschaft,  daß  die  Bank  des  Quints  verwandt  sein 

solle  mit  dem  Aktienhandel  oder  mit  dem  Königsspiele.  Ziemlich 
unverblümt  wirft  er  den  Gutachtern  vor,  daß  sie  beide  nicht  zu 

kennen  scheinen,  weshalb  ihnen  auch  ,.das  Fundament  eines  ge- 

gründeten Sentiments  und  Gutachtens"  fehle.  Die  Bezeichnungen 

„Actions"  und  ,.Leibrenten"  kitnne   man  sehr   leicht   durch  andere 
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erst'tztMidi.  auf  die  Sache  selbst  komme  es  an.  Daß  der  Aktien- 
Ijaiid»'!  in  Frankn'ich  und  in  Enp:land  sich  so  verhaßt  pfemacht 

habt',  sei  kein  Wunch'r.  „weil  der  Modus  zur  Piaktiziernn^  und 

Aust'ührnnfr  (\^^  Werkes  nirpfend  determiniert  und  einpfeschlossen 
war.  sondern  alles  von  den  Phantasien  und  gutem  Willen  einiger 

wenigen  Leute  dependierte,  welche  durch  allerhand  und  selbst- 
beliebige  Künsteleien  heute  steigen  und  morgen  fallen  verursachten, 
um  inmittels  im  trüben  zu  fischen  und  von  Leute  Schaden  und 

Wi'lust  zu  i)rotitieren".  Für  die  Bank  des  Quints  läge  aber  ein 
Projekt  vor.  worinnen  alles  und  jedes  deutlich  beschrieben  und 
noch  weiterliin  zu  beschreiben  sei,  ja  von  welcliem  die  Sozietät 

der  Bank,  sogar  die  Inspektion  und  die  Direktion  nebst  genüglicher 

Hekomi)ensierung  für  ihre  ̂ lühewaltung,  auch  noch  andere  geben 

wolle.  Sie  würden  also  stets  ,,Meister  des  "Werkes"'  sein  und, 
nachdem  sie  einmal  ihre  Sicherheit  und  gewisse  Mesures  genommen, 

auf  keine  Weise  weder  obligieret  werden  noch  können,  in  dem 

einmal  beliebten  Modo  Änderungen  zu  maclien.  Zudem  stehe  ja 
der  Kaufmannschaft  frei,  ihre  Erinnerungen  und  Vorschläge  für 

Abänderungen  des  Projektes  zu  machen,  die  sicher  Entgegenkommen 
finden  würden. 

Gottberg  gibt  zu,  daß  das  allegierte  Königsspiel  seine  Miß- 
brauche (Übelstände)  gehabt  habe,  aber  weder  die  hohen  Kollegia 

noch  die  verordnete  Kommission  würden  sich  entbrechen,  allem 

etwa  zu  besorgenden  Unheil  vorzubeugen.  Auch  hier  würden  alle 

Leiten  Vorschläge  in  Obacht  gezogen  wei'den,  die  dazu  dienen,  jede 

Möglichkeit  zu  beseitigen,  die  Bank  des  Quints  mit  dem  Königs- 
spiel zu  vergleichen.  Worin  allerdings  eine  Gleichheit  bestehen 

soll,  das  sei  ,.bei  noch  nicht  examinierter  Sache  und  bis  dato  er- 
mangelnden vollständigen  Konzepten  weder  gewiesen  noch  sonsten 

abzusehen".  Und  nochmals  sucht  er  den  Vergleich  mit  dem  Aktien- 
handel haltlos  zu  machen.  Zwischen  ihm .  und  der  projektierten 

J-Jank  sei  ein  sehr  großer  Unterschied.  Bei  jenem  lial)e  die  Hoffnung 

und  das  Beispiel  eines  schnellen  und  großen  Keiclitunisei-weibes 

häufig  die  Leute  bewogen,  sehr  große  Kapitalien  in  Aktien  anzu- 
legen und  sich  damit  „allen  mit  einschlagenden  Verwandlungen  und 

Ha.«<ards  zu  exjjonieren''.  Dies  sei  bei  der  Bank  des  Quints  wenig 
oder  gar  nicht  zu  befürchten.  Die  Einlagen  seien  limitiert,  jeder 

kimne  nach  (gefallen  einlegen,  viel  oder  wenig,  und  wenn  die  Summen 

noch  zu  {.Toß  seien,  könnten  sie  voi-  dei-  Publizierung  jreiiauer  ein- 
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geschränkt  werden,  Anßer  diesem  Hasard  sei  für  die  Spieler  kein 
weiterer  Handel,  es  sei  denn,  daß  einer  mit  den  Leibrenten  oder 
Verschreibungfen  auf  300  Taler  Befreiungsgelder  nichts  zu  tun  haben 
wolle  und  seine  Gewinnstbilletts  an  andre  zu  verhandeln  suche. 

Aber  hierdurch  könne  kein  Mensch  ruiniert  werden,  denn  der 
Gewinn  und  Verlust  seien  nicht  jählings  wie  bei  dem  französischen 
Aktienhandel.  Es  Avürde  zu  unvernünftig  sein,  alle  Leibrenten  an 
sich  zu  handehi  und  alles  auf  seinen  Kopf  und  sein  Leben  zu  wagen. 

Das  Projekt  lasse  auch  deutlich  erkennen,  daß  wenn  mehr  Präten- 
denten zu  den  Leibrenten  sich  finden  sollten,  als  nötig  seien, 

solcher  Überfluß  denen,  die  am  meisten  haben,  abgeschnitten  und 
folglich  die  Leibrenten  unter  so  viele  Leute  verteilt  werden  sollen, 
als  nur  möglich.  Außerdem  könne  der  Handel  nicht  täglich  vor 
sich  gehen,  sondern  wenn  die  Leibrente  ihren  Anfang  genommen 
hat  und  auf  diesen  oder  jenen  verschrieben  ist,  so  habe  keine 
Zession  mehr  statt  und  komme  nur  auf  des  Eingeschriebenen  Leben 
oder  Tod  an.  „Mit  den  P^rhandelungen  der  Gewinnstbilletts,  um 
sich  die  300  Reichstaler  Befreiungsscheine  zu  machen,  sieht  es  auch 
bei  weitem  nicht  so  gefährlich  aus,  denn  ich  weiß  voraus,  wie  hoch 
der  Profit  dabei  ist  oder  nicht.  Der  ganze  Handel  kann  einige 

wenige  Prozente  bei  den  Gewinnstbilletts  austragen  für  den  Ver- 
käufer, der  Käufer  sieht  vorher  aus  der  Publikation  des  Projekts, 

was  er  dabei  gewinnen  kann.  Wenn  nun  einer  nicht  blindlings, 
ohne  die  Avantage  der  Bank  zu  erwägen,  alle  Tage  auf  viele 
Niunmern  des  Quints  wie  ein  Unbesonnener  setzen  wollte,  so  ist 
nicht  abzusehen,  wie  einer  sich  in  einer  oder  anderen  Weise  dabei 
ruinieren  oder  jemand  durch  anscheinende  solche  Gefährlichkeit 

seinen  Kredit  verlieren  könnte."  Kein  Gesellschaftsmitglied  könnte 
bei  gutem  Gang  der  Bank  seine  Anteile  „aufs  höchste  losschlagen", 
denn  die  Bankanteile  bleiben  beständig  auf  den  Personen  und 
können  nach  den  Satzungen  nicht  verhandelt  werden,  damit  sie 
nicht  in  ausländische  Hände  kommen. 

Der  Behauptung,  daß  andern  Ortes  die  Bank  des  Quints  ver- 
boten worden  sei,  stellt  von  Gottberg  die  entgegen,  daß  bisher 

in  der  ganzen  Welt  weder  eine  Lotterie,  noch  ein  Spiel,  noch 
sonst  ein  Unternehmen  unter  dem  Namen  des  Quints  bestehe.  Die 
Genuesischen  Spiele,  die  eigentlich  Seminario  heißen  und  am  meisten 
als  Jeux  de  Gennes  bekannt  seien,  hätten  zwar  einige  Gleichheit 
mit  dem  Projekt   des  Quints,   allein  da  diese  genuesische  Art   des 
Stieda-Fostschrift.  2 
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Spiels  schon  seit  lanofeni  bestehe  mul  aiuh  jetzt  uoeh  (1727)  trotz 

aller  l'nKlii<ksIälle.  Kriejre.  Hevohitioneii  in  den  meisten  Orten 
Italiens  usw.  sieh  erlialten  habe  und  floriere,  so  könne  dem  (Quinte 

aueh  diese  (Tlei(lih»'it  nicht  schaden,  sondern  viehnehr  zu  dessen 
bei>serem  Huhme  und  Kekommendation  dienen.  Wohl  habe  der 

Papst*)  aus  heilijrem  Eifer  in  seinem  Staate  diese  Genuesischen 
Spiele  verboten,  nur  um  dem  Aberglauben  zu  steuern  (als  cabalam. 
punctiren  usw.).  es  stehe  aber  fest,  daß  dieses  Verbot  ebensowenig 
durchgängigen  Ktfekt  gehabt  habe  wie  das  den  CTeistlichen  geltende 
Gebot,  keine  Perücken  zu  tragen.  Ein  weiteres  Verbot  der 

Genuesischen  Sjiiele  sei  unbekannt,  auch  in  Frankreich,  wo  übrigens 
nicht  eine  einzige  Institution  l)estehe.  die  mit  der  gejdanten  Ban(ive 

des  Qvints  auch  nur  die  geringste  Ähnlichkeit  habe. 

Was  die  Proportion  von  fünf  schweren  Treffern  gegenübei- 
47  Nieten  betreffe,  .so  meint  von  Gottberg,  daß  diese  Objektion  niclit 

sehr  stark  zu  sein  scheint.  Von  52  Karten  oder  Nummern  ge- 

wännen 5.  welche  jede  zehnmal  so  viel  kriegen,  als  für  sie  ein- 

gelegt sei.  ̂ ^'enn  man  also  auf  alle  52  Nummern  einen  Taler  setze, 
bekomme  num  50  Taler  gewiß  wiedei*.  Zwei  Taler  gingen  zwar 

verloren,  dagegen  könne  man  die  gewonnenen  50  Taler  zur  Er- 
langung der  Leibrenten  und  der  Befreiungsscheine  annotieren  lassen 

oder  an  andere  zedieren,  wodurch  die  vier  Prozente,  die  man  ver- 

loren hat.  wieder  ersetzt  und  rekompensiert  würden.  Diese  Sach- 

lage sei  für  den  Spieler  so  vorteilhaft,  daß  die  Bank  nimmeimeln- 
auskonnnen  würde,  wenn  sie  bei  den  anderen  Klassen  auf  2.  H  oder 

5  Nummern  nicht  etwas  größere  Avantage  hätte,  (besetzt  aber, 

das  Hasard  wäre  wirklich  für  den  Spieler  zu  groß,  so  wiirtle  das 

doch  dem  Kollekteur  nicht  schaden.  .'Sondern  er  könne  desto  eher 

der  Bank  und  der  Be.stätigung  .seines  Kredites  versichert  sein. 
Schließlich  kommt  von  Gottberg  auf  die  Deprekation  seitens 

der  Leipziger  Kaufmannschaft  nochmals  zu  sprechen,  wirft  letzterer 
aber  wieder  Voreiligkeit  vor.  «la  sie  doch  selbst  sage,  sie  habe 

sich  noch  kein  richtiges  Bild  (Konzept)  von  der  ganzen  Sache 

machen  können,  andrerseits  noch  keine  Erläuterung  des  ihr  Un- 
verständlichen verlangt  oder  erhalten.  Was  die  ..allerdings  nicht 

unerheblichen  Bedenken"  hinsichtlich  des  Verderbs  junger  Leute 
und  Handlungsdiener  betreffe,   so  sei   dieses  Bedenken   auch  schon 
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in  ErwäfTun^  «i-ezojjen  worden.  Man  sei  aber  willens,  deshalb  alle 
Präkautionen  zu  nehmen,  auch  alle  ̂ uten  Vorschläge  zu  akzeptieren 
und  zu  employieren.  Es  bestehe  kein  Zweifel,  daß  Mittel  und 
AVege  gefunden  würden,  diesem  Unheil  vorzubeugen. 

Am  4.  November  erteilten  Handlungsdeputierte  und  Ki-amer- 
meister  dem  Rat  der  iStadt  hierauf  die  Antwort,  daß  sie  bei  ihrem 
vormaligen  Bescheid  bleiben  müssen.  Die  Direktion  der  projektierten 
Bank  als  Korporationen  oder  als  einzelne  Mitglieder  derselben  zu 
übernehmeu,  erscheine  ihnen  weder  tunlich  noch  ratsam.  Hingegen 
werde  jedes  einzelne  Mitglied  der  Deputierten  und  Kramermeister, 
en  particulier,  wenn  sie  von  der  Realität  der  Sache  überzeugt  sein 
würden,  das  seinige  von  selbst  zu  kontribuieren  sich  nicht  entbrechen, 
..welches,  weiln  die  übrigen  gemachten  Vorstellungen  in  unsere 

Profession  nicht  laufen,  folglich  von  uns  weder  hinlänglich  exa- 
miniret  noch  beurtheilet  werden  können,  wir  auff  die  erwehnten 

Erinnerungen  (von  (jottbergs)  anderweit  nicht  verhalten  sollen". 
Mit  dieser  zweiten  Ablehnung  war  das  Projekt  endgültig  be- 

graben und  sicher.  ,,dem  Rat.  der  Kaufmannschaft  und  dem  PuWico, 

aber  auch  Ihrer  Königlichen  Majestät"  durch  dieses  Begräbnis  ein 
größerer  Gefallen  getan  worden,  als  durch  ein  unrühmliches  Ende, 
das  der  Bank  des  Quints  nicht  ausgeblieben  sein  würde. 

II.  Das  Eisenbahnprojekt  Leipzig-Magdeburg  (1829). 
Im  Jahre  1825  wurde  die  erste  Eisenbahn  dem  öffentlichen 

Verkehr  übergeben,  es  war  die  englische  Linie  Stockton-Darlington. 
Im  Jahre  1835  rollte  auf  deutschem  Boden  (Nürnberg-Fürth)  der 

*erste  Zug.  Zwischen  beiden  Jahren  hatten  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (1827).  Österreich-Ungarn  (1828)  und  Frankreich  (1828) 
die  ersten  Eisenwege  gel)aut.  Doch  allerorten  regte  sich  der  Trieb, 
das  Flügelrad  sich  dienstbar  zu  machen.  Nicht  zuletzt  in  Leipzig, 
von  dem  es  durchaus  nicht  immer  mit  Recht  hieß:  Lipsia  vult 
expectari!  Im  Jahre  1833  hatte  Friedrich  List  seine  beiden  Schriften 

..Über  ein  sächsisches  Eiseubahnsj'stem"  und  ,. Aufruf  an  unsere 
Mitbürger  in  Sachsen,  die  Anlage  einer  Eisenbahn  zwischen  Dresden 

und  Leipzig  betreffend"  veröffentlicht.  Es  darf  als  gewiß  an- 
genommen werden,  daß  er,  dessen  Absicht  in  der  ersten  größeren 

deutschen  Eisenbahnstrecke  in  so  glänzender  Weise  zur  Erfüllung 
kam.  keine  Ahnung  damals  davon  gehabt  hat.  daß  schon  ein  halbes 

9* 
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.  Dezennium  früher  im  Kreise  der  Leipzipfer  Kaufniannscliaft  ein 

Projekt  erörtert  wurde,  das,  wenn  aucli  nur  um  ein  Geringes 

(2.0  Kilometer)  an  Ausdelinunof  noch  p-rößer  war  als  das  Leipzig- 
Presdner.  welches  im  ersten  Plane  von  1829  übrigens  zum  Teil, 
nämlich  bis  Strehla  an  der  Elbe,  mit  vorgesehen  war,  da  der  Plan 

zunächst  anheimgab:  Leipzig-Strehla  oder  Leipzig- Halle  bezw. 

Magdeburg.  Man  fühlte  schon  damals  —  und  nicht  nur  in  Leipzig, 

sondei-n  auch  in  Halle  —  daß  der  Mangel  eines  geeigneten,  Handel 
und  Industrie  dienstbaren  Wasserweges  für  Leipzig  ein  großes 

Veikehrshindernis  bedeutete.  Man  hoffte,  daß  ein  .Schienenweg  von 

der  sächsischen  Handels-  und  Meßstadt  nach  einem  der  nächst- 

liegenden schiffbaren  Ströme  diesem  Mangel  abhelfen  würde.  Die 

Ki-fahrungen.  die  man  in  England.  Amerika  usw.  bis  dahin  mit  den 
Eisenbahnen  trotz  aller  namhaften  Fortschritte  in  der  Eisenbahn- 

tfchnik  gemacht  hatte,  konnten  doch  noch  nicht  den  Blick,  den  Sinn 

für  den  A\'ert  so  klären,  daß  man  erkannt  hätte,  daß  die  \'orteile 
des  Wasserweges  selbst  durch  den  Schienenweg  niemals  geboten 

werden  können.  In  einer  nunmehr  fast  achtzigjährigen  Eiseni)ahn- 
praxis  haben  wir  diese  P^rkenntnis  erlangt.  Noch  heute  streben 

wir  nach  einer  Ausdehnung  des  deutschen  Kanalnetzes,  Leiiizig 

insbesondere  nach  seinem  eigenen  Kanal  —  trotz  längst  bewährter, 
nach  allen  möglichen  Wasserbinnenstraßen  und  Seehäfen  fühiendeii 

Eisenbahnvei'bindungen. 
Es  scheint  —  wenigstens  darf  man  es  aus  den  Akten  M  des 

Leipziger  Handelsvorstandes '-)  vermuten  — ,  daß  auch  in  dieser  für 
Leipzig,  seinen  Handel  und  seine  Industrie  so  wichtigen  An- 

^^elegenheit  der  Kaufmann,  Bankier  und  Kramermeister  f'arl  Lebe- 

recht Hammer  den  ersten  Schritt  getan  hat.*^)  In  Leipzig!  Denn* 
die   erste  Anregung  ging   von  Halle   aus.     Der   nachmalige  (ie- 

')  Actii  des  Handlungsvorstunds  zu  Leipzig,  die  Anlegung  einer  Eis,Mr.iiiliii 

zwischen  Leipzig  und  Magdeburg  betreffend.  Vom  Jahre  182'J.  (Im  n.>itz 
der  Handelskummer  zu  Leipzig ) 

^1  Über  dessen  Organisation  s.  mein  Buch  „Leipzigs  HandelskoriJoratioMc-n", 
Leipzig  1907.  S.  13. 

•)  C.  L.  Hummer  war  Mitinhaber  der  noch  heute  florierenden  H.,nkfirnia 

Hammer  &  Schmidt  in  Leipzig.  Seine  hervorragenden  Verlien.ste  sind  niannig- 

faltig.  Allein  seine  Anregungen  und  Bemühungen  zur  Gründung  der  welt- 
berühmt gewordenen  Leipziger  Handelslehranstalt  (gegr.  1831)  macli-ii  ihn 

schon  unvergeßlich,  8.  Wolfrum,  Die  öffentliche  Handelslehran.-talt  zu 

Leipzig  1831—1881,  Leipzig  1881,  S.Off. 
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heime  Kommerzienrat  Stadtrat  und  Handelskaninierpräsideiit  Lud- 
wig Wucherer,  ein  Manu,  dem  Halle  überaus  viel  zu  verdanken 

hat/)  hatte  eine  Denkschrift  an  den  Leipziger  Stadthauptmann 
Ludwig  Hartz  gesandt,  deren  ganzer  Wortlaut  bedeutend  genug  ist. 
um  hier  vollinhaltlich  wiedergegeben  zu  werden.  Hartz  hatte  diese 
Denkschrift  dem  Handlungskonsulenten  Dr.  Wiesand  zugestellt  und 
so  ist  sie.  da  Hammer  als  Kramermeister  (Vorstandsmitglied  der 
Kramerinnung)  zum  Handlungsvorstand  gehörte,  auch  in  die  Hände 

dieses  bienenfleißigen,  weitblickenden,  immer  nur  das  Wohl  der  ge- 
samten Kaufmannschaft  Leipzigs  im  Auge  haltenden  Mannes  ge- 

kommen, der  sich  der  wichtigen  Angelegenheit  offenbar  mit  gr()ßttMn 
Eifer  angenommen  hat.  wie  ein  noch  zu  erwähnender  Brief  an  ihn 

dartut.     Die  Denkschrift  sag-f  folgendes: 
„Unter  den  Erfindungen  neuerer  Zeit  nehmen  die  Eisen- 

bahnen einen  sehr  hohen  Standpunkt  ein.  indem  sie  teils  ein  un- 
gleich wohlfeileres,  zugleich  aber  bei  weitem  rascheres  Transport- 
mittel liefern  als  jedes  früher  gekannte  binnenländische  und  des- 

halb notwendig  nur  günstig  auf  den  Handel  und  Verkehr  überhaupt, 
im  umfassendsten  Sinne  des  Wortes,  einwirken  müssen,  teils  neben 

jener  Ersparnis  an  Kosten  und  Zeit  den  Unternehmern  einer 
solchen  Anlage  mit  Sicherheit  einen  Gewinn  versprechen,  den  nicht 
manche  Zweige  der  Spekulation  aufweisen  dürften. 

Die  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas,  in  England  und 

Frankreich  schon  bestehenden  Eisenbahnen,  die  zunehmende  Ver- 

mehrung derselben  und  die  Anlegung  ganz  neuer,  welche  gegen wäi't  ig 
in  Österreich  und  Preußen  für  sehr  bedeutende  Landesstrecken  aus- 

geführt wird,  sprechen  für  die  Richtigkeit  eben  aufgestellter  Ansicht 
wie  für  den  Wunsch,  der  sich  manchem  Bewoliner  des  mittleren 
Deutschlands  aufdrängt,  auch  in  diesem  Teile  unseres  gemeinsamen 
Vaterlandes  Einrichtungen  solcher  Art  entstehen  zu  sehen,  welche 
dem  durch  die  inneren  Verhältnisse  so  tief  gebeugten  Handel  ein 
neues  Leben  verleihen  könnten. 

Unter  den  Städten  des  mittleren  Deutschlands  gibt  es  aber 
w^ohl  keine  zweite,  welche  durch  ausgebreiteten  Handel  sich  eines 
so  blühenden  Wohlstandes  erfreute,  als  Leipzig;  keine,  welche  den 
Wechsel  der  Dinge  mehr  erfahren  und  darunter  gelitten  hätte. 

*)  über   ihn   s.  Hertzberg.  Geschichte   der   Stadt  Halle   an    der   Saale, 
Halle  a.  S.  Is93.  Bd.  3  8.  (J54  (und  die  dort  angezogenen  i-eiten). 
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Wärt'  lue  örtliclit'  T.aire  Leipzijjs  anderer  Art,  z.  B.  wie  die 

von  Hamburg  oder  Magdt^burg-  gewesen,  so  würden  die  politischen 
Ereignisse,  welche  hier  so  nachteilig  einwirkten,  wie  bei  jenen 
Städten  vorübergehend  gewesen  sein,  so  aber  haben  die,  aus  der 

Lokalität  entspringenden  Beschränkungen,  die  durch  politische  Um- 
wälzungen diesem  Handelsplatze  zugefügten  Leiden  in  einer  langen 

Keihe   von   Jahren   nicht   vermindert,   sondern   steigend   vermehrt. 

Gerade  diese  seine  Lage  aber  im  eigentlichen  Mittel])unkte 

Deutschlands  scheint  jetzt  —  wo  der  ]\Ienschen  erfinderische 

Geist  Hindernisse  der  A r t  erfolgreich  zu  beseitigen  gelehrt  hat  — 
die  Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  Leii)zig  und  seinen  früheren 

hohen  Standpunkt  unter  den  deutschen  Handelsplätzen  zurück- 
zuführen. 

Unmittelbare  Verbindung  mit  einem  schiffbaren  P'lusse  ist  es, 
was  Leipzig  für  den  eignen  wie  für  den  Si)editionshandel  haupt- 

sächlich fehlt,  und  da  eine  solche  Verbindung  nicht  wohl  zu  be- 
schaffen, so  könnte  die  Anlegung  einer  Eisenbahn  diesen  Mangel 

gänzlich  und  vielleicht  selbst  mehr  als  ersetzen,  da  der  Frachtlohn 

auf  einer  solchen  schwerlich  je  höher,  in  den  meisten  Eälleii  aber 

billiger  zu  stehen  kommt  als  die  Schiftsfracht  im  Innern  des 
Landes, 

Zwei  Punkte  scheinen  sich  am  besten  zu  eignen,  Leii)zig  mit 

einem  schiftbaren  Strome  durch  eine  Eisenbahn  in  Verbindung  zu 
.setzen:  Strehla  an  der  Elbe  und  Halle  an  der  Saale. 

Erstere  Stadt  bietet  hierbei  für  Leijtzig  den  Vorteil,  daß  sie 

im  Innenlande  und  günstig  für  die  aus  Böhmen  koumienden  Gegen- 
stände des  Handels  und  Ackerbaues  liegt,  den  Nachteil  aber  einer 

zu  großen  Entfernung,  in  welcher  überdies  zwei  Flußgebiete  zu 

pa.ssieren  sind,  von  denen  das  eine  (das  der  Mulde)  noch  nicht  ein- 

mal mit  einer  Brücke  versehen  ist,  überhaupt  wegen  der  Bösailig- 
keit  dieses  Wassers  große  Schwierigkeiten  entgegenstellt,  und  eines 

im  ganzen  sehr  unelienen.  kupierten  Terrains,  wie  einer  kost- 
spielitren  und  lai^gsamen  Wasserfahit  die  Ell)e  hinauf. 

Halle  aber  leidet  nur  an  einem  Übelstande,  dem  nämlich,  für 

Leipzig'  im  Auslande  gelegen  zu  sein.  —  In  die  Augen  springend 
sind  dagegen  die  Vorteile,  welche  dieser  Punkt  gewährt,  da  die 

Entfernung  nur  geringe  —  etwa  4*/,  Meilen  — .  das  Terrain  aber 
—  rechts  der  Chaussee  (von  Leipzig  aus  gerechnet)  und  ganz  nahe 
derselben  —  durchaus  eben  ist.    sich  auf  dem  Plateau  der  Strom- 
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sclieide  zwisclieii  Elster  uiul  Mulde  hinzieht,  wo  es  mir  von  eint-m 

unbedeutenden  Bache,  der  Keide.  der  nie  Übers('h\vemnuin«:^en  ver- 
anlaßt, durchschnitten  wird  und  deshalb  keine  kostspielij^en  Brücken- 

anlajren  erheischt. 

Überdem  aber  ist  die  direkte  Schiffahrt  von  Hanil)iii'fi:  auf 
Halle  bei  fast  um  die  Hälfte  niedri<2:erer  Fracht  als  die  von  Ham- 

burg nach  Strehla  (bis  wohin  die  preußisch-anhaltischen  Elbschiff- 

fahrtszölle  allein  15^..  Groschen,  die  dänisch-mecklenburgisch- 

liannöversclien  aber  4*/,j  Groschen  in  Golde  pro  Ztr.  von  Kolonial- 
waren usw.  ausmachen,  während  die  ganze  Fracht  bis  Halle  in- 

klusive aller  Schiffahrtszölle  nur  13  — 14  Groschen  Kurant  pro 
Ztr.  beträgt),  wenngleich  erst  seit  wenigen  Jahren  entstanden, 
doch  in  bester  Aufnahme,  wie  die  jälirlicli  sicli  mehrende  Masse 

der  auf  diesem  —  bereits  durch  viele  Leipziger  Häuser  mit  Vor- 
teil benutzten  —  Wege  eingehender  Güter  beweist,  und  gewährt 

bei  im  Durchschnitte  kürzerer  Fracht,  als  die  von  Hamburg  nach 

Strehla  außer  dem  Vorteil  der  Kosten-  und  Zeitersparnis  noch  den 

des  Vorhandenseins  solider  Handlungen  und  aller  nötigen  Ein- 

richtungen zum  Betrieb  der  Spedition  sowohl  stromauf-  als  strom- 
abwärts. 

Ferner  ist  die  Gegend  um  Halle  reich  an  Produkten  und  Er- 

zeugnissen mancher  Ai-t,  als  Getreide,  Bau-  und  Breimmaterialien, 
Salz  usw.,  welche  für  einen  Teil  des  Königreich  Sachsens  erwünschte 
Einfuhrartikel  sind  oder  doch  werden  krmnten,  wenn  verringerte 

Transportkosten  den  Verbrauch  derselben  erleichterten,  was  die 

Frequenz  fraglicher  Eisenbahn  noch  erhöhen  würde. 

Ganz  besonders  wichtig  erscheint  jedoch  Halle  hinsichtlich  des 

zwischen  Preußen  an  einem  und  Bayern  und  Württemberg  am  an- 

deren Teile  abgeschlossenen  Handelstraktats  für  Leipzig  werden 

zu  können  in  betreff  der  Spedition  von  Kolonialwaren,  welche 

mindestens  für  das  ganze  östliche  Bayern  der  geographischen  Lage 

nach  am  besten  über  jene  Stadt  geleitet  werden  dürfte,  da  der 

Wasserweg  von  Bremen  aufwärts  wegen  der  ihm  unzertrennlich 

anklebenden  Langsamkeit  seinen  zeitherigen  Wert  für  Bayern  ver- 

lieren muß.  und  Elbe  und  Saale  bei  ermäßigten  Zöllen  und  Trans- 

l)ortkosten  den  Vorzug  vor  der  Weser  verdienen,  fenier  die  Straße 

von  Halle  über  Altenburg,  zwar  ein  wenig  näher  als  über  Leipzig, 

doch  nur  zum  geringsten  Teile  chaussiert  ist,  mithin  unbequemer 

und  teurer  sein  muß  als  der  über  letzteren  Platz. 



^4  Zwei  Kapitel  aus  Leipzigs  Handelä-  und  Verkehrsgeschichte. 

Könnt»'  demnach  Leipzig,  wie  dieses  bei  Anlegung  einer  Eisen- 
hahn nach  HaUe  der  Fall  sein  müßte,  billigere  Spesen  als  Alten- 

bui'g  berechnen,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  die  ganze 
Expedition  für  Ostbayern  sicli  über   ersteren  Platz    ziehen    würde. 

Hiernach  wären  nun  die  Vorteile,  welche  Halle  gegen  Strehla 

(obgleich  es  noch  andere  gewichtige,  wenn  auch  minder  augen- 
fällige gibt)  böte,  so  bedeutend,  daß  ersterer  Stadt  für  eine  nach 

Leipzig  anzulegende  Eisenbahn  wohl  jedenfalls  der  Vorzug  gebührte. 
Nach  Vorausschickung  dieser  kurzen  Schilderung  der  örtliciien 

Vei'hältnisse  wagt  man  es.  den  Herren  Deputierten  löbliciien 
Handelsstandes: 

Die  Idee  zur  Anlegung  einer  solchen  Eisenl)ahii  voi-zuführen 
und  dieselben  gehorsamst  zu  bitten,  solche  überhaupt  liinsichtlicli 

des  Vorteils,  der  dadurch  für  Leipzig  entstehen  könnte,  in  wohl- 

geneigte Erwägung  und  Beratung  nehmen  zu  wollen,  auch  ge- 

wogentlichst  zu  prüfen  —  wenn  denselben  die  Anlage  im  all- 
gemeinen ausführbar  und  wünschenswert  erscheint,  von  welchem 

Punkte  aus  sie  zu  erreichen  sein  dürfte. 

Fiele  nun  die  Wahl  des  Punktes  —  ab  welchem  ein  Eisen- 

scliienenweg  anzulegen  —  auf  Halle,  so  würde  man  sich  erlauben, 

bei  den  vereiirten  Herren  Deputierten  ganz  ergebenst  darauf  an- 
zutragen, daß  dieselben  geruhen  möchten,  sich  darüber  auszusprechen, 

ob  nach  ihrer  Ansicht  die  einzelnen  Mitglieder  löblicher  Kauf- 

mannschaft wie  auch  andere  Privatpersonen  sich  für  und  bei  Aus- 
führung des  in  Rede  stehenden  Plans  interessieren  dürften. 

In  dem  P'alle,  daß  auf  eine  lebliafte  tätige  Teilnahme  Leipzigs 
bei  Ausführung  gedachten  Projektes  zu  rechnen  und  hierüber  eine 

einigermaßen  sicherstellende  Erklärun<r  zu  erlangen  sein  dürfte, 

würden  die  Personen,  von  denen  fragliche  Idee  ausgegangen,  die- 
jenigen Arbeiten  sofort  vornehmen  lassen,  welche  zur  Ermittlung 

eines  ganz  genauen  Kostenanschlages  notwendig  gehören. 
Der  beiliegende  Anschlag,  wenn  schon  von  einem  gründlichen 

Sachverständigen  entwoi'fen,  hat  nicht  an  Ort  und  Stelle  gefertigt 
werden  können;  er  gibt  daher  nur  eine  Übersicht,  vermag  aber, 
des  Ge.sagten  wegen,  nicht  zur  wirklichen  Hasis  zu  dienen. 

Es  ist  indes  aus  diesem  Entwurf  zu  entnehmen,  daß.  sollte  die 

Ausfühmng  auch  einen  bedeutend  höheren  Kostenaufwand  vei- 
ui>a<hen,  die  Anlage  dennoch  einen  bedeutenden  Überschuß  um  so 
.sicherer  bieten  müßte,   als   die  Ge.samtmasse   der   in   beiden   Rieh- 
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tunofen  zu  transportieiviideii  mit  jiilirlicli  500000  Ztr.  jedenfalls  zu 

gering  angenommen  ist. 

Man  würde,  unter  obiger  Voraussetzung,  ferner  bei  dtn  beider- 
seitigen Regierungen  vorläufig  die  erforderlichen  Anträge  nuidien, 

um  den  landesherrlichen  Bewilligungen,  welche  zum  Bestehen  und 

Gedeihen  einer  Anlage,  wie  fragliche,  notwendigst  gehören,  im 
voraus  versichert  zu  sein,  wobei  man  zurzeit  schon  die  Hoffnung 

aussprechen  kann,  daß  preußischerseits  keine  Hindernisse  in  den 

Weg  gelegt  werden  würden;  und  nachdem  dies  alles  geschehen 

—  wozu  man  sich  wegen  der  in  Dresden  bei  dem  hohen  Finanz- 

kollegio  zu  machenden  Schritte  die  geneigte  Einwirkung  der  ver- 
ehrten Herren  Deputierten  seinerzeit  zu  erbitten  gehorsamst  er- 
lauben wird  — ,  gedenkt  man  mit  dem  auf  nur  erwähnten  genauen 

Anschlag  basierten  Aktienplan  zur  Anlegung  einer  P^isenbahn 

zwischen  Leipzig  und  Halle  zunächst  in  diesen  beiden  am  meisten 

dabei  beteiligten  Städten,  dann  aber  —  sollte  die  benötigte  Summe 
daselbst  nicht  zusammenkommen  —  bei  dem  größeren  Publikum 

aufzutreten". 

Uns  heutige  Kinder  der  Zeit  eines  hochentwickelten  \'erkehrs 
und  seiner  technischen  Vollkommenheiten,  deren  jede  neue  wir  fast 

wie  etwas  Selbstverständliches,  etwas  längst  Erwartetes  hinzunehmen 

uns  gewöhnt  haben,  wie  mutet  uns  so  manches  in  diesem  Hallenser 
Expose  an,  das  aus  der  frühsten  Zeit  des  Eisenbahnwesens  stammt, 

aus  einer  Zeit,  in  der  man  sich  vielfach  noch  um  die  Vor-  und 

Nachteile  stritt,  die  der  von  einer  Lokomotive,  diesem  anof^stauntt-n 

Neuling,  vor  dem  vom  getreuen  Pferde  gezogene,  auf  Schienen 

rollende  Wagen  oder  gar  Wagenzug  haben  möchte.  A\'ie  seltsam 
klingt  uns  —  wenn  er  uns  auch  für  die  damalige  Zeit  verständlich 
ist  —  der  Einleitungsabschnitt!  Und  wenn  wir  dann  lesen,  daß 

Strehla  den  Nachteil  größerer  Entfernung,  überdies  zwei,  man 

denke:  sogar  gleich  zwei  Flußläufe  gegen  sich  sprechen  lassen 

müsse,  von  denen  der  eine,  die  „bösartige"  Mulde,  noch  nicht  ein- 
mal eine  Brücke  habe  (also  vorhandene  Brücken  scheint  man 

für  die  Bahn  ins  Auge  gefaßt  zu  haben),  wenn  die  Unebenheiten 

des  „kupierten"  Terrains  hindernd  genannt  werden,  dann  möchten 
wir  doch  fast  lächeln,  wenn  wir  uns  nicht  gleichzeitig  erinnern 

würden,  daß  bereits  wenige  Jahre  später  die  Leipzig-Dresdener 
Eisenbahnkompanie  alle  die  gefährlichen  Klippen  und  Klüfte  von 

ihren  Dampfwagenzügen  überfahren    ließ,   mit   einer   Geschwindig- 
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,  kt'it  und  Falirsicherlieit  nocli  dazu,  die  den  heutigen  Verhältnissen 

durchaus  entspricht.') 
Wichtig  sind  die  Hinweise  auf  Leipzigs  Niedergang  als  Handels- 

stadt, der  die  Bahn  das  Mittel  werden  soll,  ,.auf  ihren  früheren 

hohen  Standjtunkt  unter  den  deutschen  Handelsidätzen  zurück- 

zukommen". Interessant  sind  ferner,  wie  schon  eingangs  erwäiint. 
die  Anspielungen  auf  den  Mangel  eines  Wasserweges  nach  und 

von  Leijtzig.  vor  allem  auch  die  Spesenberechnungen  und  Vei-gleiche 

zwischen  Elbe-  und  A\'esersc]iiftahrt.  Für  unser  Thema  hat  ferner 
der  Hinweis  auf  den  Handelstraktat  zwischen  Preußen  und  Bayern 
bezw.  Württemberg  ganz  besondere  Bedeutung,  weil  gerade  er,  der 

hier  im  Hallenser  Expose  als  Argument  für  die  Bahn  erwähnt 

wird,  es  ist,  der  als  äußerer  Anlaß  dienen  mußte,  das  Projekt 
scheitern  zu  lassen. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  Wucherer  in  alleierster  Linie 

Halles  Vorteil  am  Herzen  lag,  immerhin  möchte  ich  doch  nicht  un- 
erwähnt lassen,  daß  sein  Charakter,  wie  er  uns  von  verschiedenen 

Seiten  durch  seine  Verdienste,  die  er  sich  erworben  hat,  durch 

sein  ganzes  gut  deutsches,  patriotisches  Wirken  und  Handeln  ge- 
schildert wird,  dafür  bürgt,  daß  er  sehr  wohl  auch  neidlos  an 

Leipzigs  Wohl  gedacht  hat.  P2r  war  ein  Mann,  der,  was  er  ein- 
mal plante,  auch  gleich  gründlich  und  nach  allen  Seiten  erwog. 

Es  lag  ihm  offenbar  daran,  gleich  von  vornherein  bei  den  Leipziger 
Erwerbsgenossen  mit  einem  Material  anzutreten,  auf  Grund  dessen 

sie  sich  auch  nach  der  finanziellen  Seite  hin  ein  Bild  von  den  Er- 

fordemi.ssen  machen  konnten,  die  die  Durchführung  des  IManes  der 

Leipzig-Halleschen  Eisenbahn  stellte,  ̂ ^'as  er  auf  Grund  der  Be- 
rechnungen seines  ,.gründlichen  Sachverständigen''  in  seinem  Kosten- 

anschlag mitteilt,  ist  jedenfalls  wichtig  genug  für  die  (-Jeschichte 
des  Eisenbahnwesens  Deutschlands,    um    hier  dargelegt  zu  werden. 

Danach  forderte  ein  einfach  gelegter  Weg  (Eingleisi.  für 

schwere  Güter  berechnet.  19  Fuß  Breite.''^)  Wucherer  dachte  zu- 
nächst an  eine  Eisenbahn  mit  Pferdezug!  Für  die  Schienen  waren 

ö  Fuß  vorgesehen,  einschließlich  4',  Fuß  Zwi.schenraum,  für  die 

Pferde  je  3  P'uß  auf  jeder  Seite  des  Schienenweges.  Neben  diesen 
„Steigen"    sollte   je  ein  Graben   von    4  Fuß    Breite    laufen.     „Die 

M  Man  vgl.  meinen  im  P'rühjahr  1912  in  IJeclam.s  l'niversum  erscheinenden Aufsat/,  über  ijachsi^ns  erste  Eisenbahnfaliiten. 

»)  Der  Fuß  =  fast  314  mm. 
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Läng:e",  so  wird  hierzu  bemerkt,  „ei-jribt  also  die  r4run(1ents('hädi- 
gung."  Die  Planierarbeit  wurde  in  ihren  Kosten  um  20  Prozent 
höher  veranschlagt  als  bei  Chausseeanlagen,  nämlich  pro  Meile  mit 

3000  Talern,  „je  nachdem  die  I^rofile  ausfallen"  würden.  „Das  Be- 
fahren mit  Kies  und  Überwalzen  der  Oberfläche  mit  eisernen  Zy- 

lindern kann  auch  auf  R.  1000  p.  Meile  sich  belaufen".  P'ür 
Brücken  rechnete  man  200 — 400  Taler  das  Stück.  ,,Schienen 
werden  am  besten  aus  Schmiedeeisen  gewalzt.  Bei  einer  Belastung 

von  10000  fl  auf  ein  Kad  wiegt  jeder  Fuß  4V'„  fl ,  also  für  zwei 
Schienen,  jeder  laufende  Fuß  der  Bahn  9  «'<'.  und  mögen  1000  U  50 
bis  60  Taler  p.  Ctr.  gelten."  Auf  je  drei  laufende  Fuß  der  Bahn 
sollen  zwei  Sandsteinwürfel  von  1  Kubikfuß  als  Unterlage  kommen, 
das  Stück  mit  8 — 10  Groschen  berechnet.  Die  Schienen  sollten 

auf  diese  Unterlagen  mit  eisernen  Stangen,  „so  mit  Blei  eingegossen"^ 
befestigt  w^erden.  Auf  drei  laufende  Fuß  waren  zwei  Stangen  (zu 
je  5  Groschen,  einschließlich  Blei  usw.)  vorgesehen.  Das  Anlegen 
dieses  Schienenweges  berechnete  der  Plan  mit  einem  Groschen  pro 
Fuß  der  laufenden  Bahn.  „Nivellement  und  Aufsicht  pro  Steile 

K.  500."  Jeder  Wagen,  der  4000  fJ  Ladung  tragen  sollte,  Avar  mit 
200  Taler  veranschlagt. 

Hinsichtlich  der  „Leistungen"  sagte  der  Anschlag  folgendes: 
,.Ein  Pferd  zieht  auf  der  Horizontale  bei  2^/3  engl,  Meilen  Ge- 

schwindigkeit pro  Stunde  zirka  30  000  Pfund  acht  Stunden  weit  pro 
Tag,  Bei  einem  Ansteigen  von  23  Minuten  rechnen  wir  nur 
12  ä  15000  Pfund;  vielleicht  fiel  die  vorliegende  Bahn  so  aus,  daß 
15  ä  18000  Pfund  zu  führen  wären.  Bei  9  Stunden  Entfernung  würde 

auf  der  Mitte  gewechselt,  mithin  wäre  doppelte  Bespannung  nötig," 
Schließlich  war  dem  Expose  noch  folgende  Aufstellung  beigegeben^): 

')  über  den  Voranschlag,  die  wirklichen  Kosten  usw.  der  dann  später 
(April  1838)  in  Angriff  genommenen  und  ausgeführten  Bahnbauten  der  Linie 

Leipzig-.Magdeburg  siehe  in  der  im  Jahre  1840  anonym  erschienenen  kleinen  in- 

teressanten Schrift:  „Die  Magdeburg-Leipziger  Eisenbahn",  Verlag  von  .J.J.Weber 
in  Leipzig,  vor  allem  aber  A.  v.  d.  Leyens  Abhandlung  ,Die  Entstehung  der 

Magdeburg-Leipziger  Eisenbahn"  im  , Archiv  für  Eisenbahnwesen"  18SÜ.  Auch 
v.  d.  Leyen  ist  von  dem  1829  er  Projekt  nur  dessen  Ablehnung  seitens  der 
Magdeburger  Kaufmannschalt  bekannt  geworden,  überaus  lehrreich  für  die 
Stimmung,  die  in  bezug  auf  das  spätere  Projekt  in  Magdeburger  Kreisen 

herrschte,  ist  ein  Artikel  in  der  „Magdeburgischen  Zeitung"  vom  3.  Juli  1835. 
Leider  fehlt  es  hier  an  Raum,  ihn  wörtlich  wiederzugeben.  Er  ist  als  kultur- 

historisches Denkmal  wert,  in  einer  Eisenbahn-Fachzeitschrift  weiteren  Kreisen 

•zugänglich  gemacht  zu  werden. 
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Eine  Meile  von  24  000  Fuß 

tTniiulentscliiiili^ini«:  zirka   K.  2000 
Planierarheit   „  3000 

Decke   „  1000 

1  Brücke   ,.  400 

216  000  Ä'  Schienen  ä  K.  HO  p.  M   „13000 
16000  Stück  Sandsteine  ä  10  Gr   „  6600 

16  000  Staniren  ä  öGr   ,.  3  300 

24  000  Stant,^en  zu  legen  ä  1  Gr   „  1000 
Nivellement  usw   „  500 

Stellen  zum  Ausweichen  usw       .    ,.  1 200 

R.  32000 

Von  K.  32  000  r3%  Zinsen.  b\  Abnützung   R.  3  200 

Aufsicht  und  Verwaltung       .   ,.  800 
R.  4000 

Wenn  500000  Ztr.  jährlich  passieren.  Wegegeld  pro  Ztr.  2y„l^t 
pro  Meile,  1  Pferd  geht  täglich  4  Meilen  mit  144  Ztrn.,  kostet  nebst 
Treiben  usw.  R.  2.  also  pro  Ztr.  pro  Meile  Unkosten  1  Pf..  Wagen 

usw.  ■;2  Pf.  =  4  Pf.  zusammen.    Der  \\'e<>-  wäre  4  Meilen,    also   pro Ztr.  1  hr.  4  Pf. 

Vier  Männer  waren  es  zunächst,  die  dem  Projekt  sofort  sj-m- 
pathisch  gegenüberstanden:  der  Stadthauptmann  Hartz,  der  Handlungs- 
konsulent  Dr.  Wiesand.  Carl  Leberecht  Hammer  und  Carl  Tenner.M 

Hammer,  ein  Kopf,  der  wie  Ludwig  Wucherer  eine  Sache  gründlich 
vorzubereiten  gewohnt  war.  ehe  er  in  Beratungen  sie  fi)rdern  oder 

bekämpfen  wollte,  hat  offenbar  schon  vor  dem  korporativen  Zu- 

sammentritt dei-  Leipziger  Kaufmannschaft  in  Sachen  der  Eisen- 
bahn Leipzig-Halle  privatim  mancherlei  Fühlung  genommen.  Vor 

allem  scheint  er  mit  Tenner  die  Angelegenheit  besprochen,  ihn  für 

sie  zu  interessieren  versucht  zu  haben.  Tenner  hat  ihm,  ,.um  zu 

zeigen,  daß  er  an  der  geäußerten  Idee  eines  Schienenweges  zwischen 

Leipzig  und  Strehla  wirklich  Interesse  nehme",  ausführlich  ge- 
schrieben.  Halle  .schfjiit   für  ihn,  der  ein   Ktablissement    iu  Strehla 

")  Tenner  war  Kaufmann  in  Leipzig.  Kr  .spielte  dann  bei  der  Gründung 
und  im  Direktorium  der  Leipzig-Dresdner  Eisenbahn  eine  Holle,  geriet  aiier 
später  in  Konkurs.  Hierüber  s.  Die  Leipzig-Dresdner  Eisenbahn  in  den  ersten 
25  Jabren  iliies  liestebena,  Leipzig  ISG-I,  S.  G5. 
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eben  erst  eröffnet  hatte,  von  voi'nlierein  «rnr  nicht  in  Fra^e  zu 
kommen.  Er  teilt  am  10.  ̂ lai  1829  seinem  Freund  Hammer  mit, 

daß  er  „von  einem  Manne,  der  den  Gegenstand  gründlichst  ver- 
stehe und  sich  auf  seinen  neuerlichen  Keisen  in  Frankreich  und 

England  vorzugsweise  damit  beschäftigt  habe",  vom  (-Gräflich  Ein- 
siedelsclien  Oberhüttenmeister  Alex  auf  dem  Lauchhammer,  sich 

habe  belehren  lassen.  Dieser  Alex  war  ein  Neffe  des  Handlungs- 
konsulenten Wiesand.  Es  dürfte  interessant  sein,  zu  sehen,  welche 

Kosten  Alex  für  die  Strecke  Leipzig-Strehla  gegenüber  den  Kosten, 
die  wir  oben  für  Halle-Leipzig  sahen,  berechnete.     Er  sagt: 

„Angenommen,  daß  die  Entfernung  von  Strehla  nach  Leipzig 
auf  dem  geradesten  Wege  6  Meilen  ä  24000  rhein.  Fuß  betrüge, 
so  wird  ein  einfacher  Schienenweg  mit  Ausweichungen  für  die 
bestkonstruierten 

gußeisernen  Schienen  stabeisemen  Schienen 
wiegen : 

50400  Ztr.  die  Schienen   30240  Ztr. 

16  800    „     die  Ausweichungen   10080     „ 
12  800    ..     Einsetzer  aus  Guß   12  800     .. 

80000    „  Sa.  Gußeisen   40  820     ..   Stab 
12  800     ..  (Tuß 

53120     „  Sa. 

und    von    Mückenberg   aus    franko    Strehla    das    Gußeisen   a  Ztr. 
R.  4\  .j  und  das  Stabeisen  gewalzt  ä  Ztr.  K.  6  kosten. 

Sonach  der  Schienenweg  aus  Gußeisen      ....  360000  K. 
aus  Stabeisen      ....  299520   „ 

Alex  hielt  die  Schienenwege  aus  Stabeisen  für  die  zweck- 
mäßigsten und  glaubte  auch,  daß  es  eine  unnötige  Vermehrung  des 

Anlagekapitals  sein  würde,  doppelte  Schienenwege  ohne  Aus- 
weichungen anzulegen.  Ein  Pferd  könne  auf  diesen  Wegen  be- 

(luem  4  Wagen  von  je  20  Ztr.  Eigengewicht  und  60  Ztr.  Fracht 
in  3  vStunden  eine  deutsche  Meile  weit  fördern,  folglich  würden 
240  Ztr.  Last  von  einem  Pferd  in  18  Arbeitsstunden  von  Strehla 

bis  Leipzig  geschafft  werden  können.  Ein  Wagen  mit  Zubehör 
würde  etwa  150  Taler  zu  stehen  kommen. 

Alex  kommt  in  dieser  Bahnangelegenheit  als  erster,  allerdings 

nur  nebenbei,  auf  Dampfbetrieb  zu  sprechen.  Er  sagt:  „Eine  Dampf- 
maschine von  10  Pferdekraft,  an  Wert  R.  4  500.  wird  bei  6  Dresdner 
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Si'heffeln  SttMiikdlilfiiantaanc  in  12  Stunden,  exkl.  ilires  eijrenen 

Gewichtes,  UiOO  Ztr.  in  jeder  Stunde  1  deutsehe  Meile  weit  fördern." 

Bemerkenswert  ist.  daß  er  hinzut'iifrt :  ..In  Eno:land  zieht  man  die 
Förderung:  mit  Pferden  der  durch  Dampfmaschinen  —  trotz  der 

wohlfeilen  Feneruno;  —  vor".  Seine  Ausfiihruno;en  stützen  sich 
auf  die  Krfahninoen.  die  man  auf  den  Bahnen  Shroiishire,  I)arlin«j:ton, 
Carron  usw.  in  Engfland  und  zu  St.  Etienne  in  Frankreich  gemacht 

liat  ..und  sind  y-anz  sicher". 
Tenner  scheint  — später  wohl  auch  bei  der  Lei])zi<j:-|)resdener 

Bahn  —  besonders  von  persönlichen  Geschäftsgründen  aus  sich 

sehr  für  die  Bahn  Leipzigf-Strehla  erwärmt  zu  haben.  Er  schließt 
seinen  Brief  an  Hammer:  ,.Übrip:ens  muß  gleich  von  vornherein 

dahin  gearbeitet  werden,  daß  Strehla  nur  in  bezug  auf  Leipzig  ein 

Freihafen  oder  Depot  wird;  außerdem  dürfte  unser  Ort  keines- 

wegs die  gewünschten  Vorteile  und  eine  Vergütung  für  seine  Aus- 

lagen haben.  —  Der  Bezug  von  Baumaterialien.  Holz  und  Stein- 
kohlen würde  unserem  Ort  wesentliche  Vorteile  bringen  und  die 

Straße  sehr  beleben  helfen.  Mein  neues  Etablissement  in  Strehla 
könnte  nach  Befinden  wohl  4000  Ztr.  Fracht  dafür  liefern.  In 

Summa,  es  lassen  sich  die  Vorteile,  die  eine  solche  Eisenbahn  dar- 

bieten würde,  gar  nicht  berechnen".  Auch  in  einem  Schreiben 

Tenners  an  "SViesand  plädiert  er  stark  für  Strehla.  versi)richt.  daß 
er  dafür  sorgen  werde.  ,.daß  seiner  Zeit  Strehla  seine  Ansprüche 

auf  Teilnahme  geltend  mache"',  und  bemerkt  —  ob  mit  Hecht  odt  r 

nicht,  sei  hier  dahingestellt  — ,  daß  ..in  Dresden",  wie  er  wisse, 
„seine  Ideen  mit  Strehla"  mehr  als  jene  (Plan  Kalle)  gelten.  Die 
Akten  reden  jedoch  auf  keinem  Blatt  mehr  von  Strehla.  es  sei 

denn,  daß  der  Leii)ziger  Stadthauptmann  Hartz  einmal  äußert: 

,.Daß  der  V/efr  von  Halle  dem  von  Strehla  vorzuziehen  sein  würde, 

scheint  mir  ausjremacht".  l'nd  weiter  sagt  dieser  offensichtlich 
kenntnisreiche  Mann  hinsichtlich  des  Wucherer-Projekts  und  -An- 

schlages: ..Ich  halte  die  Sache  .selbst  für  nützlich;  denn  wenn 

man  auch  den  Anschlag  doppelt  nimmt,  würde  mau  doch  immer 
die  Fracht  auf  3  (^röschen,  also  auf  die  Hälfte  der  seitherigen, 
setzen  können.  Es  kommt  nun  darauf  an.  ob  sich  200000  Taler 

durch  Aktien  aufbringen  ließen,  wovon  ich  wohl  ein  paar  selbst 

nehmen  würde".  Er  hegt  einige  Zweifel  hinsichtlich  des  Hallenser 
Anschlags,  der  nach  einem  in  der  Gegend  von  Elberfeld  wirklich 

geschlcssenen  Kontrakte   entworfen   .sein   soll.     In  England  rechne 
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man  die  cnoflisclie  Meile  zu  5000  £,  und  wenn  in  Deutscliland 

einiges  auch  wohlfeiler  sei,  so  sei  doch  das  gewalzte  Eisen  hier 
teuerer  als  jenseits  des  Kanals. 

Nach  den  Akten  kann  man  bis  hierher  nur  von  einem  Bahn- 

projekt Leipzig -Halle  bezw.  Leipzig -Strehla  sprechen.  Es  hat 
den  Anschein,  als  ob  bis  hierher,  etwa  Mitte  Oktober  1829,  nur 

private  Aussprachen  stattgefunden  haben.  Weder  die  Protokoll- 

bücher noch  die  Akten  der  Leipziger  kaufmännischen  Korpora- 

tionen deuten  auf  eine  offizielle,  sitzungsgemäße  Beratung  der  An- 
gelegenheit ;  man  wird  angesichts  dieses  Mangels  selbst  die  Einladung 

der  Vorstände  von  der  Hand  Dr.  Wiesands  zur  ,. weiteren  Be- 

ratung über  die  in  Antrag  gekommene  Errichtung  einer  Eisenbahn" 
(vom  23.  Oktober)  nicht  dahin  deuten  können,  daß  eine  solche 

korporative  Beratung  schon  vorher  einmal  stattgefunden  habe. 

Wiesand  bemerkt  in  dieser  Einladung,  daß  auch  der  Stadthaupt- 
maun  Hartz,  „der  an  diesem  für  die  Geschichte  unseres  Platzes 

so  wichtigen  Plane  den  lebhaftesten  Anteil  nimmt  und  viele  Notizen 

in  bezug  darauf  gesammelt  hat"',  sich  zu  der  Konferenz  einfinden 
werde.  Also  die  Hallenser  Saat  war  auf  fruchtbaren  Buden  ge- 

fallen, der  Wert  „des  hohen  Standes,  den  die  Eisenbahnen  unter 

den  neuen  Erfindungen  einnahmen",  schon  lauge  vorher  erkannt, 
ehe  List  sich  in  seinem  berühmten  Aufruf  an  die  sächsischen  Mit- 

bürger wandte. 

Und  zur  Zeit  dieser  Wiesandschen  Einladung  war  in  den 

Leipziger  maßgebenden  Kreisen  der  Plan  schon  über  Halle  hinaus 

gereift.  Das  besagt  ein  Brief  von  Alex  an  seinen  Onkel  Dr.  Wie- 

sand, datiert  „Dresden  (zur  Zeit),  den  12.  Oktober  1829"'.  Daß 
Alex  hier  schon  Lieferungen  anbietet,  läßt  erkennen,  wie  ernst 
man  an  die  Verwirklichung  des  Planes  dachte,  der  nunmehr  eine 

Durchführung  der  Bahnlinie  bis  Magdeburg  vorsah.     Alex  schreibt: 

„Ich  habe  von  mehreren  Seiten  schon  so  viel  über  die  An- 
lagen ehier  Eisenbahn  zwischen  Leipzig  und  Halle.  Leipzig  und 

Strehla  etc.  gehört,  heut  sagt  mir  der  Herr  Minister  von  Einsiedel, 

daß  man  zwischen  ̂ Magdeburg  und  Leipzig  eine  Eisenbalni  etablieren 
wolle  und  daß  Sie  mit  an  der  Spitze  dieses  Unternehmens  ständen. 

Während  meines  Aufenthaltes  in  England  und  Frankreich  habe  ich 

mich  vorzüglich  mit  der  Konstruktion  der  verschiedenartigen  Eisen- 

bahnen nebst  dazugehörigen  Wagen.  Transportmethoden  etc.  be- 
schäftigt,  und   es   Aväre   mir   sehr  wünschenswert,  bei  Ausführung 
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dieses  riitenielinieiis  l)»'hilflicli  zu  sein.  Von  seilen  der  Einsiedel- 

schen  Eisenwerke  können  Sie  sieh  überzeuß-t  halten,  daß  von  den 
besten  Materialien  und  möglichst  wohlfeil  die  Sache  ausgeführt 

werden  würde*'.  Es  geht  daraus  hervor,  daß  man  schon  au  höherem 
Orte  von  Leipzig  aus  Fühlung  genommen  hatte,  und  daß  die 

Hegieruugsorgane  der  Angele<ienheit  wohl  ihre  Sympathie  nicht 
versagt  hatten.  Aber  auch  in  [Magdeburg  hatte  man  Stimmung 
zu  machen  ver:<ueht.  sowohl  unter  der  Kaufmannschaft  als  auch 

in  Kegierungskreisen. 

Der  Leipziger  Bankiei-  und  Großherzoglich  Sachsen- Weimarische 
(■Generalkonsul  Heinrich  Küstner  schien  es  unternommen  zu  haben, 
in  ̂ lagdeburg  nmßgebende  Persönlichkeiten  für  den  Plan  einer 

Eisenbahnverbindung  zwischen  beiden  Städten  zu  gewinnen.  Ein 
Schreiben  des  der  einflußreichen  Magdeburger  Kaufmannsfamilie 
Deneke  angehörenden  Kaufmanns  Wilhelm  Deneke  läßt  erkennen, 
daß  es  nicht  Küstners  erster  Brief  an  Deneke  ist.  den  dieser  am 

80.  Oktober  1829  beantwortet.  Der  Magdeburger  tt'ilt  mit,  daft 

er  mit  seinem  Schwiegervater^)  und  „den  beteiligten  Behörden'* 
gesprochen  habe.  Man  habe  das  für  beide  Städte  Nützliche  des 

rnternehmens  nicht  verkannt,  die  Idee  bleibe  nicht  unbeachtet, 

auch  habe  der  Oberbürgermeister  Magdeburgs  über  das  Projekt 

bereits  nach  Berlin  berichtet,  ebenso  sei  der  Provinzialsteuerdirektor 
informiert  worden.  Noch  seien  die  Mitteilungen,  die  Deneke  all 
diesen  habe  machen  können,  (h)cli  noch  ..zu  oberflä-chlich.  um  sich 

auf  einen  Entschluß  darnach  einlassen  zu  können-'.  Er  bittet 
Küstner  um  detaillierte  Auskunft,  auch  um  Kostenberechnung,  um 

sie  den  Vorstehern  der  Magdeburger  Kaufnmunschaft  überreichen 

zu  kimnen,  damit  eine  Erklärung  im  Pleno  erzielt  werden  kann. 

..Ich  hörte  jetzt  nur  einzelne  Ansichten,  vielleicht  von  verschiedenen 

Intere.><sen  geleitet.  Daß  dem  rnteiuehnien  jrroße  Schwierigkeiten 
im  Wege  stehen,  läßt  sich  nicht  leugnen,  das  am  schwersten  zu 
Überwindende  möchte  das  Ankaufen  des  Terrains  zum  Anlegen  der 

Straße  .sein,  und  eine  fast  nicht  zu  berechnende  Summe  ko.sten, 

worüber   sich   gar   kein  Anschlag   machen  läßt,  denn  jeder  Eigen- 

')  Denekt.'  w.ir  in  erster  Ehe  mit  Therose,  in  zweiter  mit  .Matliihlc  .Morgen- 

.stcrh.  Töchtern  des  sehr  einflußreichen  Kaufmanns  und  Altermanns  der  Magde- 
burger Kaufmannsciiaft,  des  Kommerzienrats  K.  A.  S.  Morgenstern  vermählt ; 

s.  ßehrend.  Magdeburger  Großkaulleute  190*5.  .S.   Hiu. 
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tümer  kann  fordern  und  nelinicn  was  er  will,  wenn  anders  sich 

nicht  die  Keisfienuif^  ins  Mittel  legt." 
Es  ist  bedauerlich,  daß  das  vorhandene  Archivmaterial  so  gar 

keine  offiziellen  Auslassungen  enthält.  Immer  und  immer  wieder 
nur  Privatbriefe,  die  zwar  allen  Zusammenhang  ziemlich  leicht 

finden  lassen,  dennoch  aber  amtliches  Material,  z.  B.  Sitzungs- 
protokolle der  Kaufmannschaften  Leipzigs,  Halles  und  Magdeburgs, 

keineswegs  zu  ersetzen  vermögen.  Es  sieht  fast  aus,  als  habe  man 
sich  gescheut,  streng  amtlich  in  der  Sache  zu  verfahren,  in  dieser 
Angelegenheit,  die  man  doch  so  eifrig  in  den  drei  Städten  erörtert 
hat ;  das  geht  aus  den  Briefen  deutlieh  hervor.  So  scheint  Küstner 
in  der  Angelegenheit  in  Magdeburg  gewesen  zu  sein,  und  es  ist 

nicht  ausgeschlossen,  daß  man  dort  wiederholt  mit  maßgebenden  Per- 
sönlichkeiten zusammen  beraten  und  wohl  auch  gekämpft  hat. 

Denn  Küstner  leitet  ein  Schreiben  an  Dr.  "Wiesand  ein :  ,.Der 
OberBMstr.  (Oberbürgermeister)  Franke  hat  sich  durch  den  Kämmerer 

Fabricius  vertreten  lassen.  Er  mußte  wegen  Unpäßlichkeit  zu- 
rückbleiben (vielleicht  auch  um  nicht  aufs  neue  mit  einigen  Adel- 

Aristokraten  wie  das  letzte  Mal  stark  in  die  Haare  zu  geraten). 

Schartow  ^)  schreibt :  Die  Sache  wegen  der  Eisenbahn  ist  gut,  und 
von  Franke  unterstützt,  dürfen  wir  uns  Hoffnung  machen,  die 
Sache  vorwärts  gehen  zu  sehen  .  .  .  Das  Beste  wäre  wohl,  den 

Magdebiu'gern   ein  Rendezvous   in   Halle   oder  Köthen   zu   geben" 
Die  Leipziger,  die  Väter  des  Gedankens,  die  Bahn  nicht  nur 

bis  Halle,  sondern  gleich  bis  Magdebm-g  zu  bauen,  arbeiteten, 
soweit  die  Akten  der  Leipziger  Kaufmannschaft  erkennen  lassen, 
offenbar  am  eifiigsten  und  auch  am  zuversichtlichsten.  Man  darf 
nicht  unbemerkt  lassen,  daß  der  Handlungskonsulent  Wiesand  seine 

Mandanten,  die  Kaufmannschaft,  fast  stets  zusammenruft,  weil  „Er- 

freuliches"' aus  Magdeburg  zu  melden  ist.  Es  liegt  in  solchen 
Gefühlskundgebungen  der  offene  Beweis,  daß  die  Sache,  man  möchte 
sagen:  Herzenssache  in  Leipzig  geworden  war.  Die  Leipziger 
arbeiteten  schon,  sie  berieten  nicht  nur.  So  hatten  sie  den 

Magister  Johann  Christoph  Hohlfeld,  Mathematikus  an  der  Thomas- 
schule, dem  ältesten  Leipziger  Gymnasium,  beauftragt,  das  not- 
wendige Kartenmaterial  zu  beschaffen.     Der  aber  mußte  die  Frucht- 

')  Mitglied     des    AltesteukoUegiums     der    Magdeburger    Kaufmannschaft. 
Siehe  Behrend  a.  a.  0.  S.  149. 

Stieda-Festschrift.  3 
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losijfkeit  seines  Hemüheiis  kinul<rel)tii.  du  die  g-eei<'iieteii  ,.('luuteu" 
nicht  existierten,  so  daß  es  unmöp:lich  sei,  „die  unf^efähren  Kosten 

des  Unternehmens  an  den  Tag  zu  le^en.  Es  bleibt  demnach  bei 

meiner  bereits  mündlicli  gefrebenen  Ansidit  immer  das  Beste,  die- 

jenigen Gegenden,  durch  wek'he  der  Zug-  gehen  soll,  von  einem 
wirklichen  Sachverständigen  bereisen  zu  lassen,  sobald  dazu  die 
nötigen  Erkundigungen  über  die  i)olitisclie  Möglichkeit  sowie  die 

günstigen  W'itterungsumstände  vorhanden  sind".  Vorher  müsse 
man  durch  denselben  Sachverständigen  die  bereits  in  Böhmen  an- 

gelegten Eisenbahnen  studieren  lassen,  ,.denn  ich  halte  das  wirk- 
liche Anschauen  an  Oi't  und  Stelle  immer  für  zweckdienlicher  als 

alle  theoretischen  Kenntnisse  und  weitläulige  Besciireibungen". 
Hohlfeld  selbst  lehnt  es  von  vornherein  wegen  „Gesundheits-  und 

anderen  Umständen"  ab.  die  Reisen  zu  machen,  empfiehlt  aber, 
leider  ohne  ihn  zu  nennen,  „einen  meiner  geachtetsten  ehemaligen 
Schüler,  der  viele  Jahre  theoretischen  und  praktischen  Unterricht 

bei  mir  genossen  und  der  vielfache  Proben  seiner  Geschicklichkeit 

im  richtigen  Beurteilen  des  Terrains,  sowie  in  der  Baukunde  an 

den  Tag  gelegt  hat".  Acht  Tage  später  wurde —  laut  Einladungs- 
umlauf —  am  8.  November  1829  wieder  eine  Sitzung  abgehalten, 

zu  der  auch  Hdlilfeld  eingeladen  worden  war.  l'rotokoll  fehlt 
wieder.  Man  darf  aber  wohl  als  Ergebnis  der  Verliandlung  ein 

»Schreiben  Dr.  ̂ ^'iesands  an  Wucherer  in  Halle  betrachten,  das 
folgendes  besagt: 

'  „Ew.  Wohlgeboren  sind  genau  von  den  Plänen  untmiclitet, 
welche  man  seit  einiger  Zeit  gemacht  und  erwogen  hat,  um  Leipzig 

durch  eine  Eisenbahn  mit 'einem  schiftbarcu  Flusse  in  Verbindung 
zu  bringen.  Am  meisten  Beifall  hat  der  Antrag  gefunden,  durch 

eine  solche  Bahn  Magdebuig  und  Leipzig  zu  verbinden  und  die- 
selbe über  Halle  zu  führen.  Halle  dürfte  dabei,  sowie  die  beiden 

ersten  Städte,  sich  mancher  Vorteile  ei'freuen  und  würde  walir- 
.scheinlich  für  manche  Zufuhrartikel  und  deren  Vertrieb  einen 

selb.ständigen  Ablagerungsplatz  gewinnen:  jedenfalls  ist  nicht  zu 

bezweifeln,  daß  die  Umsicht  und  Tätigkeit  der  dortigen  Kauf- 
leute und  Fabrikanten,  wie  die  Nahrung  der  Stadt  überhaupt,  aus 

.seiner  Einrichtung  mehrfachen  Nutzen  ziehen  würde.  (4ewiß  ist, 

daß  Magdeburg,  Leipzig  und  Halle  ein  gemeinsames  Interesse  an 
dieser  Einrichtung  haben.  Deshalb  ist  denn  auch  der  Vorschlag 

gemacht  w(jrden,  daß  diese  drei  Städte  sich  gemeinsam  über  diese 
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ITnternelimuno-  beraten  möchten.  ^Fan  l)eal)siclitif^t  von  selten  der 
hiesigen  Kanfmannschatt,  zu  einer  Zusammenkunft  und  Besprechung: 
über  diesen  Gegenstand  einzuladen.  Im  Auftrage  der  Vorstände 
derselben  erlaube  icli  mir  vorläufig  bei  ihnen  anzufragen,  ob  mau 

von  Seiten  der  dortigen  Stadt  an  diesen  Bes])r('chnngen  Anteil 
nehmen  würde". 

Nach  Magdeburg  ist  jedenfalls  auch  in  gleichem  Sinne  ge- 
schrieben und  von  dort  das  Einverständnis  zu  ein<'i-  Zusammenkunft 

kundgegeben  worden,  denn  der  nächste  Einladungsumlauf  vom 
21.  November  1829  wünscht  Besprechung  über  die  „erfreulichen, 
in  bezug  auf  die  Eisenbahn  aus  Magdeburg  eingegangenen  Nach- 

richten-'. Auch  Wucherer  antwortete  umgehend:  ,.Die  projektierte 
Unternehmung  ist  jedenfalls  sehr  wichtig  und  wird  die  lebhafteste 

Teilnahme  der  hiesigen  Kaufmannschaft  in  Anspruch  nehmen-'. 
Man  werde  sehr  gern  an  den  Besprechungen  teilnehmen  und  bitte, 

die  Einladung  zu  diesen  Konferenzen  an  die  ,.  Vorsteher  der  Halle- 

schen Kaufmannschaft"  gelangen  zu  lassen.  Am  26.  November  fand 
in  dieser  Angelegenheit  wieder  Konferenz  in  Leipzig  statt,  auf  der 
wohl  beschlossen  Avurde,  nunmehr  an  den  Leipziger  Magistrat  in 
der  Eisenbahnsache  offiziell  heranzutreten,  wenigstens  datiert  noch 
vom  selben  Tage  ein  Schreiben,  das  erste  und  Avohl  einzige  offiziell 

von  den  „Handlungsdeputierten"  und  von  den  „Kramermeistern"  in 
der  Angelegenheit  der  Eisenbahn  voll  signierte  Schreiben,  gerichtet 
an  die  Leipziger  Stadtbehörde. 

Auch  dieses  Schreiben  ist  als  ein  Dokument,  das  den  Gang 

der  Eisenbahnangelegenheit  sowie  die  allgemeine  "\Mrtschafts-  und 
Verkehrslage  der  Stadt  Leipzig  um  jene  Zeit  beleuchtet,  wert, 
vollinhaltlich  wiedergegeben  zu  sein: 

„Ew.  pp.  ist  nicht  entgangen,  wie  sehr  insonderheit  der  Transito- 
und  Speditionshandel  unserer  Stadt  in  neuerer  Zeit  gesunken  ist. 
Unser  Handelsplatz  wird  gegenwärtig  von  seinen  früheren  Kunden 
und  Abnehmern  nach  allen  Richtungen  hin  gemieden  und  umgangen, 
und  namentlich  beziehen  die  Städte  und  Ortschaften  des  Inlandes 

wie  des  benachbarten  Auslandes  den  gesamten  Kolonialwarenbedarf 
direkt  von  Magdeburg.  Bei  dem  Transport  dieser  Güter  nach 
ihren  Bestimmungsorten  wird  großenteils  Leipzig  ganz  gemieden 
oder  es  gehen  solche  ohne  Aufenthalt  auf  einer  Achse  hier  durch. 
Der  Kolonialwarenhandel,  dieser  sonst  so  wichtige  Nahrungszweig, 
ist   für   Leipzig   ganz   verloren.     Auch   haben   die   sonst   häufigen 

3* 
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Frachtfft'lefreiilu'iten  nacli  (l«'n  Orten  des  Inlandes  von  hier  aus 

aut'sfeliört  und  sind  verhältnisniäßijr  teurer  als  bei  direkten  Be- 

ziehungen von  Mag:del)ur^^  L'berhaupt  entwickeln  sich  die  nach- 
teiligren Folgen  mehr  und  mehr,  welche  insbesondere  die  freie 

Schiffahrt  auf  der  Elbe  wie  die  Anlegung  neuer  Konnnunikations- 
straßen  im  Innern  Deutschlands  mit  Umgehung:  Leipzigs  für  dessen 
Handel  herbeigeführt  haben. 

Um  den  Warenzug  wieder  über  Leipzig  zu  leiten  und  dem 

Handel  unserer  Stadt  eine  festere  Basis  zu  geben,  ist  unlängst  der 

Voi'sclilag  gemacht  worden,  Leipzig  durch  eine  Eisenbahn  mit  dei- 
Elbe  uiui  Magdeburg  in  eine  wohlfeile  und  schnelle  Kommunikation 

zu  bringen,  die  Bahn  auf  Aktien  zu  errichten  und  über  Halle, 

wenn  es  die  Lokalität  zuläßt,  zu  legen.  Die  Vorteile,  welche  für 

die  Wohlfahrt  unserer  Stadt  überhaupt  durch  Ausführung  eines 

solchen  Unternehmens  hervorgehen  dürften,  sind  einleuchtend. 

Dieses  ist  allseitig,  auch  von  den  diesseitigen  hohen  und  höchsten 

Behörden,  welche  man  mündlich  und  nur  vorläufig  davon  in  Kennt- 

nis gesetzt  hat.  anerkannt  und  tunlichste  Beförderung  dieses  l'ntcr- 
nehmens  dringend  angeraten  worden. 

Der  hiesige  Handlungsstand,  der  bei  Ausführung  dieses  Intcr- 
nehmens  ein  großes  Literesse  hat,  zog,  um  zuförderst  die  Ansichten, 
die  man  in  Magdeburg  und  Halle  davon  hege,  zu  erfahren,  von 

diesen  Orten  Erkundigungen  ein.  An  beiden  Orten  hat  man  den 

A^orschlag  mit  größter  Bereitwilligkeit  und  Teilnahme  aufgenommen 
und  diese  nach  vorgängiger  Anfrage  bei  dem  ̂ linisterio  in  Berlin 

zu  erkennen  gegeben.  Namentlich  hat  man  von  Magdeburg  auf 

eine  vorläufige  nähere  Besprechung  über  den  gemachten  Vorschlag 

angetragen,  und  hat  als  Ort  der  Zusammenkunft  Cöthen  in  Vor- 
schlag gebracht.  Zu  dieser  Zusammenkunft,  deren  Zeitbestimnumg 

von  hier  aus  erwartet  wird,  wollen  der  Oberbürgermeister  von 

Magdeburg  wie  der  \'orsteher  dortiger  Kaufmannschaft,*)  ingleichen 
einige  Mitglieder  derselben  sich  einfinden.  Bei  dieser  Zusammen- 

kunft werden  auch  Deputierte  aus  Halle  erscheinen. 

Da  bei  dem  gedachten  Unternehmen  da^  Gemeinwohl  unserer 
Stadt  eben  so  .sehr  als  die  allhier  für  Handel  und  Verkehr  be- 

.stehenden  Einrichtungen    interessiert   sind,   so   halten    wir   es   den 

•)  Carl  Schnitze,  Kgl.  Komraerzienrat,  Inhaber  der  Firmen  J.  C,  Weisse  &  Co, 
und  Schuhze  &  Eichel  in  .Magdeburg;  s.  Behrend  a.  a.  0.  S.  17  ff. 
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•obwaltenden  Verhältnissen  ang-emessen,  Ew.  pp.  von  allem  in  Kenntnis 
2U  setzen.  Zugleich  erlauben  wir  uns,  darauf  aufmerksam  zu  nuichen. 
ob  es  nicht,  da  von  Magdeburg  der  Oberbürgenneister  Franke  wie 

von  der  Stadt  Halle  Deputierte  in  Cothen  zu  der  gedachten  Be- 
sprechung sich  einfinden  wollen,  den  Verhältnissen  entsprechend 

sein  dürfte,  wenn  außer  den  Deputierten  des  hiesigen  Handlungs- 
standes ein  Abgeordneter  des  Magistrats  zu  der  anzuberaumenden 

vorläufigen  Besprechung  über  das  in  Frage  befangene  Unternehmen 

sich  einfände". 
Es  war  wohl  nicht  anders  erwartet  worden,  als  daß  der 

Magistrat  den  Mann  abordnete,  der  seither  so  hohes  Interesse  für 

die  Eisenbahnfrage  gezeigt  hatte,  den  Stadthauptmann  Ludwig 

Hartz.  Und  so  geschah  es.  Es  ist  hier  wohl  der  Platz,  die 

Namen  derjeniger  Männer  anzuführen,  die.  an  der  Spitze  der 

Kaufmannschaft  Leipzigs  stehend,  also  in  deren  Namen,  diese 

wichtige  Angelegenheit  in  vielen  Konferenzen  zu  beraten  und  zu 

fördern  suchten,  privatim  durch  Briefwechsel,  Umfragen.  Be- 
rechnungen usw.  eine  beträchtliche  Summe  von  Zeit  sich  ihrem 

Geschäft  entzogen,  uneigennützig,  stets  das  Wohl  der  gesamten 
Kaufmannschaft  und  Bürgerschaft  im  Auge  haltend.  Es  sind  die 

Handlungsdeputierten  Johann  Chr.  Dürbig  (i.  Fa.  Merck,  Dürbig  & 

Comp.,  Engl.  (Tarnhandlung).  Kammerra4;  Christoph  Heinrich  Ploß 

(i.  Fa.  Ploß  c^'  Kläbisch,  Kolonialwaren  und  Garnhandlung,  auch 
Kommissions-,  Speditions-  und  Wechselgeschäft)  und  Jakob  Heinrich 

Thieriot  (i.  Fa.  Thieriot  &  Bassenge,  Französische  Seidenmanufaktur- 
warenhandlung).  sowie  die  Kramermeister  Carl  Leberecht  Hammer 

(i.  Fa.  Hammer  c^-  Schmidt,  Wechsel-,  Kommissions-  und  Speditions- 
geschäft), Chr.  Aug.  Lorenz  (i.  Fa.  Brückner,  Lampe  &  Co.)  und  Carl 

Gottfried  Tenner  (i.  Fa.  Chr.  Gottlob  Hecker.  Gold-  und  Silberspinn- 

fabrik). Daß  auch  andere  lebhaften  Anteil  nahmen  und  sich  be- 
tätigten, ist  schon  gezeigt  worden. 

Ploß  hatte  am  9.  November  bei  der  Firma  ]\Iicliaelson  & 

Benedicks  in  Stockholm  sich  über  Schienenlieferungen  erkundigt. 

Bei  dem  Mangel  an  Preisberichten  und  Frachttarifen  früherer  Jahre 

dürfte  es  angebracht  sein,  auf  den  Bescheid  der  Stockholmer  Firma 
einzugehen.  Die  Firma  hat  sich  bei  den  drei  ersten  schwedischen 

Gußeisenwerken  befragt  und  nach  dem  Ergebnis  das  unten  folgende 

Conto  finto  aufgestellt,  indem  sie  die  in  England  gebräuchlichen 

Schienendimensionen  zugrunde  legte.    Als  Preis  gab  sie  den  Mittel- 
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preis  von  denjenigen  an,  die  von  den  verseliiedenen  drei  Werken 
verlanget  wnrden.  ..Sie  dürfen  sich  bei  Ihrem  Calcul  jedoch  nicht 

ganz  g^enau  nacli  dieser  Anfgabe  richten,  indem  selbe  sich  entweder 
zn  Ihren  tTnnsten  oder  ancli  zn  Ihrem  Nachteil  verändern  kann, 

je  nachdem  die  Dimensionen  und  nach  diesen  das  (4ewicht,  nach 

welchei-  Sie  Ihre  Bestellunp:  anjiefertigt  zu  liaben  wünschen,  von 
denen  in  dem  Conto  hnto  angeführten  abweichen.  Sie  werden  be- 

merken, daß  wir  die  Kosten  bis  Lübeck  berechnet  haben,  auf 

welchem  Wege  Sie  die  Ware  weit  wohlfeiler  und  geschwinder  er- 
halten, als  wenn  Sie  den  langen  und  unsichern  Weg  über  Hamburg 

ginge.  Auf  Lübeck  liegen  hier  wöchentlich  Schiffe  im  Laden 

und  von  dort  würde  sie  auf  dem  Stecknitzer  ('anal  weiter  nach 
Lauenburg  und  auf  der  Elbe  nach  Magdeburg  abgesandt  werden 

können.  Die  Kosten  für  diesen  Transport  sind  uns  zwar  unbekannt, 
wir  sollten  aber  denken,  daß  sie  weit  geringer  als  über  Hamburg 

wären,  indem  Sie  dadurch  den  Sundzoll,  höhere  Frachten  und 

Assecurance-Prämien  sparen,  weniger  Risiko  haben  und  ohnedem  ge- 

schwinder in  den  Besitz  der  Ware  kommen."'  Von  Interesse  ist  ferner 
folgender  Passus  aus  dem  Schreiben :  ..Wir  zweifeln  nicht,  daß  Sie 

ebensogut  als  wir  den  Unterschied  berücksichtigen,  der  zwischen 
der  Güte  des  schwedischen  und  des  englischen  Eisens  stattfindet. 

Dennoch  aber  halten  wir  es  füi-  unsere  Schuldigkeit,  Sie  aufmerksam 
darauf  zu  machen,  daß  wenn  auch  das  englische  Eisen  wohlfeiler 

zu  haben  wäre  —  welches  wir  nach  den  hier  eingeholten  Nach- 

richten zu  bezweifeln  jedoch  Ursache  haben  — ,  es  doch  Ihrem 
Bedarf  zu  Wegen  in  Deutschland  nicht  entsprechen  würde,  da  es 

viel  zu  spröde  und  dem  Kost  zu  sehr  ausgesetzt  ist.  Als  Beweis 
hievon  bemerken  wir  Ihnen,  daß  die  Engländer  selbst  jetzt  keine 

Kailways  aus  gegossenem  Eisen  mehr  anfertigen,  sondern  dazu 

gewalztes  Eisen  benutzen,  welches  teurer  als  unser  gegossenes  zu 
stehen  kömmt,  ohne  dem  Nutzen  desselben  zu  entsprechen.  Selbst 
Ihr  deutsches  Eisen  würde  zu  Eisen  wegen  nicht  passen,  weil  es 

nicht  ge.schmeidig  genug  ist'*.     Das  Conto  finto  lautete: 
Conto  Finto  über  150  Fuß  oder  ca.  5  Schfi'*)  eiserne  Kailways 

Schienen  gegossen  aus  schwed.  Te-Eisen**)  und  v(jn  liiei-  nach  Lübeck 
verladen***)   (s.  nächste  Seite): 

*)  —  Schiffspfund. 

♦*)  T-FIisen  als  Gattungsbezeichnung  war  bekannt,    s.  Schiebe,  Universal- 

Lexikon  der  Handelswissenschaften  1837  Bd.  1   S.  4.')7  oben. 
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150  Fuß  Kaihvays  Scliieiien,  bestehend  laut  beifolf^ender  Zeich- 
nung aus  50  Stücken,  jedes  Stück  von  ca.  3  Fuß  Längte.  Diese 

Schienen  wiegen  nach  Verhältnis  der  Sclnvere,  die  darauf  gefahren 
werden  soll,  von  36  bis  40  Pfund;  angenommen  daher  zu  40  tb 
})ro  Schiene,  würden  50  Schienen  ca.  5  SchZ2  wiegen  betragend 
ä  14  rr  .  . .  BK  70  — . 

Unkosten : 

Ausgehender  Zoll      .     .     .     ä  1,10        ....  rr  6,2 

Waaggelder,  Bootuiiete  etc.  a    -16        .     .     .     .    ,.    1,32 

Befrachtung  u.  "Wechsel  Court.-Conto  und  kleine 
Unkosten       .    ..    1.2   S£6 

BK  78,36 

Provision  2"/„  ..      1.27 
BK  80.15 

Fracht  von  hier  nach  Lübeck  ä  24  &  h^\^  Caplaken 
LCt.  7,14  ä  102     .     .     ,.      7,32 

Assecurance  nach  do  =  2-'/y  mit  Provision 
Courtage  etc.  l"/o         -38 

frei  in  Lübeck  folglich     .     .    SpBR  88.37 
ä  128   WBK  33,16 

Obs.:  Ein  Seh®  von  400  ®  schwed:  Eisengewicht  ist  einem  Schff' 
von  288  U  in  Hamburg  ganz  gleich. 

Alle  bisherigen  Vorgänge,  insonderheit  auch  das  Schreiben  an 

den  Leipziger  Magistrat  sind  beredte  Zeugen  dafür,  daß  das  Unter- 
nehmen nicht  nur  in  Leipzig,  sondern  auch  in  Halle  einer  fördernden 

Teilnahme  sich  erfreuen  durfte,  die  ein  siegreiches  Gelingen  ver- 
bürgte.    Am   26,  November   die   Zuschrift   an   den   Magistrat,   am 

***)  Ebenfalls  bei  Schiebe  1839  Bd  3,  S.  265  findet  sich:  „Die  Hauptstadt 
Schwedens  rechnet  wie  das  Königreich  seit  dem  J.  1777  nach  Heichstalern 
(Riksdalers)  zu  48  Schillingen  (SkilUngar)  ä  12  Rundstücken  (Rundstyken,  Pfennigen 

oder  Geren).  Die  Währung  ist  aber  von  zweierlei  Art,  und  zwar  1.  in  Spezies- 
Valuta,  in  Riksdaler-Spezies,  was  man  auch  gemeinhin  in  Silber  die  Silber- 

währung nennt ;  oder  2.  in  Papiergelde,  welches  auch  wieder  in  zweierlei  Haupt- 
gattungen zerfällt:  in  Banko.  Banko-Sedlar  (Bankzettel)  und  in  Riksgäld-Sedlar 

(Reichsschuldzettel),  und  schon  seit  geraumer  Zeit  werden  die  Rechnungen  in 

allen  öffentlichen  Angelegenheiten  und  Handelsgeschäften  in  Banko-Sedlar  zu  8, 
10.  12,  14.  16  Schill,  und  zu  2,  3,  5,  G,  9,  12,  24,  36,  50  Rtlr.  und  darüber  ge- 

führt. .  .  Zwei  Reichstaler  in  Bankzetteln  sind  gleich  mit  drei  Reichstiilern 

in  Reichsschuldzetteln  (oder  wie  1  zu  l'/«)-" 
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2.  Dezember  die  Antwort  von  Hartz,  daß  er  zum  Vertreter  des 

.Magistrats  eruanut  worden  sei,  und  dann  vier  Tag-e  später  Eintreffen 
eines  an  den  Krameniieister  Lorenz  gerichteten  Privatbriefes  aus 

der  F'eder  des  Voi-steliers  der  Magdeburger  Kaufmannschaft,  des  Carl 
Schnitze,  in  dem  dieser  sich  des  ihm  gewordenen  Auftrages  ei-- 
ledigt.  der  Leipziger  Kollegenschaft  mitzuteilen,  daß  mau  in  Magde- 

burg auf  das  Projekt  —  „fürjetzt"  nicht  eiiijieheu  AVolle.  Hiei- 
der  Wortlaut: 

..Magdeburg,  den  15.  Decbr.  1829.  Rechnen  Sie  es  mir  iiiclit 

als  Mangel  an  Freundschaft  zu.  daß  ich  Ihre  beiden  lieben  Briefe 
vom  12.  und  27.  v.  Mts.  erst  jetzt  beantworte.  Wie  Sie  wissen, 

wollte  ich  den  bewußten  Gegenstand  in  einer  unserer  Versamm- 
lungen zum  Vortrag  bringen,  und  da  solche  nicht  gleich  anberaumt 

werden  konnte,  mußte  diese  Sache  einigen  Aufschub  erleiden.  Zu 

einem  Beschluß  führte  jedoch  die  Konferenz  nicht,  und  bewog 

mich  Ihr  folgender  Brief,  eine  zweite  anzusetzen.  Xunnu-hr  bin 
ich  beauftragt  worden,  Ihnen  mitzuteilen,  daß  man  auf  das  Projekt 

einer  Eisenl)alin  zwischen  dort  und  hier  fürjetzt  nicht  eingehen 

könne.  Mehrere  Ansichten  haben  zu  diesem  Schluß  geführt,  wozu 

unter  andern  auch  der  Handelsvertrag  zwischen  Preußen  und  den 

Süddeutschen  Staaten  gehört,  dessen  Wirksamkeit  nun  bald  beginnt, 
und  man  daher  erst  abwaiteii  muß.  welche  Folgen  daraus  für  den 

hiesigen  Verkehr  entsi)ringen  dürften,  um  so  mehr,  wenn  diesen 

Verträgen  später  noch  andere  Staaten  beitreten  sollten.  Kiiu' 
Hauptansicht  aber  schien  die  zu  sein,  daß  das  Unternehmen  selbst 

zu  groß  sei.  um  1)  Gewinn  zu  versprechen  und  2)  eine  so  billige 

Fracht  herzustellen,  daß  sie  gegen  den  gewöhnlichen  Transport  mit 

Vorteil  benutzt  werden  könne,  ungerechnet  der  mancherlei  Hinder- 
nisse, die  außei-dem  eintreten  und  sich  erst  beim  Beginn  dieses 

Unternehmens  finden  würden.  Ks  tut  mir  leid,  daß  ich  auf  diese 

AVeise  abgelialten  werde,  einen  zwischen  uns  angeknüpften  Brief- 
wechsel fortzusetzen  und  man  die  Ausführung  solcher  Pläne  einer 

bessern  Zukunft  überla.ssen  muß.  Komme  ich  einmal  wieder  nach 

Leipzig,  .so  werde  ich  nicht  unterla.ssen,  Sie  zu  besuchen,  um  mich 

privatim  mit  Ihnen  über  die  gedachte  Idee  zu  besprechen,  dei-  man 
als  solcher  .seinen  Beifall  nicht  versagen  kann**. 

Nach  allen  vorangegangenen  Verhandlungen  hatten  die  Leip- 

ziger diese  Ablehnung  offenbar  nicht  erwartet,  auch  nicht  zu  ei- 
warten  brauchen.     Sie   scheinen   offenbar  perplex  gewesen  zu  sein 



II.  Ein  Eirienbalinprujokt  Leipzig-Magdeburg  (1829).  41 

und  nicht  redit  an  die  Ablelinun<r  <2:t'f,'"lanbt  zu  haben.  Denn  der 

Handlung'sdeputierte  (Teneralkonsul  Küstner  scheint  bei  ̂ \'ilhelnl 
Deneke  in  Magdeburg-  um  Erklärung?  gebeten  zu  haben,  denn  dieser 
antwortete  ihm  am  28.  Dezember  1829: 

„Das  was  der  Aldermann  Schnitze  Herrn  Lorenz  iibersclirieben. 
war  antwortlich  Ihres  Werten  vom  21.  v.  M.  der  Beschluß  der  Mit- 

glieder der  hiesigen  Kaufmannschaft;  man  will  erst  sehen,  welche 
Vorteile  die  Handelstraktate,  welche  Preußen  abgeschlossen,  für 
Magdeburg  darbieten,  bevor  man  ein  Unternehmen  beginnt,  welches 
mit  so  bedeutendem  Kostenaufwand  verknüpft,  und  am  Ende  für 
Magdeburg  nicht  das  ist  oder  herbeiführt,  was  man  erwarten 

sollte;  ist  der  Transport  bei  jetziger  Fortschaft'ung  der  Güter  nach 
Böhmen,  Bayern  etc.  wohlfeiler  über  Magdeburg,  als  wenn  sie  von 

Hamburg  direkt  zu  Lande  verladen  werden,  so  wird  uns  die  Spe- 
dition immer  werden". 

Diese  Bestätigung  der  Ablehnung  wurde  an  dem  Tage  in 
Magdeburg  geschrieben,  für  den  Dr.  Wiesand  trotz  Schnitzes  Brief 

zu  einer  erneuten  Konferenz  einlud,  da  ,.die  vorwaltenden  Ver- 
hältnisse von  der  Art  sind,  daß  eine  Beratung  von  Ihrer  Seite 

nötig  erscheint".  Diese  Verhandlungen  haben  offenbar  kein  Resultat 
erzielt,  denn  am  29.  Januar  schreibt  Wiesand  an  den  Leipziger 
Abgeordneten  Hofrat  Dr.  Grüner  nach  Dresden  unter  anderem: 

„Es  ist  selu'  zu  beklagen,  daß  der  Plan  zur  Errichtung  einer 
Eisenbahn  zwischen  hier  und  Magdeburg  für  jetzt  gescheitert  ist. 
Soll  unser  Platz  als  bedeutender  Handelsplatz  und  als  ̂ Mittelpunkt 
des  inländischen  Großhandels  sich  behaupten,  so  ist  es  bei  den 
gegenwärtig  stattfindenden  Handelsverhältnissen  und  Warenpreisen 
unerläßlich,  daß  er  auf  eine  wohlfeilere  und  schnellere  Weise  die 

Zufuhren  erhalte  als  andere  Städte.  Jetzt  findet  leider  ein  um- 
gekehrtes Verhältnis  statt,  und  nur  die  Geldmacht  erhält  noch  das 

Geschäft.  Diese  aber  kann  nicht  auf  die  Dauer  widerstehen.  Ein 
ähnliches  Verhältnis  findet  hinsichtlich  unserer  Fabriken  statt.  Je 

wohlfeiler  und  besser  diese  arbeiten  können,  desto  besser  werden 
sie  gedeihen.  Die  Wohlfeilheit  wird  aber  durch  billige  und  schnelle 
Zufuhren  der  rohen  ̂ Materialien  und  Abfuhren  der  Fabrikate  vor- 

züglich gefördert.  Es  scheint  daher  bei  dem  Festhalten  am  mittel- 
deutschen Handelsvereine  nunmehr  in  unserni  Interesse,  nach  allen 

Seiten  hin  unserm  Absätze  durch  Handelsverträge  Vorteile  zu  ver- 
schaffen.    Sollte  nicht  auch  ein  solcher  mit  Österreich  möglich  zu 
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machen  sein?  Was  Österreich  anhelanL'"t.  so  hat  es  dasselbe  Inter- 

esse wie  Sachsen,  für  seine  Fabrikation  in  Bölimen  wohlt'eih^  nnd 
sclinelle  Zu-  und  Abfuhren  zu  erhalten.  Vereinte  sich  aber  Öster- 

reich mit  Sachsen,  um  über  hier  nach  der  Elbe  durch  Anlepfun«: 
einer  Eisenbahn  zwischen  Tieipzig:  und  Mapfdeburp:  den  Vorteil  eines 

billigen  Transports  zu  erhalten,  so  wüi-den  die  Verhandluufren  mit 
Preußen  über  diesen  Gegenstand  um  so  eher  Erfolg  haben.  Das 
?>ld  der  Politik  ist.  wie  ich  mich  bescheide,  allerdings  für  den 
Privatmann  ein  unsicherer  Boden:  indessen  scheint  ein  Interesse 

Österreichs  bei  der  Sache  allerdings  erheblich,  sowie  dessen  poli- 
tisches Gewicht  zu  Vermehrung  des  unsrigen  bei  einer  derartigen 

Verhandlung  unei'läßlich.  Ein  Handelsvertrag  könnte  hierzu  den 

^\"eg  bahnen." 
Den  wahren  Grund  der  Magdeburger  Ablehnung  hatte  der 

Aldermann  Schnitze  nicht  mit  nach  Deijjzig  geschrieben.  Der  war 

einfach  der,  daß  nuin  nur  Leipzig  zu  dienen  fürchtete  mit  der  Bahn, 

daß  diese  aber  Magdeburg  Nachteil  bringen  würde.  Das  spricht 

das  Protokoll  der  Ältestenkonferenz  vom  11.  Dezember  1829,  in 

welcher  die  Eisenbahnangelegenheit  beraten  wurde,  klipp  und  klar 

aus.     Es  lautet*): 
„Geschehen  Magdeburg,  den  11.  Dezember  1829.  Gegenwärtig 

Herr  C.  Schnitze.  Herr  Walwer,  Herr  Buhlers  sen..  Herr  Fr.  Fritze, 

Herr  Leipzig,  Herr  D.  Cnny,  Herr  Brauns.  Hen-  Beuchel,  Herr 
Malt  er.  Herr  Salome,  Herr  Morgenstern.  In  der  heutigen  Ver- 

sammlung der  Herren  Altesten  der  hiesigen  Kaufmanuschaft  sollt« 

die  durch  Privatbriefe  aus  Leipzig  in  Anregung  gebrachte  Idee  zu 
einer  zwischen  Magdeburg  und  Leipzig  anzulegenden  Eisenbahn 

in  nähere  Beratung  genommen  werden. 
Zu  dieser  Versammlung  hatte  sich  (Wv  Herr  Geheime  Rat  und 

Provinzial -Steuerdirektor   Sack    einzufinden    die  (TÜte   gehabt   und 

•)  Die  Abschritt  des  Protokolls  verdanke  ich  Herrn  Hiindelskammersyndikiis 
Dr.  Hans  Leonhard  in  .Magdeburg,  der  mir  gleichzeitig  mitteilte:  „Der 

I'rotokollführer  oiwähnt  Privatbriefe  aus  Leipzig,  in  denen  die  Anregung  zum 
Bau  einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach  Magdeburg  gegeben  worden  sei.  Ich 
habe  daraufhin  unsere  Akten  aus  dieser  Zeit  nochmals  durchsehen  lassen,  doch 

sind  Schriftstücke  der  erwähnten  Art  nicht  gefunden  worden".  Auch  die  Kgl. 
P^isenbahndirektion  Magdeburg  hat  solche  Akten  oder  Aktenteile  nicht  ermitteln 

können  (Schreiben  an  mich  vom  16.  November  1911).  Ebenso  war  in  Halle 
nichts  zu  ermitteln. 
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teilte  seine  Ansiclit  über  die  Foltreii,  welclie  eine  solclie  Anlage 

für  den  Handel  Magdebnrgs  haben  könne,  mit.  Derselbe  ging  da- 
von aus  zu  bemerken,  daß  der  Speditions- Handel  von  Magdeburg 

zwar  allerdings  dadurch  gewinnen,  dagegen  der  eigene  Handel 

verlieren  und  wieder  in  die  Hände  der  Leipziger  Hand- 
lungshäuser fallen  würde.  Man  war  einstimmig  der 

^Meinung,  daß  der  Eigenhandel  nach  Sachsen  eine  vorzügliche  Rück- 
sicht verdiene  und  deshalb  von  der  projektierten  Eisen- 
bahn für  Magdeburg  kein  Vorteil,  vielmehr  Nachteil 

zu  erwarten  sei.  Ob  übrigens  diese  Anlage  für  die  Unteniehmer 

selbst  Gewinn  gewähren  würde,  und  ob  sich  die  Frachten  so  wohl- 
feil würden  stellen  lassen,  als  von  selten  der  Leipziger  voraus- 

gesetzt wird,  dies  läßt  sich  nach  der  übereinstimmenden  Meinung 
aller  Gegenwärtigen  noch  keineswegs  übersehen. 

Der  erste  Vorsteher,  Herr  Schnitze,  wurde  ermächtigt,  in 

diesem  Sinne  ablehnend  auf  die  Vorschläge  zu  antworten". 
Die  Linie  Leipzig  -  Magdeburg  wurde  dann  doch  nocli  in-baut 

und  in  den  Jahren  1839/40  etappenweise  eröffnet.  Freilich  wunder- 
liche Meinungen  hat  auch  ihr  Plan  gezeitigt,  und  es  klingt  fast 

wie  ein  Märchen,  wenn  man  liest,  daß  der  Oberbürgermeister 
Francke  von  Magdeburg  gegen  die  Führung  der  Bahnlinie  über 

Halle  agitierte.  Aber  es  ist  Wahrheit.  Halles  Chronist  =')  erzählt: 
,. Damals  hatte  derselbe  ausgezeichnete  Mann,  dessen  P^influß  bei 
dem  König  Friedrich  Wilhelm  IIL  unsere  Provinz  die  Genehmigung 

der  Anlage  dieser  ersten  großen  Verkehrslinie  verdankte,  der  Ober- 
bürgermeister August  Wilhelm  Francke  von  Magdeburg,  im  Früh- 

jahr 1836  aus  Gründen,  die  nur  eben  in  der  Kindheit  des  Eisen- 
bahnwesens als  solche  erscheinen  konnten,  mit  vielem  Eifer,  zum 

Glück  jedoch  ohne  schließlichen  Erfolg,  dahin  gestrebt,  unsere  Stadt 
von  der  Hauptlinie  fernzuhalten,  ihr  nur  die  Verbindung  mit  dieser 

durch  eine  auf  Brehna  zu  richtende  Zweigbahn  zu  gewähren." 

*)  Hertzberg  a.  a.  0.  Bd.  3  S.  524  und  Tollin,    , August  Wilhelm  Francke' 
Bd.  3  S.  77ff ,  in  den  Magdeburger  Geschichtsblättern  1884  Heft  1-3. 



Untersuchungen  zur  Geschichte  des  Objektes 

direkter  Steuern'» 
von  Bruno  Moll. 

Als  etwas  Selbstverständliches,  was  keiner  weiteren  Definition 

bedarf,  gebranclit  die  Literatnr  der  Finanzwissenschaft  nnd  der 

Stenerfreschichte  den  Beg-riff  ,.Vermöj^ensstener".  Man  sollte  danach 
meinen,  daß  dieser  Beg-riff  eindentig-  und  zweifellos  feststände. 
Indessen  zeigt  sich  bei  näherer  Betrachtung  bald,  daß  sehr  ver- 

schiedene Phänonit^ne  ihm  zugrunde  liegen  können,  ̂ fan  spricht  von  den 

französischen  und  englischen  \'ennögenssteuern  des  Mittelalters, 
von  den  mittelalterlichen  Vermögenssteuern  im  Deutschen  Reich,  in  den 
deutschen  Städten  und  Territorien,  von  den  Vermögenssteuern  der 
Schweiz  und  der  amerikanischen  Einzelstaaten  in  neuerer  Zeit. 

Aber  in  einem  Falle  ist  es  eine  Koi>fsteuer.  im  andern  eine 
Immobiliarsteuer.  bald  wieder  eine  Steuer  auf  alle  Objekte  des 

Besitzes;  hier  ist  der  Kapitalweit.  dort  der  Jahresertrag,  anderswo 

sind  beide  Modi  Bemessungsgrundlage  der  Steuer.  Es  dürfte  auch 
dem  Kenner  der  Finanzgeschichte  gar  nichts  Neues  mehr  sein,  daß 

unter  dem  Namen  Vermögenssteuer  sehr  verschiedenartige  Gebihh' 
verborgen  sind.  Dennoch  erscheint  in  den  Darstellungen  selten 

der  Begriff"  des  Steuerobjektes  scharf  heiausgearbeitet,  und  seltener 
noch  versucht  man  einmal  sich  dariUier  klar  zu  werden,  inwieweit 

eine  Steuer  für  die  Epoche,  der  sie  aiigeliüit.  eine  vollständige  Er- 

fassung des  Vermögens  (im  weitesten  Sinne,  d.li.  dei-  wirtscliaftliclieii 
Leistungsfähigkeit)  bedeutet.  Mau  venu  ißt  z.  H.  bei  Darstellungen 
mittelalterlicher  Steuern  gewöhnlich  <len  deutlichen  Hinweis  auf 
die   an    und    für   sich   durchaus  nicht  .selbstver.ständliclie  Tat.sache, 

')  Quellenangaben  nowie  eingehendere  Ansführungen  über  die  einzelnen 
FuDkte  dieser  Skizze  finden  .»'icli  in  meinen  beiden  Schriften:  „Zur  Geschichte 

der  Vermögensrteufrti"  1911  und  «Zur  Ge.-^chichte  der  englisclien  und 
amerikanischen  Vermöscnsstencrn"   1912. 
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daß  Handels p: e  w i n n  als  sokher  nicht  von  der  Steuer  erfaßt  wird. 

Und  doch  sollte  strenge  Klaiheit  nach  dieser  Hichtun<r  die  (4rund- 
lage  jeder  Steuergeschichte  bilden.  Denn  wie  kann  man  z.  B.  über 
die  sozialpolitische  Bedeutung  einer  Steuer  ein  Urteil  fällen,  wenn 

man  sich  nicht  zuvor  darüber  klar  gewurden  ist,  welche  Einkonmiens- 
(juellen  oder  Besitzkategorien  von  ihr  getroffen,  welche  geschont 
wurden? 

Bei  Anwendung  einer  kritischen  Methode  ergibt  sich  nun  für 
die  deutschen  Territorien  bis  zum  Ende  des 
14.  Jahrhunderts  (mit  Ausschluß  der  Städte) 

folgendes  Bild: 
Die  Steuer  trifft  den  Grund  und  Boden,  am  liebsten  nach 

dem  Maßstab  der  Hufe,  aber  auch  nach  dem  Morgenmaß.  Letzteres 

gilt  besonders  im  Westen  sowie  gegen  Ende  der  Periode,  über- 
haupt da.  wo  die  wirtschaftliche  Entwicklung  relativ  fortgeschritten 

ist.  Die  Hufensteuer  will  im  (Trunde  den  Ertrag  der  Güter  treffen. 
Katen  und  Mühlen  werden  in  einigen  Territorien  herangezogen. 
Von  einer  eigentlichen  Bonitierung  ist  wenig  zu  merken.  Mobilien 
werden  nur  hier  und  da  und  nur  ergänzend  besteuert. 

Einer  besonderen  Erörterung  bedarf  die  Besteuerung  der 
Häuser.  Die  herrschende  Lehre  dürfte  hier  kaum  aufrecht  zu  er- 

halten sein.  Eine  regelmäßige  Besteuerung  von  Häuseni  hat 
wohl  während  des  ganzen  Mittelalters  auf  dem  Lande  nicht 
existiert.  Einer  kritischen  Auslegung  der  Urkunden,  welche  die 
Häusersteuer  erweisen  sollen,  halten,  wie  der  Verfasser  zu  zeigen 
versucht  hat,  nur  wenige  vereinzelte  Beispiele  stand,  aus  denen 
man  allgemeine  Schlüsse  nicht  ziehen  sollte.  Insbesondere  kann 
dann  auch  die  Verbreitung  der  Gebäudebesteuerung  in  den  Städten 
nichts  für  eine  solche  auf  dem  platten  Lande  beweisen.  Die 
Entwicklung  ging  dort  ihre  eigenen  Wege:  Häuser  und  mobiles 
Kapital  spielten  in  der  Stadt  eine  ganz  andere  Bolle  als  auf  dem 
Lande.  Ferner  hat  es,  wie  von  Myrbach  mit  Recht  betont,  auf 
dem  Lande  bis  in  späte  Zeiten  nur  Burgen  und  armselige  Hütten 
gegeben,  so  daß  schon  a  i)riori  eine  Gebäudebesteuerung  wenig 
wahrscheinlich  wird.  Vor  allem  aber  wurde  die  Hufe  als  Komplex 
der  verschiedensten  Immobilien  im  ganzen  besteuert,  wobei  man 
wohl  an  ihren  Ertrag  gedacht  hat;  für  eine  selbständige 
Häusersteuer  bleibt  dann  aber  kein  Kaum.  Die  Besteuerung  der 
Kötter   beweist    auch   nicht   viel,   weil   hier  die  Hütte  wohl  über- 
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haiipt  nur  als  konkrete  Ersdieinuntr  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 

t'ähijrkeit  einer  Person  aut'frefaßt  wurde,  deren  Einkommen 
man  treffen  wcdltc.  Nach  allem  möchte  ich  annehmen,  daß  es 

kein  Zufall  sei.  wenn  die  spärlichen  Nachlichten  über  ein  Vor- 
kommen der  Häuserbesteuerunti:  fast  nur  aus  solchen  Gegenden 

stammen,  wo  die  Hufenverfassuug  wegen  eingetretener  Besitzes- 
zersplitterung niclit  mehr  den  Steuermaßstab  bildete,  oder  aber 

aus  (Gebieten,  wo  die  Häusersteuer  eine  bloße  Ergänzung  der 

Hufenbesteuerung  darstellt.  Auch  in  diesen  Ländern  si)richt 

übrigens  nichts  für  die  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  Verbreitung  der  Häusersteuer. 
Wir  kommen  jetzt  zu  der  Frage,  wieweit  eine  Besteuerung 

nach  Einkünften  vorkommt.  Eine  solche  ist  anscheinend  bei 

der  Kirche  beliebt;  indessen  ist  hier  sicherlich  nur  an  Grundzinse, 

Zehnten  und  Renten,  nicht  aber  an  Erträge  von  mobilem  Kapital 
zu  denken. 

Eine  wirkliche  Besteuerung  des  beweglichen  Besitzes  —  nicht 
seiner  Erträge  —  finden  wir  im  allgemeinen  nur  vereinzelt  und 
nur  ergänzend.  Bei  dem  berühmten  Bedeverkauf  vcm  1281  in 

Brandenburg  und  in  einer  bayerischen  Steuerordnung  von  1311 

werden  gewisse  Klassen  nach  ihrem  .Mobiliaivermögen  besteuert. 
Aber  im  ersteren  Fall  handelt  es  sich  nur  um  Müller.  Kossäten 

und  andere  Leute,  die  nicht  wenigstens  eine  Hufe  Land  haben; 

sie  können  ja  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  Maßstabe  der  Hufe 
besteuert  werden.  Im  zweiten  Falle  sind  es  die  Bauleute,  also 

eine  Klasse,  der  sel1)ständiger  Grundbesitz  fehlt.  Im  allgemeinen 

aber  ist  der  .Mobiliarbesitz  auf  dem  i)latten  Lande  der  deutschen 
Territorien  in  der  Periode  bis  zum  Ende  des  14.  .Jahrhunderts 

noch  frei.  Es  läßt  sich  dies  auch  erklären.  Freilich,  die  oft  ge- 
hörte Deutung,  das  bewegliche  Vermögen  hätte  noch  keine  Rolle 

gespielt,  dürfte  kaum  zutreffen.  Hatte  man  doch  Viehbesitz,  Gold, 

Silber,  kostbare  Steine  und  andere  fahrende  Habe  schon  in  viel 
früherer  Zeit.  Eher  dürfte  der  Grund  wohl  darin  zu  suchen  sein, 

daß  die  Hufensteuer  eben  auf  den  Ertrag  und  nicht  auf  den  Wert 

des  Besitzes  gerichtet  war,  einen  Ertrag  aber  damals  allein  die 
Immobilien  hervorbrachten.  Denn  Leihkapital  spielte  auf  dem 

Lande  ebensowenig  eine  Rolle  wie  der  Handel.  Aber  auch  das 

Handwerk  dürfte  viel  weniger  selbständige  Einkommenquelle  ge- 

wesen sein,  als  vielmehr  im  Rahmen  der  (Ti-undherrschaften  und 
Bauernhöfe  seinen  Platz  gehabt  haben.     Daher   also   traf   die  ein- 
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förmige  Hufensteuer  dennoch  in  jener  Zeit  die  ganze  wirtschaft- 

liche Leistungsfälligkeit  der  Subjekte  —  wenigstens  von  dem 
einen  Standpunkte  des  Ertrages,  des  Einkommens  aus  gesehen. 

Die  direkten  Steuern  in  den  dentsclien 

Städten  des  Mittelalters  waren  ursprünglich 

Immobiliarsteuern.  Dieser  ziemlich  allgemein  anerkannte  Satz 

dürfte  zwar  schwer  auf  direktem,  induktivem  Wege  zu  erweisen 

sein;  denn  alle  bisher  angeführten  Beispiele  liefern  wohl  den  Be- 

Aveis,  daß  Immobilien  besteuert  wurden,  nicht  aber  einen  strengen 
Beweis  dafür,  daß  Mobilien  nicht  versteuert  wurden. 

Indessen  spricht  so  vieles  zugunsten  der  in  Frage  stehenden 

Theorie,  daß  man  sie  immerhin  als  eine  Voraussetzung  von  grußei- 
Wahrscheinlichkeit  hinnehmen  darf.  Vor  allem  findet  sich  nämlich 

unter  den  uns  bekannten  Urkunden  bis  zur  2.  Hälfte  den  13.  Jahr- 

hunderts keine  einzige,  die  auf  das  Vorhandensein  einer  all- 

gemeinen Mobiliarbesteuerung  (im  Gegensatz  zu  einer  bloß  er- 
gänzenden) in  einer  Stadt  hinwiese.  Dies  kann  aber  kaum  Zufall 

sein.  Betrachten  wir  ferner  die  ersten  Urkunden,  die  übei-liaujit 
von  einer  Besteuerung  der  beweglichen  Habe  zeugen,  so  konnuen 

wir  wohl  zu  der  Annahme,  daß  diese  Besteuerung  bis  zur  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  sich  nur  ergänzend  entwickelt  haben  dürfte, 

da  wo  kein  Grundbesitz  war,  nämlich  in  der  Hauptsache  nur  bei 

der  Klasse  der  hörigen  Hintersassen.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  tritt  deutlich  an  manchen  Orten  eine  all- 

gemeine Mobiliarsteuer  hervor.  Die  Immobiliarsteuern  erfaßten 

nun  außer  dem  Grund  und  Boden  auch  oft  die  Häuser;  ihr  Maß- 

stab scheint  meistens  der  Kapitahvert  gewesen  zu  sein  —  während 
die  ländlichen  Immobiliarsteuern  selten  die  Häuser  besonders 

trafen  und  wohl  nach  dem  Ertrage  bemessen  wurden.  In  der 

Stadt  traten  eben  die  Häuser  schon  früh  als  selbständige  Objekte 

von  Wert  hervor,  Käufe  von  Immobilien  fanden  häufiger  als  auf 

dem  Lande  statt,  und  Kaufpreise  bildeten  sich  somit  eher  als 
dort.  Auch  konnte  die  Hufe,  deren  natürlichster  Wertmaßstab 

der  Ertrag  Avar,  in  der  Stadt  nicht  so  lange  ihre  Bedeutung  wahren 

wie  auf  dem  Lande,  weil  der  ursprünglich  landwirtschaftliche 
Charakter  der  Städte  sich  vielfach  verlor.  Die  städtischen 

Immobiliarsteuern,  deren  Maßstab  uns  bekannt  ist.  wurden  nach 
dem  Kapitalwert  umgelegt;  eine  nach  dem  Ertrage  bemessene 
Immobiliarsteuer  dieser  Zeit  ist  nicht  nachgewiesen. 
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Die  P>a<re,  wieweit  die  städtisclien  Tiniiiobiliarstenern  da- 

mals die  wirtscliaftliehe  Leistnii<rsfäliifrkeit  der  Subjekte  erfaßten, 

dürfte  schwer  zu  lösen  sein,  llne  Erörteriuif*-  würde  hier  /n  viel 
Kaum  einnehmen. 

Den  Über<ranf!:  zur  Kiubeziehun<.c  der  beweglichen  Habe  in 
die  Steuern  scheint  die  Belastung  der  Renten  gebildet  zu 

iialien.  die  übrigens  nach  mittelalterlicher  Anschauung  ganz  all- 
gemein zu  den  Immobilien  gezählt  werden  und  denen  man  in  der 

Tat  wohl  mit  Kücksicht  auf  ihre  Gebundenheit  in  jener  Epoche 

<Mne  Art  Zwischenstellung  zwischen  Mobilien  und  Immobilien  ein- 
räumen darf.  Sie  erscheinen  gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts 

öfter  als  Steuerobjekt. 

Im  14.  .lahrhundert  ist  dann  die  Mobilarbesteuerung  schon 

häutiger,  um  im  folgenden  Jahrhundert  gänzlich  zui-  Kegel  zu 
werden. 

Den  verbreit etsten  Typus  der  direkten  Steuer  im  Mittelalter 

stellt  nach  den  bisherigen  Nachrichten  der  ..einheitliche, 

k  0  n  s  e  (1  u  e  n  t  e  •'  Vermögenssteuerbegriff  dar.  Ich  verstehe  darunter 
den  Begriff  derjenigen  Steuer,  welche  Reduzierung  der  gesamten 

Summe  wirtschaftlicher  Güter  im  Eigentum  einer  Person  —  gewöhn- 

lich allerdings  mit  Ausnahmen  —  unter  Abzug  der  Schulden  auf 
die  Einheit  des  Geldwertausdrucks  verlangt.  Er  liegt  gleichzeitig 

den  modernen  Ergänzungssteueru  zugrunde  und  ist  deshalb 

der  einzige  Vemiögen.ssteuerbegriff,  den  der  Laie  kennt.  F'reilich 
ist  er  in  seiner  abstakt  konsetiuenten  Form,  in  der  er  alle  Objekte 

erfaßt,  nicht  sehr  häufig.  Für  gewöhnlich  sind  nämlich  irgend- 
welche Gegenstände  befreit,  und  zwar  im  deutschen  Mittelalter 

meistens  ertraglose  Objekte  wie  Hausrat,  Kleider,  Betten,  Silber- 
gerät, Kleinodien,  Pferde,  Rüstungen  und  Vorräte,  Heidenhain 

betont,  wie  schon  im  14.  Jalnhundeit  in  manchen  Steuerordnungen 

die  feine  Untei'scheidung  zwi.schen  Gebrauchs-  und  Produktiv- 
vermögen besteht:  dieselben  (Gegenstände,  z.  B.  Betten,  Pferde,  sind 

je  nach  ihrer  Verwendung  zum  eigenen  (Gebrauch  oder  zum  Er- 

werb steuerfrei  oder  steueri)ai-.  Die  (Gründe  für  die  Steuerbefreiung 
dürften  im  allgemeinen  folgende  gewesen  sein:  1.  Rücksicht  auf  den 

fehlenden  Ertrag  des  (Gebrauchs-  und  Verbrauchsvennögens,  2.  Rück- 
sichten auf  das  Existenzminimum.  H.  wirtschaftspolitische  Motive, 

4.  politische  Motive,  5.  steuertechnische  Gründe. 

\\'ieweit     nun    der    einheitliche    Vermögenssteuerbegriff    der 
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wirtscliaftliclien  Leistiin^sfähi'.'-keit  j^erecht  wird,  ist  allj^emein 
nicht  zu  bestimmen.  Zwar  der  praktiscli  seltenere  Fall  des 

abstrakt  konsequenten  Begriffs  ohne  jede  Befreiun«^  (z.  B.  Basel 
im  15.  Jahrhundert)  stellt  eine  vollständige  Erfassung  der  Besitz- 
übjekte  dar,  somit  eine  vollständige  Erfassung  wirtschaft- 

licher Leistungsfähigkeit,  von  einer  Seite  aus  gesehen.  Aber 
doch  eben  nur  von  einer  Seite  aus.  Denn  unberücksichtigt 
bleibt  die  verschiedene  Kentabilität  von  Landwirtschaft,  (irewerbe 

und  Handel;  der  Unterschied  zwischen  dem  P^rtrage  des  Produktiv- 
vermögens und  der  Nutzung  des  Gebrauchsvermögens;  das  Hervor- 

gehen von  Einkünften  aus  unsichtbarer  Quelle,  Arbeit  und  per- 
sönlichen Fähigkeiten.  Hier  zeigt  sich  eben,  daß  nicht  jedes 

Einkommen,  jede  Quelle  wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit,  sich 
in  der  Form  des  sichtbaren  Besitzes  ausdrücken  läßt.  Wir  werden 

es  deshalb  verstehen,  wenn  der  Gesetzgeber  in  ähnlichen  Fällen 
—  z.  B.  in  den  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen  Union  im 

17.  und  18.  Jahrhundert  —  den  theoretisch  höchst  bedenklichen, 
ja  einer  wissenschaftlichen  Prüfung  gegenüber  unhaltbaren  Ver- 

such wagt,  jene  Einkünfte  aus  unsichtbarer  Quelle  wirklich  in 
Form  von  Besitz  auszudrücken,  ein  Phänomen,  das  ich  mit  dem 

Namen  „  P  h  a  n  t  a  s  i  e  k  a  p  i  t  a  1  i  e  n  "  kennzeichnen  möchte.  Um 
aber  den  konsequenten  Vermögenssteuerbegriff  nicht  bloß  abstrakt, 
sondern  auch  historisch  zu  würdigen,  müssen  wir  uns  darüber  klar 

werden,  daß  in  den  meisten  Fällen  eben  doch  Befreiungen  un- 
produktiver Gegenstände  stattfanden,  und  daß  man  Arbeitseinkünfte 

oft  besonders  durch  eine  ergänzende  Steuer  zu  treffen  suchte- 
Demnach  dürfte  der  konsequente  Vermögenssteuerbegriff  damals 
doch  nicht  so  einseitig  gewirkt  haben,  wie  heute  eine  bloße 

Besitzvermögenssteuer  ohne  ergänzende  Einkommens-  oder  Ertrags- 
steuern wirken  würde. 

Der  einheitliche  Vermögenssteuerbegriff  ist  nicht  der  einzige 
im  Mittelalter.  Neben  ihm  finden  sich  Begriffe,  die  in  ihrer 

komplizierten  Struktur  so  interessant  und  so  für  das  mittel- 
alterliche Denken  charakteristisch  erscheinen,  daß  man  sie  geradezu 

für  einen  Hauptt3^pus  mittelalterlicher  Vermögenssteuern  angesehen 
hat,  obwohl  sie  nach  den  bisherigen  Nachrichten  nur  in  wenigen 
Städten  vorgekommen  sind. 

Diese  Begriffe  sind  aber  auch   deshalb   besonders   interessant, 
weil  sie  große  Verwandtschaft  mit  denen  des  Auslandes,  insbesondere 
Stieda-Festschrift.  4 
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mit  den  Griin(ibep;riffen  der  älteren  englischen  Staatssteuern  auf- 

weisen. Ich  nenne  diese  Rcgriffe  ».komplizierte".  Für  die  eine 
Gattung  von  Objekten  ist  hier  der  Wert,  für  eine  andere  der 

Ertrag,  für  die  dritte  ein  fester  Geldsatz  Steuerbemessungsgrund- 
lage. Indessen  sind  die  Kombinationen  nicht  beliebig  und  regellos. 

Niemals  wird  b e w e g  1  i c h e s  ̂' e r m ü g e n  nach  de m  E i- - 
trage  besteuert.  Dieser  Satz  gilt  auch  sonst  ganz  allgemein 
für  das  Gebiet  der  deutschen  Städte  im  Mittelalter:  Eine  Ein- 

kommensteuer kommt  nicht  vor.  soweit  die  bisherigen  Nadi- 

richten  vom  Steuerobjekt  reichen.  Die  in  älteren  Werken  als  Ein- 
kommensteuer gekennzeichneten  Erscheinungen  gehören  vielmehr 

in  Wirklichkeit  zu  den  komplizierten  VermögenssteuerbegriftVn. 

welche  die  Mobilien  nach  dem  Kapital  werte  erfassen.  Dagegen 

erscheint  das  Prinzip  der  festen  Sätze  bei  den  verschiedensten 

Vermögensobjekten,  beweglichen  wie  unbeweglichen. 

Die  Frage  nach  der  Entstehung  der  komplizierten  Begriffe 

reduziert  sich  auf  die  Frage,  warum  Ertragspi-inzij)  und  feste  Sätze 
in  jenen  Steuern  vorkommen ;  deiiii  das  Wertprinzii»  ist  ja  dun  li- 
aus  das  Gewöhnliche  im  deutschen  Mittelalter.  Die  erste  Frage 

hat  Bücher'  beantwortet,  wenn  er  sagt:  ,.Der  Boden  war  im 
Mittelalter  gebunden  und  schwer  realisierbar;  er  unterlag  nicht 

regelmäßiger  Tauschwertschätzunjr.  sondern  gewann  immer  nur  in 

der  Form  der  jährlichen  Erträge  für  die  AVirtschaft  eine  Be- 
deutung, die  zahlenmäßig  zu  erfassen  war.  Das  Mittelalter  schätzte 

nur  den  Wert  des  Ertrage.^,  in  welchem  die  Bedeutung  eines  Ver- 

mügensobjektes  konkret  in  die  Erscheinung  trat".  ..Der  Ertrags- 

wert als  A\'ert  des  Ertragsobjektes  ist  eine  Abstraktion,  die  der  kapita- 
listischen Auffassung  eines  entwickelten  Kreditwesens  angehört." 

Dieser  Gedankengang  kann  aufgefaßt  werden  als  eine  Anwendunj^- 
des  schon  von  Kodbertus  betonten  Satzes  vom  Rentenprinzii)  auf 

das  Gebiet  der  Steuergeschichte:  „Die  Kente  ist  das  wahre  Prinzip 

des  Immobiliarbesitze.s,  der  (Rein)  p]rtrag  ihr  einzig  richtiger  Maß- 

stab". Wenn  jene  Erklärunt,'-  nun  auch  eine  ül)erzeujrende  sein 
dürfte,  so  bleibt  doch  fraglich,  warum  gerade  in  der  Mehrzahl  der 

mittelalterlichen  Städte  das  Ertrag.*<prinzip  nicht  vorkommt.  Diese 
Frage  dürfte  allgemein  nicht  zu  beantworten  sein. 

Das  Prinzip  der  festen  Sätze,  das  Bücher  ebenfalls  er- 
klärt hat,  bezitzt  zwei  Formen.  Entweder  wird  gleich  ein  bestimmter 

Steuersatz  vorgeschrieben,  z.  B.  eine  Hufe  Landes  zahlt  6  Schillinge 
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Steuer,  oder  die  Bewertung-  des  Objektes  wird  aiifjfegeben,  z.  B. 
eine  Hufe  Landes  wird  einem  Kapital  wert  von  14  Mark  {gleich- 

gesetzt und  davon  später  die  gewöhnlielie  Steuer  erhol)en.  Ein 
innerlicher  Unterschied  liegt  aber  hier  nicht  vor.  Das  Prinzip  der 
festen  Sätze  ist  nun  wohl  zunächst  bloß  ein  formales,  dem  in 

den  einzelnen  Fällen  verschiedene  Gedanken  zug-runde  lieg-en.  Wo 
z.  B.  unproduktive  Objekte  (Vorräte,  Erträge)  einfach  nadi  fertigen 
Ueldsätzen  versteuert  werden,  da  kann  es  sich  bloß  um  einen 

Modus  der  Veranlagungstechnik  handeln.  Um  den  Schwierig- 
keiten einer  Einschätzung  nach  schwer  zu  ermittelnden  Kaufwerten 

oder  kapitalisierten  Ertragswerten  vorzubeugen,  um  die  Neigung 
des  Publikums  zu  Defraudationen  unwirksam  zu  machen,  hat  man 
sich  wohl  mit  solchen  Durchschnittszahlen  begnügt,  die  in  jenen 
relativ  einfachen  AVirtschaftsverhältnissen  noch  erträglich  waren 
und  jedenfalls  eine  sichere,  konstante  Grundlage  der  Bewertung 
gaben.  Anders  aber  scheint  es  da  zu  stehen,  wo  ertraggebende 
Immobilien  nach  einem  festen  Durchschnitt ssatze  getroffen  werden. 
Dort  ist  es  wahrscheinlich,  daß  man  an  den  durchschnittlichen 

P^rtrag  gedacht  hat.  Denn  eher  kann  man  in  einer  mittel- 
alterlichen Stadt  für  ein  Einheitsmaß  von  Landbesitz  einen  un- 

gefähr gleichen  Ertrag  als  eine  Gleichheit  der  Kaufwerte  annehmen. 
Unterscheiden  sich  doch  die  letzteren  von  den  Ertragswerten  durch 
feinere  oder  gröbere  Beisätze  mannigfacher  Art,  die  vom  einzelnen 
Fall  abhängen  und  sich  nie  in  eine  Regel  bringen  lassen.  Auch 

die  Parallele  mit  der  auf  den  Ertrag  abzielenden  ländlichen  Hufen- 
steuer liegt  nahe.  Ähnlich  könnte  an  eine  Besteuerung  des  ge- 

werblichen Ertrages  zu  denken  sein,  wo  die  Fleischbänke,  die 
Stände  im  Kaufhause  usw.  nach  festen  Sätzen  getroffen  wurden. 

Im  14.  bis  16.  Jahrhundert  wurden  nach  manchen  Steuerordnungen 

die  Mobilien  doppelt  oder  dreimal  so  hoch  belastet  als  der  un- 
bewegliche Besitz.  Diese  Erscheinung  ist  auf  verschiedene  Weise 

erklärt  worden.  Bald  mag  der  Gedanke  an  den  durchschnittlich 
höheren  Ertrag  des  mobilen  Kapitals,  bald  die  Beobachtung,  daß 

das  letztere  sich  leichter  der  Besteuerung  entzieht,  wirksam  ge- 
wesen sein.  Auch  die  Vorstellung,  daß  Immobilien  und  Renten  ge- 
schont werden  müßten,  weil  in  mittelalterlichen  Städten  die  Land- 

wirtschaft noch  oft  die  Grundlage  wirtschaftlicher  Exi.stenz  bildete, 

wird  eine  Rolle  gespielt  haben,  wie  unter  Umständen  die  wirtschafts- 
politische Maxime,  zur  Anlage  des  Kapitals  im  Landbau  zu  ermuntern. 
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Wie  auf  dem  j)latten  Lande  deutscher  Territorien  und  wie 

wohl  liäutiir  beim  Überofanp:  der  Städte  zur  Mobiliarbesteueruno: 

kommen  AI  t  ernat  i  vbeg'rif  f  e  auch  noch  in  späterer  Zeit  vor. 
(Grundbesitzer  versteuern  dann  nur  ihim  unbeweglichen  Besitz^ 

andere  Einwoliner  nur  ihre  beweirli»he  Habe.  Indessen  sclieiui'U 

diese  Pralle  nicht  häutip:  zu  sein. 
Es  kommt  nun  vor,  daß  neben  dem  Besitz  auch  das  Arbeits- 

einkommen  als  Steuer  (i  u  e  1 1  e  g:edacht  ist.  Manche  Stener- 

«jesetze  enthalten  eine  Profjression  nach  unten,  die  sich  nur  als 

eine  gewollte  Beiast un«;  des  Arbeitseinkommens  erklären  läßt,  da 
es  ja  selbst  im  Mittelalter  kaum  wahrscheinlich  ist,  daß  die  untersten 
Klassen,  welche  vornehmlich  von  persönliclier  Arbeit  lebten,  ihren 

1-5 e sitz  höher  versteuern  sollten  als  die  Keichen.  Dann  kommt 
zuweilen  neben  der  Besitzvermögfenssteuer  schon  eine  unmittelbar 

iiarh  dem  Maßstabe  der  Jahreslohnes  erhobene  Abgabe  vor,  „eine 

partielle  Kinkommensteuer".  Hier  ist  der  Kinkommensgedanke  so 
weit  durchgedrungen,  daß  das  Einkommen  bereits  als  Steuerol)jekt, 
nicht  mehr  l)loß  als  Steuerquelle  erscheint.  Endlich  ist  au<li  die 

K(ii)tsteuer  autzufassen  als  eine  Ergänzung  der  Vermögenssteuer  mit 

dem  Zwecke,  da,s  Einkommen  derer  zu  treffen,  die  wenig  oder 

gar  keinen  Besitz  versteuerten.  Der  Verfasser  hat  zu  zeigen  ver- 
sucht, daß  es  unter  diesem  Gesichtspunkte  nicht  zulässig  erscheint, 

von  vornherein  alle  Kopfsteuern  unterschiedlos  zu  behandeln.  Viel- 
mehr dürfte  eine  Unterscheidung  dersell)en  nach  dem  (lesichtspunkte 

der  subjektiven  Steuerpflicht  hier  unerläßlich  sein,  in  dem  Falle 

nämlich, in  dem  die  Kopfsteuer  ausdrücklich  nur  Tuvermögende  trifft, 
ist  es  klar,  daß  sie  Arbeitseinkommen  belasten  soll.  Auch  wo 

alle  Personen  kopfsteuerpflichtig  sind,  wird  mindestens  bei  den 

Unvermögenden  das  Arbeitseinkommen  Steuenjuelle  sein.  Ähnlich 

mag  es  noch  gewesen  sein,  wo  alle  Haushaltungsvorstände  die 
Kopfsteuer  zahlten.  Ganz  anders  aber  liegt  es,  wo  nur  die  zur 

Vennögenssteuer  Verpflichteten,  also  gerade  die  Besitzenden,  zni- 
Kopfsteuer  herangezogen  wurden.  Hier  ist  zum  mindesten  das 
Arbeitseinkommen  der  untersten  Klassen  frei.  Es  ist  iil)iigens 

intere.ssant,  daß  der  Ausdruck  ^Vorschoß*'  hauptsächlich  nui  in 
diesen  letzteren  Fällen  vorkommt.  Hart  w  i  g  s  Theorie,  der  Vor- 

schoß sei  keine  allgemeine  Kopfsteuer,  sondern  nur  eine  Zuschlags- 

steuer für  die  Besitzenden  gewesen,  scheint  sich  daher  zu  be- 
haupten. 
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Wenn  eine  Einkommensteuer^)  in  den  deutschen  Städten  des 
Mittelalters  nicht  nachg^e wiesen  ist,  so  dürfte  dies  kein  Zufall  sein. 

Man  kannte  noch  nicht,  ebensowenig:  wie  in  England,  eine  Heran- 

ziehung- des  eigentlichen  beweglichen  Kapitals  nach  dem  Maßstabe 
des  Ertrages.  Die  außerordentlich  schwankende  Natur 
vieler  geschäftlichen  Gewinne  im  Mittelalter  dürfte 

wohl  nicht  zuletzt  als  Ursache  dieses  Mangels  an- 
zusehen sein.  Daß  aber  das  Ertragsprinzip  —  bis  zu  einem 

gewissen  Grade  ein  Übergang  zum  Einkomuiensprinzi{)  —  sonst  eine 
bedeutsame  Rolle  gespielt  hat,  daß  es  l)al(l  offen,  häufiger  aber 
versteckt  zu  bemerken  ist,  das  habe  ich  zu  zeigen  versucht. 

Die  Entwicklung  der  direkten  Staatssteuerii 

Englands  ist  eine  sehr  einheitliche  gewesen:  Die  Immobiliar- 
besteuerung  des  letzten  Jahrtausend  ist  ununterbrochen  vom  Ertrags- 

prinzip (Rentenprinzip)  beherrscht,  die  ]\robiliarbesteuerung  bis  in 
das  17.  Jahrhundert  hinein  vom  Kapitalprinzip.  Die  englische 

Steuergeschichte  kennt  weder  den  einheitlichen  \'ermögenssteuer- 
begriff  noch  —  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  —  eine  Ein- 
kommensteuer. 

Den  Grundsteuern  des  11.  bis  18.  -Jahrhunderts  —  Danegeld 
(Hidage),  Carucagium  und  Steuer  auf  das  Ritterlehen  —  dürfte 
die  Vorstellung  des  rohen  Ertrages  durchgängig  zugrunde  gelegen 
haben.  Anfangs  mögen  sie  eben  so  vollständig  in  der  Erfassung 
wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit  gewesen  sein  wie  die  deutsche 
Hufensteuer  auf  dem  Lande,  zuletzt,  als  schon  Einkünfte  aus 
Handel-  und  Tjohnarbeit  auftraten,  mußten  sie  versagen. 

Bei  den  außerordentlichen  Steuern  der  Jahre  1166  und  1188 

(Kreuzzugssteuern)  wurden  die  Immobilien  nach  der  Jahresrente, 
die  Mobilien  nach  dem  Kapitalwerte  veranlagt.  Es  folgt  das 
zunächst  aus  dem  Wortlaut  der  Steuergesetze.  Als  Beweis  für  die 
Erfassung  der  beweglichen  Habe  nach  dem  Kapitalwerte  ist  hier 

wäe  bei  späteren  Steuern  insbesondere  noch  die  Tatsache  anzu- 
sprechen, daß  uni)roduktive  Mobilien  ausdrücklich  als  steuerbar 

genannt  werden,  ^\'ie  hätten  solche  aber  nach  dem  Ertrage  be- 
steuert werden  können,  da  sie  doch  gar  keinen  Ertrag  abwarfen? 

Von  der  Fiktion  eines  Ertrages   aber  ist  noch   nirgends  die  Rede. 

')  Die  sogenannte  partielle  Einkommensteuer  kann  hier  eine  Phase  in  der 
Entwicklung  zur  Einkommensteuer  darstellen,  zählt  aber  nicht  selbst  als  solche. 
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I»ie  besprochenen  Steuern  erfassen  nicht  die  Einkünfte  ans  Handel, 

bewerbe.  Leihkai)ital  und  Tjolmarbeit.  Gewinne  aus  «rewerblichem 
und  Leihkapital  sind,  wenn  wir  die  Urteile  der  Wirtschaftshistoriker 

zu  Kate  ziehen,  im  12.  .lahihundert  noch  selten  gewesen.  Jene 

anderen  beiden  Kink()nnneus(iuellen  aber  existieren  sdum.  Beim 

Handel  kann  nun  freilich  an  einen  gewissen  Ausgleich  gedacht 

werden,  sofern  die  Steuern  auf  die  mobilen  Kapitalien  nominell 

denselben  Steuersatz  haben  wie  die  auf  Immobiliar  —  Renten,  in 
Wirklichkeit  daher  um  vieles  höher  sind.  Es  könnte  deshalb  eine 

indirekte  Erfassung  der  hohen  Gewinne  aus  Handelskai)ital  an- 
genommen werden.  Indessen  war  eine  solche  Belastung  doch  höchst 

inh  und  summarisch,  und  an  ein  wirkliches  Aufsuchen  jener  Ein- 
kommensquelle ist  nicht  zu  denken. 

Die  SteueiTi  vom  beweglichen  Vermögen  (vom  12.  Jahrhundert 

ab),  besonders  der  sogen.  ».Fünfzehnte  und  Zehnte"',  interessieren 
uns  nur  in  der  Zeit  vor  ihrer  Erstarrung  zu  Kepartitionssteuern. 

(Im  14.  Jahrhundert.)  Als  eine  ihrer  wesentlichen  Eigenschaften 

gilt  die  Tatsache,  daß  die  Objekte  fast  stets  unter  dem  wirklichen 

Werte  eingeschätzt  wurden.  Man  hat  neuerdings  versucht,  die 

Steuern  des  beweglichen  Vermögens  wenigstens  teilweise  als  nach 

dem  Ertrage  bemessene  hinzustellen.  Allein  dieser  Nachweis  ist 

nicht  als  gelungen  anzusehen.  Der  ̂ ^'()rtlaut  der  Urkunden,  das 
schon  angezogene  Argument  einer  Besteuerung  unproduktiver  Objekte 

und  der  ganze  Verlauf  der  steuerlichen  Entwicklung  sprechen  gegen 

die  Annahme  einer  Mobiliarertragssteuer.  Der  Kapitalwert  war 

vielmehr  zweifellos  Bemessungsgrundlage.  Nui*  die  zuweilen  vor- 
kommende enorme  Höhe  des  Steueisatzes  scheint  in  der  Tat  einer 

andern  Lesart  günstig  zu  sein.  Indessen  habe  ich  zu  zeigen  ver- 
sucht, daß  unter  Berücksichtigung  aller  hier  in  Frage  kommenden 

Momente  jene  nominell«'  Höhe  des  Satzes  bedeutend  reduziert 
erscheinen  dürfte.  Daß  nun  eine  bloße  Mobiliarbesteuerung,  wie 

sie  hier  gewöhnlich  vorliegt,  unvollständig  bleibt,  leuchtet  sofort 
ein;  aber  auch  in  den  Fällen,  wo  daneben  Renten  aus  Landbesitz 

besteuert  wurden,  fehlt  immer  noch  die  Erfassung  der  Gewinne 

aus  den  anderen  Einkommensquellen,  weil  dort  nur  die  Kapitalien 
belastet  wurden. 

Die  sogenannteii  Einkomm  en  st  cuiTn  von  1435  und  14r)0. 
die  stets  als  Beispiele  mittelalterlicher  Einkommens.steuern  angeführt 

werden,  verdienen  diesen  Namen  nicht.     Und  zwar  handelt  es  sich 
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keineswegs  bloß  um  den  Namen,  sondern  um  die  Sache  selbst,  das 
Steuerobjekt.  Auch  hier  fehlt  deutlich  die  Erfassung  der  (ilewinne 

aus  Handel,  Gewerbe  und  Leihkapital,  Nur  Einkünfte  aus  unbeweg'- 
licher  Habe  werden  versteuert,  darunter  allerdings  die  Renten, 
ferner  Einkünfte  aus  Ämtern  und  Löhne.  Eine  zu  wenig  kritische 
Auslegung  der  Steuergesetze  und  speziell  gewisser  Ausdrücke 
(profits,  employments),  welche  hier  nur  auf  Einkünfte  der  eben 
genannten  Art  Bezug  haben  können,  wie  sich  aus  dem  Vergleich 

mit  den  zahlreichen  späteren  ,.Subsidiengesetzen"  überzeugend  er- 
weisen läßt,  hat  offenbar  zu  der  bisher  herrschenden  Ansicht  ver- 

leitet. 

Auch  die  „Subsidien"  im  engeren  Sinne  (im  weiteren  Sinne 
sind  dies  alle  Steuern),  nämlich  die  Gesetze  der  Jahre  1472,  1488, 
1496  und  gewisse  Steuern  des  16.  und  17.  Jahrliunderts,  kennen 
noch  nicht  die  direkte  Heranziehung  der  Einkünfte  aus  Handel, 
Gewerbe  und  Leihkapital.  Vielmehr  werden  die  Immobilia  nach 
dem  Ertrage  getroffen,  ebenso  Gehälter  und  zuweilen  Löhne  nach 
dem  jährlichen  Betrage,  die  Mobilien  aber  nach  dem  Werte.  Es 
läßt  sich  dies  aus  dem  Wortlaut  der  Gesetze  erkennen.  In  den 

zahlreichen  Sätzen  nämlich,  in  denen  von  der  Bemessungsgrund- 

lage bei  den  Immobilien  die  Rede  ist,  erscheint  das  Wort  „yerely"': 
Wer  jährlich  so  und  so  viele  Pfund  hat,  heißt  es  dort.  In  den 
zahlreichen  Sätzen,  in  denen  vom  Objekt  der  Mobiliarsteuer  die 
Rede  ist,  fehlt  das  Wort  yerely.  Hier  heißt  es  nur:  Wer  so  und 
so  viel  Pfund  hat  an  Silber  usw.  Man  bringe  nur  einen  einzigen 
Fall,  wo  es  heißt:  Wer  jährlich  so  und  so  viel  Pfund  an  Silbergerät 

usw.  hat ...  Es  kommt  hinzu,  daß  auch  unproduktive  Objekte  zu- 
weilen ausdrücklich  von  der  Besteuerung  befreit  sind.  Wenn  aber 

der  Ertrag  Steuermaßstab  gewesen  wäre,  wie  hätte  man  dann 
darauf  verfallen  können,  Gegenstände,  die  sowieso  keinen  Ertrag 
hatten,  noch  ausdrücklich  zu  befreien? 

Daß  England  eine  Besteuerung  der  Mobilien  nach  dem  Ertrage 

im  Mittelalter  überhaupt  nicht  gekannt  hat  —  ebensowenig  wie 

die  deutschen  Städte  — ,  diese  ̂ ^'ahrlleit  wird  auch  durch  die  Be- 
obachtung bestätigt,  daß  bei  den  ,.Monatsanlagen"'  des  17.  Jahr- 

hunderts und  bei  der  land  tax  (Ende  des  17.  bis  18.  Jahrhundert), 
wo  im  Gesetz  zum  ersten  Male  ausdrücklich  auf  den  Ertrag  des 
beweglichen  Vermögens  Bezug  genommen  wird,  immer  noch  nicht 
die  wirklichen,   individuellen  Einkünfte  aus  Handel,  Gewerbe   und 
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LtMlikai>ital  lipranjrezoprpii  werden,  vielmehr  die  Fiktion  einer 

Kapitalisienin^^  eintritt:  100  Pfnnd  mobilen  Kapitals  werden  wie 
ö  Pfund  Rente  aus  Immobilien  vei*steuert.  Man  würde  doch  kaum 

nachträji-lich  zu  einem  solclien  mechanischen  Notbehelf  j^eiiriften 
haben,  wenn  eine  Kinkommensbesteuerunj?  vorher  jahrhundertelano; 

g:eübt  worden  wäre.  Nur  einmal  erscheint  der  moderne  Einkommens- 
begriff im  17.  Jahrhundert :  Bei  der  Standessteuer  von  1640  (1641) 

werden  gewisse  Klassen  in  folgender  Weise  umschrieben:  „Wer 

jährlich  so  und  so  viel  Pfund  in  Land,  Renten.  Handelskapital  und 

Geld  ausgeben  kann*'.  Aber  das  gilt  nur  für  diese  einzelne,  außei- 
ordentliche  Steuer  und  nur  bei  gewissen  Klassen,  die  nicht  zu  den 

höher  Besteuerten  gehören.  Hiervon  abgesehen,  kann  bis  zu  der 
berühmten  Steuer  von  1799  von  einer  Einkommensteuer  nicht  die 

Rede  sein.  Der  Grund  dieser  für  den  modernen  Nationalökonomen 

auffallenden  Erscheinung  dürfte  der  sein,  daß  die  Gewinne  aus 

Geschäften  aller  Art  noch  allzusehr  schwankten,  um  die  Vorstellung 

eines  regelmäßigen  Ertrages  aufkommen  zu  lassen,  weshall)  ein 
solcher  nur  bei  Immobilien.  Ämtern  und  Lohnarbeit  deutlich  in 

die  Ph'scheinung  trat. 
Die  alten  Staaten  der  nordamer  i  kau  ischen 

Union  l)is  zur  Mitte  des  19:  Jahrhunderts  sind 

für  das  Studium  der  Vermögensstenerbegriffe  mehr  als  irgendein 
Land  geeignet,  weil  fast  alle  nur  denkbaren  Formen  der  letzteren 

in  ihnen  sich  finden.  Der  sichtbare  Besitz  ist  die  haui)t- 
sächlichste  Bcmessungsgrundlage. 

Die  Eigenart  der  von  den  amerikanischen  Autoren  so  viel  be- 
sprochenen faculty  tax  dürfte  nicht  in  der  oft  betonten  Eigenschaft 

liegen,  daß  sie  sich  mit  rohen  Durchschnitten  begnügt,  statt  eine 

genaue  individuelle  Einscjiätzung  zu  verlangen,  sondern  in  der  Tat- 
sache, daß  in  aller  Kegel  nicht  ein  Einkommen  oder  ein  Ertrag, 

sondern  ein  Kapitalwert  (oder  Bruchteil  davon)  die  Bemessungs- 
grundlage bil(h4.  Im  Grunde  fieilich  ist  es  gerade  p]inkoninieii. 

was  die  faculty  ta.x  treffen  will,  Ihr  Wesen  läßt  sich  in  den 

kurzen  Satz  zusammenfassen:  Sie  sucht  Einkommen  auf  den  einheit- 
lichen Nenner  des  sichtbaren  Besitzes  zu  bringen  oder  Einkommen 

in  der  Fonn  von  Vernnigensbesitz  auszudrücken.  Insofeiii  sie  bei 

diesem  theoretisch  bedenklichen  Versuche  dem  Ermessen  der  P2in- 

schätzer  freien  Spielraum  lassen  muß  und  insofern  ihr  Objekt  in 

einem  ge\sis.sen  Gegensatz  zum   Kapital  wert    sichtbarer   Gegen- 
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stände  stellt,  miutlite  icli  den  Ausdruck  ,.  P  h  a  n  t  a  s  i  c  -  K  a  |)  i  t  a  1  i  e n  " 
anwenden. 

Das  Prinzip  der  testen  Sätze  dürfte  von  den  amerika- 

nisclien  Autoren  etwas  zu  einseitig"  beurteilt  worden  sein.  Es  stellt 
nicht  immer  eine  Bei-ücksiclitig'ung'  des  Durclisclinittsertrages  dar, 
sondern  zuweilen,  z.  B.  bei  unproduktiven  Objekten,  aber  auch  da. 

wo  bei  der  Landbesteuerung'  nur  ein  fester  Satz  für  ein  g'anzes 
Territorium  existiert,  ein  bloßes  ]\IitteI  der  Veranlao-ungstechnik. 
bei  welchem  an  eine  Berücksichtigung-  des  Durchschnittsertrages 
nicht  mehr  zu  denken  ist. 

Das  wichtig-ste  Charakteristikum  für  die  Geschichte  der  Ver- 

mögenssteuerbegrirt'e  bleibt  in  Amerika  die  schon  berührte  Tatsache, 
daß  die  Steuerbemessungsg-rundlage  fast  stets  ein  Kapitalwert  (oder 
Bruchteil  davon),  selten  aber  etwas  anderes  ist.  Gilt  dies  für  die 
Form  des  Steuerbegriffes,  für  die  letzte  offizielle  Bemessungsgrundlage, 
so  dringt  materiell  doch  das  Ertragsprinzip  sehr  häufig  durch.  Es 
zeigt  sich  das  zuweilen  in  der  Ansetzung  von  Durchschnittskapitalien, 

soweit  solche  nach  dem  obigen  eine  Berücksichtigung,  des  Durch- 
schnittsertrages darstellen.  Es  zeigt  sich  das  ferner  in  der  beliebten 

Differenzierung  der  Steuerhöhe  für  verschiedene  Besitzkategorien; 
sei  es  unmittelbar  im  Steuersatze  oder  mittelbar  durch  die  Vor- 

schrift, daß  überall  nur  ein  (für  die  verschiedenen  Steuerobjekte 
verschieden  hoch  zu  bemessender)  Bruchteil  des  Wertes  in  die  Liste 
eingestellt,  zuletzt  aber  überall  der  gleiche  Steuersatz  erhoben  wird. 
Man  bewirkt  so  eine  Besteuerung,  welche  die  Vorstellungen  von 
den  Differenzen  in  der  Rentabilität  der  Objekte  oder  aber  die 
wirtschaftlichen  Machtverhältnisse  widerspiegelt,  man  erreicht  so 

insbesondere  aber  auch  gern  eine  höhere  Belastung  von  (unproduk- 
tiven) Luxusgegenständen,  und  man  setzt  auf  demselben  Wege  eine 

Berücksichtigung  aller  möglichen  wirtschaftspolitischen  Prinzipien 

durch.  In  der  besprochenen  Erscheinung  der  Phantasie-Kapitalien 

liegt  eine  Berücksichtigung  von  spezifischem  p]inkommen  vor  —  aber 
immer  noch  ist  die  Form  des  Kapitalwertbegriffes  gewahrt  — , 
zweifellos  eine  Überspannung  des  letzteren.  Zuweilen  tritt  dann 
das  Prinzip  des  rohen  oder  reinen  Ertrages  auch  offen  hervor,  um 

selbst  die  offizielle  Bemessungsgrundlage  zu  bilden.  Der  Ein- 
kommensgedanke wird  deutlich  in  den  partiellen  Einkommenssteuern 

in  den  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts. 

In  dem    heutigen    nordamerikanischen   Bundesstaate   wird   die 



58  rntiTsuiluingfii  zur  (losclüehte  dos  Objektes  (lireUttT  Stoiieiii. 

Frajrt'  «'rid-tcit.  ob  oinc  Kinkommensteuer  verfassuiifrsniäßip:  sei.  Es 

mriß-en  dabt'i  in  \Virkliclik(4t  iiielir  die  politisduMi  und  wirtscliaft- 
lii  lüMi  Maclitveiliältnisse  im  Spiele  sein  als  eine  theoretische  Über- 

z«nip:nnfr.  welche  wohl  nur  zum  Vorwande  dient.  Aber  wenn  be- 

hauptet wird,  eine  Einkommensteuer  sei  als  „direkte  Steuer*'  un- 
konstitutionell/) so  ist  eine  Stellung:nahme  hierzu  nicht  möglich  ohne 

eine  Kritik  der  Steuergeschichte,  wie  sie  denn  auch  Seligman 

für  diesen  Punkt  in  scharfsinniger  AVeise  gegeben  hat  —  mögen 
wir  immerhin  den  Nachweis  des  Satzes,  daß  im  18.  Jahrhundert 

außer  in  Franki'eich  keine  Einkommenssteuer  existiert  habe,  bei  ihm 
nicht  finden.  So  zeigt  sich,  daß  kritische  üntersucliungen  über 

Begriffe  von  Steuern,  deren  erster  Zweck  ist,  Grundlage  einer 

wirklich  kritischen  Steuergeschichte  zu  werden,  gelegentlich  einmal 

unmittelbar  „aktuelle"  Bedeutung  gewinnen  können. 

')  Die  Verfassung  crlauht  eine  direkte  Steuer  nur.  weiui  sie  die  Bevölkerung 
der  Staaten  zum  Verteilungsmaßstabe  nimmt  —  \va.s  l)ei  einer  Kinkommensteuer 
so  gut  wie  undenkbar  ist. 



Zur  Geschichte  des  öffentlichen  gemeinnützigen 
Arbeitsnachweises  in  Leipzig. 

Von  Wilhelm  Wick. 

Mit  der  Entwicklung:  des  im  Dezember  1899  ̂ gegründeten 

,. Vereins  für  Arbeitsnachweis"  in  Leipzig,  der  seit  1900  als  öffent- 
licher gemeinnütziger  Arbeitsnachweis  seine  Tätigkeit  ausübt,  ist 

der  Name  Wilhelm  Stiedas  aufs  engste  verbunden.  Wenn  Stieda 
auch  bei  der  Gründung  weniger  aktiv  beteiligt  war,  so  hat  doch 
sein  unermüdliches  Wirken  als  Vorsitzender  —  er  bekleidete  das 
Amt  vom  1.  8.  1901  bis  zum  23.  2.  1911  (seit  dem  Zeitpunkt  ist 

er  II.  Vorsitzender)  —  wesentlich  dazu  beigetragen,  daß  der  pari- 
tätische Arbeitsnachweis  sich  zu  seiner  heutigen  Blüte  entwickelte 

und  zu  einem  sozialen  Faktor  der  Stadt  Leipzig  wurde,  dessen 
Fehlen  heute  sehr  schwer  empfunden  würde. 

Die  beste  Gabe  Stiedas  an  den  Verein  sind  die  von  ihm  ver- 
faßten Jahresberichte,  die  ein  getreues  Bild  des  Werdegangs  des 

Arbeitsnachweises  bieten,  und  die  kleine  von  ihm  1908  für  die 

Deutsche  Städteausstellung  in  Dresden  geschriebene  Denkschrift 

,.Der  paritätische  Arbeitsnachweis  in  Leipzig",  die  in  1600  Exem- 
plaren zur  Verteilung  gebracht  wurde.  Durch  diese  Drucksachen 

hat  er  nicht  nur  dem  Leipziger  Verein,  sondern  der  gesamten  gemein- 
nützigen Arbeitsnachweisbewegung  im  Königreich  Sachsen  große 

Dienste  geleistet.  Sein  Interesse  an  der  wichtigen  sozialen  Frage 
und  seine  Betätigung  für  sie  führten  dazu,  daß  er  im  Jahre  1907 
in  den  Vorstand  des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise  berufen 

wurde.  Als  die  allgemeine  Entwicklung  dazu  drängte,  die  öffent- 
lichen gemeinnützigen  Arbeitsnachweise  auf  territorialer  Grundlage 

zusammenzuschließen,  um  eine  größere  Ausdehnung  herbeizuführen, 
um  zwischenörtliche  Vermittlung  begründen  zu  können  und  einen 
immer  größeren  Überblick  über  den  Arbeitsmarkt  zu  erreichen, 
arbeitete    er    unermüdlich    an    einem    Zusammenschluß    innerhalb 



()0     Zur  liosi-liielile  iks  öffeiitl.  jifiiK'iiiiifit/.i^cii  Aiheitsiuuliwciscs  in  lA-ip/.i^'. 

Sachsens.  l)«'r  Mißerfolfr.  einen  Zentralarbeitsnadiweis  für  die 

Kreishanptniannschat't  lieipzii»-  lierbeizutiiliren,  schreckte  ihn  niciit 
ah.  Dei-  am  24.  1.  1911  in  Dresden  ge8:ründete  Landesverband 

der  öffentlichen  Arbeitsnacliweise  ist  mit  sein  Werk.  Der  Vortrag^, 

der  zu  der  (Trümluns"  führte,  ist  niederfielest  in  der  kleinen  Schrift 

^Die  ofenieinnütziy-e  Arbeitsnadiweisbewegung"  (Nossen.  Möllers 
Verlag:). 

Im  folpfenden  soll  versucht  werden,  neben  einei-  Darstellunj»- 

der  dem  Arbeitsnachweis  vorang-eheiuien  Kinrichtung-,  (h-r  «städtischen 
Arbeitsnachweisungsanstalt,  und  den  Bestrebungen,  einen  städtischen 

Arbeitsnachweis  herbeizuführen,  eine  Schilderung  der  (4ründungs- 
vorgänge  und  eine  Übersicht  der  Gesamttätigkeit  der  Leipziger 

Anstalt  in  den  nunmehr  ziu'ückliegenden  12  Jahren  ihres  Bestehens 
zu  geben. 

I.  Die  Städtische  Arbeitsnachweisungsanstalt  1843—1903. 

Der  öffentliche  gemeinnützige  Arbeitsnachweis  in  seiner  heutigen 

Ausdehnung  ist  in  der  Hauptsache  ein  Ergebnis  der  beiden  letzten 
Jahrzehnte.  Im  allgemeinen  sieht  man  das  im  Jahre  1865  eröffnete 

Stuttgarter  Bureau  für  Arbeitsnachweis,  das  von  der  dortigen 
Filiale  des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 

in  Gemein.schaft  mit  dem  Gewerbe-  und  Arbeiterbildungsverein  ge- 
gründet wurde,  um  eine  völlig  unparteiische  Arbeitsnachweisung 

zu  ermöglichen,  und  den  18H3  gegründeten  Berliner  Zentralverein 

für  Arbeitsnachweis  als  die  Vorläufei-  an.  Der  1S41  in  Dresden 

gegründete  Verein  füi'  Ai'beits-  und  .\i-l)eiternacliweisung  und  die 
1843  in  Leipzig  gegründete  Anstalt  für  Arbeitsnachweisung  hin- 

gegen werden  gewöhnlich  hingestellt,  als  ob  sie,  Motiven  der  Wohl- 
tätigkeit und  Armenpflege  entsj)rungen.  ausschließlich  in  ihrem 

Sinne  gewirkt  hätten.  Kine  nähere  Beleuchtung  der  Leipziger  An- 

stalt ^)  wird  zeigen,  daß  di«'se.  allerdings  gegründet  von  dem  Armen- 

direktoriuni.  sich  «loch  keineswegs  auf  den  Kreis  der  von  ilii-  l'nter- 

*)  Die  Auefüliniiigen  beruhen  bis  /um  .l.ilire  IbSl  auf  tLii  iälirliclieii  ge- 

druckten „Anzeigen  der  im  Jahre  \S^Y.i  in  Leipzig  enieliteten  Armeiianstalt" 

und  den  jährlichen  besonderen  gedr.  , Haupt l»enchten  über  die  \\'irks;imkeit  der 
ätädtischen  AnsUilt  für  Arbeitsnachweisung",  die  dankenswerterweise  im 
Armenamt  und  dem  städtischen  Archiv  eingesehen  werden  konnten.  Nach  dem 

Cl)ergang  des  .Xrmendirektoriums  auf  die  Stadtverwaltung  1881  dienen  die  Be- 
richte des  Armenamtes  und  die  Verwaltungsberichte  derSUidt  Leipzig  als  Unterlage, 
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stützten  beschränkte,  sondern  daß  sie  sich  von  vornherein  weitere 

Ziele  steckte.  Wir  finden  bei  ihr  verscliiedene  (Grundsätze,  wie 

z.  B.  Beschaft'un;^  von  Notstandsarbeiten.  Versortjung'  der  Arbeitslosen 
niit  Arbeitsg:eräten,  Abteilung:  für  Dienstboten,  betätig-t,  die  heute 

Alljrenieing'ut  jedes  iifrößeren  Arbeitsnachweises  siud. 

Die  Stadt  Leipzig-  hatte  bereits  1704  auf  kurfüistlicheu  Be- 

fehl eine  Armenordnung^)  eingeführt.  Unter  Leitung-  eines  Depu- 
tierten des  Rats  mit  Zuzieliuug  freiwilliger  Elemente  aus  der  Bürger- 

schaft wurde  ein  ,, Almosenamt-'  eingerichtet,  das  von  besoldeten 
Beamten  verwaltet  wurde.  Die  Mittel  wurden  durch  Kirchen- 

kollekten, durch  freiwillige  Beiträge,  durch  Armenlotterien  und 

Katszuschüsse  aufgebi'acht.  Zunehmende  Bettelei  und  Armut  legten 
am  Anfang  des  19.  .lahrhunderts  den  Wunsch  nach  Keformen  nahe. 

Man  wollte  die  Wohltätigkeit  der  reichen  Stadt  Leipzig  unter 

zweckmäßiger  Leitung  nach  neuen  Gesichtspunkten  organisieren. 

So  wurde  1803  ein  „Armendirektorium"  begründet,  das  im  Jahre 
1805  eingerichtet  und  am  30.  7.  1806  vom  Rat  bestätigt  wurde. 

Die  Einrichtung  beruhte  durchaus  auf  dem  Prinzip  der  Freiwillig- 

keit, sowohl  bezüglich  der  Organe  als  der  Einkünfte.  Das  Armen- 
direktorium wirkte  in  der  segensreichsten  Weise.  Die  zahlreichen 

großen  und  kleinen  Stiftungen,  die  im  Laufe  der  Jahre  gemacht 

wurden,  die  zahllosen  von  ihm  eingerichteten  mildtätigen  Einrich- 

tungen —  es  seien  nur  genannt  die  Versorgungs-,  Armen-  und 

Waisenhäuser,  das  Obdachlosenheim,  die  Arbeitsanstalt,  die  Brocken- 
sammlung, die  Brotbäckerei,  die  Bekleidungsanstalt,  die  vorbildliche 

Regelung  des  Zielikinderwesens,  heute  allgemein  das  ,. Leipziger 

System''  genannt  u.  a.  m.  —  machten  es  unentbehrlich  für  die  Stadt. 
Nur  die  Entwicklung  der  allgemeinen  Verhältnisse,  das  starke  An- 

wachsen der  Stadt  nach  1870,  die  mehr  und  mehr  versagende  Frei- 

willigkeit in  der  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  und  der 
Wunsch,  den  jährlich  entstehenden  Fehlbetrag  auf  das  Budget  der 
Stadt  übernommen  zu  sehen,  ließen  1878  das  Verlangen  nach  einem 

engeren  Anschluß  an  die  Gemeindeverwaltung  aufkommen.  Die 

Verhandlungen  führten  dazu,  daß  die  Stadt  1881  das  Arnien- 
direktorium  mit  sämtlichen  Rechten  und  Pflichten  übernahm. 

Eine  der  wichtigsten  Einrichtungen  des  Armendirektoriums 
war    die    Arbeitsnachweisungsanstalt.     Die    erste    Anregung    gab 

')  Die  Wohlfahrtseinrichtungen  in  Leipzig.  Leipzig  1895. 
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Herr  Krameimeister  Flinscli  in  der  Sitzung  des  Arnieiidirektoriums 

V,  20.  7.  1842.  indem  er  eine  solche  Anstalt  als  das  einziffe  nnd 

wirksamste  Mittel  bezeichnete,  ,.nm  dem  herrschenden  Panperismus 

Schranken  zu  setzen''.  Das  Armendirektorium  hielt  die  Anregunj? 
für  so  beachtenswert,  daß  es  noch  in  derselben  iSitzune:  einen  Aus- 

schuß ernannte.  Nach  vielen  Beratungen  und  nachdem  ein  Ver- 

treter in  Dresden  die  Einrichtung  des  dortigen  Vereins  für  Arbeits- 

und Arbeiternachweisung  studiert  hatte,  wurde  eine  Satzung  aus- 
gearbeitet. Diese  wurde  am  29.  8.  1843  dem  Kat  mit  dem  Gesuche 

um  Genehmigung  der  Errichtung  einer  Arbeitsnachweisungsanstalt 

unterbreitet.  Unter  dem  7.  12.  1843  erfolgte  die  „Konfirmation" 
des  eingereichten  Statuts.  Im  Eingang  desselb»Mi  heißt  es.  daß  die 

Anstalt  gegründet  wurde,  ,.um  dem  so  verderblichen  Müßiggang 
der  Armen  durch  Gewährung  von  Arbeit  zu  steuern,  auch  dem  bei 

Gesuchen  um  Unterstützung  aus  der  Armenanstalt  von  den  Bitt- 
stellern so  häutig  gebrauchten  Vorwande,  daß  von  ihnen  keine 

Arbeit  gefunden  werden  könne,  zu  begegnen,  zugleich  aber  um 

der  Armenanstalt  selbst  eine  Erleichterung  zu  verschaffen".  Die 
Anstalt  wurde  als  ein  Zweig  der  Armenverwaltung  bezeichnet.  An 

ihrer  Spitze  standen  drei  Mitglieder  des  Arniendirektoriums.  Je 

ein  Mitglied  hatte  für  einen  Monat  den  Geschäftsbetrieb  zu  ülxi- 
wachen.  Die  Aufgabe  war  nach  §  4.  teils  solchen  Armen.  ..welche 
bereits  aus  der  Armenanstalt  Unterstützung  erhalten,  teils  aber 

auch  solchen  Armen,  welche  noch  nicht  unterstützt  werden,  die 

jedoch,  wenn  ihnen  ein  Broterwerb  nicht  verschafft  wird,  der  öffent- 

lichen Unterstützung  zur  Last  fallen  würden.  Arbeit  nachzuweisen*'. 
Die  Vermittlung  geschah  von  vornherein  für  beide  Parteien  un- 

entgeltliili.  Die  Anstalt  sollte  liauptsächlich  füi-  in  Leipzig  heimat- 
berechtigte Personen  ..oder  solchen,  die  zum  wenigsten  ihren 

wesentlichen  Wohnsitz  hier  genommen  haben",  in  Frage  kommen. 
Die  in  der  Stadt  wohnenden  Fremden  oder  Auswärtige  waren  so- 

fort zurückzuweisen.  Um  von  vornherein  darauf  aufmerksam  zu 

machen,  wurde  der  Titel  ,.Städtische  Anstalt  für  Arbeitsnach- 

weisung" gewählt.  Später  wurde  man  duldsamer,  und  auch  aus- 
wärtigen Arbeitern,  zumal  denen  aus  den  Vororten,  wurde  Arbeit 

vermittelt.  Armeiinnterstützuiif:  wuiile  erst  gewährt,  wenn  nach- 

gewiesen werden  konnte,  daß  sicli  dei-  Metreffende  vergeblich  um 
Arbeit  bemüht  habe. 

^^'ie  aus  den  angeführten  \\'orten  der  Satzung  hervorgeht,  war 
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die  Anstalt  keineswpo's  nur  für  Arme  bestimmt,  sondern  jeder 
Arbeitslose  konnte  sich  melden.  Dies  wird  noch  einmal  besonders 

in  der  am  22.  1.  1844  erlassenen  öffentlichen  „Einladung?"  an  die 
,.g:eehrten  Mitbiirfjrer  sowie  die  achtbaren  Frauen  Leipzigs"  zu 
eifriger  Benutzung-  und  Mitwirkung  hervorgehoben.  Mit  Ausnahme 
der  Vermittlung  von  Gesinde  sollte  sich  der  Arbeitsnachweis  auf 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen  jeder  Art  für  jede  gewünschte  Zeit- 
dauer ei-strecken.  In  diesem  Aufruf  wurde  die  Nachweisung  von 

Arbeit  gleichfalls  als  die  beste  Hilfe  gegen  Verarmung  und  als  ge- 
eignetes Erziehungsmittel  gegen  Arbeitsscheu  hingestellt. 

Die  Geschäftsräume  wurden  auf  Anfordern  von  der  Stadt- 

verwaltung in  einem  Gebäude  der  Universitätsstraße  mit  dem  not- 
wendigen Mobiliar  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt.  Die  Ge- 

schäftsführung ging  in  einfachster  Weise  mit  drei  Büchern,  einem 

für  Bestellungen  und  je  einem  für  männliche  und  weibliche  Arbeit- 
suchende, vor  sich.  Die  Arbeitsuchenden  hatten  sich  persönlich 

7Ä\  melden,  während  die  Bestellungen  von  Arbeit  in  an  zehn  ver- 
schiedenen Stellen  der  Stadt  angebrachten  Bestellkästen  nieder- 

gelegt werden  konnten.  Diese  Einrichtung  bewährte  sich  auf  die 
Dauer  nicht  und  wurde  1881  durch  Annahmestellen  bei  ver- 

schiedenen Geschäftsleuten  ersetzt.  Die  zugewiesenen  Arbeitskräfte 

])ekamen  —  heute  ist  noch  dieselbe  Einrichtung  zur  Arbeiter- 
7Aiweisung  in  Gebrauch  —  Karten  mit,  die  ausgefüllt  mit  Bemerkung 
über  die  Dienstleistung  zurückzugeben  waren.  Bei  Differenzen  über 
den  Arbeitslohn  versprach  die  Anstalt  vermittelnd  einzugreifen,  wofür 
auch  in  einigen  Fällen  Belege  vorhanden  sind.  Die  Arbeitsuchenden 
waren  angehalten,  von  dem  Ergebnis  ihrer  Bewerbung  Anzeige  zu 
erstatten. 

Die  Anstalt  erfreute  sich  sofort  regster  Benutzung.  Schon 
im  ersten  Monat,  im  Februar  1844,  gingen  121  Bestellungen  für 
männliche  Arbeiter  und  110  für  Arbeiterinnen  ein,  von  denen  101 

für  :Mänuer  und  65  für  Frauen  Erledigung  fanden.  Die  Gesamt- 
zahl der  im  er.sten  Jahre  eingegangenen  Bestellungen  betrug  4987 

(2132  für  Männer,  2855  für  Frauen),  von  denen  1995  für  Männer 
und  2536  für  Frauen  Erledigung  fanden. 

Die  Anstalt  beschränkte  sich  nicht  darauf,  ihr  angebotene 
Arbeit  zu  vermitteln,  sondern  sie  suchte  selbst  Arbeitsgelegenheit 
zu  schaffen.  Sie  wandte  sich  im  Dezember  1845  mit  einem  Gesuch 

an  den  Rat,  daß  Leute  angestellt  würden,  ,.die  die  Reinigung  von 



t>4     /'iir  Gt*siliii'htt.'  dos  öffentl.  goineinnützigen  Arlicitsiiacliwcises  in  Leiiizig. 

S(lmlizeu<r  uiul  Kleidern  Voriiberjjfeliender  läiififs  der  freqiientesteiT 

Straßen  und  Plätze"  und  ,,das  Herumtaliren  bezw.  Tragen  von 
Kluüwasser  durch  alle  Bezirke  und  in  alle  Häuser  der  Stadt  und 

der  Vorstadt,  wohin  solches  Wasser  nicht  geleitet  ist",  besorgten. 
l>ie  (-Jesuche  wurden  genehmigt.  Vom  1.  2.  1846  an  sorgten  zwölf 

Leute  nach  genauer  Instruktion  mit  von  dem  Arbeitsnachweis  ge- 

lieferten Werkzeugen  für  nicht  mein-  als  ̂ /^  Ngr.  für  die  äußere 
Reinigung  der  Leipziger.  Diese  scheinen  aber  nicht  viel  Sinn 

dafüi-  gehabt  zu  haben,  denn  die  Einrichtung  verschwand  bald  wieder, 
während  die  Flußwasserfahrer  viele  Jahre  lang  ihrem  damals 

scheinbar  sehr  notwendigen  Beruf  nachgingen.  Nach  den  Berichten 

lieferten  sie  1847  ca.  1000,  1848  ca.  1200  Faß  Wasser  usw.  Der 

Mangel,  daß  Arbeitslose  oft  nichts  verdienen  kömien,  weil  ihnen 

das  nötige  Handwerkszeug  fehlt,  führte  dazu,  daß  die  Anstalt  bald 

nach  der  Gründung  Spaten.  Tragen,  Holzsägen,  Sägeböcke  u.  a.  m. 

anschaffte  und  diese  gegen  geringe  Gebühr  (3  Pf.  pro  Tag,  6  Pf. 

pro  Woche)  den  Arbeitslosen  überließ.  Allzu  gute  Erfahrungen 

scheinen  hiermit  nicht  gemacht  worden  zu  sein,  denn  in  einem 
Bericht,  den  die  Stadt  Barmen  1862  erbat,  wurde  betont,  daß  die 

Werkzeuge  unverhältnismäßig  abgenutzt  w^ürden.  Auch  Notstands- 

arbeiten zur  Lindei'un^-  der  Arbeitslosennot  regte  die  Anstalt  an. 
1848  finden  wir  schon  706  für  die  Stadt  vermittelte  Erdarl)eiter. 

Als  ihm  Jahre  1849  die  unruhigen  Zeiten  immer  noch  nicht  über- 

wunden waren  und  der  (Geschäftsgang  stockte,  wurden  auf  An- 
suchen wiederum  350  Notstandsarbeiter  beschäftigt.  1850  werden 

153  genannt. 

Um  der  Anstalt  einen  immei-  größeren  Wirkungskreis  zu  ver- 
schaffen und  auch  um  den  sich  schon  damals  unangenehm  bemerk- 

bar machenden  Sciiäden  der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung 

entgegen  zu  treten,  wurde  1S4H  mit  (lenehmigung  der  Polizei- 

behörde die  Vermittlung  von  ..Dienstboten  in  festen  Dienst"  in 
den  Tätigkeit.«<bereich  aufgenommen.  Der  Bericht  des  Jahres  kann 
feststellen,  daß  die  neue  Einrichtung  sehr  lebhaft  in  Anspruch 

genommen  worden  ist,  so  daß  zu  hoffen  steht,  daß  durch  sie  „der 
Vortheil  der  Dienstherrschaften  und  des  Gesindes  nicht  minder  als 

auch  dei-  Nutzen  der  Anstalt"  «refördert  werden  könnte.  In  dieser 
Abteilung  wurden  polizeilich  genehmigte  (jebühren  eihoben.  Die 
Dienstherrschaften  hatten  ebenso  wie  die  Stellensuchenden  4  Ngr. 

Einschreibegebühr  zu  bezahlen,  die  in  Stellung  gebrachten  höheren 
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Dienstboten,  wie  Kellner,  Hanskiifclite,  Annnen,  Köchinnen,  Kntsclier 
usw.,  hatten  nach  der  Einstellnng  20  Ngr.,  die  niederen  10  Ngr,  zu 
entrichten. 

Um  drohenden  Kiickg-an^'  ;^ii  verhindern,  wurden  die  F]in- 
schreibegeb Uhren  für  Dienstsudu-ndt'  später  ganz  anfgrhobdi  und 
die  Vermittlungsgebühren  erniedrigt. 

Um  die  Öffentlichkeit  immer  wieder  auf  die  Einriclitung  hin- 

zuweisen, bediente  man  sich  eifrig  der  Mitwirkung  der  Tages- 
zeitungen, denen  man  über  die  steigenden  Erfolge  berichtete.  Hier- 

durch wurde  die  Arbeitsnachweisanstalt  auch  außerhalb  Leipzigs 
bekannt.  Schon  im  Jahre  1844  wandten  sich  die  Städte  Halle, 
Regensburg,  Berlin,  Chemnitz,  im  folgenden  Jahre  Schwerin,  Karls- 

ruhe, die  Kgl.  Regierung  in  'J'rier  und  andere  Stellen  mehr  an 
die  Anstalt,  um  die  Einrichtung  kennen  zu  lernen  und  sie  für 
ihre  Bezirke  gegebenenfalls  nachahmen  zu  können.  Im  4.  Band 
des  Archivs  der  politischen  Ökonomie  und  Polizeiwissenschaft 
(N.  F.  Heidelberg  1846)  vergleicht  der  Leipziger  Nationalökonom 

Haussen  in  einem  Aufsatz  „Über  öffentliche  Nachweisungsanstalten" 
die  Leipziger  Anstalt ')  mit  der  Dresdner  in  der  Absicht,  zur  Nach- 

ahmung in  anderen  Städten  anzuregen. 
Die  folgende  Übersicht  über  die  Geschäftstätigkeit  der  Anstalt 

von  1844  bis  1881  (siehe  die  Tabelle  auf  S.  6()  und  67)  schließt 
sich  eng  an  die  jährlichen  Berichte  an.  Sie  weichen  von  der 
heutigen  Arbeitsmarktberichterstattung  wesentlich  ab.  Diese  will 

neben  Nachrichten  über  Veränderungen  in  den  einzelnen  ört- 
lichen Arbeitszweigen  hauptsächlich  die  Zahl  der  Arbeitslosen, 

die  der  offenen  und  besetzten  Stellen  von  möglichst  vielen 
Orten  statistisch  erfassen,  um  aus  ihnen  weitere  Schlüsse  ziehen 

zu  können.  Die  Zusammenstellungen  jener  Anstalt  aber  strebten 

danach,  erkennen  zu  lassen,  inwieweit  es  gelang,  Arbeits- 
losen, die  sonst  der  Armenunterstützung  zur  Last  gefallen  wären, 

Verdienst  zu  verschaffen.  Deshalb  wird  auch  in  jedem  Jahr  der 
ungefähre  Arbeitslohn  nach  der  Angabe  auf  den  zurückgegebenen 
Zuweisungskarten  festgestellt  unter  Hinzurechnung  von  5  Ngr.  für 
jeden  Tag,  an  dem  volle  Verpflegung  gewährt  wurde.  In  der 
heutigen  Arbeitsnachweisstatistik  werden  Arbeitslose,  die  von  einer 

*)  Dort  sind  die  Geschäftsberichte  der  ersten  beiden  Jahre  ausführlich 
behandelt.  Auch  Schemen  der  im  Gebrauch  befindlichen  drei  Geschäftsbücher 

sind  abgedruckt. 
Stieda-Festschrift.  5 
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aushilf sweisen  Beschät'tifrung:  zurückkclircn.  von  neuem  als  arbeits- 
los g^ezählt.  weil  sonst  ein  krasses  Mißverhäitnis  zwischen  offenen 

und  besetzten  Stellen  entstünde.  Hier  weiih^n  nui-  du-  im  Laute 
des  Jahres  erfoljiten  Xeumelduntieii  «rezälilt.  während  die  aus  dem 

Vorjahr  Übernommenen  sozusagen  eine  Art  Stammarbeiter  bilden. 

Die  Zahl  der  ».Individuen",  die  die  Arbeitsbestellungen  ausführten, 

übei'steigt  in  jedem  Jahr  um  ein  vielfaches  die  der  Eingeschriebenen. 
Der  überwiegende  Teil  der  ausgeführten  Arbeiten  ist  als  kurz- 

fristige Beschäftigung  anzusehen.  Daß  durch  die  Anstalt  aber  auch 
viele  Arbeitslose  in  dauernde  Stellungen  gebracht  wurden,  wiid 

öfter  hervorgehoben.  Eine  grundsätzliche  Beschränkung  auf  be- 

stimmte Gebiete  bestand  nicht,  wenn  auch  gelernte  Arbeitei-  nur 
selten  genannt  werden.  Für  sie  war  durch  die  Innungen  und 

jnnunjrsherbergen  gesorgt.  In  jedem  Jahresbericht  werden  die 

männlichen  und  weiblichen  ,. Arbeitsbranchen"',  für  die  vermittelt 
wurde,  angeführt.     Wir  finden  z.  B.  außer  den  Handarbeitern 

1849     64  männliche  und  35  weibliche  Arbeitsgruppen 

1852     62  ,.  ,.     32  ..  „ 

1863     35  „  ,.     28 
1869     26  „  ..     24 

Manche  der  angeführten  Tätigkeiten,  wie  z.  B.  Holzhacker, 

Auflader,  Logieräumer.  Kolledreher,  Eisaufhacker  u.  a..  würden  wir 

allerdings  heute  ohne  weiteres  unter  Tagelöhner  zählen.  Tnter 

den  geleniten  Arbeitern  begegnen  wii-  bei  den  ̂ Männern  Malern, 
Elickschneidern,  Schuhmachern.  SclireilxTu  und  Kolporteuren,  bei 
den   Frauen  Näherinnen,  Schnei(hMinnen  und   Köchinnen. 

Dem  glänzenden  Anfang  1844,  der  der  starken  Reklame  dui<li 

Verteilung  von  mehi-eren  tausend  Fhifiblättei-n  zugescliriel)en  wird, 
folgte  ein  allmählicher  Kückj^ang,  den  man  in  Geschäft.sstockungen 

und  lauer  Beteiligung  der  Arbeitgeber  begründet  findet.  Nach 

Verlegung  der  Ges(-häftsräume  in  das  alte  Gewandhaus  in  der 
l'niversitätsstraße  im  Jahre  1856  ist  wieder  ein  allmäiiliclies  An- 

steigen zu  verzeichnen.  Leider  fehlen  ausfülirliche  Hei'ichte  über 
die  Kriegsjahre  1866  und  1870  71.  Ein  größerer  Andrang  Arbeits- 

suchender und  eine  .stärkere  I'ntei-stützuufr  der  Beschäftigten  dui'cli 
die  Annenka.s.se  ist  von  1866  ab  festzu.stellen.  1866  wurden  viele 

Pfleger  für  Cholerakranke  gesucht.  Am  28.  7.  1870  w^urde  im 
Augusteum  für  die  Dauer  des  Krieges  ein  besonderer  Nachweis  für 

Arbeiter,    die    bei    dem    stf)ckenden    (Geschäftsgang    Arbeit   in   der 
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LaTKhvirtscliaft  suchten,  eröffnet,  während  die  alten  Kini-ichtungen 
nur  für  die  Stadt  gelten  sollten.  Näheres  ist  nicht  festzustellen. 

I  )ie  Hauptstärke  der  Anstalt  lag  von  Anfang  an  in  der  weib- 
lichen Abteilimg.  Der  Charakter  der  hier  vermittelten  Arbeit 

an  Hilfskräften  für  den  Haushalt,  wie  Wäscherinnen,  Scheuerfrauen, 
Aufwartungen  usw..  ist  an  und  für  sich  ein  kurzfristiger,  die 
einzelnen  Bewerberinnen  arbeiteten  an  sehr  vielen  Stellen.  So  ist 

es  erklärlich,  daß  in  allen  Jahren  die  verhältnismäßig  geringe  Zahl 

der  festgestellten  „Individuen"'  die  um  ein  vielfaches  größere  Zahl 
der  Bestellungen  erledigt.  Aber  auch  diese  Menschen  vor  Not 
geschützt  und  den  Dienstherrschaften  unter  ständiger  Kontrolle 
schnell  und  gewissenhaft  geeignete  Kräfte  zugewiesen  zu  haben, 
ist  ein  Verdienst,  das  die  Anstalt  sich  in  den  60  Jahren  ihres 
Bestehens  er\vorben  hat.  Restlos  alle  Bestellungen  zu  erfüllen, 
gelang  ihr  freilich  ebensowenig  wie  den  heutigen  Arbeitsnachweisen. 

In  den  Berichten  finden  wir  weiterhin  die  Arbeitsuchenden 

nach  Altersstufen  angeführt.  Die  Mehrzahl  gehörte  dem  besten 
Alter  von  25  bis  50  Jahren  an.  Daß  manchmal  auch  Arbeit- 

suchende über  70  Jahre  festgestellt  werden,  erklärt  sich  aus  der 
Verbindung  mit  dem  Armenamt;  daß  aber  auch  viele  unter  25  Jahren 

vorkommen,  kann  als  BeAveis  gelten,  daß  die  Anstalt  als  Ver- 
mittlungsstelle für  ständige  Arbeit  betrachtet  wurde.  Dafür  spricht 

auch,  daß  eine  Tafel  angebracht  war.  auf  der  offene  Stellen  mit- 
geteilt werden.  Der  geringe  Prozentsatz  der  neben  der  Beschäf- 
tigung aus  der  Armenkasse  Unterstützten  zeigt,  daß  die  Anstalt 

als  allgemeine  Arbeitsvermittlungsstelle  wirkte.  Aus  den  unter 
Arbeitsverdienst  genannten  Zahlen,  denen  sicherlich  nicht  allzuviel 
Wert  beigelegt  werden  darf,  wurden  unter  Zugrundelegung  der 

auch  gezählten  Arbeitstage  Durchschnittslöhne^)  für  den  Tag  aus- 
gerechnet, die  z.  B.  betrugen : 

1852      7  Ngr.  6      Pfg. 
1855     7     „     9 
1860  10     „     2V,    ,. 
1861  9     „     9V,    „ 

Die    1848    eingerichtete   Dieustbotenvermittlungsstelle    erhielt 
sich   aus  den  oben  genannten  eigenen  Einnahmen.    Die  Übersicht 

')  über  in  jener  Zeit  gezahlte  Löhne  vgl.  Hanssen  a.  a.  0.  S.  321. 
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zeigt,  daß  von  einer  Dienstbotennot  bis  1878  nach  den  anjrefülirten 
Zahlen  nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  Zahl  der  um  Dienst  Nach- 

suchenden ist  fast  durchweg  doppelt  so  groß  als  die  der  offenen 

Stellen.  Trotzdem  gelaug  es  nicht,  alle  offenen  Stellen  zu  besetzen. 

Die  innner  grüßei- werdende  Konkurrenz  der  gewerbsmäßigen  Stellen- 
vermittler wurde  schon  Anfang  der  50 er  .lahre  angeführt  als 

Grund  des  Rückganges.  Der  spätere  Aufschwung  zeigt  jedoch, 

daß  andere  Gründe  die  Ursache  gewesen  sein  müssen.  Die  Ab- 
teilung beschränkte  sich  nicht  auf  Vermittlung  nach  Leipzig,  sie 

vermittelte  auch  nach  auswärts. 

Leider  brechen  die  Berichte  mit  dem  Jahre  1877  ab.  Aber 

die  Anstalt  hat  weiterbestanden,  denn  in  den  Berichten  des  Armen- 

amtes werden  die  Ausgabeposteu  angeführt.  1881  ging  sie  mit 

der  gesamten  ArmenpHege  in  städtische  Verwaltung  über.  Im 

gi'oßen  und  ganzen  änderte  sich  nichts  an  den  Grundzügen  der 
Geschäftsführung,  nur  die  Dienstbotenabteilung  wurde  wahrschein- 

lich mit  Rücksicht  auf  die  steuerkräftigen  Stellenvermittler  fallen 

gelassen.  Der  erste  Jahresbericht  spricht  allerdings  von  umfassenden 
Reformen.  Diese  besckränkten  sich  aber  darauf,  daß,  wie  schon 

erwähnt,  in  Läden  öflVntliciie  Aimaliniestellen  für  Bestellungen 

eingerichtet  wurden,  auf  die  iumier  wieder  Zeitungsannoncen  hin-' 

weisen,  und  daß  eine  bessere  Auswahl  dei'  Arbeitskräfte  vor- 
genommen werden  sollte,  um  nicht  Unwürdige  zu  vermitteln.  Die 

laufend  unterstützten  Armen  sollten  von  den  Pflegern  in  jedem 

Falle  erst  auf  ihre  "Würdigkeit  geprüft  werden,  eine  Erschwerung, 
die  sicherlich  die  Entwicklung  nicht  gefördert  hat.  Die  Zahl  der 

männlichen  Bewerber  verringerte  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  1881 
linden  wir  noch  108  neu  angemeldete  Arbeiter,  1882  waren  es  nur 

53,  und  lltOO  liegen  schließlich  nur  27  Angebote  für  Männerarbeit 

vor,  von  denen  12  Erleiligung  fanden.  In  den  für  den  Monat  auf- 

gestellten Übersichten  werden  nach  (U-m  (Geschlecht  getrennt 
registriert  Arbeitsangebote,  au.sgeführte  Arbeit  und  unausgeführte 
Arbeit.  Da  die  Arbeitstage  weiterhin  gezälilt  wurden,  konnte  der 

Betrag  des  Arbeitsveidienstes,  eine  für  die  damalifre  Anstalt  wichtige 

Zahl,  weiterhin  ausgerechnet  weiden.  Die  Zahl  der  männlichen 

Bewerber  .soll  bei  ihrer  geringen  Hedrutuiiir  in  der  folternden  Ubei- 
sicht  nach  1885  fehlen.  I)ie  geleistete  Arbeit  ist  fast  durchweg  als 

Aushilfsbeschäftigung  zu  betrachten,  sofern  man  nicht  die  Arbeit  von 

Waschfrauen,  Scheuerfrauen  und  Aufwartungen  —  auf  sie  entfällt 
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der  größte  Teil  —  mit  andeivni  ^laßstab    messen  will, 
sich  folgendes  Bild: 

Es  ergibt 

Jahr Arbfiit.sangebote Ausf^eführte 
Arbeiten 

ünaupgoführt 

gebliebene 
Angebote 

Betrag 

des 
Arbeitsverdienstes 

in  Mark 

ISSl 440  +  4595 409  +  4554 31+  59 1882 524  +  4823 481+4730 43+  93 
— 

1833 470  +  4899 337  +  4485 133  +  414 
18  230 

1S84 439  +  5162 303  +  4628 136  +  534 20  844 
1885 386  +  5370 241  +  4725 145-^-645 18  729 
18S6 5032 4254 

778 18107 
1S87 4019 3791 628 

16  79?> 18S8 4203 
37Ü9 494 15  714 

1SS9 4568 3943 625 
17  754 

ISOÜ 3791 3377 
414 14  335 

1891 3302 3026 282 13  388 
1892 2339 2133 

206 8  943 
1893 2ÖS4 2300 284 9  546 
1894 2659 24U8 248 10  780 

1895 3381 
2847 

534 12  659 
1896 3905 3219 606 12  992 
1897 4991 4037 

954 
18  720 

1898 4386 3587 
799 17  833 

1899 4988 4157 
831 

19  602 

1900 4709 3929 780 10  929 
1901 

3561) 
3136 

424 
9  764 

1902 2227 1990 
237 

5  723 

Wenn  der  Tiefstand  des  Jahres  1892  auch  überwunden  wurde, 

so  machte  sich  doch  von  1900  ab  der  Einfluß  des  nach  zeit- 

gemäßeren Grundsätzen  arbeitenden  „Vereins  für  Arbeitsnachweis" 
bemerkbar.  Männliche  Arbeitskräfte  wurden  überhaupt  kaum  an- 

gefordert. Nachdem  der  Verein  für  Arbeitsnachweis  1901  eine 
weibliche  Abteilung  errichtet  hatte,  wurde  auch  dieser  Teil  der 
Tätigkeit  der  Anstalt  überflüssig.  Immerhin  zeigt  eine  Übersicht 
nach  den  Vorschriften  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  für 
das  Jahr  1903  noch  1592  weibliche  Arbeitsuchende  und  1769 

offene  Stellen,  denen  1592  besetzte  Stellen  gegenüberstehen.  Der 
Verein  für  Arbeitsnachweis  hat  in  dem  gleichen  Jahre  12 122  Stellen 
für  weibliche  Arbeiter  vermittelt.  Das  Nebeneinanderbestehen  der 
beiden  Anstalten  ließ  die  Frauen  bei  beiden  Anstalten  um  Arbeit 

nachfragen.  Bei  dieser  Sachlage  tat  das  Armenamt  den  einzig 
richtigen  Schritt:  es  löste  nach  60 jährigem  Bestehen  am  31. 12. 1903 
die  Arbeitsnachweisungsanstalt  auf  und  verwies  die  Einwohnerschaft 
an  den  Verein  für  Arbeitsnachweis. 
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Zählt  man  zu  einer  zum  öOjäliiiofen  Bestellen  der  Anstalt') 

erfolgten  Zusammenstellunj»-  die  seit  jener  Zeit  erzielten  Gescliäfts- 

erg-ebnisse,  so  kommt  man  auf  288555  Bestellung-en  auf  Arbeit, 
denen  273485  Erledigungen  gegenüberstehen  (der  Verein  für  Arbeits- 

nachweis hat  in  12  Jahren  seines  Bestehens  239  820  Stellenlosen 

Arbeit  vermittelt).  Der  Prozentsatz  der  von  1845  bis  1877  —  das 

erste  Jahr  sei  außer  acht  gelassen  —  in  Arbeit  Gebrachten,  die 
Armenunteistützungen  bezogen,  schwankt  in  der  Hauptsache 

zwischen  5  und  15.  Diese  Tatsache  in  Verbindung  mit  dem  Tätig- 
keitsergebnis und  den  die  Anstalt  von  Anfang  an  beherrschenden 

Grundsätzen,  die  beiden  Parteien  mit  Ausnahme  der  Dienstboten- 

abteilung unentgeltliche  Inanspruchnahme  garantierten,  berechtigen, 

die  Nachwvisungsanstalt  als  eine  für  ihre  Zeit '-)  wichtige  soziale 
Einrichtung  und  als  einen  bemerkenswerten  Vorläufer  des  öffent- 

lichen gemeinnützigen  Arbeitsnachweises  hinzustellen.  Haussen 

überschreibt  seinen  1846  erschienenen  Aufsatz,  dem  er  die  Leipziger 

Anstalt  mit  zugrunde  legt,  „Über  öffentliche  Arbeitsnachweisungs- 

anstalten" und  betont,  daß  es  richtiger  sei,  Arbeit  nachzuweisen, 
als  teure  und  doch  meistens  nicht  rentierende  Arbeitsanstalten, 

deren  ̂ Erzeugnisse  bei  der  geringen  Mannigfaltigkeit  schwer  gewinn- 

bringend abzusetzen  sind,  zur  Beschäftigung  der  Aj'beitslosen  ein- 
zurichten. Auch  hierin  entsprach  die  erste  Leipziger  Anstalt  dem 

heutigen  öftentlichen  Arbeitsnachweis,  der  nicht  Arbeit  beschaffen, 

sondern  nur  das  Zustandekommen  von  Arbeitsverträgen  in  unpartei- 
ischer Weise  erleichteni  will.  Daß  die  männlichen  Arbeiter  sich 

immer  mehr  und  mehr  von  der  Anstalt  zurückzogen,  ist  sehr  ver- 
ständlich. Der  deutsche  Arbeiter  nach  1880  ist  ein  anderer  als 

der  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts.  Er  ist  selbständiger  und  selbst- 

bewußter, und  eine  PEinriditung,  die  mit  der  Armeni)flege  zusammen- 
hängt, erscheint  ihm  nicht  der  richtige  Ort,  um  .seine  Arl)eitskraft 

anzubieten. 

H.   Die   Bestrebungen   zur   Herbeiführung   eines  städtischen 
Arbeitsnachweises. 

Die  gi'oßen  Krisen,   die  den  Aufschwung  des  deutschen  Wirt- 
schaftslebens nach  der  Keich.sgründung  begleiteten,  hatten  mit  aller 

M  Verwaltung3l)ericht  der  Stadt  Leipzig  1893. 

*)  Alt-Leipzig  hatte  184U  ',1712.    18ÜÜ  63824.    187U  102936,  löUO,   nach 
Eingemeindungen  hingegen.  191834  Einwohner. 
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Deutliclikeit  die  Scliäden  erkeimeii  l;issen.  die  für  den  einzelnen 

und  die  Allgemeinheit  aus  der  Arbeitslosigkeit  entspringen.  Daß 
in  einer  guten  Organisation  der  Arbeitsvermittlung  ein  Mittel  liegt, 
der  Arbeitslosennot  vorzubeugen  und  sie  zu  mildern,  erkannte  man 

schon  damals.  Bereits  1884  ̂ )  ist  aus  Arbeiterkreisen  dem  Deutschen 
Reichstag  eine  Petition  mit  einem  Gesetzesentwurf  zur  Heibeiführung 
einer  reichsgesetzlichen  Regelung  des  Arbeitsnachweises  zugegangen. 
Obgleich  sich  viel  Sympathie  für  den  Plan  zeigte  und  man  die 
Eingabe  dem  Reichskanzler  als  Material  überwies,  blieb  doch  dieser 
erste  Versuch  ohne  wesentliches  Ergebnis.  Erst  die  steigenden 

Erfolge  der  eingangs  genannten  Arbeitsnachweise  in  Stuttgart  und 
Berlin,  das  infolge  eines  Antrags  der  Stuttgarter  Gewerkschaften 
1892  von  Lautenschlager  aufgestellte  Projekt,  das  kommunale 
Arbeitsnachweise  forderte,  die  wissenschaftliche  Behandlung  der 

Materie  —  u.  a.  verlangt  Georg  Adler  in  seiner  Basler  Antritts- 
rede städtische  Arbeitsnachweise  ^,  die  Verhandlungen  des  Sozialen 

Kongresses  in  Frankfurt  a.  ̂ ].  1893  führten  dazu,  daß  die 
Regierungen  sich  der  immer  lauter  werdenden  Forderung  der 
Öffentlichkeit  nicht  entziehen  konnten.  Das  Jahr  1894  sah  Erlasse 

der  württembergischen,  bajTischen  und  preußischen  Regierungen, 
die  auf  das  Unzulängliche  der  bestehenden  Einrichtungen  zur 

Arbeitsvermittlung  hinwiesen  und  den  Städten  die  Errichtung  un- 
parteiischer Arbeitsnachweise  empfahlen. 

Das  Kgl.  Sachs.  Ministerium  sprach  in  einer  Verordnung  vom 

12.  4.  1894  dem  Kgl.  Statistischen  Bureau  den  Wunsch  aus.  ..ge- 
druckte Unterlagen  über  die  im  Königreich  Sachsen  vorhandenen 

Arbeitsnachweisstellen"  zu  erhalten.  Die  Ergebnisse  sind  nieder- 
gelegt in  einem  Aufsatz  von  Viktor  Böhmert:  ..Zur  Statistik  der 

Arbeitslosigkeit,  der  Arbeitsvermittlung  und  der  Arbeitslosenver- 
sicherung" (Zeitschr.  des  Kgl.  Sachs.  Statistischen  Bureaus  40.  Jahrg. 

1894).  An  gemeinnützigen  Anstalten  bestanden  eigentlich  nur  die 
Leipziger  und  die  Dresdner  Anstalt,  während  die  in  Freiberg  vom 

Verein  für  Volkswohl  „Feierabend"  und  die  in  Bautzen  vom  Ver- 
ein gegen  Hausbettelei  unterhaltenen  Einrichtungen  weniger  Be- 

deutung hatten.  Im  übrigen  gab  es  Innungsnachweise,  zum  Teil 

mit  den  Herbergen  zur  Heimat,  die  auch  gelegentliche  Arbeits- 
vermittlungen  in   einfachster  Form  pflegten,   verbunden.     Die  ein- 

')  Conrad,  Die  Organisation  des  Arbeitsnachweises  S.  ISO. 
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si-iii;rt'U  Artit'itsnacli weise  der  Arbeitßvber  und  Arheitnelimer.  die 

aus  jeufi"  Zeit  datieren,  waren  erst  in  ̂ -eiinyem  rmtanpe  voilianden. 
I  >ie  Arbeitslosenzähluufr  bei  Geleg-enheit  der  Berufs-  und  Retriebs- 
zälilunp:  am  14.  H.  1890  und  der  Volkzählun»r  am  2.  12.  1890  lenkten 
von    neuem  die  Autuierksamkeit  auf  das  wi(htij;e  soziale  Problem. 

In  Leipzig:  brachte  zu  Anfang  Januar  1895 ')  der  damalige 
Oberbiirpfermeister  Georj2:i  in  einer  auf  Elinladunj!:  stattfindenden 

Sitzunc:  zwischen  Katsmitg-liedern  und  Stadtverordneten  die  Fra<>e 
zur  Sprache.  Er  verwit^s  auf  die  vorlie<>enden  Anrej:uno:en  der 
Kegieruntren.  die  Schäden  der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung, 
die  Schwierigkeiten  der  Stellenbeschaffung  für  ungelernte  Arl)eiter, 

obgleich  oft  genügend  Stellen  vorhanden  seien,  und  die  keineswegs 

genügenden  Verniittlungseinrichtungen  für  gewerbliche  Arbeiter, 

die  von  den  Innungen  oder  Gewerkschaften  ins  Leben  gerufen,  doch 

mu'  einem  geringen  Teile  der  Arbeitsuchenden  zustatten  kämen. 
Trotzdem  von  vornherein  Vertreter  des  Handwerks  die  bestehen- 

den Einrichtungen  als  genügende  erklärten,  wui'de  eine  Kommission, 
die  aus  dem  damaligen  Bürgermeister  Dr.  Ti-rmdlin.  drei  Stadträten, 
dem  derzeitigen  Stailtverordneten  Prof.  Bücher  und  dem  Direktor 

des  Statistischen  Amtes  Prof.  Hasse  bestand,  eingesetzt.  Von  vornher- 
ein betonte  man,  daß  die  Einrichtung  hauptsächlich  für  ungelernte 

Arbeiter  in  Frage  kommen  sollte,  daß  t'ine  Zentralisation  für  alle 

Berufe  nach  dem  Vorbild»'  Berlins  oder  Kölns  aber  auch  für  Leipzig 
als  wünschenswert  erachtet  werden  müßte. 

In  der  Unterkonnnission  wurde  die  Fi'age  erörtert,  ,.ob  es  not- 
wendig und  zweckmäßig  sei,  den  Arbeitslosen  bezw.  gewissen  Arbeits- 

losen Unterstützungen  zu  gewähren,  und  bejahendenfalls,  ob  und 
welche  besonderen  Einrichtungen  hierzu  zu  treffen  und  wie  die 

erforderlichen  Mittel  zu  l)escliaffen  seien",  und  „ob  und  wie  hierbei 
sieh  werde  ein  Arbeitsnachweis  beschaffen  bezw.  verbinden  lassen". 

.Man  dachte  daran,  den  ArmenpHegern  einige  Arbeitslo.se  in  Für- 

.siirge  zu  übergeben,  die  ihnen  aus  l)ei('it  zu  stellenden  Mitteln 

Unterstützungen  gewähren  und  sich  um  Ai-l)eit  für  sie  beiiiiihen 

sollten.  Bald  aber  spitzte  sicli  die  i^'rage  (hiliiu  zu.  daß  niii'  ein 
zentralisierter  Arbeitsnachweis,  dei-  in  einem  großen,  günstig  ge- 

legenen Kaume  unterzubringen  sei,  den  Arbeitslo.sen  in    ihiei-  miß- 

'l  Die  folgenden  Ausführungen   l)erulien   auf  Akten   des  Rates,  für  deren 
Überlassung  auch   an  dieser  Stelle  pflichtschuldigst  gedankt  sei. 
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liehen  La^re  Fördenins'  brinoen  kiMinc.  Nach  vielen  Beratuiij^en 
reichte  die  Kumniission  am  8.  7.  18i)5  dem  Kat  folgende  An- 

träge ein : 
1.  einen  städtischen  Arbeitsnachweis  für  männiidie  Personen 

ohne  grnndsätzliche  Beschränkung  auf  angeleinte  Arbeiter 

zu  errichten  und  bezüglich  der  Einrichtungen  dieser  Ver- 
mittlungsstelle dem  Muster  derjenigen  des  Zentral  Vereins 

für  Arbeitsnaclnveis  für  Berlin  zu  folgen; 
2.  die  bisher  bestehende  städtische  Anstalt  für  Arbeitsnach- 

weisung von  Eröffnung  der  neuen  Vermittlungsstelle  an 
nur   noch    für   weibliche  Personen    fortbestehen    zu  lassen. 

In  der  Begründung  des  Antrags  wurde  auf  die  Schädlichkeit 

der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung,  die  nach  eigenen  Angaben 

im  Jahre  1893  für  18  218  nachgewiesene  Stellen  43  964  Mk.  an 

Gebühren  eingenommen  habe  —  fast  ̂ ^1^  ]\Ik.  für  eine  Vermittlung  — , 
hingewiesen  und  betont,  daß  bereits  20  deutsche  Städte  öffentliche 

Arbeitsnachw^eise  besäßen  und  16  weitere  die  Einführung  planten. 
Die  Erfolge  der  bestehenden  Einrichtung  des  Armenamtes  wurden 
anerkannt,  sie  sollte  für  weibliche  Personen  weiterbestehen.  Den 

Anträgen  wurde  ein  Satzungsentwurf  beigefügt,  der  eine  Einschreibe- 
gebühr von  10  Pf.  vorsah  und  festsetzte,  daß  Lohnarbeit  jeder 

Art  zu  vermitteln  sei.  Der  Satzungsentwurf  war  von  dem  Ge- 
werbegericht genehmigt  worden.  Dessen  Ausschuß  hatte  bereits 

einen  Antrag  auf  Errichtung  eines  städtischen  Arbeitsnachweises, 

der  von  je  4  Arbeitgebern  und  4  Arbeitnehmern  unter  Vorsitz  eines 
Katsmitgliedes  geleitet  werden  sollte,  eingereicht. 

Am  16.  11.  1895  wurde  in  einer  Katsplenarsitzung  die  Vor- 
lage beraten  und  man  beschloß  einstimmig,  versuchsweise  einen 

Arbeitsnachweis  zu  begründen.  Die  Frage  der  näheren  Ausführung 

—  mau  hatte  sich  mehr  für  die  Nachahmung  des  Berliner  oder 

Kölner  Beispiels  ausgesprochen  —  wurde  an  die  Kommission  zu- 
rückverwiesen. Immerhin  war  durch  diesen  Beschluß,  der  finanzielle 

und  moralische  Unterstützung  in  Aussicht  stellte,  die  Frage  wesent- 
lich gefördert  worden. 

Der  Versuch,  das  Beispiel  von  Köln  nachzuahmen,  mißlang. 

Dort  hatten  sich  1894  drei  Arbeitgeberverbände  und  fünf  Arbeiter- 
vereine vereinigt,  um  durch  einheitliches  Zusammenarbeiten  Arbeit 

zu  vennittelu.  Das  Leipziger  Gewerkschaftskartell  verhielt  sich 

auf  eine   an  seinen  Vertreter  gerichtete  Anfrage  gegenüber  einem 
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ähnlu'hcn  Vore-t^litMi  wie  in  Köln  nidit  völliü"  ablelmcnd.  erklärte 
aber,  seine  Entseheidnnjtj:  erst  chinn  treften  zn  können,  wenn  sieh 

die  beteilijften  Arbeitgeberverhände  znr  (4ründun}j^  eines  Arheits- 
verniittlunsrsverhandes  bereit  erklärt  haben  würden.  Eine  weitere 

Vertdlirnntr  dei-  Anreg-nnir  wurd«'  dnrch  die  bestimmt  ablehnende 

Erklärnntr  des  Leipziger  lnnnn«i:sanss('hnsses  vom  1.  H.  1897  nn- 

mög:lieh  g:emacht.  An  die  (ii'iinduni:-  eines  Vereins  daclite  man 
damals  nicht. 

Wenn  die  Frage  so  scheinbar  aut  einen  toten  Pnnkt  gekommen 
war.  so  ruhte  sie  doch  nicht  vollständig.  Der  Rat  brachte  ihr 

weiterhin  Interesse  entgegen  und  entsandte  zu  der  am  13.  Septembei- 
1897  in  Karlsruhe  stattfindenden  1.  Deutschen  Arbeitsnachweis- 
konferenz.  die  den  Anstoß  zur  Gründung  des  Verbandes  Deutscher 

Arbeitsnachweise  gab.  einen  Stadtrat  als  Vertreter. 

Das  Verdienst,  die  Frage  wit^ler  auf  die  Tagesordnung  ge- 

bracht zu  haben,  gebührt  der  Leipziger  (remeinnützigen  (resell- 

schaft.*)  Dort  hielt  der  damalige  Handelskammersekretäi-  I  )r.  Pohle 
am  7.  11.  1898  einen  Vortrag  über  .städtische  Arbeitsnachweise, 

der  Veranlassung  wurde,  einen  Ausschuß  zur  Prüfung  der 

Angelegenheit  für  Leipzig  zu  wählen.  Außerdem  wandte  .sich  die 

Gesellschaft  an  den  Kat  dei-  Stadt  mit  der  Bitte,  ein  Mitglied 
abordnen  zu  wollen,  das  sich  an  den  Arbeiten  zur  Herbeiführung 

eines  mit  finanzieller  l'nterstützung  der  Stadt  zu  errichtenden 
öffentlichen  Arbeit.snachweises  beteiligte.  Der  Rat  entsprach  dem 

Gesuch  bereitwilligst  und  entsandte  die  Stadträte  Dr.  Büttner  und 

Dr.  Waglei-.  Damit  treten  wir  in  die  eigentliche  Geschichte  des 
Vereins  für  Arbeitsnachweis  ein. 

in.  Die  Gründungsgeschichte  des  Vereins  für  Arbeitsnach- 
weis in  Leipzig. 

Der  Aus.schuß  zur  \'urbereitung  des  Arbeitsnachweises  bestand 
neben  den  beiden  oben  erwähnten  Stadträten  aus  dem  Vorsitzen- 

den der  Gemeinnützigen  Gesellschaft,  dem  Handelskammersekretär 

(Syndikus)  Dr.  Gensei,  dem  Bankdirektor  Sauer,  dem  Buchhändler 
Voerster,  der  als  Vorsitzender  des  im  Jahre  1895  gegründeten 

Vereins   zur  Füi'sorge    für    erkrankte  Arbeite)'    im   Interesse  seiner 

')  Die  folgenden  Ausführungen  beruhen  auf  den  .Jahresberichten  und  den 
Akten  des  Vereins  für  Arbeitsnachweis. 
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Scliutzbefolileiifn  bereits  im  0kl ober  1898  dem  Rat  ein  Gesucli 

betr.  Einriclituiipf  eines  städtischen  Arbeitsnachweises  eingereiclit 
liatte,  dem  Kaufmann  Gontard  und  den  Privatdozenten  Dr.  Pohle 
lind  Dr.  Goetz.  Er  trat  zum  ersten  ]\Iale  am  12.  1.  1899  auf 

Einladung  und  unter  Leitung-  des  Voi'sitzenden  der  (lemeinniitziofen 
Gesellschaft  zusammen.  Gestützt  auf  die  Erfahrungen  von  1895 

sah  man  von  Vornherein  davon  ab,  den  Hat  von  neuem  um  Er- 
richtung eines  städtischen  Arbeitsnachweises  zu  bitten,  man  einigte 

sich  vielmehr  dahin,  ähnlich  dem  Berliner  Zentralverein  für  Arbeits- 
nachweis einen  Verein  für  Arbeitsnachweis  ins  Leben  zu  rufen, 

der  aus  Beiträgen  seiner  ]\ritglieder  mit  städtischer  L^nterstützung 
einen  öffentlichen  Arbeitsnachweis  unterhalten  und  eini-ichten  sollte. 
Mit  Rücksicht  auf  den  l)ekannten  ablehnenden  Standpunkt  der 

Innungen,  die  an  ihren  eigenen,  in  den  meisten  Fällen  vom  Sprccli- 
meister  geleiteten  Arbeitsnachweisen  festhalten  zu  müssen  glaubten, 

und  der  Großindustrie  —  die  Metallindustriellen  ^)  hatten  inzwischen 

1897  einen  eigenen  unparitätischen  Arbeitsnachweis  gegi'ündet  — 
beschloß  man,  die  Arbeitsvermittlung  vorläufig  auf  ungelernte  männ- 

liche Arbeiter  zu  beschränken.  Man  faßte  aber  sofort  einstimmig 

die  spätere  Einrichtung  einer  weiblichen  Abteilung,  insbesondere 

für  Dienstboten,  trotz  der  gerade  auf  diesem  (Tebiet  bestehenden 
Schwierigkeiten,  ins  Auge.  Eine  kleine  Einschreibegebühr  der  sich 
meldenden  Arbeiter  wurde  aus  verschiedenen  Gründen  für  notwendig 

erachtet.  Das  wichtigste  Ergebnis  der  ersten  Sitzung  war,  daß 

man  für  den  in  der  aufzustellenden  Satzung  vorzusehenden  Aus- 
schuß für  die  Beaufsichtigung  und  Geschäftsführung  den  Grundsatz 

der  vollständigen  Parität  festlegte:  gleichviel  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  sollten  ihm  angehören. 

Die  Satzungen  wurden  von  Stadtrat  Büttner  aufgestellt.  Der 

1.  Entwurf,  der  im  großen  und  ganzen  alle  heute  in  Geltung  befind- 
lichen Bestimmungen  enthält,  wurde  in  zwei  Lesungen  genehmigt 

und  bereits  am  28.  Februar  an  25  Vereine  von  Arbeitgebern  und 

Arbeitnehmern,  an  den  Rat.  das  Gewerbegericht,  die  Ortskranken- 
kasse, die  Handelskammer,  Gewerbekammer  und  an  Privatpersonen, 

von  denen  man  glaubte.  Interesse  voraussetzen  zu  dürfen,  zur  Be- 
gutachtung versandt.  Man  wollte  von  vornherein  möglichst  weite 

Kreise  weitgehend  interessieren  und  trat   deshalb  bereits  am  12.3. 

Keßler,  Die  Arbeitsnachweise  der  Arbeitgeberverbände,  Leipzig  1911,  S.  14. 
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1899  mit  t'ineni  Zeitungsartikel,  der  die  Mänofel  der  bestehenden 

Einrii'Iituno-  darleofte.  die  früheren  verg-eblichen  Versuche  streifte 

und  die  Hauptfrrundsätze  der  Satzung-  erläuterte,  an  die  r)ffent- 
liehkeit.  Von  den  verschiedensten  Seiten  wurden  Wünsche  und 

Bedenken  geäußert,  denen  man,  soweit  es  möglich,  war  entg:eg'en- 
kam.  Durch  Widerstände  —  näheres  weiter  unten  —  ließ  man 

sich  nicht  beirren  und  berief  bereits  zum  30.  Mai, '  nachdem  in  der 
Zwischenzeit  eine  erweiterte  Ausschußsitzung-  stattjrefunden  hatte, 

eine  öffentliche  VersammluujLr,  in  der  die  Konstitution  voUzoo-en 
und  der  Vorstand  gewählt  werden  sollte.  Soweit  kam  man  aller- 
dinofs  nicht.  Die  von  etwa  90  Personen,  haui)tsächlich  Arbeitein. 

besuchte  Versammlung'  sprach  sich  gegen  die  Erhebung  jeder  Eiu- 
schreibegebühr  aus  —  auch  Professor  Stieda  war  mit  ihr  nicht 
einverstanden  —  und  beschloß  neben  mancherlei  anderen  Änderungen, 

daß  bei  Arbeitseinstellungen,  falls  Einigungsversuche  keinen  Er- 
folg haben  sollten,  ein  zu  gleichen  Teilen  aus  Arbeitgebern  und 

Arbeitnehmern  bestehender  Ausschuß  zu  entscheiden  hätte,  ob  der 
Arbeitsnachweis  weiter  zu  funktionieren  habe.  Die  endgültige 

Annahme  der  Satzung  wurde  verschoben.  Der  Ausschuß  l)eriet  sie 

sorgfältig  von  neuem  und  reichte  sie  am  26.  .luni  dem  Rat  mit 
einer  Schilderung  seiner  bisheriger  Leistungen  und  der  Bitte  um 

Genehmigung  ein.  Von  ihr  sollte  das  weitere  Vorgehen  abhängig 

gemacht  werden.  An  der  Zustimmung  des  Rats  war  nicht  zu 

zweifeln.  Bereits  am  3.  Juli  erfolgte  die  Gutheißung  des  Entwurfs 
mit  der  Bedingung,  daß  eine  P^inschreibegebühr  von  10  Pf.  für 

die  sich  meldenden  Arbeiter  eingeführt  und  eine  Bestimmung  ge- 
schaffen würde,  daß  jede  Satzungsänderung  der  Genehmigung,  nicht 

nur  der  Zustimmung  des  Rates  bedürfe. 

Betrachten  wir  nun  die  mühevoll  geschaffene  Satzung  in  ihren 

Hauptpunkten  näher.  Der  Name  wurde  festgelegt  in  „Verein  für 

Arbeitsnachweis  in  Leipzig".  Unter  dieser  Bezeichnung  werden 
die  Rechte  einer  juristischen  Person  ausgeübt.  Über  die  Aufgaben 

heißt  es:  ,,Der  Verein  bezweckt.  Arbeit  jeder  Art,  auch  Lehrstellen 

zu  vermitteln,  .soweit  nicht  körperschaftlich  geordnete  Arbeits- 
nachweise vorhanden  sind,  und  unterhält  hierzu  eine  Arbeits- 

vermittlnngsstelle  in  zwei  Abteilungen,  von  denen  die  eine  füi- 
männliche,  die  andere  für  weibliche  Arbeiter  bestimmt  ist".  Diese 

Abgi'enzung  des  Gebietes  für  die  Tätigkeit  des  Arbeitsnachweises 

war    erst    im   Laufe   der  Beratnuiren   nicht   ohne  nmnchen  \\'ider- 
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Spruch  einget'üg-t  worden,  um.  wie  erwähnt,  von  vornherein  den 
Gegnern  keine  Ang-riftspunkte  zu  l)ieten.  Sie  hat  sich  für  die 
Entwicklung-  als  nicht  vorteilliaft  gezeigt,  denn  jeder  Versuch  der 
Ausdehnung  auf  gelernte  Arbeiter  wurde  mit  Bezug  auf  die  Satzung 
bekämpft.  Heute  nach  zwölfjähriger  Vergangenheit  schweben  Ver- 

handlungen zur  Aufhebung,  die  hoffentlich  zum  Ziele  führen. 

,. Allgemeinheit",  d.  h.  \'ermittlung  für  alle  Berufe  ist  unbedingt 
erforderlich.  Der  genannte  paritätische  Verwaltungsausschuß  besteht 
aus  je  vier  Arbeitgebern  und  vier  Arbeitnehmern,  die  je  zur  Hälfte 
für  drei  Jahre  durch  den  Ausschuß  des  Gewerbegerichts  und  den 

Vorstand  der  Ortskrankenkasse  —  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
je  durch  ihre  Vertreter  —  gewählt  werden.  In  derselben  Weise 

sind  gleichviel  Ersatzmänner  zu  bestimmen.  Falls  die  "Wahlen 
nicht  zustande  kommen,  sind  die  ̂ Mitglieder  durch  den  Rat  der 
Stadt  zu  ernennen.  Um  die  Abstimmungen  vollkommen  paritätisch 

zu  gestalten,  bestimmt  die  Geschäftsordnung,  daß  bei  der  Anwesen- 
heit von  nicht  gleichviel  Arbeitgebern  oder  Arbeitern,  die  durch 

das  Los  zu  Bestimmenden,  sich  der  Stimme  zu  enthalten  haben. 

Die  Ausschußmitglieder  gehören  ohne  Ausnahme  dem  Vorstand  an, 
der  weiterhin  aus  acht  durch  die  Mitgliederversammlung  zu  wählenden 

Mitgliedern,  wobei  tunlichst  auch  weibliche  Mitglieder  zu  berück- 
sichtigen sind,  und  einem  Vertreter  des  Rates  der  Stadt  —  ge- 
wöhnlich dem  Dezernenten  des  Gewerbeamtes  —  besteht.  Der 

Vorstand  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Vorsitzenden,  einen  Rechnungs- 
führer und  einen  Schriftführer.  Der  Vorsitzende  und  dessen  Stell- 

vertreter dürfen  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeitnehmer  im  Sinne 
des  Gewerbegerichts  sein.  Im  übrigen  sind  für  den  Gesamtvorstand 
wählbar  alle  diejenigen,  die  dem  §  10  des  (4ewerbegerichtsgesetzes 

entsprechen.  Die  Vorstandsmitglieder  verAvalten  ihre  Ämter  ehren- 
amtlich, jedoch  kann  für  verloren  gegangene  Arbeitsstunden  Ent- 

schädigung gewährt  werden.  Der  Vorstand  wählt  aus  seiner  Glitte 
einen  aus  je  vier  Arbeitgebern  und  Arbeitern  bestehenden  Ausschuß, 
der  bei  Arbeitsstreitigkeiten  in  Kraft  zu  treten  hat.  Neben  dem 
Vorstand  besteht  als  oberstes  Organ  noch  die  Mitgliederversammlung 

mit  genau  umgi-enzter  Zuständigkeit. 
Die  weiteren  Bestimmungen  regeln  die  Mitgliedschaft  —  ein- 

malige Zahlung  von  100  Mk.  oder  fortlaufende  jährliche  Zahlung 
von  3  ̂Ik..  bei  Vereinen  von  5  ̂ Ik.  sind  notwendig,  um  als  Mitglied 
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«r»'tiilirt  zu  winden  — ,  die  /ustäiuliiikcit  iiiul  die  rriicliten  der 

Vorstandsan«2^ehörif^en,  die  Abstiiminmj;sveihältnisse  u.  a.  m. 

I  )»'!•  letzte  Parag^raph  triift  Bestimmuno-en  über  die  wichtig:e 
1- ia<:e  des  Verlialteiis  im  Falle  von  Arbeitseinstellunjieii  oder  Aus- 
spfminirrn.  den  Punkt,  der  die  paritätischen  Arbeitsnachweise  so 

wesentlich  von  dm  einseitigen  gleichen  Kinrichtungen  der  Arbeit- 

geber und  Arbeitnehmer,  die  in  letzter  Linie  doch  nur  als  Kampf- 
mittel wirken,  unterscheidet.  Es  wird  kurz  gesagt  weitervermittelt 

unter  Kenntnisnahme  der  Streitigkeiten.  Die  betreffende  Satzungs- 

bestimmung lautet:  ,.lm  Falle  einer  Arbeitseinstellung  oder  Aus- 

sperrung sind  die  Arbeitsuchenden  durch  Anschlag  darauf  hinzu- 
weisen. Den  Beteiligten  hat  der  Vorstand  eine  kurz  bemessene 

Frist  zu  setzen,  binnen  deren  sie  das  Einigungsamt  des  Gewerbe- 

gerichts anzurufen  haben.  "Wenn  letzteres  nicht  geschieht  oder 
eine  Einigung  nicht  zustande  kommt  oder  wenn  sich  die  Parteien 

dem  Schiedsspruch  nicht  unterwerfen,  so  hat  der  in  §  9  Abs.  2 

(vgl.  oben)  erwähnte  Ausschuß  mit  tunlichster  Beschleunigung  zu 
beschließen,  ob  der  Arbeitsnachweis  für  das  beteiligte  Geschäft 

oder  den  beteiligten  Geschäftszweig  seine  Tätigkeit  einstellen  soll. 

Im  Fall  der  Stimmengleichheit  gibt  der  Vorsitzende  den  Ausschlag". 
Diese  Vorschrift,  die  später  durch  eine  l)esondere  Dienstanweisung 

ergänzt  wurde,  war  mit  das  schwierigste  Problem.  Sie  ist  ent- 
standen nach  den  damals  bereits  bewährten  Beispielen  von  München, 

(jera,  Trier  und  Bamberg.  Anfänglich  sollte  der  Vorstand  ent- 

scheiden, ob  dei-  Arbeitsnachweis  seine  Tätigkeit  einzustellen 

hätte,  auf  Vorstellungen  der  Arbeitervertreter  war  dann  der  be- 
sondere Aus.schuß  bestimmt  worden.  Das  weitere  Verlangen,  daß 

der  Aibeitsnachweis  bis  zur  Beschlußfassung  seine  Tätigkeit  ein- 
stellen sollte,  war  nicht  angenonnnen  worden. 

Die  soeben  erwähnten  \\'iderstände  gegen  den  geplanten 
.Arbeitsnachweis  gingen  in  dt-r  Hauptsache  von  den  sozialdemu- 
kratiscjien  (Gewerkschaften  aus.  die  chi-istlichen  und  die  Hirsch- 
Dunk«'ischen  hatten  von  vornherein  ihre  tatkräftige  Unterstützung 

zugesagt.  Mehrere  Lokalverbände  der  htzteren  sowohl  als  Einzel- 

mityliedei'  erwai'ben,  sobald  es  niitglicli  wai'.  die,  Mitgliedschaft. 
Bei  den  (Gewerkschaften  war  die  Arbeitsnachweisfrage  zu  jener  Zeit 

noch  durchaus  ungeklärt.  Als  die  Unternehmer  in  den  neunziger 

Jahren  begannen,  von  sich  aus  Arbeitsnachweise  ins  Leben  zu  rufen, 

war  dies  für  die  (jewerkschaften    ein  (Grund,   der  Frage   auch    er- 
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hüllte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. M  Man  erklärte  den  Arbeits- 

nachweis als  ein  wertvolles  ]\Iittel  zur  Hebung  der  Lage  der 
Arbeiter  und  zur  Sicherung  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz.  Er 
gehöre  deshalb  in  die  Hand  der  Arbeiterorganisationen.  Die  Mit- 

wirkung von  Staat  und  Gemeinde  müsse  sich  darauf  beschränken, 
Mittel  zu  den  notwendigen  Einrichtungen  und  zu  deren  Erhaltung 
herzugeben.  Von  gemeinschaftlich  verwalteten  Einrichtungen  wollte 
man  nichts  wissen.  „Grundsätzlich  abzulehnen  ist  jede  Erwägung 
der  Möglichkeit  einer  gemeinsam  geführten  Arbeitsvermittlung 

zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber."  „Die  Arbeitsnachweise  den 
Gewerkschaften!''  So  verkündete  eine  Entschließung  auf  dem 
2.  Gewerkschaftskongreß  zu  Frankfurt  a.  M.  1899.  Da  in  diese  Zeit 
die  Leipziger  Pläne  fielen,  ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  bereits 
in  einer  Sitzung  des  Leipziger  Gewerkschaftskartells  v.  6.  2.  1899 

beschlossen  wurde,  alle  Versuche  zur  Herbeiführung  eines  Arbeits- 
nachweises unter  unparteiischer  Leitung  zu  bekämpfen,  weil  man 

in  ihm  die  Absicht  sah,  „die  Arbeiterschaft  von  den  Bahnen  des 

Klassenkampfes  abzulenken".  Der  Arbeiter  habe  über  seine  Arbeits- 
kraft als  seine  einzige  Ware  selbst  zu  verfügen.  Nur  in  einem 

städtischen  Arbeitsnachweis  für  landwirtschaftliche  Arbeiter  und 
Dienstboten  wollte  man  einen  Fortschritt  sehen.  In  einer  zweiten 

A'ersammlung  anfangs  Mai,  zu  der  die  Vertreter  der  Ortskranken- 
kasse und  des  Gewerbegerichtes  besonders  hinzugezogen  waren, 

wurde  scharfe  Kritik  an  dem  Satzungsentwmrf  geübt.  Man  be- 
hauptete in  einseitiger  Auffassung  der  Vorschläge,  die  Rechte  der 

Arbeiter  seien  nicht  gewahrt,  die  Arbeitgeber  würden  doch  das 

Übergewicht  erhalten,  und  beschloß  von  neuem,  jede  Mitarbeit  ab- 
zulehnen. Die  Arbeitervertreter  der  Ortskrankenkasse  und  des 

Gewerbegerichtes  mußten  ihr  Verhalten  nach  diesem  Beschluß  ein- 
richten. 

Der  Umschwung  in  den  Anschauungen  bereitete  sich  aber,  wie 
hier  eingeschaltet  sein  mag,  bereits  damals  vor.  In  der  Leipziger 

sozialdemokratischen  Volkszeitung  war  anfangs  Mai  vor  der  Ver- 
sammlung —   ein   Beweis,    wie   wenig  man    auf   das  Urteil  der 

')  Nach  einer  für  Preußen  veranstalteten  Erhebung  gab  es  dort  1S94 
230  Nachweise  von  Arbeiterseite.  Eine  von  den  sozialdemokratischen  Gewerk- 

schaften 1902  veranstaltete  Erhebung  ergab  815,  und  die  Denkschrift  des  Kaiserl. 
Statistischen  Amtes  von  1904  über  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  schätzt  ihre 
Zahl  auf  annähernd  1000. 

Stioda-Festschrift.  6 
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wissensfliaftliclit'n  Vt^-tVchter  der  Ideen  g:ibt  —  eine  ansfülirliclie 

Besprechung:  von  Cahvers  Broschüre  ,,l)er  Arbeitsmarkt  und  Arl)eits- 

nachweis"  (Stutto:art  1899)  erschienen,  in  der  die  öffentlichen  kommu- 
nalen Arbeitsnachweise  als  die  einzig  richtige  Art  der  Arbeits- 

vermittlun«:-  hinsestellt  werden  und  betont  wird,  wie  vorteilhaft  es 
ist,  ,,den  Arbeitsnachweis  als  solchen  außerhalb  des  sozialen  Kampfes 
ZU  stellen  und  den  Gegensatz,  der  zwischen  den  Interessen  der 
Arbeiter  und  Unternehmer  nun  einmal  vorhanden  ist,  auf  einem 

neutralen  Boden  auszuf echten,  die  kämpfenden  Parteien  unter 

gleichen  Bedingungen,  soweit  die  Arbeitsvermittlung  in  Frage  kommt, 

in  den  Kampf  ziehen  zu  lassen''.  Die  gewerkschaftlichen  Einrichtungen 
sind  nicht  verschwunden,  aber  die  Anschauungen  haben  sich  so  weit 

geändert,  daß  1908  die  sozialdemokratische  Holzarbeiterzeitung 

schrieb^):  ,.I)er  Arbeitsnachweis  muß.  wenn  er  seine  Aufgabe  er- 

füllen soll,  aus  der  Reihe  der  Kami»fmittel  ausscheiden"',  und  daß 
Liebknecht  im  Jahre  1910  im  Preußischen  Abgeordnetenhause  gegen 

jeden  einseitigen  Arbeitsnachweis  polemisierte  und  sich  für  pari- 
tätische Einrichtungen  erklärte. 

Die  Gewerbekammer,  der  natürlich  auch  ein  Satzungsentwurf 

geschickt  worden  war.  lehnte  gleichfalls  ihre  ]\Iitarl)eit  ab.  Nach 

§§81a  Ziff.  2,  100a  u.  1()8  des  Gesetzes  v.  2().  7.  1897  betr.  Ab- 
änderung der  Gewerbeordnung  seien  die  Innungen  verpflichtet. 

Fürsorge  für  den  Arbeitsnachweis  zu  treffen,  und  die  Gewerbe- 
oder Handwerkskammern  hätten  die  Aufgabe,  die  Einrichtungen  zu 

fördern.  Sämtliche  Innungen  würden  sich  in  kurzer  Zeit  der  Auf- 

gabe gegenül)ersehen,  die  Einrichtung  eines  fachlichen  Arbeits- 
nachweises in  die  Hand  zu  nehmen,  durch  den  nicht  nur  gelernten, 

sondern  audi  ungelernten  Arbeitern  Arbeitsstellen  nachgewiesen 

weiden  .sollten.  p]in  Bedüifnis  sei  niclit  anzuerkennen,  und  Ver- 

wicklungen seien  die  unausbleibliche  Folge.  Die  Leipziger  ökono- 
mische Sozietät  glaubte,  ein  wesentlich  für  industrielle  Arbeiter 

Leipzigs  zu  gründendes  Institut  nicht  unterstützen  zu  können,  weil 

sie  „die  Organisation  eines  landwirtschaftlichen  Arbeiternachweises 

für  das  ganze  Königreich  Sachsen,  welcher  mit  den  bereits  be- 
stehenden gleichartigen  Einrichtungen  in  der  preußischen  Provinz 

Sachsen  gemeinsam   zu   arbeiten   haben  soll,    plane".     Die  Erfolge 

»)  Der  Arbeitsnachweis  in  Deutschland  (Verlag  der  Westdeutschen  .Vrbeiter- 
zeitung  M.-Gladbach  1910)  S.  17. 
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haben  die  Hint'älli8:keit  der  entgegenstehenden  Urteile  bewiesen,  die 
Zahlen  reden  für  das  Bedürfnis  eine  beredte  Sprache.  Gerade  für  land- 

wirtschaftliche Arbeiter,  für  Vernüttlnng-  ans  den  großen  Städten,  in 
denen  die  Arbeitslosen  zusammenströmen,  nach  dem  flachen  Lande, 
kann  ein  allgemeiner  Arbeitsnachweis,  dem  die  Innungen  sich  in 
Form  von  Facharbeitsnachweisen  angliedern.  Hervorragendes  leisten. 
Und  daß  ein  Arbeitsnachweis,  der  paritätisch  verwaltet  wird,  eine 
neutrale  Stelle  darstellt  und  ein  Mittel  zum  sozialen  Frieden  ist, 

Avagt  heute  nach  vieljähriger  Bewährung  der  Einrichtung  niemand 
mehr  im  Ernst  zu  bestreiten. 

Nachdem  der  Rat  der  Stadt  die  Satzung  genehmigt  hatte,  galt 

die  weitere  Aufgabe  den  für  den  Vorstand  vorzunehmenden  ^\'ahlen. 
Der  Ausschuß  wandte  sich  im  August  an  das  Gewerbegericht  und 
an  die  Ortskrankenkasse,  damit  sie  die  ihnen  zustehenden  Vertreter 

wählten.  Die  Folgen  der  Agitation  des  Gewerkschaftskartells 
zeigten  sich  jetzt.  Am  13.  September  teilte  Herr  Stadtrat  Wagner 
mit,  daß  die  Arbeiterbeisitzer  des  Gewerbegerichts  jede  Beteili- 

gung abgesagt  hätten,  weil  sie  grundsätzlich  städtische  Arbeits- 
nachweise fordern  müßten  und  ebenso  schrieb  der  Vorstand  der  Orts- 

krankenkasse am  26.  September,  ohne  Begründung  zu  geben,  daß  die 
Arbeitnehmer  die  Wahlen  ablehnten.  Für  die  Arbeitgeber  hatte  der 
Vorstand  der  Krankenkasse  zwei  Vertreter  gewählt,  während  das 

Gewerbegericht  «erklärte,  geeignete  Mitglieder  gefunden  zu  haben. 
Nach  diesen  ablehnenden  Erklärungen  wurde  satzungsgemäß  der 
Rat  gebeten,  die  fehlenden  Arbeiterbeisitzer  zu  wählen.  Am 

4.  November  teilte  dieser  die  Namen  von  je  vier  Vorstands- 
mitgliedern und  vier  Ersatzmännern  mit.  Berücksichtigt  wurde  je 

ein  Mitglied  des  evangelischen  Arbeitervereins  und  des  kirchlichen 

Familienverbaudes  Leipzig-Lindenau. 
Inzwischen  war  man  nicht  müßig  gewesen,  Vereinsmitglieder 

zu  werben.  Bei  der  konstituierenden  Versammlung  am  7.  12.  1899, 
in  der  die  übrigen  acht  Vorstandsmitglieder,  darunter  eine  Dame, 
gewählt  wurden,  trugen  sich  bereits  62  Mitglieder  in  die  An- 

wesenheitsliste ein.  Neben  einem  Buchdrucker  war  durch  diese 

A\'ahl  noch  ein  Buchbinder  als  Vertreter  der  Hirsch-Dunkerschen 
Gewerkschaften  in  den  Vorstand  gekommen.  Mit  der  Konstituierung 
des  Vereins  und  des  Vorstandes  waren  die  Arbeiten  des  ,,Aus- 

schusses  zur  Vorbereitung  des  Arbeitsnachweises"  naturgemäß  er- 
ledigt.    Am   12.  Dezember   wählte  der  Vorstand   aus   seiner  Mitte 

6* 
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•  Hi'iTii  l^rivatdozenten  l)r.  Polilc  zum  1.  Voisitzcndcn.  während  die 

Ämter  des  Sehritt-  und  Kasseiit'ührers  je  Arl)«'itjLiel)eni  und  Arbeit- 
nehmern übertrajfen  wurden.  Der  anfänfrliih  zum  Vorsitzenden 

g:ewählte  Stadtrat  Büttner  j2:Uutbte,  bei  seiner  amtlichen  Stelluno; 
verzichten  zu  müssen,  er  wurde  stellvertretender  Vorsitzender.  Die 

grerichtliche  Eintra»;uu<r  in  das  Register  des  K<;1.  Amtsfrericlites 

erfolgte  noch  am  30.  12.  1899,  so  daß  das  Gründungsjalir  mit  (l(^r 
glücklichen  Vollendung  des  begonnenen  Werkes  endete. 

IV.  Der  Verein  für  Arbeitsnachweis  in  Leipzig  1900 — 1911. 

Die  \'orarbeiten  waren  erledigt,  nun  galt  es,  die  Pläne  zur 
Tat  werden  zu  lassen  und  der  Öffentlichkeit  die  Leistungsfähigkeit 

zu  beweisen.  Ohne  w^esentliche  Beihilfe  der  Stadt,  für  deren  Be- 
wohner die  Vereinstätigkeit  in  erster  Linie  bestimmt  ist.  konnte 

man  —  darüber  hatte  von  Anfang  an  Einmütigkeit  geherrscht  — 
nichts  erreichen.  Deshalb  wandte  sich  (h-r  Vorstand  sofort  im 
Januar  1900  mit  einem  ausführlichen  (Tesuch  an  den  Hat,  zeigte 

seine  Konstituierung  an  und  bat  um  finanzielle  Beihilfe  und  miet- 

freie Überlassung  geeigneter  Räume  für  eine  männliche  und  weib- 
liche Abteilung.  Rat  und  Stadtverordnete  sahen  ohne  weiteres  den 

großen  Fortschritt,  den  das  zu  begründende^  Institut  für  die  Stadt 

brachte,  ein  und  bewilligten  8000  Mk.  H.'ihilfe  und  1000  Mk.  für 
die  erste  Einrichtung.  Von  dem  vom  Veicin  in  Aussicht  genommenen 

Lokal  in  der  Landfleischerhalle  am  .lohannisplatz  mußte  wiegen  zu 

hoher  Umbaukosten  abgesehen  werden,  hingegen  wurde  in  dei- 
ersten  Etage  eines  städtischen  Hauses  in  der  Reichsstraße  <iii 

großer  Raum  für  die  männliche  Abteilung  zur  Verfügung  gestellt. 

Inbezug  auf  die  weibliche  Abteilung  legte  der  Rat  dem  Vorstand 

nahe,  von  ihrer  Einrichtung  zunächst  noch  abzusehen,  welchem 

Wunsche  man  Rechnung  trug,  da  für  Vermittlung  weibliche)- 
Arbeitskräfte  zunächst  iKich  die  städtische  Kinriclitung  beim  Aiiiieii- 
amt  sorgte. 

Die  Bauarbeiten  in  dem  überlasseneu  Hause  wuideii  su  Ix-- 

schleunigt,  daß  bereits  am  16.  7.  1900  di«'  Arbeitsvermittlungsstelle 
für  männliche  Arbeiter  mit  einer  kurzen  Feier,  an  der  neben  zahl- 

reichen Vereinsmitgliedern  und  Vertretern  der  Presse  auch  .Mit- 
glieder des  städtischen  Parlaments  teilnahmen,  eröffnet  weiden 

konnte.     Die  Inanspruchnahme  war  von  Anfang  an,  besonders  von 
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dei-  Arix'iterseite  lier,  eine  sehr  lel)liat'te.  In  den  15  Taoen  des 
Juli  wurden  626  Arbeiter,  im  Auofust  748  eing:esclirieben.  Die 

Arbeitgeber  brachten  der  Neueinrichtung^  auch  sofort  rej^cs  Inter- 

esse ent»"eo'en.  Im  Juli  wurden  21ö.  im  Oktol)ei'  hinjicoen.  nach 

steigenden  Zahlen  in  jedem  Monat,  schon  448  Arbeiter  vei'langt. 
Unglücklicherweise  zeigte  das  Ende  des  Jahres  1900  eine  fallende 
Konjunktur,  so  daß  beschlossen  werden  mußte,  bei  dem  großen 

Andrang  Arbeitsloser  auswärtigen  Arbeitern  die  Einschreibung  zu 

versagen  und  sie  Einheimischen  zu  widerraten.  Die  Tätigkeits- 
ergebnisse sollen  weiter  unten  im  Zusammenhang  behandelt  werden. 

]\rit  der  Führung  der  Geschäfte  war  unter  den  zahlreichen 

Bewerbern  ein  früheres  Arbeitnehmervorstandsmitglied  der  Kranken- 
kasse beauftragt  worden,  dem  ein  Expedient  und  später  bei  dem 

starken  Andrang,  zumal  in  den  AMntermonaten.  ein  Aufwärter  zur 

Aufrechterhaltung  der  Ordnung  zur  Seite  stand.  Die  Geschäfts- 

führung vollzog  sich  von  Anfang  an  nach  einer  von  einem  ge- 
mischten Ausschuß  bald  nach  der  Konstituierung  aufgestellten  Ge- 

schäftsordnung.^) Sie  ist  ohne  wesentliche  Abänderung  heute  noch 
im  (Tcbrauch.  Zugrunde  gelegt  wurde  das  sogen.  Karten.system, 

das  mit  Vermeidung  jeglicher  bureaukratischen  Vielarbeit,  im  Gegen- 
satz zum  umständlichen  Listensystem,  bei  dem  alle  Geschäftsvor- 

fälle  in  viele  dickleibige,  schwer  zu  handhabende  Bücher  einzutragen 

sind,  eine  einfache  Abwicklung  der  Geschäfte  sichert.  Auch  hierin 

ist  bis  heute  keine  Änderung  eingetreten.  Im  großen  und  ganzen 
sind  drei  hauptsächliche  Karten  in  Anwendung.  Ein  in  der  Mitte 

teilbares  Kartenformular  dient  zur  Kegistrierung  der  sich  meldenden 
Arbeitslosen.  Auf  der  linken  Seite  werden  die  Personalien,  der 

Tag  der  Eintragung,  die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  vermerkt. 

Dieser  Teil  bleibt  in  der  Geschäftsstelle,  während  der  rechte  Ab- 

schnitt, mit  dem  Namen  ausgefüllt,  dem  Arbeiter  ausgehändigt  wii-d 
und  als  Legitimation  zum  Eintritt  und  Aufenthalt  in  dem  besonders 
im  Winter  in  Anspruch  genommenen  Warteraum  dient.  Beide  Teile 

tragen  übereinstimmende  fortlaufende  Nummern,  mit  deren  Hilfe 
jederzeit  die  Anzahl  der  sich  Meldenden  festzustellen  ist.  Auf 
einer  anderen  Karte  werden  die  Bestellungen  der  Arbeitgeber,  die 

mündlich,  schriftlich  und  telei)honisch  —  in  den  meisten  Phallen  — 
erfolgen  können,  vermerkt.    Diese  offenen  Stellen  werden  vom  Ver- 

Abgedruckt  bei  Stieda  „Der  paritätische  Arbeitsnachweis  in  Leipzig*-. 
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Walter  mehrere  Malt'  am  Tagfe,  in  eiligen  Fällen  sofort,  im  Warte- 
ranni  ansp:ernfen.  Untrr  den  sich  Meldenden  werden,  Geeigfnet- 

beit  voransgfesetzt.  die  bereits  länp-ere  Z«Mt  Einofescliriebenen  (an 
der  Nnmmer  erkenntlich)  sowie  die  Ürtsangehürij^en  den  Neu- 
einjreschriebenen  oder  Nenzngezogenen  bevorzugt.  Mit  dem  dritten 

Formular  (einer  Anweisung)  versehen,  wei-den  die  Arbeitsuchenden, 
die  ihre  Legitimationskarte  abzugeben  haben,  zum  Arbeitgeber  ge- 

schitkt.  In  der  Kegel  werden  mehr  Leute,  wie  verlangt,  zu- 

gewiesen, damit  der  Arbeitgeber  eine  Auswahl  trel't'eii  kann.  In 
geeigneter  Weise  ist  dem  Arbeitsnachweis  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

ob  und  wieviel  Arbeiter  angenommen  wurden,  eine  für  die  Statistik 

sehr  wichtige  Tatsache.  Die  im  Besitz  der  Geschäftsstelle  vor- 
handenen Karten  werden  mehrere  Jahre  aufbewahrt.  Auskünfte 

u.  a.  m..  die  oft  vom  Armenamt,  Gewerbegericht  usw.  eingefordert 

wei'den.  sind  bei  dem  Kartensystem  ebenso  leicht  zu  geben  wie 
bei  der  Eintragung  in  Listen.  Für  spezielle  Fälle  sind  dann  noch 

einige  weitere  Kartenformulare  vorhanden.  Die  weibliche  Abteilung 
wird  nach  gleichen  Grundsätzen  verwaltet. 

\'or  allem  vereinfacht  die  Erledigung  der  Geschäfte  mittels 
Karten  die  Stati-stik,  die  täglich  aufgestellt  wird,  so  daß  am  Monats- 

ende nur  zu  addieren  ist. 

Schon  der  vorbereitende  Ausschuß  war  sich  darüber  klar,  daß 

für  das  neue  Unteniehmen  tüchtig  Propaganda  gemacht  werden 
mußte.  Von  allen  wesentlichen  Beschlüssen  wurde  von  Anfang  an 

den  Tageszeitungen  aller  Kichtungen  Berichte  zugesandt.  Aufrufe 

zur  Benutzung  wurden  in  dem  lokalen  und  dem  Inseratenteil  er- 

lassen und  nach  jedem  Monat  ein  kurzer  Bericht  über  die  Tätig- 
keit des  verflossenen  veröffentlicht,  eine  Praxis,  die  bis  heute  geübt 

wird.  Plakate  wurden  an  geeigneten  Stellen,  zumal  in  öffentlichen 

(jebäuden,  wo  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  verkehren,  zum  Aus- 

hang gebracht  und  ilii-  Inlialt  von  Zeit  zu  Zeit  an  den  Anschlag- 
säulen verölfentliciit.  Durch  K'undsclireil)en  in  mehreren  tausend 

P^xemplaren  wurden  die  Unternehmer  zur  regelmäßigen  luanspiuch- 
nahnie  aufgefordert.  Die  Polizeidirektion  gestattete  den  Aushang 

von  Plakaten  in  den  Bezirksmeldestellen  und  übernahm  es  außer- 

dem, bei  der  polizeilichen  Meldung  Hinweiszettel  in  die  Dienst- 

bücher einzukleben.  Die  preußische  und  die  sächsische  P^isenbahn- 
verwaltunsr  erlau])ten.  in  den  Bahnhöfen  Lei])zigs  und  in  den  von 

Leipzig:  verkehrenden  Wagen  4.  Kla>se  IMakate   anzubringen.     Die 
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letztere  ]\laL)iialime  ist  mit  kurzer  Ausiialiine  seit  1901  in  An- 

weiidims".  Auf  Konto  dieser  eifrigen  Propag^anda  ist  siclier  ein 
Teil  des  Erfolges  zu  setzen. 

Auch  die  Handelskaniniern  und  die  Gewerbekanimern  wurden 

bald  nach  Eröffnung  der  (Teschäftsstelle  gebeten,  die  von  ihnen 
vertretenen  Kreise  durch  Hinweise  in  den  Jahresberichten  oder 

in  anderer  geeigneter  Weise  auf  das  Unternehmen,  seine  Zwecke 

und  Ziele  hinzuweisen.  Den  Standpunkt  der  Leipziger  Handels- 
kammer kennen  zu  lernen,  bot^  sich  Gelegenheit,  als  diese  sich  auf 

Veranlassung  des  Ministeriums  gutachtlich  zu  dem  am  15.11.1900 
von  freisinnigen  Abgeordneten  dem  Reichstag  unterbreiteten  Antrag 
betr.  zwangsweiser  Errichtung  paritätischer  Arbeitsnachweise  zu 
äußern  hatte.  Über  das  aus  vielen  Gründen  interessante  Gutachten 

(es  fehlt  in  den  Jahresberichten  des  Vereins)  heißt  es  im  Protokoll  der 

816.  öffentlichen  Sitzung  der  Leipziger  Handelskammer  v.  9.  5.  1901: 
„Im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsgesetzgebungsausschusse  ist 

geantwortet  worden,  daß  im  Interesse  der  Industrie,  die  ohnehin 
nach  mancherlei  Richtung  unter  den  weitgehenden  Ansprüchen  der 
Arbeiterschaft  zu  leiden  habe,  der  Errichtung  von  obligatorischen 

Arbeitsnachweisen,  insbesondere  von  sogen,  paritätischen,  Wider- 
stand entgegengesetzt  werden  müsse.  Die  Arbeitgeber  könnten 

niemals  darauf  eingehen,  sich  ihr  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründetes Bestimmungsrecht  über  die  Vergebung  der  Arbeit  ver- 

kürzen zu  lassen.  Das  letztere  würde  aber,  nach  den  auf  anderen 

(Tebieten  mit  ähnlichen  Einrichtungen  gemachten  Erfahrungen,  un- 
zweifelhaft eintreten.  Im  übrigen  müsse  zwischen  gelernten  und 

ungelernten  Arbeitern  streng  imterschieden  werden.  Für  gelernte 
Arbeiter  dürften  schon  jetzt  genügend  Arbeitsnachweise  vorhanden 
sein,  die  sich  teils  in  den  Händen  der  Arbeitgeber,  teils  in  den 
Händen  der  Arbeitnehmer  befinden  und  auch  zur  Zufriedenheit  der 

Beteiligten  funktionieren.  Dagegen  könnte  die  Errichtung  von 

Arbeitsnachweisen  für  ungelernte  Arbeiter  unter  l'mständeu 
zweckmäßig  und  nützlich  sein,  wenn  man  sich  audi  für  eine 

zwangsweise  Errichtung  dieser  Arbeitsnachweise  nicht  aus- 
sprechen könne." 

Wenn  der  Verein  sich  auch  in  der  Angelegenheit  selbst  eines 
Urteils  enthalten  wollte,  so  glaubte  er  doch  der  irrigen  Meinung, 
als  ob  durch  paritätische  Arbeitsnachweise  der  Arbeitgeber  in  seiner 
Freiheit   bei    der    Besetzung   offener  Stellen   eingeschränkt  werden 
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sollte.    entp:eji:eutivteii    zu   müssen.     Kr   tat    es   in  einem  Schreiben 

an  das  Kfrl.  Ministerium  des  Innern,  indem  er  u.  a,  austiilirte: 

,.Die   Grundsätze,    welche   in   den   uns   bekannten   dem 

Verbände    Deutscher   Arbeitsnachweise    ano'ehörijren    pari- 
tätischen   Arbeitsvermittlungsstellen    für   die  Auswahl    der 

angemeldeten  Arbeitsuchenden  bei  der  Besetzung  einer  offenen 

Stelle  maßgel)end  siml.  rechtfertigen  eine  solche  Befürchtung 

jedenfalls  nicht.     Speziell  unsere  Geschäftsordnung,  die  in 

den  meisten  Punkten  der  der  gleichartigen  Berliner  Anstalt 

nachgebildet  ist.  bestimmt  in  §  6  hierüber  folgendes:   .Der 
Verwalter  des  Arbeitsnachweises  ruft  die  gemeldeten  Stellen 
im  Wartesaal  aus  und  wählt  unter  den  sich  Meldenden  die 

nach    seiner  Meinung   geeigneten  Personen  aus.   wobei  die 

bereits    längere    Zeit    Eingeschriebenen    sowie    die     orts- 
angehörigen    Arbeiter    vor    den    neueingeschriebenen    oder 

neuzugezogenen  eine  Bevorzugung  erfahren.    In  der  Regel 

werden  mehr  Arbeiter  ausgewählt  als  verlangt  sind,  damit 

der  Arbeitgeber    seinerseits    eine    Auswahl    treffen    kann'. 
Wie   diese  Bestimmung  deutlich  erkennen  läßt,  wollen  die 

paritätischen  Arbeitsnachweise  den  Unternehmer  in  keiner 
Weise    in  der  Freiheit  bei  der  Auswahl  der  Aibeitskräfte 

beschränken,   sondern   sie  suchen  ihm  vielmehr  diese  Aus- 
wahl  zu   erleichtern,   indem   sie   ihm   nur   solche  Arbeiter 

zuschicken,  die  für  die  betreffende  Stelle  wirklich  geeignet 
erscheinen.    Nur  unter  Personen,  die  an  sich  gleichgeeignet 

sind,  erfahren  dann  die  bereits  längere  Zeit  eingeschriebenen 

eine  Bevorzugung." 
Nach    dieser   Zeit   sind    älinliche    Erwiderungen    nicht    wieder 

notwendig   gewesen.     Das  Kleingewerbe    hat  von  Anfang   an   sehr 

eifrig   von   der  Vermittlung   ungelernter  Hilfskräfte  Gebrauch   ge- 
macht, wenn  die  Innungen  im  übrigen  auch  auf  iliien  ablehnenden 

Standpunkt  glaubten  behan-en  zu  müssen. 
Die  bei  der  Begründung  auf  Wunsch  des  Rates  vorgesehene 

Einschreibegebühr  von  10  Pf.  wurde  bereits  im  .Inli  1910  abgeschafft. 

Die  für  sie  anjreführten  (^ründe.  daß  sie  eine  gewisse  Kontrolle 

garantieren  und  einem  übermäßigen  Zudrange  steuere,  daß  die 

Arbeiter,  falls  sie  an  einer  ihnen  zugewiesenen  Arbeitsstätte  nicht 

angenommen  würden,  wieder  zurückkehrten,  um  ihr  Geld  nir-ht 
einzubüßen,    und  daß  sie  eine  Einnahmeciuelle  bedeute  (sie  brachte 
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1900  110.20  Mk.  ein),  erwiesen  sich  auf  die  Dauer  als  nicht  stich- 

lialtiji^.^)  Vüllständige  Unent<>eltlichkeit  ist  einer  der  ersten  (yrund- 
sätze  des  paritätischen  Arbeitsnachweises. 

T)ie  von  vornherein  ins  Auije  «-efaßte  Abteihin«^-  zur  Vei-niitt- 
luno-  von  Arbeit  auch  für  Arbeiterinneu  und  Dienstboten  wurde 

am  1. 7. 1901  mit  dem  Prinzip  der  Unentg-eltliclikeit  in  von  der 

Stadt  zur  Verfüj^ning-  gestellten  Käumen  am  Naschmarkt  ei-öffnet. 
Sie  entwickelte  sich  gleich  der  männlichen  Abteilung  in  der  besten 

Weise  und  überflügelte  diese  bald.  Die  Tätigkeit  wurde  eine  noch 

größere  als  die  alte  Arbeitsnachweisungsanstalt  1903  ihre  Pforten 

schloß.  Heute  stellt  die  weibliche  Abteilung  ein  bei  den  Leii)ziger 

Hausfrauen  sowohl  als  auch  bei  der  Industrie  zur  Beschaffung 
weiblicher  Arbeitskräfte  aufs  beste  eingeführtes  und  durch  starke 

Inanspruchnahme  dankbar  anerkanntes  Institut  dar.  Der  größte 

Teil  der  Tätigkeit  entfällt  auf  die  kurzfristige  Vermittlung  von 

Scheuerfrauen  und  Waschfrauen.  Zu  dieser  Tätigkeit  finden  sich 

immer  genug  Arbeitsuchende,  ein  Beweis,  wie  sehr  in  der  Groß- 
stadt die  Frauen,  nicht  nur  Ledige  und  Witwen,  auf  Verdienst  an- 

gewiesen sind.  Der  Andrang  von  Ehefrauen  tritt  besonders  bei 

Streiks,  wie  im  Sommer  1911  bei  dem  Metallarbeiterstreik  be- 

obachtet werden  konnte,  zutage.  Von  Anfang  an  wurde,  ähnlich 

wie  bei  der  alten  Anstalt,  die  Vermittlung  von  weiblichen  Haus- 
angestellten, Haus-  und  Stubenmädchen,  Köchinnen  und  anderen 

Personen,  die  sich  für  längere  Zeit  in  den  Haushalt  einfügen  wollen, 

gepflegt.  Nach  einem  verheißungsvollen  Anfang  1901  mit  898  und 

1902  mit  2184  zum  Hauspersonal  zu  zählenden  Personen  ging  die 

Vermittlung  immer  weiter  zurück,  bis  sie  im  Jahre  1909  den  Tief- 
stand mit  323  erreichte.  Die  Gründe  hierfür  wurden  in  der  durch 

den  immer  größer  werdenden  Bedarf  der  Industrie  an  weiblichen 

Arbeitskräften,  geringer  werdenden  Neigung,  in  häusliche  Dienste 
zu  treten,  in  dem  für  Dienstherrschaften  ungünstiger  gelegenen, 

seit  1903  bezogenen  Lokal  in  der  Münzgasse  und  vor  allem  in 

der  starken  Konkurrenz  der  gewerbsmäßigen  Vermittler  gefunden. 

Die  zahllosen  Mißstände  der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung,  es 
seien  nur  genannt  die  hohen  Gebühren  und  das  Interesse  am 

Stellenwechsel,   der   die   Einnahmen   bedingt,   führten   bekanntlich 

*)  vgl,  über  Gebühren  Schriften  des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise 
1900  Heft  2  S.  3Gff.,  1901  Heft  3  S.  SO  ff. 
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am  2.  <i.  1910  /um  ErlalJ  dfs  KeichsstclleiivermiltlerfretJetzes,  das 

in  der  Hauptsadie  den  Konzessionszwan^  verschärft,  die  Aufsichts- 

behörden zur  Feststellung-  der  Gebüliren  verpflichtet  und  Neu- 
k(mzessionen  vom  Bestehen  ausreidiender  g-emeinnützifrer  Arbeits- 

nachweise abiiänj^ig-  macht.  Das  (-lesetz  war  dem  Verein  ein  will- 

kommener Grund,  den  sdion  langte  geheg-ten  Wunsch,  eine  Filiale  zur 
Vermittlung  von  weiblichem  Hausperscmal  einzuricliten.  am  1.7.  1910 

zur  Tat  werden  zu  lassen.  Die  Filiale,  im  Zentrum  der  Stadt  ge- 
legen, allen  speziellen  Erfordernissen  Kechnung  tragend,  hat  bereits 

in  den  6  Monaten  1910  404  Stellen  vermittelt  bei  1844  offenen 

und  628  Arbeitsuchenden.  Im  ganzen  wurden  1910  569,  1911 

liingegen  1144  weibliche  Hausangestellte  in  Dienst  gebraclit.  Eine 

Einschreibegebühr  von  1  ]\Ik..  die  von  Dienstherrschaften  nur  im 

Fall  der  gelungenen  Vermitthing  zu  zalilen  ist,  liilft  die  bedeuten- 
den Ausgaben  zu  decken.  Zu  wünschen  ist,  daß  diese  Einriclitung 

so  sehr  Allgemeingut  wird,  daß  Neukonzessionierungen  von 

gewerbsmäßigen  Stellenvermitthmgen  im  Laufe  der  Zeit  über- 
flüssig werden.  Eifrige  Propaganda  durch  Zeitungen,  Plakate  usw., 

znmal  in  der  Eisenbalin,  ist  notwendig.  Eine  im  Jahre  1904  vom 

Verein  getroffene  Einrichtung,  daß  in  gewissen  Wochenstunden 

T^elirerinnen  im  Aibeitsnadiweis  anwesend  waren,  um  auf  die  Vor- 
teile des  häuslichen  Dienstes  liinzuweisen,  hat  sich  el)ensowenig 

bewährt  wie  die  Herausgabe  eines  ,.Katgebers"  vom  Lehrerinnen- 
verein. Das  ungebundenere,  wenn  auch  weit  ungesündere  Leben 

in  der  P'abrik  lockt  zu  sehr. 
Zur  Stadtverwaltung,  von  deren  tinanzieller  Unterstützung  das 

Bestehen  des  Vereins  und  seine  Ausdelinung  abhängen,  bestehen 

die  engsten  Bezieliungen.  Sie  hat  selbst  das  größte  Interesse  an 

einem  gut  aibeitenden  Arbeitsnachweis.  Die  lärmenden  Züge  der 

Arbeitslosen  zum  Katliaus  unterbh'iben.  wenn  Nachfrage  und  An- 

gebot ständig  .statistisch  festgestellt  und  Vorbeugungsmittel  ge- 
troffen werden  können.  Die  Armenlasten,  die  zum  Teil  aus  all- 

gemeinen Mitteln  bestritten  werden,  verringern  sich,  wenn  für 

Arbeit  gesorgt  wird,  wie  man  schon  1844  erkannt  hatte.  Als  im 

.lahre  1902  der  Veicin  anregte,  bei  den  städtischen  Arbeiten,  so- 

wohl bei  den  in  eigner  Keg^ie  ausgeführten  als  bei  den  an  Unter- 
nehmern vergebenen,  den  Bedarf  an  männlichen  Arbeitskräften,  um 

die  Spannung  zwisdien  offenen  Stellen  und  Arbeitsuclienden 

wenigei-  fühlbar  zu  machen,   in  erster  Linie   beim  Arbeitsnachweis 



IV.  Der  Verein  für  Arlieitsiiaehweis  in   l-,eipzig  1900 — 15*1 1.  91 

ZU  decken,  wurde  der  Bitte,  soweit  es  müg'licli  war.  eiitsproclien. 
Das  Ideal,  daß  in  das  Lastenheft  der  für  die  Stadt  arbeitenden 

Unternelimer  eine  Bestimmung-  aut<j:en<)mmen  wird,  daß  die  Arbeiter 
beim  Arbeitsnachweis  bezogfen  werden  müssen,  wie  es  z.  B.  in  Straß- 
burff  durcligeführt  ist,  liat  sich  allerdings  noch  nicht  verwirklichen 

lassen.  In  den  für  die  Arbeitslosen  besonders  harten  A\'inter- 
monaten  kann  die  Stadt  durch  sogen.  Notstandsai'beiten  (Straßen-, 
Schleußenbauten  usw.)  und  Beschaffung  der  Arbeiter  zur  Beseiti- 

gung des  Schnees  helfend  eingreifen.  Auch  in  dieser  Beziehung  ist 
(W\\  Anregungen  des  Vereins  stattgegeben  worden.     Es  wurden 

Jahr 

1901 
1902 

1903 

1904 
1905 

1906 

1907 
1908 

1909 
1910 

Für  die  Notstandsarbeiten  hat  der  Kat  ein  besonderes  Statut 

aufgestellt  (abgedi\  im  Jahresbericht  1904),  das  unter  anderem  die 

Bestimmung  enthält,  daß  80  ̂' ,,  der  Arbeiter  durch  den  öffentlichen 
Arbeitsnachweis  zu  beziehen  sind,  und  daß  ihnen  ein  Mindestlohn 
von  2,72  bis  3,50  Mk.  gewährt  werden  muß. 

Dem  Verband  Deutscher  Arbeitsnachweise,  der  seit  1898  die 
Zentralstelle  aller  öffentlichen  gemeinnützigen  Arbeitsnachweise 

darstellt,  gehört  der  Verein  seit  seiner  Gründung  an.  Die  Ver- 
bandsversammlungen wurden  regelmäßig  beschickt.  1910  hielt  der 

Vorsitzende,  Professor  Stieda,  in  Breslau  ein  Referat  über  die  Be- 
schäftigung ausländischer  Arbeiter.  1908  hatte  Leipzig  die  Ehre, 

den  5.  Deutschen  Arbeitsnachweiskongi-eß  in  seinen  Mauern  be- 
grüßen zu  dürfen,  wobei  dem  Vorsitzenden  ein  Teil  der  Ver- 

sammlungsleitung   zuiiel.     An   den   Bestrebungen   zur  Ausdehnung 

Xotstandsarbeiter Schneekarten 
vermittelt 

ausgegeben') 190 — 

363 1657 

349 1200 

617 1300 
435 1136 
398 

978 

216 1200 

240 1200 

806 2000 

228 1740 

*)  In  den  allgemeinen  Zahlen  der  Arbeitsuchenden  sind  die  Schneeschipper 
nicht  genannt. 
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des  «»iifiitliilit'ii  Ailx'iisiiaclnveiscs  im  Könisrrcich  Sacliscii  nalim 

der  Ven'in  ivo:strn  Anteil.  Kr  befrriHUc  (lankl)ar  den  frniiuilcjreiulcii 

Erlaß  der  Keg-ierun":  v.  SO.  11.  H)00/)  der  den  Gemeinden  die  He- 
sn'ünduntr  öffentlicher  Arl)eitsna<liweise  nahelejrt.  nnd  l)eteiliy:te 
sich  hervorrafrend  an  den  Verhandhin<ren  am  24.  1.  1911,  die  zur 

Befrründuno:  eines  Landesverbandes  führten.  Der  Vorsitz  wurde 

ihm  übertrafen.  Der  Verband  soll  die  Weiterausdehnung-  des 
öffentlichen  Arbeitsnachweises  und  seine  Zentralisation,  die  die 

Vorbedinirung  einer  späteren  zwischenörtliclien  Vermittlunji-  ist. 
fördern.  Die  Bestrebungen  zur  Zentralisation  des  Arbeitsnach- 

weises in  Leipzig-,  wie  sie  eine  im  Jahre  1909  aus  Ratsniit- 
gliederu  und  Stadtverordneten  zusammengesetzte  Kommission,  zu 
der  die  Vorsitzenden  des  Vereins  hinzugezogen  wurden,  erstrebte, 

sind  im  Sande  verlaufen.  1903  gab  es  in  Leipzig  29  Nachweise 
der  Arbeitfreber  und  27  der  Arbeitnehmer.  1911  berichteten  an 
das  Kaiserl.  Statistische  Amt  durch  das  Stadt.  Statistische  Amt  16 

der  ersten  und  22  der  zweiten  Art.  Der  Arbeitsnachweis  der 

Metallindustriellen  berichtet  direkt  an  den  r4esamtverband  der 

Metallindustriellen  in  Berlin.  Die  Schaffung  einer  Zentralstelle 

für  die  Stadt,  bei  der  alle  Meldung  Arbeitsloser  und  alle  offenen 

Stellen  zusammenliefen,  wäre  schon  allein  ans  dem  Grunde  wichtig, 

um  einen  genauen  Überblick  des  Leij)ziger  Arbeitsmarktes  zu 

haben.  Die  Zahlen  z.  B.  der  Arbeitsuchenden,  die  heute  monat- 

lich im  Reichsarbeitsblatt  genannt  werden,  entsprechen  durchaus 

nicht  der  A\'irklichkeit.  weil  die  einzelnen  Arbeitsuchenden  sich  an 
den  verschiedensten  Stellen  einschreiben  lassen  können.  Für 

eine  regere  Vermittlung  nach  auswärts,  die  das  Überangebot 

in  der  Großstadt  zu  vermindein  geeignet  wäre,  ist  auch  Zentrali- 

sation eine  wichtige  Bedingung.  Kleinere  Ansätze  zur  Zu- 
sammenfassung sind  durch  den  1904  vollzogenen  Anschluß  des 

Zentralverbandes  der  Heizer  und  Maschinisten  und  die  am  l.ö. 

1910erf(»l<rte  Übertragung  des  Arbeitsnachweises  des  Brauereivereins 
zu  verzeichnen. 

Der  Verein  hat  selbst  kein  Mittel  außer  acht  gelassen,  seinen 

Wirkungskreis  auszudehnen.    I  >eni  Manirel.  den  schtm  die  alte  Arbeits- 

')  Eine  vorher  vom  .Ministerium  veranstaltete  Enciuete  hatte  14  kommunale 

Arbeitsnachweise  festgestellt,  die  mit  Ausnahme  von  Chemnitz  kaum  einen  l»e- 
merkenswerten  Erfolg  zu  verzeichnen  hatten. 
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imcluveisuns-saiistalt  empfaiul.  daß  oft  Ail)eitsl(jse  keine  Beschäfti- 

gung finden  können,  weil  es  ihnen  am  A\'eikzeug  fehlt,  liat  der 
Verein  durch  Anschaffung-  von  Hacken  und  Schippen,  die  den 
Arbeitslosen  gegen  Hinterlegung  ihrer  Papiere  überlassen  werden, 
schon  seit  Jahren  zu  steuern  versucht.  Für  die  Engrosmessen 

sind  besondere  Vorkehrungen  getroffen,  daß  Hilfskräfte  von  dem 

Arbeitsnachweis  bezogen  werden.  Der  Oberpostdirektion  wurde 

die  Vermittlung  von  Aushilfskräften  für  den  Weihnachts-  und  Xeu- 

jahrsverkehr  angeboten  und  auch  z.B.  IDOo  l!S5,  H)()4  257,  1905  153, 

1906  82  Arbeitslosen  Erw^erb  verschafft.  Die  Zahlen  zeigen,  daß 
getroffene  Einrichtungen  sich  so  herumsprechen,  daß  die  Dienste  frei- 

willig augeboten  werden,  wodurch  die  Zahl  der  Arbeitslosen  sich, 
wenn  auch  nur  unwesentlich,  vermindert.  Entlassene  Reservisten 

meldeten  sich  in  jedem  Jahr  in  großer  Zahl.  Es  wurden  1901  von  151 

Arbeitsuchenden  48  in  Stellung  gebracht,  1902  war  das  Verhältnis 

212:108,  1903  200:97,  1904  198:98,  1905  155:112,  1906  156:120, 

1907  98:70,  1908  144:36,  1909  115:36,  1910  83:53.  Im  Sommer 

1911  fanden  Verhandlungen  mit  den  Vereinen  der  Gastwirte  und 

Gastwärtsangestellten,  die  am  meisten  unter  der  gewerbsmäßigen 

Stellenvermittlung  zu  leiden  haben  und  deren  einseitige  Einrich- 
tungen niemals  zum  Verschwinden  dieser  unsozialen  Einrichtung 

beitragen  können,  statt,  mit  dem  Ergebnis,  daß  sich  Arbeitgeber- 

vereine die  ca.  1600,  und  Arbeitnehmervereine,  die  ca.  600  Mit- 

glieder umfassen,  mit  dem  Verein  für  Arbeitsnachweis  zusammen- 
schlössen, um  einen  Facharbeitsnachweis  für  das  Gastwirtsgewerbe 

anzugliedern.  Er  soll  unter  Leitung  eines  Fachmannes  statttinden; 

die  Vereine  bringen  einen  Teil  der  Kosten  auf,  ein  weiterer  Zu- 
schuß soll  von  der  Stadt  und  dem  Verein  für  Arbeitsnachweis  ge- 
leistet werden. 

Die  Ausgaben  des  Arbeitsnachweises,  die  sich  in  der  Haupt- 
sache aus  Gehältern  —  1910  waren  zw^ei  Beamte  in  der  männ- 

lichen, zwei  Beamtinnen  in  der  weiblichen  Abteilung,  eine  in  der 

Filiale  für  Dienstboten  und  ein  Aufwärter  tätig  —  und  Druck- 

sachen zusammensetzen,  w'erden  bestritten  aus  Mitgliedsbeiträgen 
und  freiwilligen  Zahlungen,  dem  städtischen  Zuschuß,  aus  Zinsen 

eines  kleinen  angesammelten  Kapitals  und  den  erwähnten  Ein- 

schreibegebühren. Die  Stadt  stellt  neben  dem  jährlichen  Bar- 
zuschuß noch  die  Geschäftsräume,  die  1910  durch  einen  Neubau 

für  die  männliche  Abteilung  mit  einem  Warteraum,  der  500  T-eute 
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fassen  kann,  vergrößert  wurde,  unentgeltlich  zui'  Verfügung.    Eine 
Zusammenstellung  von  Einnahme  und  Ausgabe  ergibt 

Jahr 
Stadt. 

Zuschuß 

Aus  Mitglieds-') beiträppn 
und  freiwilligen 

Zahlungen 

Zahl 
der 

Mitglieder 

Gesamtausgabe 
Kosten 
einer 

Vermittlung-) 

Mk. Mk. 

Mk. 

Mk. 

1900 4000 
1125.— 

191 3  197,C2 
1901 6000 

1164.- 
194 

6  090,64 — 
1902 6000 

1347.- 
249 8511.(J1 

0,75 

1903 7000 2050.50 
411 

8  869,26 

0,48 1904 7000 2385,05 
434 10019.14 

0,49 
1905 7000 2-106.50 

410 

10  035.86 

0,46 1906 8500 2970.25 

■160 

9  4U9.56 

0.42 1907 8500 3433,50 434 8  755.G8 

0,41 

1908 8500 3336,05 418 9  173,94 
0,49 1909 8500 

3245.— 

4U8 9  240.86 

0.45 
1910 850U 3228,10 411 11745.88 

0.52 
Die  Ausgaben  sind  im  Verliältnis  zu  der  geleisteten  Arbeit 

als  niedrige  zu  bezeichnen.  Eine  Einrichtung  in  städtischer  Regie 
würde  mit  denselben  Kosten  wahrscheinlich  das  gleiche  nicht 
leisten.  Die  Erfolge  waren  nur  dadurch  möglich,  daß  sich  immer 

sozial  denkende  Männer  fanden,  die  die  nicht  Avenig  Arbeit  ver- 
ursachenden Elirenämter  des  Vorstandes  bekleideten.  Mögen  dem 

Verein  immer  Männer  zur  Verfügung  stehen,  die,  wie  Professor 
Stieda  und  der  langjährige  2.  Vorsitzende,  der  Privatmann  Wilhelm 
Rünger,  der  heute  1.  Vorsitzender  ist,  bereit  sind,  ihre  ganzen  Kräfte 

in  den  Dienst  der  Sache  *zu  stellen. 
Nach  dieser  historischen  Übersicht  endlich  nocli  ein  Wort  über 

die  Tätigkeit  des  Vereins  für  Arbeitsnachweis  und  seine  Statistik. 
Die  Tätigkeit  eines  Arbeitsnachweises  läßt  sich  nur  in  Zahlen 

ausdrücken.  Bevor  man  diese  näher  betrachtet,  ist  es  wichtig  zu 
wissen,  wie  sie  entstehen.  Leipzig  hat  sich  von  den  durch  unrichtige 

Auffassung  der  Arbeitgeber-  und  Ai'l)eitnehmerseite  leicht  zu  Ver- 
wechslungen  führenden  Ausdrücken  Angebot    und  Nachfrage   nach 

*)  Mitglied  kann  werden,  wer  mindestens  3  Mk.  Jahresbeitrag  bezahlt. 
Die  geringeren  Zahlungen  werden  in  der  Zusammenstellung  als  freiwillige  ge- 

zählt. Da  die  Zahl  der  geleisteten  Beiträge  festgestellt  wird,  ist  die  Mitglieder- 
zahl leicht  zu  bestimmen. 

*)  Um  die  Kosten  auszurechnen,  ist  als  Zuschuß  zu  den  Ausgaben  bis 
1910  eine  Summe  von  1500  Mk.  in  Ansatz  gebracht  als  .Miete  für  die  Geschäfts- 

räume, für  1910  2000  Mk. 
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Arbeit  tVni<>elialteii.  Es  zählt  iiacli  dem  ersten  Jahr,  in  dem  ein- 

gescliriebene,  verhingte  und  beschät'tig-te  Arbeiter  unters(;hieden 
werden,  nach  „Offene  Stellen",  „Arbeitsuchende"  und  „Besetzte 
Stellen".  Bestellung'en  können  nicht  zurückgewiesen  werden,  mit- 

hin werden  unter  „offene  Stellen"  alle  Gesuche  um  Arbeiter  ge- 
zählt, und  zwar  nicht  die  Fälle  der  Bestellungen,  sondern  die  ver- 

langten einzelnen  Arbeitskräfte.  Unter  „besetzte  Stellen"  werden 
alle  Vermittlungen  gezählt,  von  denen  durch  Rückgabe  der  Zu- 

weisungsformulare, durch  telephonische  Anfragen,  durch  Nicht- 
erneuerung  des  Gesuchs  um  Arbeiter  oder  in  anderer  einwandsfreier 
AVeise  festgestellt  werden  kann,  daß  die  Stellen  wirklich  besetzt  sind. 

Bloße  Zuweisung  von  Arbeitskräften  —  eine  Handhabung,  die  leider 
bei  vielen  einseitigen  Arbeitsnachweisen  in  Gebrauch  ist  —  genügt 

keineswegs  zur  Einreibung  unter  „vermittelte  Stellen".  Am  wich- 
tigsten ist  die  Feststellung  des  Begriffs  „Arbeitsuchende",  der  auf 

keinen  Fall  allgemein  mit  „Arbeitslose"  zu  identifizieren  ist;  denn 
als  Arbeitsuchender  kann  sich  mancher  eintragen  lassen,  der  nui- 
die  Absicht  hat,  sich  bei  passender  Gelegenheit  zu  verändern.  Für 
die  Leipziger  Anstalt  enthält  allerdings  eine  Gleichstellung  der 
Begriffe  nicht  allzuviel  Fehlerhaftes,  weil  der  Arbeitsnachweis  bis 
heute  nur  für  ungelernte  Arbeiter  in  Frage  kommt,  die  fast  ohne 
Ausnahme  erst  dann  eine  neue  Stelle  suchen,  wenn  sie  die  frühere 

verlassen  haben.  Die  Arbeitsuchenden  werden  demjenigen  Berufe 

zugeteilt,  in  dem  sie  Arbeit  suchen.  Sind  sie  bereit,  gelerntf  und 
event.  auch  ungelernte  Arbeit  anzunehmen,  so  Averden  sie  bei  dem 
Berufe  der  gelernten  Arbeit  gezählt. 

Grundsätzlich  muß  für  die  folgenden  Übersichten  festgehalten 
werden,  daß  bis  zum  1.  1.  190B  ein  Anschreibeverfahren  galt, 
nach  dem  die  Arbeitsuchenden  für  die  Zeitdauer  eines  ]\[onats  nach 

dem  Tag  der  Einschreibung  nur  einmal  gezählt  wurden,  falls 
sie  in  dem  Zeitraum  vorübergehende  Arbeiten  von  der  Dauer 

unter  8  Tagen  ausgeführt  hatten.  Am  1.  1.  1906  wurde  das  An- 
schreibeverfahren auf  Anregung  des  Verbandes  Deutscher  Arbeits- 

nachweise dahin  geändert,  daß  die  von  einer  kurz  andauernden 

Beschäftigung  Zurückkehrenden  von  neuem  als  „Arbeitsuchende- 
gezählt werden.  Diese  Änderung  hat  vor  allem  in  der  weiblichen 

Abteilung,  bei  der  die  Vermittlung  der  an  und  für  sich  kurzfristigen 

Arbeit  von  Scheuerfrauen,  A\'asclifrauen  u.  a.  m.  eine  sehr  große 
KoUe  spielt,  einschneidend  gewirkt.    Die  Zahl  der  1906  gegen  1905 
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.  ̂ rezälilteu  ArbtntsucluMKU'U  hat  sieh  fast  verdoppelt.  "Richtig-er  ist 
ilas  neuere  Verfahren,  weil  der  Umstand,  daß  wenig-  Arbeitsucliende 
eine  bei  weitem  größere  Zahl  von  Arbeiten  ausgeführt  haben,  liin- 
fällig  wird. 

Folgende   Tabelle   zeigt    die    Tätigkeit    des   Arbeitsnachweises 
vom  1.  7.  1900  bis  31.  12.  1911: 

Jahr 
Offcnn  Stollen 

Atl i'it^uchcndc 

Bes 
etzte  Stel'en 

iiiü'iiiliL-lil  weiblich  |       zus. männli).-li 
weiblich          zus. männlich weiblich  |       zus. 

190' 
2  055 2  055 3  748 

-          3  748 1844 -          i  844 

19111 4  375 2  727]      7  102 
5  196 2  785       7  981 

4121 
1  733  '      5  854 

190:i 5  825 lOrv.,7      16  522 

6  4-^0 

8  1551    14585 5  2(j9 6  83S|    12  047 

190:5 9  21G 16  355     25  571 8  94S S  779      17  727 8  222 12  122 20  344 

1904 9  S2S 19  6^4     20  512 11065 9  658!    20  723 

9  28;) 

14  309 

■J3  589 

1905 10-102 21051      31453 9  4b5 9  2461    18  731 9  777 15  455 

2.-.  232 

19Ü(; 
10  912 23  678      34  5911 13  892 18131  j    32  023 

U  947 
16  429      26  376    , 

1907 11  102 
lSf',20 

29  722 14  051 16  841  1    30892 
10  2(11 

14  965      25  166 

19(8 8  475 15  573 
24  U-18 13  527 16  144     29  671 8  247 

13  173  1    21  420    * 19011 
11031 15  253 26  237 15  202 15  414  1    3Ü616 

10  509 

13  145  1    23  654    ' 1910 11  540 17  907 
29  4-17 14192 16  491      30  683 

10  6:)4 14  6211    2-)  275 1911 13  555      20  437 33!  »92 13  900 18  434     32  334 12  262 16  757  1    29  019 

Zu- 
K8  310    ISl  9-2    -'90:!01 129r.36 

140078 '269  714 !  CO  273 139  547    2:]9  820 
samiiKMi 

1  ■ 

AVenn    Avir    das   Erg ebnis   g etrennt    nach   beiden   . 
\bteilung-en 

grc 

iphisc'h  auftragen  (s.  S.  1 
)8  u.  99) und  von  der  E ntAvicklung  und  iUtr 

im Qier  grö 5er  w^er( lenden  ̂  ̂ nziehui igskraft  in  den n'sten  zwei  bis  drei 

Jahren  absehen,  so  bemerken  wii-,  wie  das  geänderte  Anschreibe- 
Vfi'fahren  nach  1906  in  der  weiblichen  Abteilung  gewirkt  hat:  Bis 
dahin  haben  1903 — 1905  weniger  Arbeitskräfte  bedeutend  mehr 
Arbeitsplätze  besetzt.  Nach  1906  gleicht  sich  das  Verhältnis  aus, 
und  die  Kurve  der  offenen  und  besetzten  Stellen  nimmt  beinahe 

denselben  regelmäßigen  Verlauf  wie  in  der  männlichen  Abteilung. 
Der  Einfluß  des  Anschreibeverfahrens  ist  so  groß,  daß  selbst  bei 

der  dritten  Aufstellung,  die  beide  Abteilungen  vereinigt,  weniger  Ar- 
beitsuchende mehr  Stellen  besetzen.  Die  graphische  Darstellung  gibt 

weiterhin  ein  Gesamtbild  der  Entw^icklung  des  Nachweises  und 
bringt  besonders  den  Zusammenhang  zwischen  Arbeitsnachweis  und 
geschäftlicher  Konjunktur,  der  die  ungelernten  Arbeiter  in  gleicher 

A\'eise  betrifft,  zum  Ausdruck.  Sehen  wir  auch  hier  von  den  ersten 
Jahren,  die  ein  erfreuliches  Ansteigen  der  Tätigkeit  zeigen,  ab. 
190Ö  war  ein  günstiges  Wirtschaftsjahr,  wenn  es  auch  durcli  Streiks 
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erscliüttert  wurde,  es  zeipft  sich  ein  Ansteig-en  der  oifeiien  und  be- 
setzten Stellen.  Die  gering-ere  Zahl  der  Arbeitsuchenden  erklärt 

sich ;  sie  fanden  auch  ohne  Vermittlung  Arbeit.  Ohne  Einfluß  ist 

aber  auch  sicherlich  nicht  eine  damals  eingeführte  Geschäfts- 
praxis, nach  der  die  Vormerkkarten  nicht  auf  die  Dauer  von 

4  Wochen  nach  dem  Einschreibetag,  sondern  l)is  zum  Ablauf  des 
dem  Tage  der  Einsc]irei])ung  folgenden  Monats  gelten.  1906  ist 
ein  Jahr  höchster  wirtschaftlicher  Blüte.  Offene  und  besetzte  Stellen, 

zumal  in  der  weiblichen  Abteilung  —  die  Zahl  von  34  590  offenen 
Stellen  ist  noch  nicht  wieder  erreicht  worden  — ,  steigen.  Die 
Kurve  der  Arbeitsuchenden  bei  dem  guten  Beschäftigungsgrad  wäre 

sicher  nicht  in  der  Weise  in  die  Höhe  gegangen,  wenn  nicht  zu- 
fällig in  dem  Jahre  das  neue  Zählverfahren  eingeführt  worden 

wäre.  1907,  in  dem  schon  verschiedene  l^mstände  lähmend  auf 
den  Geschäftsgang  wirkten,  zeigt  in  der  männlichen  Abteilung  noch 

ein  Ansteigen,  in  der  weiblichen  ein  Sinken,  das  auch  die  Gesamt- 
darstellung beeinflußt.  1908  lastete  ein  schwerer  Druck  auf  dem 

deutschen  Wirtschaftsleben.  Die  Kurve  erreicht  den  größten  Tief- 
stand. Die  offenen  Stellen  verminderten  sich  in  der  männlichen 

Abteilung  um  23,7,  in  der  weiblichen  um  16,4  '^/q.  Sonderbarerweise 
hat  sich  auch  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  verringert.  Die  Un- 

möglichkeit, Arbeit  zu  bekommen,  hielt  sie  wahrscheinlich  zurück, 
sich  einschreiben  zu  lassen,  und  wies  sie  mehr  wie  vorher  auf 
den  Weg  der  Umschau.  Der  erfreuliche  Aufschwung,  der  nach  der 
Krise  das  Wirtschaftsleben  auszeichnet,  macht  sich  auch  in  unserer 
Darstellung  geltend.  1911  erreicht  der  Arbeitsnachweis  .seinen 
höchsten  Stand  mit  29  019  besetzten  Stellen. 

Ein  gleich  interessantes  Bild  ergibt  sich,  wenn  man  die  Tätig- 
keit des  Arbeitsnachweises  nach  Monaten  getrennt  betrachtet.  Das 

für  die  männliche  Abteilung  seit  1901  für  11  Jahre  und  für  die 

weibliche  Abteilung  seit  1902  für  10  Jahre  für  alle  Monate  vor- 
liegende Material  gestattet  bei  dem  erheblichen  Zeitraum  Durch- 
schnitte auszurechnen.  Die  AbAveichungen  der  einzelnen  Jahre 

gehen  in  diesen  Durchschnittszahlen  unter,  sodaß  diese  als  sympto- 
matisch für  den  Arbeitsmarkt  ungelernter  Arbeiter  gelten  können. 

Eine  Zahlendarstellung   ergibt  folgende  Übersicht  (s.  S.  100 — 105) : 

Stieda-Festschrift. 
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Graphische  Darstellung 
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der  Vermittelungstätigkeit. 
Beide  Abteilunsen  zusammen. 
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Eine  g:rai)liisclie  Darstellung'  verdeutlicht  die  Übersicht.  Un- 
verkennbare Höhepunkte  bei  der  Vermittluno-stätig-keit  liej^^en  bei 

beiden  Abteilungen  im  März  und  im  September.  Hier  haben  wir 

es  neben  den  allg'emeinen  Erscheinungen:  Quartahvechsel,  der  beim 
rmzugsg:eschäft  männliche  und  weibliche  Arbeitskräfte  in  großer 
Zahl   benötigt,   mit  speziell  Leipziger  Verhältnissen    zu    tun:    Die 

Darstellung  der  Vermittelungstätigkeit  im  Monatsdurchschnitt. 
Die  wagerechten  Striche  deuten  den  Durchschnitt  für  11  bezw.  10  Jahre  an. 

Mcännhclie  Abteilung. 
(Für  das  Jahr  1901  bis  einschl.  1911.) 

Weibliche  Abteilung. 

(Für  das  Jahr  1902  bis  einschl.  1911.) 
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Ju     Ftbr   Min   April    Mai    iuni  JuH    Aug.   Sept.    Okt    Ndv.    nez. 
   Offene  St.  Hon. 
   ArbeifsiulMMKlo. 
   Uf.sct/.tc  .Stollen. 

Jan.    Febr.  März   April    Mai    Jual     iuli    Aug.   Sapt    Old    Nov.    DeL 

bt'iden  Engro.smessen  im  Frühjahr  und  Herbst  Ix-anspruchen  viele 
Aibeitskräfte.  Das  Wellental  im  Februar  erklärt  sich  aus  der 

Kürze  des  Monats.  Der  Tiefstand  im  Mai  bei  der  männlichen,  im 

Juni,  Juli  bei  der  weiblichen  Abteilung-  hängt  wohl  damit  zu- 
sammen, daß  in  der  Zeit  für  geplante  Arbeiten  genügend  Arbeits- 

kräfte vorher  beschafft  sind.  Bis  zum  September  zeigt  sich  ein 
allmähliches  Ansteigen,  das  gegen  die  Wintermonate  hin  wieder 
fällt.     Man   sollte   annehmen,   daß  das  Weihnachtsgeschäft  im  De- 
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zember  besondere  Anforclerung:en  stellt.  Es  scheint  sich  aber  ohne 

Zntun  des  Arbeitsnachweises  zu  erledif^en.  Der  größte  Andran«:: 
Arbeitsuchender  zeigt  sich  in  beiden  Abteilungen  im  Januar,  im 
Dezember  ist  er  besonders  in  der  weiblichen  Abteilung  geringer. 
Das  Weihnachtsfest  fesselt  sicher  die  Frauen  an  eigene  liäusliche 
Arbeiten.  Die  Höhepunkte  der  Arbeitsuchendenkurve  im  April 
und  Oktober  (bei  den  Frauen  im  September)  hängt  wieder  mit  dem 

Quartalwechsel  zusammen.  Die  Arbeit  war  kurzfristig.  Die  Arbeit- 
suchenden werden  wieder  gezählt.  Dazu  kommen  Hunderte  von 

Schulentlassenen,  die  —  eine  bedauernswerte  Tatsache  — ,  um  so- 
fort zu  verdienen,  ungelernte  Arbeit  suchen.  Eine  Lehrstellen- 

vermittlung, die  der  Verein  einmal  eingerichtet  hat,  ging  wegen 
Mangel  an  Beteiligung  wieder  ein. 

Noch  krasser  als  in  der  ersten  allgemeinen  Jahresübersicht 

tritt  in  dieser  Darstellung  der  monatlichen  Tätigkeit  das  Miß- 
verhältnis zwischen  offenen  Stellen  und  Bewerberinnen  bei  der 

weiblichen  Abteilung  hervor.  Im  März  und  September  wird  das 
meiste  Personal  für  häusliche  Dienste  verlangt.  Auf  ihr  Konto 
und  auf  das  der  Aufwartungen,  die  auch  nur  schwer  zu  beschaffen 
sind,  entfallen  die  großen  Unterschiede.  Restlos  alle  Bestellungen 
zu  erfüllen,  wird  nie  einem  Arbeitsnachweis  gelingen.  Selbst  wenn 
Arbeitsuchende  bereit  sind,  wenig  verlockenden  Angeboten  Folge 
zu  leisten,  scheitert  das  Zustandekommen  des  Arbeitsvertrages  doch 
noch  sehr  oft  an  den  besonderen  Bedingungen. 

Auf  die  Frage  der  Vermittlung  nach  Berufsarten  im  Rahmen 
der  heutigen  Satzung  bei  beiden  Abteilungen  gibt  die  folgende 
Tabelle  (S.  108)  Auskunft. 

Hierzu  sei  bemerkt,  daß  gelernte  Arbeiter,  abgesehen  von  ]\Ia- 
schinisten  und  Brauern,  nur  dann  eingeschrieben  werden,  wenn 
offene  Stellen  gemeldet  sind. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  eine  Übersicht  der  Ver- 
mittlung von  Fabrik-  und  gewerblichen  Arbeiterinnen,  deren  Auf- 

stellung nach  den  Jahresberichten  von  1908  ab  möglich  ist.  Vor- 
her hat  sie  sowieso  keine  bedeutende  Rolle  gespielt  (s.  S.  109).  Be- 

kanntlich will  die  Industrie  von  paritätischen  Arbeitsnachweisen 

nichts  wissen.  Sie  hat  ihre  eigenen  Ai'beitsnachweise  errichtet,  die 
Kessler  in  der  oben  genannten  Untersuchung  kritisch  beleuchtet  hat. 
Die  Mehrzahl  der  Arbeitgebemachweise  vermittelt  überhaupt  nicht 

Arbeit,  sondern  beschränkt   sich  darauf,  die  Einstellungen  zu  kon- 
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IV.  Der  Verein  iür  Arl)eitdu;itlnveis  in  Leipzig  19ÜÜ — 1911.  IH 

trollieren  (a.  a.  0.  S.  132  if.).  Zur  Vennittlnnjr  von  Arbeiterinnen,  bei 
denen  eine  gleich  scharfe  Kontrolle  wohl  nicht  nötig  ist,  werden  die 

öffentlichen  Arbeitsnachw^eise  gern  benutzt.  In  jedem  Jahre  ist  die 
Nachfrage  nach  Arbeiterinnen  größer  als  das  Angebot:  l)esonders 
stark  war  sie  bei  der  Hochkonjunktur  des  Jahres  1906.  Ein  im 
Jahre  1907  anderweitig  errichteter  iiaritätischer  Arbeitsnachweis 

für  das  Hilfspersonal  in  der  Buch-  und  Steindruckerei  hat  die  Ver- 
mittlung nur  Avenig  beeinflussen  können. 

Kine  Übersicht  der  Vermittlungen  nach  auswärts  vom  Jahre 

1904  ab  zeigt  (s.  S.  110),  daß  dieser  Zweig  der  Tätigkeit  noch  durch- 
aus leistungsfähiger  zu  gestalten  ist.  Bei  größeren  Angeboten  offener 

Stellen,  z.  B.  in  den  Jahren  1905,  1906  und  1907,  sind  entsprechend 
viele  Veniiittlungen  zustande  gekommen.  Die  ledigen  Arbeitslosen 
entschließen  sich  leicht,  wenn  sie  die  Unmöglichkeit  einsehen,  in 
der  Großstadt  Arbeit  zu  bekommen,  nach  auswärts  zu  gehen.  Die 

Fahrpreisennäßigung,  l^/g  statt  2  Pf.  für  den  Kilometer  bei  Ent- 
fernungen über  25  km,  die  heute  auf  allen  Staatsbahnen  den  durch 

öffentliche  Arbeitsnachweise  Vermittelten  zusteht,  erleichtert  es, 

von  dem  Überangebot  in  den  Großstädten  dem  flachen  Land  Ar- 
beitskräfte zuzuführen.  Landwirtschaftliche  Arbeiter  und  Ar- 

beiterinnen —  1910  wurden  40,  1909  78,  1908  129  vermittelt  — , 
gelernte  sowie  Fabrik-  und  Handarbeiter  werden  in  starkem  Maße 
A^erlangt.  Zu  wünschen  ist,  daß  in  absehbarer  Zeit  in  Sachsen 
«ine  planmäßige  zwischenörtliche  Vennittlung,  die  heute  noch  aus 
dem  Tätigkeitsbereich  des  Landesverbandes  der  Arbeitsnachweise 

ausgeschlossen  ist,  eingeführt  wird.  Auch  die  Statistik  aller  vor- 
handenen Arbeitsnachweise  muß  an  einer  Zentralstelle  zusammen- 

laufen, um  den  Arbeitsmarkt  des  Königsreichs  einigermaßen  ül)er- 
blicken  zu  können. 

Eine  Übersicht  der  Gesamttätigkeit  des  Leipziger  Arbeits- 
nachweises nach   anderen   Gesichtspunkten   ergibt   folgendes  Bild: 



\  \'2    Zur  Gi'scliiolitu  liis  öffi'iitl.  iri^Muoiniifit/igon  Arl)L'itsii;ich\veises  in  Leipzig. 

Tabelle  1 Tabelle  2 Tabelle  3 Tabelle  4 

Beschäftigung Von  allen  offenen 
Stellen 

wurden  besetzt 

in  0/. 

Auf  100  offene 
Auf  100  Arbeit- .lahr fanden  von  allen 

Arbeitsuchenden 

in  0/. 

Stellen  kamen 
Arbeitsuchende 

suchende  kamen 
besetzte  Stellen 

männl. weibl. männl. weibl männl. weibl. männl. weibl. 

1900 49 89 
180 

56,3 

1901 
79 62 

94 

64 

118,9 102,1 

80,6 62,5 

1902 81 
84 

89 6t 

110.3 76,2 
85,5 83,8 

1903 
92 

13S 89      ;       74 
97 54 

91,9 138,1 

1904 84 148 95 

73 

113 

49 
71,6 

125,5 

1905 103 167 

94 
73 

91,2 43,4 89,8 
139,5 

1906 72 

91 
91 69 

91,6 
82,5 

71,6 90,6 

1907 73 97,5 92 
80 

126,5 

90.4 

79,7 
89,4 

19U8 61 
82 97 

82 
159,6 

159.4 
60.9 

81,6 

1909 68 81 95 86 137.6 
103 

69,1 
85,3 

1910 75 
89 92 81 

122,9 92,1 74,4 
83,6 

1911 89 
91 

91 
82 

102,5 
90.2 82,2 

90,9 

In  diesen  Zahlen  spiegelt  sich  auch  durchaus  der  Einfluß  des 

Anschreibeverfahrens.  Die  kurzfristige  Arbeit  der  Wascli-  und 
Scheuerfrauen  bedingt,  daß  die  einzelnen  Arbeitsuchenden  im  Laufe 

der  Zeit  an  verschiedenen  Arbeitsstätten  tätig  sind.  Solange  monat- 
liche Einschreibefrist  galt  —  bis  1906  — ,  hält  sich,  zumal  in  der 

weiblichen  Abteilung  in  Tabelle  1,  der  Prozentsatz  der  Beschäf- 
tigten stets  über  100.  Nach  1906,  als  die  Arbeitsuchenden  immer 

wieder  neu  gezählt  wurden,  ergibt  sich  ein  richtigeres  Bild.  Der 
sich  fast  immer  unter  80  bewegende  Prozentsatz  der  männlichen 
Arbeitsuchenden,  die  ohne  Beschäftigung  bleiben,  beweist,  wie  viele 

Arbeitsucliende  in  der  Großstadt  trotz  der  sich  bietenden  mannig- 
faltigen Aushilfsarbeiten  keine  Gelegenheit  finden,  ihre  Kräfte 

nutzbringend  zu  verwerten.  Tabelle  2  läßt  den  Zusammenhang 
zwisclien  Konjunktur  und  Arbeitsnachweistätigkeit  wieder  deutlich 
erkennen.  Es  wird  nie  einem  Arbeitsnaciiweis  gelingen,  alle  Wünsche 

der  Arbeitgeber  zu  befriedigen,  aber  daß  1906  bei  der  wirtschaft- 
lichen Blüte  nur  91  %  aller  offenen  Stellen,  1908  bei  der  flauen 

Geschäftslage  dagegen  97  "/^  besetzt  wurden,  zeigt,  wie  die  Arbeiter 
bei  Hochkonjunktur  durchaus  nicht  geneigt  sind,  jede  Arbeit  an- 

zunehmen. Es  winkt  ihnen  genug  Beschäftigung.  In  schlechten 
Zeiten  hingegen  sind  sie  weniger  wählerisch,  nur  um  ihr  Brot  zu 
verdienen.  Der  geringe  Prozentsatz  der  besetzten  Stellen  in  der 
weiblichen  Abteilung  1906  erklärt  sich  aus  der  besonders  starken 

Nachfrage    nach    Industriearbeiterinnen.     Die    Tabelle   '^    beweist 
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einerseits,  wie  aucli  schon  aus  den  früheren  Erofebnissen  liervor- 
geht.  daß  in  den  männlielien  Abteilungen  stets  mehr  Arbeitsncheiide 

als  offene  Stellen  vorhanden  sind,  während  in  der  weiblichen  Ab- 
teilung: die  offenen  Stellen  bei  weitem  überwiegen,  und  anderer.si^its, 

wie  wenig-  bei  Hochkunjunktur  die  Arbeitsuchenden  den  Arbeits- 
nachweis frequentieren.  Sie  finden,  solange  der  Arbeitsnachweis 

noch  nicht  Allgemeingut  ist,  Beschäftigung;  auch  ohne  Vermittlung. 

1906  kommen  nur  91  Arbeitslose  auf  100  offene  Stellen,  1908  hin- 

geg-en  fast  160.  Die  weibliche  Ziffer  von  1908  zeigt,  wie  in 
schlechten  Zeiten  die  Frauen  auf  Mitverdienst  auj^ewiesen  sind. 

1911  war  die  Nachfrage  nach  jugendlichen  Arbeitern.  Laufburschen 

usw.  besonders  groß.  Die  Tabelle  4  läßt  schließlich  erkennen, 

wie  der  Arbeitsnachweis  sich  zur  Arbeiterbeschaffung  immer  mehr 

eingebürgert  hat. 
Stellen  wir  endlich  noch  einen  Vergleich  mit  den  anderen 

Arbeitsnachweisen  Leipzigs  an.  Er  läßt  sich  nach  den  im  Reichs- 
arbeitsblatt genannten  Zahlen  wie  folgt  durchführen  (s.  S.  114): 

Diese  nachstehende  Übersicht  zeigt,  daß  der  Verein  für  Arbeits- 
nachweis in  den  betrachteten  Jahren  ziffernmäßig  durchweg  die 

meisten  Vermittlungen  zustande  gebracht  hat.  Die  in  Spalte  2 

genannten  Einrichtungen  umfassen  in  der  Hauptsache  den  schon 

seit  langer  Zeit  bestehenden  Facharbeitsnachweis  der  Buchdrucker 

und  den  des  Hilfspersonals  des  graphischen  Gewerbes  sowie  kleinere 

gemeinsam  verwaltete  Vermittlungsstellen  der  Glaser  und  Dach- 
decker. Des  näheren  soll  auf  die  Zahlen  nicht  eingegangen  werden. 

Solange  nicht  bindende  behördliche  Vorschriften  für  die  Arbeits- 
marktstatistiken bestehen  und  solange  die  Tätigkeit  der  einseitigen 

Nachweise  sich  unter  dem  Ausschluß  der  Öffentlichkeit  vollzieht,  haben 

weitere  Schlüsse  sehr  viel  Fehlerhaftes,  wie  die  gelegentlichen 

Vergleichsbetrachtungen  schon  zeigen  konnten.  Anzustreben  ist 
eine  Individualstatistik.  Heute  können  die  einzelnen  Arbeitsuchenden 

an  den  verschiedensten  Stellen  gezählt  werden.  Besonders  auffällig 

erscheint  die  hohe  Zahl  der  Arbeitsuchenden  bei  den  Arbeitnehmer- 
nachweisen. Selbst  wenn  man  sich  des  Vorwurfs  tendenziöser 

Zählung  enthalten  will,  kann  man  sie  nur  verstehen,  wenn  man 

viele  Doppelzählungen  bei  verschiedenen  Gewerkschaften  aniiiunnt 
und  einen  Teil  auf  das  Konto  der  sich  verändern  Wollenden  schreibt. 

Die  Vermittlungszahl  der  Arbeitgebernachweise,  die,  wie  erwähnt, 

nur  zum  Teil  direkte  Arbeitervermittlung  pflegen,  ist  besondei'S  vor- 
Stieda-Ft'stschrift.  ,  8 
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IV.  Der  Verein  iür  Arbeitsnachweis  in  Lei[>zi^'  iyU<) — 1911.  Ho 

siclitio-  zu  betracliteii.  Für  den  Arbeitsmarkt  des  weibliclien  (je- 
schleclites  spielen  die  Nachweise  überhaupt  keine  Kulle.  Neben 

den  wirklich  vermittelten  sind  die  eing-estellten  Arbeiter,  d.  h.  die- 
jenigen, die  selbst  ihre  Kräfte  anboten,  vor  der  p]instellung  aber 

nach  den  Kontrollbestimmungen  ihre  Papiere  auf  dem  Arbeitsnach- 
weis vorzuzeigen  hatten,  zu  unterscheiden.  Wäre  es  möglich,  ihre 

Zalil  zu  nennen,  würde  sich  ergeben  ein  wie  geringer  Teil  der 

Vermittlungen  als  durch  Hilfe  der  A.  H.  abgeschlossenen  Arbeits- 

verträge anzusehen  ist.  Vgl.  Keßler  a.  a.  0.  8.  67  ft".  u.  78.  Die 
für  1911  besonders  hohe  Zahl  hängt  sicher  mit  dem  Metallarbeiter- 

streik im  Sommer  1910  zusammen. 

Die  vorstehende  Untersuchung  könnte  ein  noch  viel  besseres  Aus- 
sehen haben,  wenn  der  Leipziger  paritätische  Arbeitsnachweis  ein  all- 

gemeiner w^äre,  d.  h.  wenn  für  alle  Berufszweige  vermittelt  würde.  Die 
heutigen  Innungsnachweise  könnten  in  Form  von  Facharbeitsnach- 

weisen angegliedert  Averden,  ähnlich  dem  geplanten  gastwirtschaft- 
lichen Nachweis.  Die  Vermittlung  durch  einen  Fachmann,  die  so  oft 

gewünscht  wird,  ließe  sich  durchführen,  wenn  die  eigentliche  Ver- 
mittlung auf  w^enige  Tagesstunden  beschränkt  Avürde,  während  die 

Annahme  offener  Stellen  und  die  Anmeldungen  Arbeitsuchender 

unter  Abgabe  der  Zeugnisse  den  ganzen  Tag  hindurch  vor  sich 
gehen  könnten.  Für  die  angesetzte  Vermittlungszeit  müßte  der 

Sprechmeister  der  Innung  oder  ein  anderer  Vertrauensmann  an- 
wesend sein.  Hoffentlich  ist  die  Zeit  nicht  mehr  fern,  in  der  die 

Innungen  einsehen,  daß  in  einem  großen  zentralisierten  paritätischen 
Arbeitsnachweis  ihre  Interessen  ebensogut  fachmännisch  vertreten 
Averden  können,  als  in  den  vielen  kleinen,  unsrer  Zeit  zum  Teil 
nicht  mehr  entsprechenden  Einrichtungen,  daß  den  eigenen  und 
den  Interessen  der  Gesamtheit  mehr  gedient  ist,  wenn  an  einer  Stelle 
alle  Angebote  und  Nachfragen  zusammenlaufen.  Schwieriger  liegt 

die  Frage  des  Aufgehens  der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmernach- 
weise in  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise.  Hier  glauben  beide  Par- 
teien unter  allen  Umständen  ihre  eigenen  Einrichtungen  zur  Ver- 

tretung und  Durchführung  ihrer  Interessen  aufrechterhalten  zu 
müssen.  Die  Arbeiter,  die  mit  ihren  Nachweisen  die  Tariffrage 

verquicken  —  auch  sie  kann  von  öffentlichen  Nachweisstellen  be- 
rücksichtigt werden  — ,  sind  eher  wie  die  Arbeitgeber,  die  behaupten, 

,.Herr  in  ihrem  Betriebe  bleiben  zu  müssen",  zum  Aufgeben  ihrer 
Einrichtung  geneigt.    Von   der   immer  tieferen  Durchdringung  mit 
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sozialem  Geist  und  von  der  Gesetzgebung-  ist  zu  erhoffen,  daß  das 
Ziel  der  Vereinig^ung  gelingen  wird,  oder  daß  zum  mindesten  staat- 

liche Einrichtungen  geschaffen  werden  —  Landesarbeitsämter  mit 
einem  Reichsarbeitsamt  an  der  Spitze  (vgl.  Nr.  2  15.  Jahrg.  ,.Der 

Arbeitsmarkt*')  — ,  die  die  Organisation  des  Arbeitsmarktfs  zu 
fördern,  die  genaue  Durchführung  einer  einheitlichen  Statistik  und 
den  Geschäftsbetrieb  aller  Arbeitsnachweise  zu  überwachen  haben 

würden.  Einen  erfreulichen  Fortschritt  enthält  das  Reichsstellen- 

vermittlergesetz  v.  2.  6. 1910,  indem  es  neben  dem  Ziel,  die  gewerbs- 
mäßige Stellenvermittlung  zu  regeln,  einmal  den  öffentlichen  Arbeits- 

nachweisen eine  öffentlich  rechtliche  Stellung  einräumt,  und  von 

ihrem  Bestehen  in  ausreichendem  l^mfang  Neukonzessionicrungen 
abhängig  macht  und  zum  anderen,  indem  es  in  §  15  den  Ijandes- 
zentralbehörden  das  Recht  gibt,  für  nicht  gewerbsmäßig  l)etriebene 
Stelleu  oder  Arbeitsnachweise  Bestimmungen  über  den  Umfang  der 
Befugnisse  und  Verpflichtungen  sowie  den  Betrieb  dieser  Nachweise 
zu  erlassen.  Bis  heute  haben  Bayern  und  Baden  davon  Gebrauch 

gemacht. 
Diese  Untersuchung  möge  ihren  Abschluß  finden  mit  den 

Wünschen,  die  Stieda  einst  in  einem  .Tahresbericht  ausgesprochen 

hat:  „Das  Bestreben,  die  Arbeitsvermittlung  aus  einseitig  gehand- 
habten oder  von  Unberufenen  geführten  Nachweisen  in  die  reinere 

Sphäre  der  Unparteilichkeit,  frei  von  allen  Erwerbsinteressen  oder 
sonstigen  Rücksichten,  gehoben  zu  sehen,  ist  von  zu  durchschlagender 
Gewalt,  als  daß  es  ergebnislos  im  Sande  versickern  könnte.  Die 
Unentgeltlichkeit  der  Vermittlung,  die  Möglichkeit  des  Austausches 

von  Arbeitskräften  zwischen  Stadt  und  Land,  die  prompte  Unter- 
bringung der  zeitweilig  arbeitslos  Gewordenen,  die  Vermittlung  ohne 

jeden  Beigeschmack  eines  Berufs-,  Standes-  oder  Erwerbsinteresses 
sind  zu  packende  Errungenschaften,  als  daß  sie  nicht  schließlich 

allen  einleuchten  möchten". 



Der  Abbe  Galiani  als  Nationalökonom,  Politiker 
und  Philosoph  nach  seinem  Briefwechsel. 

Von  Wilh.  Eduard  Biermann. 

„Der  Abbe  Galiani  trat  ein  und  mit  diesem  herzig-en  Abbe 
die  P>ölilichkeit,  die  Phantasie,  der  Geist,  die  Sclialkheit.  der 
Scherz,  kurz  alles,  was  uns  die  Mühseligkeiten  des  Lebens  vergessen 

läßt."  So  sprach  einst  Diderot^)  von  dem  kleinen  neapolitanischen 
Abbe,  der  als  Gesandtschaftssekretär  in  Paris  in  den  Salons  des 

ancien  regime  eine  tonangebende  Rolle  gespielt  hatte.  Der  Ur- 
enkel Schillers,  der  kürzlich  eine  hübsche  Ausgabe  ausgewählter 

Briete  und  Dialoge  Galianis  veröffentlicht  hat,  Alexander  von 

Gleichen-Rußwurm,-)  nennt  ihn  den  berühmtesten  unter  allen  be- 
rühmten Plauderern  des  philosophischen  Paris,  nachdem  sich 

Voltaire  grollend  und  ängstlich  in  die  Schweiz  zurückgezogen 

habe.  Und  ein  moderner  Nationalökonom,  Lujo  Brentano,^)  hat 
ihn  als  den  glänzendsten  unter  allen  Nationalökonomen  gepriesen. 
Dieser  kai)riziöse,  kleine  Abbe,  der  mit  lässiger  Grazie  und  tändelndem 
Spott  die  schwierigsten  Probleme  zu  lösen  pÜegte,  ist  in  letzter 
Zeit  auch  einem  größeren  Publikum  zugänglich  gemacht  worden. 
So  hat  der  verdienstvolle  Galiani-Forscher,  der  neapolitanische 
Archivar  Fausto  Nicolini,  eine  Anthologie  aus  gedruckten  und 

ungedruckten  Schritten  Galianis  veröffentlicht*),  und  ich  erwälinte 
bereits  die  Ausgabe  v.  Gleichen-Rußwurms  im  „hortus  deliciarum". 

^)  „L'ubbe  Galiani  entra  et  avec  le  gentil  abbe  la  gaiete,  l'imagination, 
Ifsprit,  la  folie,  la  plaisanterie,  tout  ce  qui  fait  oublier  les  peines  de  la  vie." 
Vgl.  Diderot  a  Mademoiselle  Volland.  Edit.  Assezat  &  Tourneux,  t.  XIX. 

p.  37;  Deutsch  nach  v.  G  leichen-Ruß  w  urm ,  Die  Briefe  und  die  Dialoge 
des  Abbe  Galiani,  1907,  p.  342. 

-)  Alex.  V.  Gleichen-Ruß  wurm.  Die  Briefe  und  die  Dialoge  des  Abbe 

Galiani,  Berlin  1907  („Hortus  deliciarum"),  p.  336. 
")  Lujo  Brentano,  Die  Entwicklung  der  Wertlehre,  München  1908, 

p.  30/31. 

*}  Fausto  Nicolini.  11  Peusiero  dell' Abbate  Galiani.  Antologia  di  tutti  i 
suoi  scritti,  Bari  1909  („Biblioteca  di  Cultura  möderna"  Nr.  29).  Vgl.  dazu  die 
Besprechung  von  K.  Voßl er,  Deutsche  Literaturzeitung.  1909,  Nr.  13,  Sp.812/3. 



1 1}^     DiT  Alilit'-  Giiliaiii  iils  Xatioiialökonom,  rolitikiT  und  IMiilosopli  usw. 

Wenn  idi  im  tuliienden  dem  ofeistvollen  Abbe  eine  Betrachtnno: 

widmen  "svill,  so  kann  es  niclit  meine  Absiclit  sein,  ihm  seine 
Stellung  in  der  Geschichte  der  Nationalökonomie  erst  einmal  an- 

weisen zu  wollen.  Sie  steht  längst  fest  bei  aller  Verschiedenheit  des 

Urteils,  und  sie  ist  begründet  worden  durch  seine  zwei  Hauptwerke: 
durch  seine  Jugendschrift  über  das  Geld  und  durch  seine  berühmten 
Dialoge  über  den  Getreidehandel.  In  dem  ersteren  Werke  „Della 

moneta''  hat  Galiani  im  Jugendlichen  Alter  von  kaum  23  Jahren 
im  Jahre  1751^)  eine  subjektive  Wertlehre  gegeben,  die  nach 
Brentanos  UrteiP)  nur  wenig  Verbesserungen  nötig  hat,  um  vortreff- 

lich zu  sein;  eine  Wertlehre,  die  durchaus  psychologisch  und  modern 

ist,-*)  und  man  begreift  es,  daß  man  wiederholt  an  der  Verfasser- 
schaft Galianis  —  der  klassischen  Abhandlung  gegenüber,  die  zuerst 

anonym  erschien  —  gezweifelt  hat,  weil  man  sich  nicht  denken 
komite,  daß  ein  jugendlicher  Anfänger  eine  so  ausgezeichnete  Arbeit 
zu  veröffentlichen  in  der  Lage  sei.  Die  Frage  der  Verfasserschaft 

ist  jetzt  nach  den  Forschungen  Nicolinis*)  in  den  Galianischen 
Handschriften,  die  in  der  Bibliothek  der  neapolitanischen  Gesell- 

schaft für  vaterländische  Geschichte  aufbewahrt  werden,  zugunsten 
Galianis  entschieden.  Namentlich  geht  sie  aus  einem  wertvollen 
Bündel  von  eigenhändigen  und  nicht  veröifentlichten  Briefen  des 
Nationalökonomen  lutieri  an  unseren  Ferdinando  Galiani  und  seinen 

Onkel  (,'elestino  Galiani  hervor.^) 

*)  Das  Titelblatt  der  ersten  Ausgabe  trägt  allerdings  das  Datum  1750, 
jedoch  ein  Blick  auf  die  Lizenzen  für  die  Veröffentlichung  genügt,  um  zur 
Oberzeugung  zu  kommen,  daß  das  Werk  erst  im  September  1751  in  den  Handel 
gebracht  werden  konnte.  Dieses  wird  auch  durch  Briefe  bewiesen.  Cf.  Nicolini, 

Interno  a  Ferdinando  Galiani,  a  proposito  d'una  publicazione  recente,  Giornale 
storico  della  Letteratura  Italiana,  Vol.  LH,  Torino  19U8,  p.  2  Note  l. 

')  Brentano,  I.e.  p.  31 :  vgl.  auch  Kauila,  Die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  modernen  Werttheorien.  Tübingen  1906,  p.  114 ff.  und  Oncken, 

(ieschichte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1902,  Bd.  1,  p.  238.  Beide  führen,  wie 
die  meisten  Biographen,  falschlicherwei.se  das  Jahr  1750  als  Erscheinung.sjuhr  an. 

')  Will).  U'eigand,  Der  Abbe  Galiani  p.  LXXV,  Einleitung  zu  „Die  Briefe 
des  Abbe  Galiani.  aus  dem  Französischen  übertragen  von  Heinrich  Conrad. 
Erster  Band,  München  und  Leipzig  1907. 

*)  F.  Nicolini,  I  .Manoscritti  dell'  Abbate  Galiani,  Archivio  Storico  per  le 
Province  Napoletane,  Anno  XXXIII,  Fasel,  Napoli  1908,  p.  171  ff. ;  vgl,  auch 
desselben  Verfassers  bereits  erwähnte  Arbeit  in  Giornale  Storico  1.  c,  p.  3ff. 

und  seinen  auch  bereits  zitierten  „Pensiero  ..."  1.  c,  p.  407. 
*)  cf.  Nicolini,  Giornale  I.e.  p.  4. 
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Das  zweite  Hauptwerk,  ilioDialotrc  übci-  deiiGetreidcliand»'!,  vom 
Jahre  1770  (manclie  glaiihm  aiicli  (U-ii  Nachweis  t'rJ)riiig»'ii  zu  kiMineu, 

(laß  es  vom  Jahre  1769  stammt)^)  ist  mit  Recht  vou  eiuem  der  ht  rvor- 

ragendsteu  Geschichtssclireibcr  der  (4etreidehau(h'lsi)(ilitik  früherer 

Zeiten,  von  Naude,  neben  Koschers  „Kornhaiulel  und  Tcucruug-s- 

Itolitik"  gestellt  worden.  Naude  meint'-),  in  einer  meisterhaften 
Dialogform,  von  den  Schöngeistern  des  18.  Jalirhunderts  über- 

schwenglich bewundert,  sei  es  ein  sehr  merkwürdiges  Zeugnis  dafür, 

wie  sehr  dieser  Sohn  des  18.  .Jahrhunderts  seinerzeit  voraugeeilt  sei; 

er  sei,  wie  nur  irgendein  Jünger  des  19.  Jahrhunderts,  ein  historisch 

denkender  Kopf,  wenn  er  in  geistvollen  Betrachtungen  die  Getreide- 
handelspolitik  der  verschiedensten  Völker  bespreche,  so  kehre  der 

eine  Gedanke  stets  wieder,  daß  sich  für  den  Getreidehandel  und 

seine  Einrichtungen  kein  Universalgesetz  finden  lasse,  daß  man 

a  priori  weder  für  Beschränkung  noch  für  Freiheit  des  Getreide- 

handels schwärmen  dürfe,  und  daß,  was  einer  Zeit  widersinnig  er- 
scheine, in  einer  früheren  sehr  weise  und  vernünftig  habe  sein 

können.  .Schon  Voltaire  schrieb  über  die  Dialoge  am  10.  Januar 

1770  an  Diderot:  „Es  scheint  mir,  daß  Plato  und  Moliere  sich  ver- 

einigt haben,  um  dieses  Werk  zu  verfassen"."^) 
.  Und  selbst  ein  Gegner  Galianis,  der  freilich  auch  von  ihm  hoch- 

geschätzte Phj'siokrat  Turgot,  hat  sich  voll  Begeisterung  über  die 
Dialoge  geäußert,  wenn  er  auch  ihren  Inhalt  nicht  billigen  konnte. 

Er  schrieb  an  den  Abbe  Morellet,  der  später  eine  Widerlegung 

der  Dialoge  versuchte:  ,,0n  ne  peut  soutenir  une  bien  mauvaise 

cause   avec   plus  d'esprit,   plus   de  gräce,  plus  d'adresse,   de  bonne 

^)  So  datiert  Afanassiev,  Le  Commerce  des  Cereales  en  France  au  dix- 
huitieme  siecle,  Paris  1894.  p.  237  note  1  die  Dialoge  von  1769,  indem  er  sich 
darauf  beruft,  daß  Turgot  schon  am  17.  Januar  1770  an  Morellet  über  das  Buch 
geschrieben  habe,  und  darum  müsse  es  doch  schon  Ende  1769  erschienen  sein. 

-)  W.  Naude,  Deutsche  städtische  Getreidehandelspolitik  vom  15,  bis  17. 
■lahrhundert,  Leipzig  1889  (Staats-  und  sozialwissenschafthche  ForschuDgen 
VIII,  5),  p.  2ff. 

")  II  me  semble  que  Piaton  et  Moliere  se  soient  reunis  pour  composer 

cet  ouvrage.  Je  n'en  ai  encore  lu  que  les  deu.x  tiers.  j'attends  le  denouement 
de  la  piece  avec  une  grande  impatience.  On  n'a  jamais  raisonne  ni  mieux, 
ni  plus  plaisamment.  Oh!  le  plaisant  livre,  le  charmant  livre  que  les  .Dialogues*. 
Diesen  Brief  erklärte  F.  Brunetiere  für  apokryph,  (ral)be  Ualiani  in  Revue  de 
deux  mondes,  1881,  p,  924 ff.),  für  die  Echtheit  tritt  energisch  Nicolini  ein, 
Giomale  Storico  1.  c,  p.  10. 
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,  plaisaiiterie.  de  finesse  iiU'iue  et  de  discussion  dans  les  details.  Un 
tfl  livre.  ecrit  avec  cette  elegaiife,  cette  legerete  de  ton.  cette 

propriete  et  cette  originalite  d'expression,  et  par  un  etranger,  et 
im  plieiiomene  peut-etre  imique".') 

Neuere  Autoren,  die  über  Galiani  im  Zusammenliang-e  mit  der 
französischen  Getreideliandelspolitik  des  ancien  regime  gesclirieben 
liaben,  preisen  ebenfalls  seine  Schriftstellereigenschaften;  so  spricht 

der  Russe  Afanassiev  in  seinem  umfangreichen  "Werk  über  den 
Getreidehandel  Frankreichs  im  18.  Jalirhundert  von  ,.d'une  plunie 
legere  et  brillante,"-)  und  Gaudemet  meint  in  seiner  Monographie 
über  unseren  Abbe.^)  daß  er  ,.presenta  legerement  des  idees  serieuses, 

et  parce  qu'il  tint  cette  gageure.  d'ecrire.  ä  propos  du  commerce  des 
bles.  un  livre  vif  (rallures,  franc  de  style,  charmant  de  fantaisie  et 

d'ironie  fine  comme  un  roman  de  Voltaire,  il  a  porte  devant  hi 

posterite  la  peine  d'avoir  eu  trop  d'esprit". 
Über  die  Bedeutung  dieser  beiden  Hauptwerke  Galianis.  die 

Abhandlung  vom  Gelde  und  die  Dialoge  über  den  Getreidehandel, 

läßt  sich  kaum  etwas  Neues  sagen.  Dagegen  ist  sein  drittes  Haupt- 
werk, Avenn  ich  es  so  nennen  darf,  seine  Korrespondenz  noch  zu 

wenig  gewürdigt  worden.  Freilich  haben  sowohl  deutsclie  als  auch 
französische  und  italienische  Autoren  die  ausgezeichnete  letzte 
Ausgabe  der  französischen  Briefe  des  Abbes  von  Perey  und 

Maugras*)  wiederholt  herangezogen,  wenn  es  galt,  eine  lebendige 

*)  MOmoires  de  M  o  r  e  11  e  t  t.  1.  p.  193;  vgl.  auch  Afanassiev,  1.  c. 
p.  2W/41:  E.  Fridrichowic/,  Die  Getreidehandelspolitik  des  Ancien  Regime, 
Weimar  1897,  p.  218;  Franz  Blei,  Galianis  Dialoge  über  den  Getreidehandel, 

Bern  1895,  p.  62;  vgl.  Araskhaniantz,  Die  französische  Getreidehandels- 
politik bis  zum  Jahre  1789,  Leipzig  1882  (Staats-  und  soziahvissenschaftliche 

Forschungen  IV,  3),  p.  149. 

2)  1.  c.  p.  240. 

^)  Gaudemet,  L'Abbe  Galiani  et  La  Question  du  Commerce  des  Blt'-s 
ä  la  fin  du  Regne  de  Louis  XV.  1899,  p.  1. 

*)  W'ir  besitzen  von  der  französischen  Korrespondenz  Galianis  vier  Aus- 
gaben, und  zwar: 

1.  Correspondanco  inedite  de  l'abbe  F".  Galiani,  conseiller  du  roi,  pendaut 
les  annees  1765  ä  1783,  avec  Mme  d'Kpinay,  le  baron  de  Grimm,  Diderot,  et 
autres  personnages  celebres  de  ce  temps  .  .  .  par  Antonio  Serieys,  Paris, 
J.  B.  Dentu,  1818. 

2.  Correspondance  inedite  de  M.  l'abbe  F.  Galiani,  conseiller  du  roi  de 
Naples,  avec  Mme  d'fipinay,  le  baron  de  Holbach.  le  baron  de  Grimm,  et  autres 
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Charakteristik  des  espritvollen,  neapolitanischen  Nationalökonomen 
zu  liefern.  So  wurde  sie  benutzt  von  (Taudcniet,  Blei,  Sieges. 

Nicolini  und  anderen.  Aber  eine  eingehende  "Würdigung  der 
französischen  Briefe  fehlt  noch,  und  eine  Charaktei'istik  des  Abbe 
Galiani  auf  Grund  seiner  französischen  Korrespondenz  zu  versuchen, 
bietet  willkommene  Gelegenheit  eine  erste  deutsche  Übersetzung 
der  Ausgabe  von  Perey  und  Maugras  aus  der  Feder  von  Heinrich 

Conrad.^)     Dieser   französische  Briefwechsel   umfaßt  —   abgesehen 

personnages  celebres  du  XVIII.  siecle  ..  .  avec  des  notes  par  M.  Salfi.  Paris, 
€hez  Treuttel  et  Würtz,  1818. 

8.  Lettres  de  l'abbe  Galiani  ä  Madame  d'Epinay,  Voltaire,  Diderot,  Grimm, 
le  baron  d'Holbach,  Morellet,  Suart,  d'Alembert.  Marmontel.  la  vicomtesse  de 
Belsunce  etc....  par  Eugene  Asse,  Paris,  Charpentier  1881 — 18S2. 

4.  L'Abbe  F.  Galiani:  Correspondance  avec  Madame  d'fipinay,  Madame 
Necker . . .  etc.,  Diderot,  Grimm,  d'Alembert  etc. . . .  Avec  une  etude  sur  la  vie 
et  las  ceuvres  de  Galiani,  par  Lucien  Perey  et  Gaston  Maugras,  Paris,  C.  Levy, 

1881,  troi.sieme  edition,  1890,  2  vols.  (Nach  dieser  'S.  Ausgabe  wird  künftig 
zitiert.)  Die  Ausgaben  sub  1  und  2  sind  schlecht  (cf.  Sainte-Beuve,  Causeries 
du  Lundi  II.  p.  440.)  —  Die  Ausgabe  sub  3  hat  wertvolle  Noten.  Bei  weitem 
die  beste  ist  die  auch  von  mir  benutzte  Edition  von  Perey  und  Maugras. 
Brunetiere  nennt  in  der  Revue  de  deux  Mondes,  45,3.  1885,  p.  926  diese 

Ausgabe  „Tune  des  publications  interessantes  qu'on  nous  eüt  donnees  depuis 
longtemps,  sur  le  XVIII.  siecle". 

M  Übertragungen  der  französischen  Korrespondenz  Galianis  sind  mir 
bekannt  geworden: 

a)  F.  Blei,  Aus  den  Briefen  des  Abbe  Galiani,  in  „Die  Insel",  herausgegeben 
von  Bierbaum,  Heymel  und  Schröder,  I.,  1899,  p.  11  ff.  und  r29ff, 

b)  V.  Gleichen-Rußwurm,  Die  Briefe  und  Dialoge  des  Abbe  Galiani. 
in  Auswahl  übersetzt  und  herausgegeben,  Berlin  1907,  p.  183 ff. 

c)  Die  erste  deutsche  Übertragung  nach  Perey  und  Maugras,  die  wir  imTe.xte 
benutzen,  stammt  aus  der  Feder  von  Heinrich  Conrad ,  a  a.D.,  1907,  2  Bände. 

Kritische  Bemerkimgen  zu  dieser  neuen  Ausgabe  bieten  die  Arbeiten  von  F.  N  i  c  o  1  i  n  i 
in  der  Rassegna  Bibliografica  della  Letteratura  Italiana,  XV,  11/12.  1907.  p.  231  ff. 
und  im  Giornale  Storico  della  Letteratura  Italiana,  a.  a.  0.  Nicolini  lobt  an  der 

Conradschen  Übertragung  die  „gewissenhafte  Treue".  Er  tadelt  dieUngenauigkeit 
in  der  Orthographie  der  italienischen  Namen  und  Worte  und  hält  die  ganze  Über- 

setzung für  überflüssig,  da  doch  jeder  Gebildete  soviel  Französisch  verstehen 
werde,  um  die  Originalkorrespondenz  lesen  zu  können  (Rassegna  1.  c,  p.  G  7). 
Dennoch,  glaube  ich.  wird  die  deutsche  Übertragung  manchem  willkommen  sein. 
In  seiner  größeren  Arbeit  im  Giornale  Storico,  1.  c,  p.  42ff.,  wirft  Nicolini  Weigand 
imd  Conrad  vor,  daß  sie  in  ihre  Ausgabe  vier  ganz  apokryphe  Briefe 
aufgenommen  hätten,  nämUch  einen  Brief  an  Caracciolo  vom  15.  Juli  1775, 
«inen  zweiten  an  d'Alembert  vom  27.  November  1777  und  zwei  Briefe  an 
Madame  du  Boccage  vom  20.  Februar   und  10.  Juni  1783.     Perey  und  Maugras 
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von  sechs  Schreiben  aus  den  Jalireii  17(30,  1765  und  1767  — 
die  Korrespondenz  Oalianis  mit  seinen  Pariser  Freunden  während 
der  .Talire  1769 — 1787.  Außer  diesen  berühmten  französischen 
Hriefen  besitzen  wir  aber  auch  italienische  Briefe  unseres  Abbes 

aus  den  Jahren  1759 — 1769,  also  aus  der  Zeit  seiner  Pariser 
Tätigkeit  als  Gesandtschaftssekretär.  Sie  sind  im  Jahre  1880  von 

Bazzoni^)  —  freilich  sehr  unp-enüo-end  —  ediert  Avorden,  und  auch 
diese  Sammlung  haben  verschiedene  Autoren,  die  früher  über 

Iraliani  gehandelt  haben,  benutzt.  Andere  freilich,  z,  B.  Sieges,^) 
haben  sie  unbeachtet  gelassen.    Nun  hat  aber  vor  wenigen  Jahren 

waren  diesen  Briefen  gegenüber  schon  etwas  skeptischer.  Der  Beweis  der 
Unechtheit  dieser  Briefe,  wie  ihn  Nicolini  führt,  ist  hochinteressant  und  muß 

an  der  angegebenen  Stelle  selbst  nachgelesen  werden.  Die  Übersetzung  Conrads, 
die  den  französischen  Briefstellen  im  Text  zugrunde  liegt,  bietet  manchmal 

Ungenauigkeiten  und  leidet  zudem  an  Druckfehlern.  Sie  hat  den  Vorzug  des 
engen  Anschlusses  an  das  Original,  während  Blei  freier,  wohl  auch  künstlerischer 

in  den  wenigen  Proben  der  „Insel"  zu  übersetzen  scheint,  v.  Gleichen- 
Kuß  wurm  dagegen  übersetzt  wieder  mehr  im  engen  Anschluß  an  das  Original. 

')  Augusto  Bazzoni,  Lettere  di  Ferdinundo  Galiani  al  Marchese  Bernardo 
Tanucci,  Firenze  1880.  —  Das  Buch  macht  schon  rein  äußerlich  keinen  er- 

hebenden Eindruck,  so  sind  z.  B.  die  ersten  40  Seiten  gar  nicht  paginiert  worden. 
Scharf  hat  F.  Brunetiere  (Revue  de  deux  Mondes,  1.  c,  p.  925)  die  Ausgabe 
Bazzonis  kritisiert.  Er  meint:  „les  noms  propres  frangais,  et  memes  les  etrangers, 

y  sont  estropries  avec  une  cruaute  qui  fait  peine.  On  trouve  peu  de  notes  au 
bas  des  pages,  trop  peu  de  notes,  mais  des  notes,  par  conipensation,  bien  faites 

pour  surprendre,  comme  celle  oü  l'editeur  nous  apprend  qu'en  17G0,  l'archeveque 
de  Paris  sappelait  M.  de  Perefixe,  M.  Bazzoni  ne  s'est  trompe  que  d'un  siecle 
tout  juste.  Au  surplus,  de  tous  les  defauts  de  la  publication  de  M.  Bazzoni, 

le  plus  grave,  cest  qu'elle  est  incomplete.  II  a  choisi  les  lettres  qu'il  a  crues 
les  plus  propres,  nous  dit-il,  ä  solliciter  la  curiosite  du  lecteur.  Mais  je  ne 
connais  que  deux  moyens  de  se  servir  dune  correspondance  inedite.  Ou  bien 
vous  en  usez  librement  pour  illustrer  la  bibliographie  de  personnage  et  vous 

n'en  donnez  que  des  extraifs  qui  viennent  ä  l'appui  de  la  verite  du  portrait  que 
vous  essayez  d'en  tracer,  et  vous  faites  alors  oeuvre  d'art;  ou  bien  vous  faites 
(i.'uvre  d'erudition  pure,  et,  vous  effagant  vous-meme  de  la  pul)lication,  vous 
donnez  alors  la  correspondance  tout  entiere.  Or  il  suffit  de  jeter  un  coup 

d  (eil  sur  la  courte  preface  de  M.  Bazzoni  pour  soupronner  qu'en  s'y  prenant 
de  sa  maniere,  intermediaire  et  arbitnaire,  il  nous  a  prives  de  quelques-unea  des 

lettres  qui  nous  auraient  le  plus  Interesses". 
-)  Wilh.  Sieges,  Der  Abl)e  Galiani.  ein  Staatsmann  und  Volkswirt  des 

XVIll.  Jahrhunderts.  Heidelb.  Diss.,  lÜUö.  Dieser  erwähnt  dafür  im  Anhang  seiner 

Schrift,  p.  93,  eine  deutsche  Übertragung  der  Briefe  Galianis  aus  der  Feder  von 
Rud.  Alex.  Schröder  im  Insel verlag,  1905,  die  nach  Mitteilung  des  erwähnten 

Verlags  niemals  erschienen  ist.    Vgl.  auch  Nicolini,   II  I'ensiero,  I.e.,  p.  414. 
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die  Ausgrabe  Bazzonis  eine  AvertvoUe  Er^änzuiifj:  erhalten  durcli 

die  Veröft'entlichung  der  Briete  Taniicds  (des  neai»olitanisclieii 
]\Iinisteri)räsidenten  und  Cliets  unseres  Abbes)  an  Galiani.  die 

Fausto  Nicolini  besorjit  iiat.  Dieser  Ausg'abe  sind  in  den  Noten 
auch  Briefstellen  aus  Galianis  Feder  bei^efüjjft,  die  sich  nur  zum 
Teil  mit  den  bereits  von  Bazzoni  edierten  Briefen  decken,  zum 

anderen  Teil  aber  zum  ersten  Male  oedruckt  ei'scheinen.M  Soweit 
itli  sehen  kann,  ist  diese  Veröftentlichuno:  Kicolinis  in  der  deutschen 

nationalökonomischen  Literatur  bislang-  nocli  nicht  benutzt  worden, 
ebensowenig  wie  seine  sonstigen  so  wertvollen  Arbeiten  in  ita- 

lienischen Zeitschriften  über  unseren  Denker.  "Wenn  wir  nun  im 
folgenden  die  Anschauungen  (lalianis  nacli  seinem  Briefwechsel 

zu  schildern  versuchen,  so  geschieht  es  nicht  nur  auf  (irund 
der  französischen  Korrespondenz,  sondern  auch  mit  Heranziehung 
der  Publikationen  Bazzonis  und  namentlich  Nicolinis.  Freilich 

bleiben  die  französischen  Briefe  unsere  wichtigste  Quelle.^) 
Und  darum  muß  auf  ihre  Entstehungsgeschichte,  die  gleichbedeutend 

')  Lettere  inedite  di  Beniardo  Tanucci  a  Ferdinande  Galiaui,  con  introduzione, 
note,  e  un  copio.so  indice,  a  cura  di  F.  Nicolini,  Napoli  1909,  2  voll.  Die 
Briefe  erschienen  zuerst  im  Archivio  storico  per  le  Province  Napoletane. 

X.KVIII-XXXIII,  1903-1908  (künftig  zitiert  als  „A.  St."). 

■-)  über  der  Wert  den  italienischen  Briefe  Galianis  von  1759  bis  1769 
kann  man  verschiedener  Meinung  sein.  Ich  habe  sie  alle  durchgearbeitet  und 
auch  die  Antworten  Tanuccis  gelesen,  muß  aber  bekennen,  daß  ich  Nicolinis 
Urteil  (A.  St..  1903,  p.  575),  der  den  italienischen  Briefen  einen  größeren  Wert 
l)eimißt  als  den  französischen  von  1769  bis  1787,  nicht  beipflichten  kann.  Für 
die  hohe  Politik  und  ihr  Verständnis  in  einer  bewegten  Zeit  (Ausgang  des 
siel)eniährigen  Krieges,  Teuerung  von  1764,  Pacte  de  famille,  Erwerbinig  Corsicas 

durch  die  Franzosen,  Vertreibung  der  Jesuiten.  Tod  der  Pompadour  und  Auf- 
stieg der  Dubarry  usw.)  mögen  die  italienischen  Briefe,  denen  wir  im  Texte 

später  wenigstens  in  kurzen  Auszügen  begegnen  werden,  wertvoller  sein,  für 
unser  Thema  aber,  für  die  Weltanschauung  Galianis,  sind  die  französischen  zum 
mindesten  gleichwertig.  Es  fehlt  den  letzteren  die  doch  manchmal  ermüdende 

Kleinlichkeit  und  Trivialität  der  Themen,  die  .Ministerpräsidenten  und  Gesandt- 
scliaftssekretär  in  den  italienischen  Briefen  oft  ernstlich  beschäftigen.  Sie 
erklärt  sich  freilich  aus  dem,  auch  von  Nicolini  hervorgehobenen  Umstände 

(I.  c,  p.  575),  daß  Galiani  verpflichtet  war,  .seinen  Chef  in  Neapel  von  der 
kleinsten  Sache  zu  unterrichten,  die  in  Frankreich  passierte,  schriel)  er  doch 
Woche  für  Woche  ohne  Wissen  seines  Vorgesetzten,  des  Gesandten  Grafen 
von  Cantillana  (den  Nicolini  1.  c.  p  574  „per  quanto  ricco  di  titoli,  altrettanto 

s'era  mostrato  privo  d'intelligenza"  nennt)  10  Jahre  lang  Briefe  an  Tanucci, 
die,  an  Zahl   über  -JOiJ,   zu  Neapel   im  Staiitsarchiv   aufbewahrt  werden,    über 



124     J^^'r  Al)l)e  (üiliaiii  als  Nationiilökonom.  Politiker  uiul  Philosoph  usw. 

ist  mit  der  Fragre  der  Laufbahn  und  Abberufung'  Galianis  aus  Paris, 
näher    eingejranoen   werden.     Aber   auch   auf   sie   fällt   durch  die 

Zweck  uiid  Art  seiner  neuen  Publikation  gibt  Nicolini  im  Vorwort  der  ersten 
Serie  (A.  St..  1903,  p.  576ff )  ausführlichen  Aufschluß.  Leider  sind  die  Briefe 

Tanuccis  an  Galiani  von  .Mai  1759  bis  De/eniber  1762  verloren  gegangen.  Mit- 
geteilt hat  Nicolini  die  Briefe  Tanuccis  vom  .Januar  1763  bis  April  1765  —  dann 

kommt  ein  sechsmonatlicher  Urlaub  und  ein  einjähriger  Aufenthalt  Galianis  in 

Neapel  —  und  vom  Dezember  1766  bis  Mai  1769,  d.  h,  bis  zu  seiner  Abberufung 
von  Paris.  Nicolini,  in  dessen  Familie  seit  mehr  als  100  Jahren  sich  das 

„Galianische  Archiv"  befindet  (vgl.  Note  2  im  A.  St.,  1903,  p.  576),  hat  ein 
genaues  Verzeichnis  des  ganzen  Galianischen  Archivs  in  der  Zeitschrift  von 

B.  Croce  „La  Critica"!!,  fasc.  V,  p.  393ff.)  publiziert  und  in  derselben  Zeitschrift 
(voll.  1  und  II)  auch  als  Proben  einige  Briefe  französischer  und  anderer  Korre- 

spondenten an  unseren  Abbe  folgen  lassen.  Besonders  wichtig  ist  alsdann 

Nicolinis  bereits  öfter  zitierter  Pensiero  .  .  .,  in  seinem  2.  Teil,  der  die  Korre- 
spondenz und  verwandte  Quellen  zur  Aufhellung  der  Hauptgedanken  Galianis 

systematisch  verwertet.  Der  „Pensiero"  bietet  endlich  auch  eine  sorgfältige 
Bibliographie  am  Schlüsse  des  Bandes.  Vgl.  auch  Nicolini,  Note  1  zu  p.  55, 

Giornale  Storico,  1.  c.  —  Nicolini  plant,  wie  er  an  der  soeben  erwähnten  Stelle 
mitteilt,  eine  große  Ausgabe  des  Briefwechsels  Galianis,  in  der  neue  historische 
und  literarische  Urkunden  vorgelegt  werden  sollen.  Nach  einem  freundlichen 
Schreiben  an  mich  vom  21.  September  1910  denkt  sich  Nicolini  diese  umfassende 
Publikation  folgendermaßen.  Er  schreibt  mir  (deutsche  Übersetzung):  „Ich  habe 
vor,  den  ganzen  Briefwechsel  Galianis  zu  veröffentlichen  in  der  Sammlung 

der  Scrittori  d'Italia.     Der  Briefwechsel   wird   in   drei  Teile  eingeteilt  werden: 
a)  Jugend-Korrespondenz  (l  Band),  d.  h.  Briefe  von  und  an  Galiani  von  1748 
bis   April   1769.    ausgenommen    den    diplomatischen    Briefwechsel    mit  Tanucci. 
b)  Diplomatischer  Briefwechsel  mit  Tanucci  (2  Bände),  c)  Korrespondenz  von 
April  1769  bis  Oktober  1787  (3  Bände).  Dieser  letzte  Teil  wird  zum  erstenmal 

veröffentlicht  werden  und  wird  all  die  Briefe  der  2.  Ausgabe  Perey- Maugras' 
enthalten,  außerdem  die  unveröffentlichten  Antworten  darauf.  Darunter  werden 

ungefähr  -JOO  Briefe  der  Frau  von  Epinay  sein,  von  Diderot.  Grimm,  Holbach, 

d'Alembert  usw.,  welche,  ich  wiederhole  es  noch  einmal,  alle  unveröffentlicht 
sind.  Daraus  können  Sie  gut  das  Interesse  der  Publikation  ersehen.  Was  die 
diplomatische  Korrespondenz  mit  Tanucci  betrifft,  so  i)eabsichtige  ich  nicht, 

die  davon  im  Archivio  storico  Napolitano  gegebene  Ausgabe  zu  reproduzieren". 
Sobald  das  neue  Werk  Nicolinis  erschienen  ist,  werde  ich  darauf  zurück- 

kommen. Ich  behalte  mir  vor,  die  vorliegende  Aijhandlung  alsdann  zu  ergänzen. 
Die  im  Te.xte  verwandte  deutsche  Übertragung  der  italienischen  Briefe 
Galianis  an  Tanucci  (nach  den  Publikationen  Bazzonis  und  Nicolinis)  i.st  auf 
meine  Anregung  und  in  meinem  Auftrage  von  Herrn  Dr.  Schöffler  in  Leipzig 

hergestellt  worden,  der  sich  mit  großer  Liebe  in  seine  Aufgabe  vertieft  hat.  — 
Etwaige  Sperrungen  in  den  im  Te.xt  angeführten  französischen  inid  italienischen 
Briefstellen  stammen  von  mir. 
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weiter  zurückreiclieiule  italieiiisclu'  KorrfspoiHlcii/  iiiil  Tamicci 
manclniial  neues  Licht. 

Ich  deute  zunächst  die  Entste  liunofs<res(  li  i  c  h  te  dei- 

t'ranzijsischen  Korrespondenz  an.  Seitdem  Xicolini  auf  Grund  von 
23  dicken  Bänden  von  Manuskripten,  die  sidi  in  Verwahrung^  des 

Staatsarchivs  von  Neapel  betinden.  den  Nachweis  »■eführt  hat,') 
mit  welchem  Fleiß  Galiani  als  neapolitanischer  Gesandtschafts- 

sekretär in  Paris  gewirkt  hat  —  man  verpfleiche  dazu  die  früher 

zitierten  lang'en  Berichte,  die  er  Avöchentlich  an  seinen  Chef,  den 

.Minister  Tanucci,  zu  senden  pfleg-te  — ,  seitdem  sind  wir  über  die 
politische  Tätigkeit  des  Abbes  näher  unterrichtet. 

Galiani,  der  als  zunächst  unbesoldeter  Gesandtschaftssekretär 

an  der  Neapolitanischen  Gesandtschaft  zu  Paris  unter  Cantillana 

tätig  war,  hat  dort  eine  weit  über  seinen  an  sich  bescheidenen 

Posten  hinausgehende  politische  Wirksamkeit  entfaltet,  zumal  sein 

Pariser  Chef,  wie  schon  erwähnt,  recht  unbedeutend  war.  Cantillana, 

der  eigentliche  Titulargesandte,  begnügte  sich  damit,  wie  es  Nicolini 

ausdrückt,  unter  die  offiziellen,  von  Galiani  verfertigten  Schrift- 

stücke „eine  magere  und  eckige  Unterschrift  zu  setzen".'^)  So  ist 
es  nicht  unrichtig,  wenn  in  diesem  Sinne  Brunetiere  von  unserem 

kleinen  Abbe  sagt: 

„11  etait  bien  le  secretaire  de  l'ambassade  de  Naples,  mais  il 
etait  surtout  la  gazette  officieuse  de  Tanucci.  Ce  dut  etre  plus 

d'une  fois,  j'imagine,  de  quoi  gener  son  ambassadeur,  ainsi  place 
sous  l'oeil  malin  d"un  subalterne,  mais  peut-etre  n'est-ce  pas  de 
(luoi  prendre  rang  dans  la  grande  histoire".^) 

Und  in  der  Tat  hat  Galiani  einen  ,.  entnervenden  Kampf  gegen 

den    dumpfen    Obstruktionismus    Cantillanas    führen    müssen*',    der 

^)  Giornale  Storico,  I.e.,  p.  25f.  Nicolini  rühmt  (p.  26)  Galianis  sehr 
hohe  Auffas.siing  von  seinen  Amtspflichten  und  seine  peinliche  Rechtschaffenheit. 
Und  vor  allem  geht  aus  dem  auch  von  uns  herangezogenen  Briefwechsel  mit 
Tanucci  (vgl.  die  früher  erwähnten  Publikationen  Bazzonis  und  Nicolinis)  seine 
kolos.sale  Vielseitigkeit  hervor,  muß  er  doch  über  die  verschiedensten  Dinge 
Gutachten  erstatten  usw. 

'^)  Giornale  Storico,  1.  c.  p.  25  .  . .  ,si  limitava  ad  apporoi  una  firma  stecchita 
e  angolosa.  come  il  suo  carattere  morale". 

■')  Revue  de  deux  mondes,  1S8I,  1.  c.  p.  929.  —  Und  Perey  und  Mau  gras 

(„Dernieres  Annees  de  Madame  d'Epinay,  Son  Salon  et  Ses  Amis",  *,  p.  173) 
drücken  das  Verhältnis  Galianis  zu  Cantillana  so  aus:  „le  pretendu  secretaire 

d'ambassade  etait  le  veritable  ambassadeur". 
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..inetto  a  far  liii  taute  belle  cose,  iion  amava  che  le  facessaro  ofli 

altri".')  Trotz  seiner  ausg-esproclienen  Vertrauensstellung-  bei  Tanucci 
litt  Galiani  unter  dem  Widerspruch  zAvischen  den  ihm  gestellten 
oft  recht  bedeutsamen  Aufofaben  und  seinem  subalternen  Sekretär- 

posten. Das  geht  deutlich  aus  seinem  italienischen  Briefwechsel  mit 
Tanucci  hervor.  So  klagt  er  in  einem  Briefe  vom  15.  September  1760, 

daß  er  die  „Ursache  seiner  Hj'^pochondrie,  seiner  Klag:en  uud  seiner 
Bitten,  zurückkehren  zu  dürfen",  in  dem  ,. Unansehnlichen  des  Amtes 
(l'ignobilitii  dell'  impiego)"  erblicke,  zu  dem  man  ihn  verdammt 
habe.  Und  er  fügt  hinzu:  „die  Sekretäre  haben  hier  keine  Achtung:, 
und  die,  die  hier  sind,  haben  keine  andere  Carriere  vor  sich,  als 

Sekretariatsbeamte  an  ihren  Höfen  zu  werden".-)  Und  wenig:e 
Wochen  später  (am  6.  Oktober  1760)  nennt  er  sich  selbst  einen 

..politisch  verstorbenen  Körper",  der  erst  durch  Tanucci  „wieder 
zu  den  traurigen  Ämteni  des  Lebens  zurückgerufen  werde".'') 
Deutlich  geht  die  Obscurität  seiner  Stellung  —  wenigstens  nach 
seiner  Auffassung  —  aus  einem  späteren  Brief  vom  21.  Februar  1763 

hervor,  in  dem  er  an  Tanucci  schreibt*): 
„Aber  ich  bitte  Ew.  E.,  daran  zu  denken,  daß  ich  in  dieser 

Welt  nichts  bedeute;  ich  erfreue  mich  daher  nur  des  einzigen 

Privilegs,  welches  das  Nichts  hat,  non  entis  nullae  sunt  proprie- 
tates.  Was  ich  sage,  mache,  schreibe,  wird  immer  Nichts  sein 
müssen  und  ohne  Bedeutung.  Cantillana  ist  etwas.  Deshalb 
würde  das,  was  er  sagte  oder  machte,  etwas  sein,  und  dies,  glaube 
ich,  macht  ihn  ebenso  sehr  zurückhaltend,  wie  ich  im  Gegenteil 

verwegen  und  mutig  bin". 
Auch  von  ängstlichem  Bestreben,  sich  seine  Karriere  zu  sichern 

und  nicht  gewöhnlichem  politischen  Ehrgeiz  wissen  die  italienischen 
Briefe  Galianis  zu  erzählen.  Er  möchte  sich  versichert  halten, 

seinem  König  das  ganze  Leben  dienen  zu  können  (8.  August  1763) '^); 
den  Ministern  der  Regentschaft  zu  Neapel,  die  ihm  nicht  so  wohl 

zu  wollen  scheinen,  wie  Tanucci,   verargt  er  es,   daß  man  ihn  füi- 

^)  vgl.  Nicol  ini ,  (iiornale  . . .,  I.e.  p.  2G. 
^  Bazzoni,  a.a.O.,  p.  27  der  unpaginierten  Seiten. 

^)  Bazzoni,  a.  a.  0.,  p.  29  der  unpaginierten  Seiten:  „lo  cadavere  estinto 

alla  politica  son  richiamento  ai  tristi  offizi  di  vita  dall'  antorevole  voce  della 
.sua  confidenziale  dei  13,  ed  obligato  a  purganni  d'una  riconvenzione". 

*)  Bazzoni,  1.  c.  p.  73. 
■'')  Bazzoni,  1.  c.  p.  91. 
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iingeeig-net  zu  einem  Staatsamt  hält,  weil  er  ein  (Teistlicher  sei: 

,.Ich  kann  nicht  eitraö'en,"  so  ruft  er  aus,  '■)  ,.daß  man  einem  Unter- 
tan des  Königs  sagt,  daß  er  nicht  dazu  gemacht  ist,  ihm  zu  dienen; 

wer  dies  sagt,  dem  rufe  ich  zu:  Anathema!"  Immer  wieder  mahnt  er 
Tanucci  an  seine  Versprechungen  und  beruft  sich  darauf,  daß  er 
die  außerordentlichen  Ausgaben  seiner  Mission  stets  aus  eigener 

Tasche  bestritten  habe.  So  schreibt  er  am  28.  Jaiiuai- 17()4-'|:  ,.l(li 
habe  immer  gehofft,  aber  jetzt  ist  das  (xeld  zu 

p]nde,  und  die  Hoffnungen  sind  noch  nicht  e^rfüUt.  Tatsäch- 
lich Aveiß  ich  nicht,  wie  ich  es  machen  soll.  Ein  schlechtes  Jahr 

nimmt  mir  den  größeren  Teil  der  Flinkünfte  meiner  Abteien,  ^^''enn 
Sie  mir  nicht  helfen,  ich  habe  keine  Verwandten  noch  Freunde, 

an  die  ich  mich  wenden  könnte". 
Die  Furcht  blind  zu  werden  kommt  hinzu,  und  darum  läßt  er 

nicht  ab,  seinen  Gönner  um  Sicherstellung  seiner  Zukunft  zu  bitten. 

Charakteristisch  dafür  ist  die  folgende  Briefstelle  vom  16.  Api'il 

1764=^):  ,.So  große  Anstrengungen  ich  mache,  um  mich  zu  überzeugen, 
daß  Ew.  E.  nicht  kann,  wird  immer  ein  Dämon  mir  ins  Ohr  sagen, 
daß  Sie  nicht  gewollt  haben.  Quod  absit.  Ich  kann  mich  nicht 

überzeugen,  daß  der  Katholische  König,  ̂ )  der  alle  ̂ lomente  seiner 

Regierung  nach  den  A\'ohltaten  und  Gunstbezeugungen  zählt,  die 
er  jederzeit  gemacht  hat.  gewollt  hätte,  daß  die  Untertanen  des 
Königs  seines  Sohnes  ohne  Hoffnung  blieben,  belohnt  zu  werden, 

wenn  sie  gut  dienten.  Sicherlich  ist  die  Regentschaft  keine  nicht - 
wohltätige  Gottheit,  die  nur  Böses  tun  kann  und  der  man  opfern 
muß,  ne  noceat.  Gutes  und  Böses  hat  Ew.  E.  tun  können  und 
kann  es  noch.  Und  wird  immer  mehr  Gutes  als  Böses  tun.  Wenn 

der  Katholische  König  das,  was  das  Wesen  der  Königlichen  Autorität 

ausmacht,  das  Wohltun,  eingedämmt  hat,  so  hat  er  weise  eine 
Gelegenheit  zum  Mißbrauch,  zum  Zwiste  weggenommen,  aber  die 

Möglichkeit,  ihn  um  die  Einhauchung  des  Tätigkeitsgeistes  zu  bitten, 

bleibt  immer.  Diese  wirkungsvolle  Gunst  des  Katholischen  Königs, 

der  dat  velle  et  perficere,  möge  Ew.  E.  zu  meinen  Gunsten  anflehen. 

')  ibidem  p.  92. 

'-)  Bazzoni,  1.  c.  p.  104. 
■')  ibidem  p.  115;    vgl.  auch  Äußerungen   auf  p.  121,    122,  125,  128,  188. 
^)  Gemeint  ist  der  König  Karl  III.  von  Spanien,  der  für  seinen  Sohn,  den 

unmündigen  Ferdinand  IV.  von  Neapel,  eine  Regentschaft  eingesetzt  hatte, 
deren  treibende  Kraft  Tanucci  war. 
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iiiul  dann  werden  Sie  alles  haben,  was  der  stienp^ste  Jansenist  er- 
fordert, nni  (intes  zu  tun.  Wenn  Sie  es  nicht  tun,  so  werde  ich 

sehr  bitterer  ]\lolinist.  Aber  entfernen  wir  diese  schwarzen  Ge- 

danken von  der  Seele.  Vielleicht  hat  P^w^  E.  in  dem  Aug-enblick, 
wo  ich  schreibe,  das  schon  gemacht,  was  die  Freundschaft,  die 

väterliche  Liebe  und  ich  sage  auch  die  Pflicht  zu  einer  Gegen- 
seitigkeit in  der  Liebe  zu  meinen  Gunsten  erfordern.  Vielleicht 

erwarten  Sie  nur  die  Antwort  des  Katholischen  Königs,  um  micli 

zu  trösten". 

Endlich  geht  aus  einem  von  Nicolini^)  abgedruckten  Briefe 
hervor,  daß  unser  Abbe  direkt  danach  strebte,  Titulargesandter  in 
Paris  zu  werden. 

Jedenfalls  sind  seine  Klagen  über  den  Pariser  Posten  nie  ganz 

verstummt  in  dem  Dezennium  von  1759 — 1769,  das  wir  zu  be- 
obachten imstande  sind.  Den  Sekretärposten  empfand  er  stets  als 

seiner  unwürdig,  auch  nachdem  ihm  durch  Tanuccis  Vermittlung 

ein  Extrahonorar  bewilligt  worden  war.  Ganz  anders  lautet  sein 

Urteil  über  Paris,  das  sich  von  Nörgelei  und  beständiger  Empfind- 

lichkeit bezüglich  Lage  und  Witterung  bis  zur  aufrichtigen  Be- 
geisterung entwickelt  hat.  Seine  Korrespondenz  mit  Tanucci,  etwa 

von  1759 — 1767,  läßt  diese  Steigerung  deutlich  erkennen.  So 

schreibt  er  im  ersten  Jahre  seines  Aufenthaltes  (25.  Juni  1759)^): 
„Meine  Gesundheit  hier  überwindet  die  Nachteile  der  Lage 

nicht  mit  so  viel  Ki'aft,  wie  ich  möchte.  Wirklich,  der  Eindruck 
ist  hart.  Sehr  schlechte  und  drückende  Luft,  giftiges  Wasser,  un- 

glaubliche Merkwürdigkeit  des  Klimas,  kein  Schnee,  keine  PYüchte, 
kein  Käse,  keine  Seeschönheiten,  das  sind  alles  harte  Schläge  für 

eine  neapolitanische  Maschine". 
Und  am  30.  Juli  1759^):  „Ich  bin  schon  von  der  Illusion  be- 

freit, und  ich  weiß,  daß  ich  für  Paris  nicht  geschaffen  bin.  Die 

Lebensweise,  die  Anstrengungen,  der  Charakter,  die  Art  zu  denken 
und  alle  meine  anderen  natürlichen  Fehler  werden  mich  hier  immer 

den  Franzosen  unerträglich  machen  und  mich  mir  selbst". 
Namentlich  im  Sommer  ist  unserem  Abbe  das  Pariser  Klima 

zuwider,  im  A\'inter  fühlt  er  sich  wohler.     Er  schreibt  an  Tanucci 

•)  Nicolini,  A.  St.  19Ü5,  p.  223  Note  2. 
^)  Bazzoni,  1.  c.  p.  8  der  unpag.  Seiten. 
^)  ibidem  p.  10  der  unpag.  Seiten. 
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im  Jahre  1761^):  „Daraus  entstellt  das  Phänomen,  daß  ich  im 
Sommer  ehrgeiziger  als  im  Winter  bin;  der  Ehrgeiz  ist  eine 

Krankheit  des  Geistes,  die  immer  von  der  körper- 
lichen Krankheit  herkommt.  Ew.  E.  betrachten  ihn  also 

wie  einen  Eheumatismus,  wenn  ich  je  in  diesem  Monat  zuviel  ge- 
habt hätte*'. 

In  den  späteren  Jahren  seines  Pariser  Aufenthaltes  tritt  die 
Freude  über  die  Tätigkeit  in  einem  Kulturzentrum  stärker  hervor 
als  die  grämliche  Klage  über  das  ungünstige  Klima.  So  schreibt 

er  1762 -):  „Ich  bin  jetzt  überzeugt,  daß  der  Aufenthalt  in 
Paris  eine  beständige  Überlegenheit  über  die  gibt,  die  anders- 

wo sind:  Sei  es  nun,  daß  man  an  der  Quelle  der  Sache  steht,  sei 
es,  weil  dies  das  Land  ist,  wo  die  Geheimnisse  am  leichtesten  zu 
durchdringen  sind.  Das  Schwierige  ist  hier  nicht,  sie  zu  wissen, 
sondern  sie  aus  sovielem.  was  man  sagt,  lierauszusuchen.  Die.  welche 
in  England,  in  Holland,  in  Turin  usw.  wütend  sind,  nichts  zu  wissen, 
und  trotzdem  bei  Ew.  E.  zur  Geltung  kommen  wollen,  schreiben 
und  schreiben  Fehler.  Gott  weiß,  wie  vieles  andere  über  die 
Kongresse  sagen,  die  hier  angefangen  haben.  Ich  hoife,  ihnen  zwar 

nicht   viel,   aber  wenigstens   das  Wahre  zu  sagen,  was  ich  weiß". 
Wenn  aucli  noch  manchmal  die  Klagen  wiederkehren,'*)  es 

überwiegt  jetzt  doch  die  Freude  an  der  schönen,  interessanten 
iStadt  und  die  Dankbarkeit  für  seine  Pariser  Freunde.  Man  lese 

die  folgende  Briefstelle  vom  5.  Dezember  1767  *) :  ,,Ew.  E.  verlangt 
von  mir  Erklärung  für  meine  Liebe  zu  Paris  und  hört  nicht 

auf,  sich  über  meine  Hinneigung  zu  Paris  zu  wundern.  Ich  er- 
kläre mich.  Ich  habe  in  Neapel  keine  andere  sichere  Liebe,  ich 

kann  nicht  bestimmt  sagen,  daß  mich  jemand  anders  liebt,  außer 
Ew.  E.  Ihre  Liebe  zu  mir  ist  ganz  mein  Verdienst.  Aber  die 
anderen,  die  mich  lieben  und  sagten,  mich  zu  lieben,  liebten  sie 
Galiani,  oder  liebten  sie  den  Freund  Tanuccis  ?  War  es  ein  Strahl 
oder  nur  ein  Wiederscheiu  ?  Liebten  diese  Verwandten.  Freunde, 
Vertrauten    usw.  mich    oder   den   Handelsrat   und   ihr   zukünftiges 

*)  Bazzoni,   I.e.  p.  18:   ̂ l'ambizione   e   una   malattia  dello   spirito,   che 
proviene  sempre  da  quella  del  corpo". 

^}  Bazzoni,  I.e.  p.  47:  ...  „Sono  ora  persuaso,  che  lo  stare  in  Parigi 
da  una  costante  superioritä  su  quei  che  sono  altrove". 

3)  z.B.  Bazzoni,  1.  c.  p.  138. 
*)  Bazzoni,  I.e.  p.  142, 
Stieda-Festschrift.  9 
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Geld?  Liebten  diese  netten  Leute  mich  oder  den  Neffen  jenes 

^lüusii^nor  Galiani,  der  den  einen  zum  Biscliof,  den  anderen  zum 

Professor  und  den  Dritten  zu  ich  weiß  nicht  was  machte.  A\'ar 
es  Dankbarkeit  oder  Neigung?  Die  Lösung  dieses  Problems  ist 

für  mich  und  meine  eifersüchtige  Eigenliebe,  die  jeden  Wider- 
schein haßt,  so  zart,  daß  ich  in  Neapel  außer  mit  dem  Hause 

Tanucci,  das  eine  sichere  und  klare  Liebe  zu  mir  hegt,  mich  nur 
in  Freundschaft  mit  Milady,  mit  den  Kaunitz,  mit  den  Hamilton 

abgegeben  habe.  Leute,  die  von  mir  nichts  zu  fürchten  und  nichts 
zu  hoffen  haben,  daß  ich  mich  aber  mit  meinen  Landsleuten  nicht 

weiter  befreundet  habe.  In  Paris  bin  ich  ganz  ich.')  Dieses 
Ich  ist  gleich  Null.  Also  wenn  man  mich  liebt,  und  mich  lieben 
viele,  so  muß  ich  hier  dieses  Problem  für  gelöst  angeben,  vor 

dessen  Lösung  ich  in  Neapel  Furcht  hatte". 
Und  am  23.  Februar  1767  meint  er-):  „Vielleicht  bin  ich. 

weil  jeder  Körper  nach  seinem  Orte  strebt,  nach  Paris  gefallen, 
wo  ich  wahrscheinlich  ewig  bleiben  werde.  Die  Gefahr  zu  drehen 
hört  schnell  auf.  wenn  man  vom  Faden  abgeschnitten  ist,  weil  der 
Stoß  von  hinten  fehlt,  der  die  große  Kraft  alles  dessen  ist,  was 
man  Glück  nennt.  Wenige  werden  gezogen,  die  meisten  werden 

geschoben". Im  Mai  1769  wird  Galiani  plötzlich  aus  Paris  abberufen. 

Diese  Abberufung  —  ich  komme  gleich  darauf  zurück  —  geschieht, 
soweit  man  heute  sehen  kann,  ohne  Zweifel  auf  Veranlassung  des 
französischen  Ministers  des  Äußeren,  des  Herzogs  von  Choiseul. 
der  als  Günstling  der  Marquise  von  Pompadour  von  1758  bis  1770, 

in  den  letzten  Jahren  fast  allmächtig,  die  äußeren  Geschicke  Frank- 
reichs lenkt  und  dessen  Name  in  dieser  Periode  vor  allem  mit  dem 

Bourbonischen  Familienpakt,  der  Vertreibung  der  Jesuiten  und 

der  Erwerljung  Corsicas  verknüpft  bleibt.^)  Galianis  Verhältnis 
zu  dem  mächtigen  Staatsmann  scheint  zuerst,  wie  aus  seinen  Briefen 
an  Tanucci  hervorgeht,  ein  durchaus  gutes  gewesen  zu  sein. 
Choiseul   hat   sich   in   der   so   diplomatisch    verwickelten  Zeit   des 

')  ibidem:  „In  Parigi  io  sono  tiitto  io". 
*)  ibidem  p.  149. 

')  vgl.  über  Choiseul  Lavisse-Rambaud,  Histoire  Generale  du  IV. 
Siecle  A  Nos  Jours,  Tome  VII,  1896,  p.  344ff.;  Soulange-Bod  in,  La  Diplo- 

matie de  Louis  XV.  et  le  Pacte  de  famillu,  1694,  p.  105 ff.  (Dazu  F.  Salomon, 
Deutsche  Literaturztg ,  1894,  Nr.  21.)     Vgl.  auch  Gaudemet,  I.e.  p.  42ff. 
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Siebenjährio;«!!  Krieges  g^ern  mit  dem  geistsprühenden  und  scharf- 
sinnigen Italiener  unterhalten.  Und  Galiani  ist  des  Lobes  voll 

über  den  Herzog  und  rühmt  immer  wieder  die  Auszeichnung,  mit 
der  er  von  dem  mächtigen  Minister  behandelt  werde.  Davon  legen 

zahlreiche  Briefstellen  Zeugnis  ab.^) 
Es  steht  nun  fest,  daß  Galiani  die  Politik  seines  Ministers 

Tanucci  vertrat,  und  das  ist  zweifellos  eine  dem  „Pacte  de  famille" 
feindlich  gesinnte  anti französische  Politik  gewesen.*) 

Wir  wissen  jetzt  namentlich  auf  Grund  der  Nachforschungen 

von  F e r r a i  0 1  i  und  P  er e y  -  M  a u g r  as  ,^)  daß  Galianis  Abl)erufung 

in  der  Stellung  Tanuccis'  zum  Pacte  de  famille  ihre  Ursache 
hat,  der  1761  beide  Linien  der  Bourbons  (Frankreich-Spanien)  ver- 

einigte.'*)  Tanucci  war  im  Interesse  der  Selbständigkeit  des  König- 
reiches Neapel  ein  Gegner  des  Familienpaktes.  Als  England  mit 

Rußland  eine  Koalition  schließt  und  Dänemark  zum  Beitritt  auf- 
fordert, erhebt  Choiseul  Einspruch,  zunächst  ohne  Erfolg.  In  dieses 

Stadium  fällt  die  Abberufung  unseres  Abbes  aus  Paris,  dessen 

Stellung  zum  Familienpakt  zunächst  nach  den  Briefen  zu  unter- 
suchen ist. 

Prüft  man  die  Briefe  Galianis  an  Tanucci  in  bezug  auf  Äuße- 
rungen über  den  Pacte  de  famille,  so  scheint  es  mir  allerdings 

wahrscheinlich  zu  sein,  daß  Tanucci  und  Galiani  ein  fein  gesponnenes 

Ränkespiel  gegen  Choiseul  eingeleitet  haben.  Galiani  hatte  —  so- 
weit ich  sehe  —  gleichsam  den  Auftrag  von  seinem  Herrn  und 

Meister  in  politicis  erhalten,  Choiseul  bezüglich  des  Beitritts  des 
Königreiches  beider  Sizilien  zum  Pacte  de  famille  zu  beruhigen 
bezw.  ihn  hinzuhalten.  Und  wie  er  dieser  heiklen  Aufgabe  ge- 

recht zu  werden  suchte,  zeigt  ein  Schreiben  unseres  Abbes  vom 
15.  August  1763,  in  dem  eine  Unterredung  mit  Choiseul  erzählt  wird. 

')  vgl.  vor  allem  Bazzoni,  1.  c.  p.  20,  139.  14'>. 
*)  vgl.  auch  Nicolini,  Giornale    1.  c.  p.  2G. 

*)  Ferraioli,  Un  fallo  diplomatico  dell' abb.  Galiani  in  Archivio  Storico 

Napol      1.  c.  1880,   V,   p.  690 ff.   und   Perey -Maugras.   l'Abbe  V.  Galiani 
Correspondance  1.  c.  I.  p.  XLIIff.  Die  Depeschen  des  Herzogs  von  Choiseul  und 
des  französischen  Gesandten  zu  Neapel  hat  man  wiedergefunden.  Vgl.  auch 

Blei,  Galianis  Dialoge  über  den  Getreidehandel  a.  a.  0.  p.  31  ff.  und  Weigand- 
Conrad,  Die  Briefe  des  Abbe  Galiani  a.  a.  0.  p.  VI  ff. 

■*)  vgl.  auch  zum  folgenden  Perey- Maugras,  Correspondance  I  p.  XLUI; 
Weigand,  I.e.  p.  XIIp.;  Gaudemet,  I.e.  p.  42ff.  und  Blei,  Galianis  Dialoge 

p.  31ff. 

9* 



132     I^tT  Abbe  Galiani  als  Xationair»konom,  Tolitikfr  und  Pliilosoph  usw. 

•  der  sicli  über  die  Gleirliofiiltifrkeit  Tanuccis  dem  Pakt  p^egenüber 

beschwert  liat.  Darauf  hat  Galiani  seinem  Briefe  gemäß  ̂ )  geant- 
wortet: ,.Daß  es  für  mich  feststände,  daß  Ew.  E.  mehr  als  jeder 

andere  zum  Familienpakte  beigetragen  hätte,  indem  Sie  dieses 
Band  empfahlen  und  es  dem  sehr  weisen  katholischen  Könige 
immer  einschärften:  daß  dies  die  alte  mir  gegebene  Instruktion 
wäre,  als  ich  hierher  kam,  die  Trinität  zu  predigen  (ich  glaube, 
daß  Ew.  E.  sich  entsinnen  werden,  daß  Sie  eines  Xaclimittags  in 
Caserta  mir  jene  lange  Kede  über  das  Dreifältig  und  doch  Eins 
hielten,  die,  wie  Sie  mir  sagten,  auf  jeden  Fall  befolgt  werden 
müßte).  Kurz,  daß  ich  tausend  Dokumente  an  der  Hand  hätte, 
die  ich  dem  Herzog  vorlegen  könnte,  um  zu  beweisen,  was  ich 

sagte". In  den  übrigen  Briefen  tritt  die  Abhängigkeit  Neapels  von 
Spanien  stark  hervor.  Und  geschmeidig  schreibt  Galiani  an  seinen 

Minister.'):  ..Mit  den  katholischen  König  gibt  es  keinen  Pakt, 
keine  Hoffnung,  kein  Versprechen,  außer  der  Ehre  und  dem  Ver- 

gnügen, ihm  zu  dienen.'' 
Im  April  1764  hatte  Galiani  einen  6  monatigen  Urlaub  an- 

getreten, blieb  dann  aber  noch  ein  Jahr  in  Neapel,  um  Tanucci 
bei  der  Entwirrung  diplomatischer  Schwierigkeiten  behilflich  zu 

sein.  Die  im  Besitz  Nicolinis^)  befindlichen  Manuskripte  Galianis 
vermögen  diese  lange  Abwesenheit  von  Paris  zu  erklären.  Und 
danach  scheint  Tanucci  Choiseul  gegenüber  auch  nach  dem 

Friedensschlüsse  von  1763  ,,den  Zerstreuten  zu  spielen".*)  Die  Be- 
ziehungen zwischen  Neapel  und  Frankreich  verschlechterten  sich. 

Eret  1765  erhielt  Tanucci  den  offiziellen  Dispens  von  Karl  III.  von 

Spanien,  nicht  beitreten  zu  brauchen.^)  Nach  Paris  zurückgekehrt, 
gelingt  es  Galiani  nicht,  das  alte  Vertrauensverhältnis  zu  C-hoiseul 
wiederherzustellen.  Aus  dem  Briefwechsel  zwischen  Galiani  und 

Tanucci  geht  hervor   —   und  das   bestätigt  Nicolini")  — .   daß   die 

*)  Bazzoni,  1.  c.  p.  95. 
«)  Bazzoni.  1.  c.  p.  192. 
»)  Nf.te  zu  A.  St.  1905,  p.  213. 

*)  ibidem  p.  214:  „II  Tanucci  fece  il  distratto". 
'•)  Als  Ersatz  wurde  Frankreich  ein  Handelsvertrag  angeboten,  und  in  die 

vorbereitende  Kommission  ist  auch  Galiani  berufen  worden.  Vgl.  Nicolini  a.  a.  0. 
p.  214  15.  Die  Kommi.s.sion  tritt  aber  nie  zusammen,  und  Galiani  kehrt  r)ktober 
1767  nach  Paris  zurück. 

»)  ibidem  p.  215  Note. 
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Ung"iiade  des  Herzoo^s  in  erster  Linie  durch  Redereien  von  Diir- 
fort  und  Dumas  bewirkt  worden  ist.  Um  was  es  sidi  hierbei 

handelt,  geht  leider  nicht  deutlich  aus  der  italienischen  Korrespondenz 
hervor.  Nur  so  viel  scheint  klar  zu  sein,  daß  man  (4aliaiii  und  seinen 

Chef  politischer  Quertreibereien  bezichtigte.  So  schildert  Galiani 
drastisch  das  ̂ lißtrauen  Choiseuls  ihm  gegenüber  in  verschiedenen 
Schreiben  an  Tanucci,  freilich  immer  noch  von  der  Hoffnung  erfüllt, 
durch  sein  geschicktes  Auftreten  den  Herzog  zu  versöhnen  und  die 

Verleumdung  der  Dumas  und  Durfurt  zurückzuweisen.^)  Und  auch 
Tanucci  stellt  in  seinen  Briefen  beide  Männer  als  die  eigentlichen 

Brunnenvergifter  in  Sachen  Frankreich-Neapel  hin.-)  Aber  das 
Schicksal  Galianis  war  besiegelt.  Choiseul  erfuhr  von  einer  Unter- 

redung Galianis  mit  dem  dänischen  Gesandten  in  Paris,  dem  Baron 
V.  Gleichen.  Eine  Abschrift  der  Depesche,  die  den  Inhalt  der 
Unterredung  wiedergab,  gelangte  in  Choiseuls  Hände,  und  aus  ihr 
ging  hervor,  daß  der  neapolitanische  Hof  dem  bourbonischen 
Familienvertrag  nicht  beigetreten  sei  und  seine  Unabhängigkeit 

den  Höfen  von  Madrid  und  Frankreich  gegenüber  zu  wahren  ge- 
denke.^) Choiseul  verlangte  die  Abberufung  Galianis,  die  am  6.  Mai 

1769  durch  eine  Depesche  Tanuccis  an  Galiani  in  der  Tat  erfolgte. 
Sie  traf  unseren  Abbe  wie  ein  schwerer  Schicksalsschlag. 

Bewegt  schreibt  er  am  29.  Mai  1769  an  Tanucci  ■*): 
„Eine  sehr  zornige  Rede  gegen  mich,  die  vor  ungefähr  zwei 

Monaten  der  Herzog  von  Choiseul  Castromonte  gegenüber  in  ganz 
allgemeinen  Ausdrücken  hielt,  ließ  meinen  Botschafter  und  mich, 
als  wir  die  Zeiten  des  Briefwechsels  vergliclien,  für  die  Woche 

schon  eine  Neuigkeit  erwarten.  Jedoch  weder  er  noch  ich  er- 
warteten die,  die  gekommen  ist.  Es  schien  mir.  daß  ich,  da  ich 

hier  zwei  Gesandte  habe,  Personen,  die  erhaben  sind  über  jeden 

Tadel,  die  über  meine  Führung  wachen,    die  darüber  Zeugnis   ab- 

')  vgl.  A.  St.  1905,  p.  237/38  Note  1,  427  Note  1.  456  Note  2:  A.  St.  1906, 
p.  204  Note  1. 

-)  vgl.  A.  St.  1903,  p.  738  u.  710  sowie  A.  St.  1905.  p.  225. 
*)  Abgedr.  ist  diese  Depesche  bei  Perey -Maugras.  1.  c.  p.  XLIIIff.:  vgl. 

auch  zum  folgenden  Ferraioli,  a.a.O.  Einzelheiten  finden  sich  auch  bei 

Blei.  Weigand  u.a.  Darum  wird  die  Frage  der  Abberufung  im  Texte  nur 

so  weit  behandelt,  als  es  für  das  Verständnis  des  folgenden  notwendig  erscheint. 

*)  Bazzoni,  1.  c.  p.  224/25;  vgl.  auch  Weigand,  a.  a.  U..  p.  XIII  und 
Sieges,  a.  a.  0.  p.  27. 
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leiten  können,  dif.  da  sie  an  Ort  und  Stelle  sind,  sozusafi'en  meine 
natüiliilien  Kicliter  sind,  die  mich  sehr  lieben  und  völlig:  in  jeder 
Ifiihtnno:  mit  mir  zufrieden  sind,  sicher  sein  könnte,  daß  mir 
nichts  Übles  zustoßen  könnte.  Es  ist  nicht  so  g:ekommen,  und  mir 

ist  das  passiert,  was  ich  nach  dem  Tode  als  das  größte  Übel,  was 

mir  passieren  könnte,  empfinde.  Wenn  ich 's  verdient  habe, 
so  will  ich  still  sein,  wenn  ich's  nicht  verdient  habe, 
so  verzeihe  Gott  die  Ungerechtigkeit  dem,  der  sie 

mir  angetan  hat.^)  Ew.  E.  ist  es  sicher  nicht  gewesen. 
Obgleich  ich  keine  Briefe  mehr  von  Ihnen  bekomme,  so  kann  ich 
doch  nie  glauben.  Ihre  Gunst  und  Liebe  verloren  zu  haben.  Die 
verliert  kein  Unschuldiger.  Die  verliert  auch  kein  Angeklagter, 
wenn  er  nicht  völlig  überführt  und  ein  Beweis  für  seine  Schuld 
vorhanden  ist.  Ich  werde  jedoch  dem  Befehle  des  Königs  blind 

gehorchen;  dies  ist  mein  Wille". 
Dabei  spielt  Choiseul  die  Rolle  des  durch  die  Abberufung 

Überraschten  und  erweist  dem  Scheidenden  allerlei  Freundlich- 

keiten."^!  Und  welche  Achtung  und  Liebe  bringen  Galiani  erst  seine 
Freunde  entgegen,  als  er  sich  verabschiedet.  Stolz  schreibt  er.  er 
sei  geliebt  worden,  und  er  fügt  hinzu:  ,.Im  ganzen  muß  ich  mich 
des  Benehmens  aller  gegen  mich  rühmen,  und  ich  habe  Gelegenheit 
gehabt,  die  Liebe  kennen  zu  lernen,  die  man  gegen  mich  hat: 

Soviel  Auszeichnungen,  soviel  Liebkosungen  sind  eine  bessere  Me- 
dizin für  meine  Gesundheit  gewesen  als  alle  anderen,  die  ich  ge- 

]iommen  habe;  aber  der  Geist  ist  noch  niedergeschlagen  und  der 

Körper  ist  noch  nicht  ganz  gesund.  Vielleicht  ist  meine  Ge- 
schichte beendet.  Gott  sei  Dank  endigt  sie  ohne  Schande  und 

ohne  Erröten •'.•^) 
Das  ist  der  letzte  von  Paris  aus  geschriebene  Brief!  Aber 

auch  noch  aus  der  französischen  Korrespondenz  ertönen  die  Klagen. 

So  schrieb  der  Abbe  am  3.  Februar  1770  an  Frau  vonEpinaj':  ,,0n 
m'a  arrache  de  Paris  et  on  m'a  arrache  le  coeur".*)    Überaus  bitter 

')  „Se  r  ho  ineritato,  mi  uniformo ;  se  non  V  ho  meritato,  Dio  perdoni  1"  in- 
Kiustizia  a  chi  me  1'  ha  fatta." 

^  Bazzoni,  p.  225. 

*)  Bazzoni,  1.  c.  p.  226:  „tante  distinzioni,  tante  carezze  sono  State 

miglior  medicina  alla  mia  salute,  che  ogni  altra  presa ;  ma  1'  anirao  e  abbattuto 
ancora,  ed  il  corpo  non  e  sano  in  tutto.  Forse  la  favola  mia  e  finita.  Grazie 

a  Dio  finisce  senza  vergogna  e  senza  rossore"'. 
*)  Perey  et  Mau  gras,  l'Abbe  F.  Galiani,  Correspondance  a.  a.  0.  I.  p.  68. 
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mußte  der  j;v\van(lte  raussciir.  (Ut  eine  solch  (IdiiiinitTriide  Kolle 

in  den  Pariser  Salons  g'cspielt  hatte,  diese  Ver])aininn<r  i'nij)tinden, 
die  ihm  aus  der  Weltstadt  in  sein  klcint's  l\önij:rci(li  vt^rsehlug. 
Beweglichen  Aufschluß  über  seinen  Kummer,  seine  weitere  politische 

Tätigkeit,  seine  ökonomischen  und  philosophischen  Anschauungen 
gibt  nun  die  umfangreiche  französische  Korrespondenz/)  die  uns  in 

erster  Linie  dazu  dienen  soll,  im  folgenden  eine  Charakteristik  des 

eigenartigen  Mannes  zu  versuchen.  Die  Adressaten  der  französischen 

Briefe  von  1769  bis  17S5  sind  in  erster  Linie  seine  Pariser  F'reunde, 
darunter  vor  allen  Dingen  die  Frau  von  Epina}',  die  Freundin 
(-rrimms  und  Kousseaus,  ferner  Madame  Necker,  Mad.  (4eoffrin, 

Diderot,  Grimm,  d'Alembert,  Holbach  und  andere.  Man  sieht,  die 
Adressaten  sind,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  allgemein 
bekannte  und  prominente  Persönlichkeiten,  in  deren  Pariser 

Salons  sich  Galiani  wohl  und  heimisch  gefühlt  hatte,  dank  seiner 

Anpassungsfähigheit  an  den  damals  beliebten  „esprit  classique",  wie 

ihn  Taine  genannt  hat.'^)  Über  den  Verkehr  in  den  Pariser  Salons 
während  des  Ancien  Regime  am  Vorabend  der  französischen  Bevo- 

lution  sind  wir  ja  mannigfach  unterrichtet,  so  daß  wii-  uns  ein 
genaues  Bild  davon  machen  können.  Auch  wird  in  einigen  Quellen 

der  Name  Galiani  des  öfteren  genannt.^) 

*)  t)ber  sie  sagt  Brunetiere  a.  u.  0  ,  p  940:  „II  essaye  pour  tromper  ses 

rogrets,  d'entretenir  une  vaste  correspondanco  avec  ses  aniis  de  Paris". 
-)  Auf  die  Auffassung  Taines  kommen  wir  am  Schlüsse  der  Abhandlung 

zurück. 

=*)  Wer  näheren  Aufschluß  ril)er  die  verschiedenen  Adressaten  und  die 
Pariser  Salons  wünscht,  in  denen  Galiani  verkehrte  und  die  Gäste  durch  sein 
geistvolles  Geplauder  entzückte,  findet  ihn  in  folgender  Literatur:  Marmontel, 

Leben.  Schicksale  und  Selbstgeständnisse(lS05)n.  u.  J.  Aufl.  IV;Sainte-Beuve, 
Causeries  du  Lundi  3.  Aufl.  Rd.  2  (namentlich  über  den  Salon  der  Madame 

Geoffrin:'  ,le  salon  le  plus  complet,  le  mieux  administre  de  son  temps" 
p  309);  Brunetiere,  Revue  de  deux  mondes  (1881).  p.  933 ff.  Am  lebendigsten 
schildern  uns  das  Gesellschaftsleben  der  damahgen  Zeit  die  Memoiren  der  .Madame 

d'Epinay  (vgl.  auch  Causeries  du  Lundi  3.  Aufl.  II  p.  187  ff).  Auch  das  Buch 

von  Perey  et  Maugras,  Dernieres  Annees  de  Mme.  d'ftpinay  (a.  a.  0.  p.  159, 
30 ff.  u.  386 ff.)  ist  heranzuziehen.  Auch  Weigand  (a.  a.  0.  p.  XLIII  ff.)  führt  gut 

in  das  Milieu  ein.  Viel  .Material,  auch  speziell  über  Galiani.  bietet  die  „Corre- 

spondance  litteraire"  von  (irimra.  Diderot  usw.,  ed.  Maurice  Tourneux, 
liJvols.,  namentlich  XI,  28 ff.,  VIII.  339ff.,  lüOff.,  328.  VI,  35,  151  ff..  X,  107 f., 
IX.  19,  231.  Endlich  geben  auch  die  Briefe  Galianis  an  Tanucci  ab  und  zu 
Aufschluß  über  seine  Pariser  Freunde.  Vgl.  z.B.  Bazzoni  a.a.O.  p.  215/16 
und  namentlich  131  ff.  (über  die  Enzyklopädie). 
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Idi  nannte  trülier  die  Korrespondenz  Galianis;  sein  drittes  Haupt- 
werk, indem  ich  dabei  von  seinen  dichterischen  und  philologischen 

yersuchen,  auf  die  vor  allem  jetzt  wieder  Nicolini  aufmerksam 

macht, ^)  absah.  Als  Gesamtwerk  ist  die  Korrespondenz  jedenfalls 
eine  wahre  Fundgrube  für  die  sozialen  und  politischen  Anschau- 

ungen und  für  das  Weltbild  unseres  Denkers. 
Vermittels  seiner  Briefe  an  die  Pariser  Freunde  wollte  Galiani 

nach  seiner  Abberufung  aus  Paris  der  Langeweile,  der  Schwer- 
fälligkeit und  der  Traurigkeit  entgehen.  Das  sind  die  drei 

Mächte,  die  ihm  zufolge  in  Neapel  herrschen.  Die  Briefe  selbst 
sind  als  Ganzes  genommen  unvergleichlich.  Hof  milier  meint,  ihre 
gelegentliche  leise  Traurigkeit  unterbreche  wie  ein  kurzes,  dunkles 
Adagio  ihre  geistreiche  Heiterkeit,  die  ihr  eigentliches  IClement 

sei.'-')  Und  auch  Nicolini  ist  der  Überzeugung;  er  meint,  daß  der 
französische  Briefwechsel  unseres  Abbes  ihn  als  Menschen  und 

Schriftsteller  uns  am  besten  sehen  läßt.^)  Die  Korrespondenz  be- 
steht aus  autobiographischen  Betrachtungen,  aus  philosophischen 

Spekulationen,  ökonomischen  und  politischen  Diskussionen,  histo- 
rischen und  literarischen  Urteilen,  und  alles  ,,in  prickelnder,  maß- 

voller, sich  einprägender  Form,  voller  Lebhaftigkeit  und  Natürlich- 

keif'.*) 
Galiani  ist  kein  S3'stematiker  gewesen;  auch  er  gehört  zu 

den  großen  Fragmentisten  des  18.  Jahrhunderts.  Aber  —  darin 

hat  sein  Landsmann  Nicolini  recht  ̂ )  —  in  der  Kunst,  die  vier  Seiten 
eines  Briefbogens  zu  füllen  und  darin  den  Inhalt  einer  Abhandlung, 
ja  selbst  eines  Buches  zu  verdichten,  können  wenige,  auch  die 

größten  Schriftsteller,  kaum  mit  ihm  wetteifern.") 

*)  vgl.  Nicolini,  II  Pensiero  .  ..  1909. 
-)  Der  Abbe  (luliuni,  Süddlscli.  Monatshefte.  August  1907,  p.  182  (jetzt  auch 

in  seinem  Buche  «Versuche'").  Vgl.  auch  das  Urteil  Franz  Kleis,  Prinz  Hypolit 
und  andere  Essays,  1908,  p.  81. 

*)  Giornale  a.  a  0.  p.  33. 

*)  ibidem  p.  33:  „e  tutto,  anche  i  lughi  commi.  inevitabili  nelle  corri- 
spondenze,  detto  con  forma  scoppiettente,  sobria.  incisiva.  piena  di  naturalezza 

e  di  brio". 

^j  ibidem  p.  33:  e„  ben  si  puö  dire  che,  nell'  arte  di  riempire  le  quattro 
facciate  d'  un  foglietto,  condensando  in  esse  il  contenuto  d'  una  dissertazione 
e,  magari .  d'  un  libro,  pochi  serittori,  anche  grandissinii,  possano  gareggiare 
con  Uli". 

*)  F.  Blei  (Die  galante  Zeit  und  ihr  Ende,  p.  16)  nennt  die  Briefe  jener 
Zeit  .fi.xierte  Toilettenkun.st.stücke  des  Geistes". 
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Wir  sind  uns  wolil  ])ewußt.  wie  scliwierifr  es  ist.  ein  solch 

farbensprüliendes  Kcileidoskop,  wie  es  die  t'ranzüsisclie  Korrespondenz 
Oalianis  darstellt,  neu  zu  konstruieren,  aber  indem  wir  uns  unserem 

früheren  Vorsatz  gemäß  zugleich  an  die  italienische  Korrespondenz 

halten,  wagen  wir  den  Versuch  und  wollen  uns  namentlich  in  drei- 
facher Kichtung  über  unseren  Denker  belehren  lassen.  Die  Briefe 

sollen  uns  zunächst  die  Entstehungsgeschichte  seines  glänzendsten 

"Werkes,  der  Dialoge  über  den  Getreidehandel.  erzählen,  uns  über 
seine  Motive  aufklären  und  die  in  den  Dialogen  niedergelegten 

handelspolitischen  Ansichten  nach  mancherlei  Richtungen  hin  er- 
gänzen. Sie  sollen  ferner  den  Gegensatz  Galianis  zu  den  damaligen 

Dogniatikern  des  Freihandels,  zu  den  Ph3'siokraten,  seinen  intimsten 
Gegnern,  verdeutlichen.  In  erster  Linie  also  ist  es  der  National- 

ökonom, speziell  der  Getreidehandelspolitiker  Galiani,  den  uns  die 
Briefe  zeichnen.  In  zweiter  Linie  interessiert  uns  der  Politiker, 

über  den  uns  ebenfalls  die  Briefe,  und  zwar  sowohl  die  italienischen 
als  wie  auch  die  französischen,  mancherlei  Aufschluß  erteilen,  und 

endlich  drittens  und  letztens  sollen  sie  uns  helfen,  den  Philo- 

sophen, den  weltweisen  ,.Salonabbe"  verstehen  zu  lernen. M 
Fragen  wir  zunächst,  inwiefern  ergänzen  Galianis  Briefe  seine 

Dialoge  über  den  Getreidehandel? 

Ich  darf,  bevor  ich  auf  die  Briefe  eingehe,  ehi  Wort  voraus- 
schicken und  an  die  Vorgeschichte  der  Dialoge  und  damit  an  die 

bewegte  Zeit  der  stets  schwankenden  fran^ösischenGetreide- 

handelspolitik  seit  dem  Jahre  1750  erinnern.  Die  Ge- 
treidehandelspolitik der  französischen  Regierung  von  1753  bis  1789 

wird  durch  „ein  stetes  Auf  und  Nieder  von  Freiheit  und  Hemmung'' 
charakterisiert.-)     Gegen   1750    gewann   die   Bewegung  zugunsten 

')  vgl.  Hofmiller,  1.  c.  p.  1S4,  der  mit  Hecht  auf  die  Schilderung  Taines 

verweist.  Vgl. seine  „Entstehung  des  modernen  Frankreichs*-,  deu.  von  L.  Katscher, 

Bd.  13^  p.  335,  wo  er  von  den  „Salon-Abbes'-  als  den  „ständigen  Haushöflingen, 
Neuigkeitskrämern,  Boudoirschmarotzern,  als  dem  Echo  von  Gesellschaft  zu 

Gesellschaft,  von  Salon  zu  Salon"  spricht.  Und  Hof  milier,  I.e.  nennt  den 

Abbe  des  18.  Jahrhunderts  „den  feinsten  Domestik  des  Salons,  sein  unentbehr- 
lichstes Möbel  ...  Er  lebt  im  Salon,  er  lebt  vom  Salon,  er  stirbt  mit  dem 

Salon".  Grimm  schreibt  am  28.  Februar  1775  an  Galiani:  „Mon  eher  proto- 

type  de  tous  les  charmants  abbes,  passes,  presents  et  ä  venir".  Perey  et 

Maugras,  Dernieres  Annees  de  Madame  d'fipinay,  *.  Paris,  C.  Levy,  p.  489. 
■-)  F.Wolters.  Studien  über  Agrarzustände  und  Agrarprobleme  in  Frank- 
reich von  1700  l>is  1790,  Leipzig  1905,  p.  '276.     Vgl.  außerdem  zur  französischen 
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triößerer  Handelsfreilieit  stärkere  Kraft,  nachdem  sclion  früher  deu 

Heniinun^'eii  der  Handelsfreiheit  wiederliolt  die  Scliuld  am  Nieder- 

zwange der  französischen  Landwirtscliaft  beigemessen  worden  war.^) 
Namentlich  waren  es  die  Physiokraten.  welche  die  Fordernnp:  nach 
Beseitigung  aller  die  freie  Produktion  und  den  freien  Handel 
störenden  Schranken  erhoben  und  mancherlei  Anhänger  gewannen. 
1754  setzte  man  bei  Ludwig  XV.  die  Freiheit  des  Getreidehandels 
innerhalb  der  einzelnen  Provinzen  des  Reiches  durch.  Es  folgten 
günstige  Erntejahre,  so  daß  die  Freihandelsschule  auf  dem  von  ihr 
betretenen  Wege  fortschritt  und  erreichte,  daß  die  an  der  Ausfuhr 
interessierten  Provinzen  sich  ihren  Forderungen  anschlössen.  Die 

Regierung  folgte  langsam.  1763  wurde  dem  Parlament  ein  Ent- 
wiu'f  zur  Befestigung  der  Inlandshandelsfreiheit  vorgelegt,  der  am 
2.  Dezember  bestätigt  wurde.  Im  Juli  1764  erging  das  Edikt  über 

die  Ausfuhr-  und  Einfuhrfreiheit.  Es  stellt^)  im  Artikel  3  das 
Prinzip  der  freien  Ausfuhr  auf,  jedoch  soll  die  Ausfuhr  über  See 
nur  aus  bestimmten  angeführten  Häfen  erfolgen.  Ferner  wurde 
bestimmt,  daß  die  Ausfuhrtransporte  nur  auf  französischen  Schiffen 
mit  überwiegend  französischer  Besatzung  vor  sich  gehen  dürften. 
An  Orten,  an  denen  auf  drei  einander  folgenden  Märkten  das  Korn 

den  Preis  von  30  livres  per  septier  erreichte,  soll  die  Ausfuhr- 
freiheit aufgehoben  sein,  wie  Artikel  6  besagt.  Endlich  soll  ein 

V  2  prozentiger  "Wertzoll  bei  der  Ausfuhr  und  bei  der  gleichfalls 
freigegebenen  Einfuhr  auf  Brotkorn  ein  1  prozentiger,  sonst  ein 
3  prozentiger  Wertzoll  erhoben  Averden.  Dieses  Edikt  l)edeutet 
scheinbar  einen  Sieg  der  Freihandelsdoktrin,  der  Physiokratie,  in 

\\'irklichkeit  aber  nur,  wie  Sieges  mit  Recht  hervorhebt,'*)  einen 
Sieg  des  Prinzips  der  Ausfuhrfreiheit;  (Iciiii  zugunsten  des  Pariser 

lietreidehandelspolitik  folgende  für  die  Darstellung  des  Textes  herangezogenen 

Werke;  Sieges,  a.  a.  0.  p.  32 f.;  Araskhania  n  tz,  a.  a.  0.  p.  144ff.;  Af  anas- 
s i e V.  a.  a.  0.  p.  205  f f. ;  F  r  i  d  r  i  c  h  o  \v  i c  z ,  a.  a.  0.  p.  210  ff. ;  G  a  u  d  e  m  e  t ,  a.  a.  0. 

p.  103 ff. ;  Thiele,  Fran(,-ois  Quesnay  und  die  Agrarkrisis  im  Ancien  Regime, 
in  Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte  IV,  p.  uo3ff.;  Adalbert 
Wahl.  Vorgeschichte  der  französischen  Revolution  1905  Bd.  I,  p.  165ff.;  Blei, 
üalianis  Dialoge  über  den  Getreidehandel  (18üü).  j).  69ff.;  Weigand,  Einleitung 
zu  seiner  Ausgabe  der  Briefe  Galianis  (1907)  I,  p.  LXIII  ff. 

•)  vgl.  Siegen,  pp.  32ff.,  auch  zum  folgenden. 

'^)  vgl.  Gaudemet,  a.  a.  0.  p.  117f.  und  Sieges  i.  c.  p.  34ff.  für  das 
Folgende. 

')  ibidem  p.  35. 
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Marktes  blieben  mancherlei  ältere  Bestininum.üfen  bestehen,  und  die 

Abschaffung'  der  den  Binnenhandel  l)elastenden  Abgaben  stand 
einstweilen  nur  auf  dem  Papier,  so  daß  der  Export  ein  Übergewicht 

über  den  Binnenliandel  erhielt.^)  Allerlei  Mißernten  haben  die  Be- 

g-eisterung  für  das  neue  System  der  Getreidehandelspolitik  bald 
herabgemindert.  Wie  uns  Gaudemet,  Afanassiev  und  zuletzt  AVolters 

geschildert  haben,  ergaben  die  Ernten  der  Jahre  1766/1768  einen 

starken  Mißwachs.  Infolge  der  hohen  Preise  entstand  allg-emeine 
Unruhe,  und  ein  großer  Teil  der  Empörung  richtete  sich  gegen  die 
neue  Schule  der  Ökonomisten,  gegen  die  Physiokraten,  gegen  Quesnay 

und  seine  Anhänger.  Eine  gewaltige  Broschürenliteratur  entstand 

und  erörterte  eifrig  das  Für  und  Wider  der  freien  Getreideausfuhr. 
Sie  schloß  sich  an  die  frühere  Literatur  der  Jahre  1750  und  folgende 

an,  von  der  Voltaire^)  spöttisch  gesagt  hatte:  „Gegen  1750  machte 
die  Nation,  übersättigt  mit  Versen,  Tragödien,  Komödien,  Opern, 
Bomanen  und  noch  romantischeren  Reflexionen  über  die  ]\Ioral  und 

die  theologischen  Streitereien,  über  die  Gnade  und  die  Verzückungen, 

machte  die  Nation  sich  endlich  daran,  über  das  Getreide  nach- 

zudenken. Man  vergaß  selbst  die  Weinberge,  um  nur  von  A\'eizen 
und  Roggen  zu  sprechen.  Man  schrieb  nützliche  Dinge  über  die 
Landwirtschaft;  alle  Welt  las  sie,  mit  Ausnahme  der  Bauern.  Man 

stellte  fest,  wenn  man  aus  der  Opera  Comique  kam,  daß  Frank- 

reich Getreide  in  Hülle  und  Fülle  zu  verkaufen  hätte". 
Weit  über  die  Modeliteratur  hinaus  erhoben  sich  drei  Schriften 

über  die  Frage  des  Getreidehandels:  Galianis  Dialoge,  erschienen 
1770  oder  nach  Afanassiev  Ende  1769,  Turgots  Briefe  über  die 

Freiheit  des  Getreidehandels  vom  gleichen  Jahre,  endlich  Neckers 

AVerk  über  die  Getreidegesetzgebung  und  den  Getreidehandel  vom 
Jahre  1775.  Man  hat  mit  Recht  die  Hauptgesichtspunkte  dieser 

"\\'erke  dahin  charakterisiert,^')  daß  Galiani  die  Getreidepolitik  den 
Forderungen  der  industriellen  Entwicklung  des  Landes  unterordnen 

wollte,  Necker  denen  der  Sozialpolitik,  Turgot  denen  des  Acker- 
baues. Und  die  Getreidegesetzgebung  von  1770  bis  zum  Ausbruch 

der  großen  fi'anzösischen  Revolution  beruht  hauptsächlich  auf  dieser 
Kontroverse.    Uns  interessiert  hier  nur  Galiani.    Und  da  ist  hervor- 

')  Gaudemet,  p.  119  und  Sieges  p  35. 
*)  Voltaire,   Dictionnaire  philosophique  IV,  p.  21 ;    vgl.  auch  Wolters, 

a.  u.  0.  p.  147. 

»)  Araskhaniautz,  a.  a.  0.  p.  149. 
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zulh^ben.  daß  er  sich  schon  in  seinen  italienischen  Briefen  an 

Tanucci  des  öfteren  über  die  Getreidehandels-  und  Teuerungs- 

politik Frankreichs  ausspricht  und  aus  ihr  Lehren  für  die  ent- 
sprechende Politik  seines  eigenen  Vaterlandes  zu  ziehen  sucht. 

Coletta  schildert  uns  in  seiner  „Geschichte  des  Königreichs 

Neapel".^)  wie  im  Anfange  des  Jahres  1764  in  Neapel  eine  all- 
gemeine Teuerung  entstand  und  wie  die  Regentschaft  ihrer  Herr 

zu  werden  suchte.  Sie  setzte  in  jeder  Stadt  einen  niedrigen  Preis 
des  Getreides  fest,  wodurch  jedoch  die  Märkte  verlassen  blieben. 

Sie  schob  die  Schuld  auf  die  „Wucherer"  und  suchte  sie  zu  be- 
strafen. Die  Hungersnot  erreichte  erst  ihr  Ende,  als  aus  dem  Aus- 

lande Getreideschiffe  ankamen.  Am  19.  März  1764  schreibt  Galiani 

an  Tanucci-):  „Die  Nachrichten  von  der  Teuerung  in  Neapel 
betrüben  mich  unendlich.  Sehr  viele  schöne  Dinge  habe  ich  in 
unzähligen  Autoren  über  die  Administration  des  Getreides  gelesen, 
ebensoviele  habe  ich  von  Leuten  von  Einsicht  sagen  hören,  und 
fast  ebensoviele  habe  ich  manchmal  selbst  phantasiert.  Ew.  E.  wird 

gerade  wie  ich  unendlich  viel  gelesen  und  nachgedacht  haben. 
Aber  alles  sind  schöne  Dinge,  die  von  Kunstfertigkeit  abhängen, 
einer  feuern  und  menschlichen  Sache,  die  trügerisch  ist  und  dem 
unterworfen,  daß  sie  jede  gute  Einrichtung  verderben  kann.  Das 
Richtige  ist,  die  Natur  der  Natur  entgegenzusetzen. 
Die  Natur  ist  wahr,  einfach  und  groß  in  den  Übeln 

wie  in  d e n  H i  1  f  s m i 1 1 e  1  n.^)  Den  Pocken  muß  man  die  Impfung 

entgegensetzen,  und  alle  die  Sorgen  für  den  Schutz  vor  der  An- 
steckung, die  der  Mensch  hat  und  die  wirkungslos  bleiben,  sein 

lassen.  Der  Getreideteuerung  muß  man  eine  Kultur  einer  Pflanze 

entgegensetzen,  die  wenigstens  taliter  qualiter  die  Getreideschwan- 
kungen aushalten  läßt,  wenn  das  Getreide  fehlt.  Das  türkische 

Korn  ist  eine.  Tatsächlich  gibt  es,  seitdem  Mais  in  Europa  ist, 
weniger  Teuerungen.  Aber  dies  allein  genügt  nicht.  Ich  sehe  die 
Hälfte  der  Welt,  nämlich  die  ganze  neue,  sich  als  Brot  einer  Wurzel 
bedienen,  die  tausend  verschiedene  Namen  in  Amerika  hat.  Man 

nennt  sie  Manioco  usw.;   in   der  Hauptsache   kommt  sie   den  Kar- 

•)  Aus  dem  Italienischen  von  Leber.  Mit  Vorwort  von  F.  Chr.  Schlosser, 
(irimma  1848,  Bd.  I,  p.  221  ff. 

«)  BazzGui,  1.  c.  p.  112/13. 

^1  „11  vero  e  opporre  la  natura  alla  natura.  La  natura  e  vera,  simplice 

et  grande  e  ne'  raali.  e  ne'  rimedi." 
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toffeln  von  Spanien  nnd  von  Irland  oleidi.  Diese  Insel  U'bt  davon, 

und  wo  sie  erst  verlassen  war  ans  Mang'el  an  Korn,  ist  sie  heute 
sehr  bevölkert.  Ich  sehe  hier  das  ganze  Volk  im  Winter  von 
diesen  Kartoffeln  leben,  die  verschiedene  Namen  haben.  Man  nennt 

sie  pommes  de  terre,  topinambours  usw.  Mit  ihnen  ist  die  französische 

Armee  in  einem  Teil  Deutschlands,  in  Hessen,  das  wenig  Korn 

hervorbringt,  unterhalten  worden.  Wenn  also  unsere  Abbruzzen, 
die  Basilicata,  Calabrien  citra  usw.,  gebirgische  nnd  zum  Teile  kalte 

(Tegenden,  diese  Plauze  hätten,  wie  viel  weniger  Korn  würde  man 
brauchen!  Diese  Pflanze  wächst  ohne  Kultur  und  in  dem  undank- 

barsten Boden  und  hat  den  Vorteil,  daß  sie  im  A\'inter  kommt,  und 
man  hat  Zeit,  sie  zu  säen,  wenn  man  den  Ausgang  der  Getreide- 

ernte gesehen  hat.  Bitte  verachten  Sie  nicht  das,  was  ich  sage; 
wer  weiß,  ob  nicht  die  Vorsehung  mich  ganz  unbedeutendes  Wesen 
dazu  bestimmt  hat,  Ew.  E.  eine  Idee  einzuflößen,  durch  die  Sie  mehr 

als  durch  alles  andere  sich  um  das  Menschengeschlecht  verdient 

machen  werden.  Die  größten  Wohltäter  des  Menschengeschlechtes 

sind  Bacchus.  Ceres,  Lukullus  und  wer  immer  uns  mit  einem  natür- 
lichen Eeichtum  beschenkt  hat.  Ich  könnte  für  20  Lire  Ew.  E.  so 

viel  Kartoffelsamen  schicken,  das  Reich  von  Neapel  zu  bereichern, 

aber  ich  weiß,  daß  Toskana  und  Mugello  davon  voll  sind  (durch 

die  Bemühungen  des  guten  Cocchi),  so  daß  der  Transport  von  dort 

kürzer  sein  wird". 
]\Ian  sieht,  Galiani  legt  auf  den  Anbau  von  Kartoffeln  den 

größten  Wert,  und  er  freut  [sich  in  einem  Briefe  vom  80.  April 

1764  über  die  sympathische  Aufnahme,  die  seine  Vorschläge  bei 

Tanucci  gefunden  haben.^)  Weiter  gehen  die  Pläne  eines  sehr  aus- 
führlichen Briefes  vom  7.  Mai  1764,  der  (in  Anlehnung  an  „della 

moneta")  eine  Art  Quantitätstheorie  über  das  Verhältnis  von  Metall- 
menge und  Preisen  entwickelt.  Ich  teile  ihn  in  extenso  mit,  weil 

er  wertvoll  ist  für  die  damalige  Auffassung  unseres  Abbes  von 

den  Aufgaben  einer  Teuerungspolitik.     Er  schreibt-): 
,.Ich  verstehe  nicht,  warum  es  gegen  den  sehr  hohen 

Preis  der  Lebensmittel  kein  Mittel  geben  soll.  Rom  rührt 
sein  Sacrarium  und  sein  Sixtinisches  Palladium  an.  Warum  sollten 

wir  nicht  das  Silber  der  Kirchen  (die  durch  ihr  Wesen  verpflichtet 

')  Bazzoni,  1.  c.  p.  118. 

*)  ibidem  p.  119/20. 
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sind.  Mütter  und  Ammen  der  Armen  zu  sein)  auf  die  Münze  tragen 
lassen?     Ich  beabsichtige  nicht  etwa,   das  Silber  ganz  zu  nehmen, 
weil  dies  eine  verhaßte  Sache  sein  würde,  die  man  überhaupt  nicht 

zu  versuchen  brauchte,   aber   die  Münze   müßte  einen  Erklärungs- 
schein  an  jede  Kirche  oder  jedes  Kloster,  das  Silberwerk  gebracht 
hätte,  geben  über  den  Betrag  des  Silberwerks,  und  man  müßte  den 

Kirchen  4"7ü  Zinsen   dafür  geben,   bis   das  Kapital  zurückgestellt 
wird.    Im  ganzen  braucht  es  nur  eine  Anleihe  zu  sein,  die  mit  der 
Schaffung  eines  Zolles  zu  besseren  Zeiten  wieder  ins  Gleichgewicht 
gebracht  werden  wird;   so   hat  man   hier  vor  4  Jahren  getan   und 
die  Geistlichen    (die   hier   schreien   und   kreischen   können,   gerade 
wie   in   jedem    anderen   Lande)   schrien    nicht   nur   nicht,   sondern 
lobten  vielmehr   den  Himmel,    einen  Weg  gefunden   zu  haben,   ein 
unfruchtbares  Geld  gewinnreich  zu  machen.     Diese  sehr  geeignete 
Gelegenheit  aber  würde  dazu  dienen,  ungeheure  ]\[etallmengen,  die 
träge  daliegen  und  eines  unserer  großen  Übel  sind,  in  Umlauf  und 
Handel  zu  bringen.     An  die  Banken  darf  man  nicht  rühren;   aber 
bei   den  Kirchen    eine  Schuld   aufnehmen,   die  soviel  Metall   träge 
daliegen   haben,   ihnen   die   Zinsen   bezahlen   und   ihnen   auch   das 
Kapital  wiedergeben,   was   ist  da  für  ein  Übel  dabei?     Wer  kann 

schreien?     Man   müßte   ihnen   die   heiligsten   Gefäße   und   die  Ke- 
liquienschreine   lassen ;   aber   Leuchter,    überflüssige   Verzierungen, 
Bischofsmäntel.  Statuen  würden  umgeprägt  werden,  und  die  Mönche 
würden   sich    um    eine   beträchtliche  jährliche   Einnahme    reicher 

finden.     Es  würde  vielleicht   jemand  schreien,   nicht  etwa   weil  ei- 
die  Nützlichkeit  nicht  einsieht,  sondern  nur  in  der  Vorahnung  der 
Untreue    und    schlechten    Bezahlung    von    selten    des    königlichen 
Schatzes.     Aber  es  ist  vor  allem  notwendig,  in  Neapel  den  Kredit 
zum  königlichen  Schatze  und  das  gegenseitige  Vertrauen  zwischen 
ihm  und  dem  Volke   einzuführen,   damit  das  Volk   gern   sein  Geld 
zum  König  bringt,  und  der  König  immer  das,  was  er  sucht,  in  den 
Taschen  seiner  Untertanen  findet.    Nun  kann  man  aber  nach  meiner 

Meinung  nichts  besseres  tun.   als   experimentum    in   anima  vili   zu 
beginnen.    Man  beginne  mit  den  Mönchen  und  nicht  mit  den  Banken. 
Denn  wenn   man   den  Mönchen   die  Treue  nicht  hält,   ist   dies  ein 
geringeres  Übel,  wenn  man  sie  aber  den  Banken  nicht  hält,  ist  es 

ein  sehr  viel   schlimmeres  Übel    und  das  größte,    was  unsern  voll- 
ständigen Ruin  bedeuten  würde. 

Glaube  Ew.  E.,  daß  es  nicht  mehr  notwendig  sei,  sich  wegen 
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der  Teuenuiö-  zu  beunruliio-en.  da  wir  so  weit  sind.  Der  Mangel 
an  Getreide  wird  sicher  mit  der  neuen  P>nte  aufhören,  wenn  sie 
reichlich  ausfällt;  aber  die  sehr  hohen  Preise  der  Dinge  werden 

wahrscheinlich  bleiben,  wenigstens  bis  man  den  Ausgang  der  Öl- 
ernte  gesehen  haben  wird,  oder  vielleicht  noch  länger.  Denken 
Sie  an  die  große  Summe^Geld,  die  fortgegangen  ist.  oder  die  das 
Keicli  für  so  viele  auswärtige  Getreidekäufe  schuldig  bleibt.  Und 

Sie  werden  mit  Ihrem  weisen  Verstände  sehen,  daß  die  Ver- 
minderung der  Metallmenge,  die  unter  uns  kursierte,  not- 

wendigerweise sehr  hohe  Preise  für  alle  Arten  von  Sachen  und  vor 
allem  niedere  Preise  für  unsere  eigenen  Waren,  nämlich  Öl,  Seide, 

Weine  usw.,  hervorbringen  wird.  Alles  dies  sind  \\'irkungen  der 
Menge  des  Metalls,  die  vermindert  wird  und  in  der  Hand  von 
wenigen  Kaufleuten  bleibt,  die  aus  dem  öffentlichen  Unglück  großeh 
Nutzen  geschlagen  haben.  Also  wenn  nicht  neues  Metall  in  die 
Masse  des  wenigen  geschmolzen  wird,  was  jetzt  zirkuliert,  so  wird 
die  Genesung  unseres  Reiches  lange  dauern.  Es  wird  ohne  Kraft, 
ohne  Handel  und  immer  in  Schwäche  bleiben.  Es  ist  also  not- 

wendig, Geld  zu  schlagen  und  zu  münzen". 
Die  Äußerungen,  die  sich  in  den  italienischen  Briefen  finden, 

zeigen  eine  der  damaligen  Getreidehandelspolitik  Frankreichs 

freundliche  Auffassung.    So  schreibt  Galiani  am  25.  Juli  1769*): 
„Der  freie  Export  des  Getreides  aus  Frankreich 

wird  ein  großer  Schade  für  unseren  Handel  sein,  wenn  wir  uns 

nicht  anstrengen,  ihn  nachzuahmen;  hier  hat  man  diese  große  Wahr- 
heit eingesehen,  daß  der  einzige  Schutz  vor  Teuerungen 

F  r  e  i  h  a  n  d  e  1  u  n  d  A  u  s  f  u  h  r  i  s  t ,  weil  dies  den  Anbau  vermehrt, 
und  wenn  man  viel  Getreide  sät,  so  erntet  man  immer  viel  oder 

wenig,  aber  wer  gleich  wenig  sät,  erntet  manchmal  nichts".*) 
Endlich  interessiert  ein  Brief  Galianis  vom  2.  November  1767 

(Nicolini  hat  ihn  zum  ersten  :\lale  mitgeteilt),  in  dem  er   über  die 

^)  Bazzoni,  1.  c.  p.  124. 

*)  „La  libera  esportazione  de'  grani  di  Francia  sarä  un  damno  grande  del 
nostro  coramercio  .  .  .  l'unico  preservativo  delle  carestie  e  libero  commercio  ed 
estrazione."  Vgl.  auch  den  Brief  Ualianis  vom  21.  September  1767  im  A.  St. 

1906,  p.  214/15  Note  1  über  Neapel:  J  prezzi  cari  sono  l'effetto  della  massa 
di  denaro  cresciuta  nel  Regno,  dell'  opulenza  degli  agriocoltori.  del  lecco  dei 
guadagni  fatti  negli  anni  passati'*. 
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Teueninfr   in    Kiankreich    vom   Jahre   17(i7    an   Tanucci   berichtet. 

Ich  hisse  anch  ihn  in  deutscher  Übersetzung  folgen^): 
..Über  Getreide  habe  icli  mit  vielen  liiesigeu  Beamten  in 

den  letzten  Tagen  gesprochen  und  hau])tsächlich  mit  de  Sartine, 
Lieutenant  de  Police,  einem  bedeutenden  Menschen  von  höchstem 

Verdienste;  ich  habe  dies  getan  angesichts  der  Getreide  Ver- 
teuerung, die  hier  eingetreten  ist.  Würden  Sieglauben,  daß  ich 

sehr  große  Mühe  gehabt  habe,  ihm  begreiflich  zu  machen,  was 
unsere  Sjjekulanten  sind,  unser  Monopol,  die  Grausamkeit,  die  die 
wenigen  und  vereinigten  Kaufleute  dem  Volke  gegenüber  ausüben? 

Hier  fehlt  ganz  der  Gegenstand  selbst,  der  Name  und  die  Vor- 
stellung. Das  Wort  incettatore  (etwa  Spekulant)  kann  man  in  das 

Französische  nicht  übersetzen.  Schnell  und  leicht  werden  Sie  die 

Unmöglichkeit  des  Monopols  hier  einsehen.  In  Paris  gibt  es  700 
oder  800  Bäcker,  die  Brot  auf  eigene  Rechnung  machen,  wie  die 

Schuhmacher  die  Schuhe  machen;  diese  Bäcker  haben  keine  Ver- 
pflichtung, das  Getreide  von  irgend  jemand  zu  kaufen,  nicht  von 

ihrer  Stadtbehörde.  von  einer  Junta  de  abastos,  nicht  von  solchen 

Kaufleuten,  niclit  vom  König,  von  gar  niemandem:  sie  kaufen, 
machen  ihr  Brot,  wo.  wann  und  wie  es  ihnen  paßt.  Es  fehlt  hier 

also  jene  Mittelsperson,  die  es  bei  uns  gibt  in  der  Gestalt  des  Kauf- 
manns, der  Stadt  oder  des  Spekulanten,  der  von  den  Bauern  kauft 

und  den  Bäckern  verkauft  und  den  enormen  und  ungerechten  Ge- 
winn einsteckt.  Hier  schreibt  der  Bäcker  direkt  z.  B.  nach  der 

Picardie  und  kauft  von  zwei  oder  drei  großen,  mit  ihm  in  Ver- 
bindung stehenden  Ökonomen  das  Getreide,  läßt  es  nach  Paris 

kommen  und  verarbeitet  es  zu  Brot.  Jeder  der  Ökonomen  der 
Provinzen  hat  befreundete  Bäcker  in  Paris,  und  so  wird  die  Stadt 

versorgt.  Der  Hauptsache  nach  gibt  es  keine  Getreidegroßhändler 
hier;  denn  der  Kaufmann,  der  sich  damit  beschäftigte,  indem  er 
den  Bauern  Geld  vorstreckt,  hier  und  da  30  000  oder  40000  Tomoli 
Getreide  zu  kaufen,  kann  dann  im  Großen  an  die  Stadt  oder  an 
andere  das  Getreide  nicht  wieder  verkaufen.  Er  müßte  auch  im 

Kleinen  und  mit  Mühe  wieder  verkaufen,  indem  er  die  Bäcker  nach- 
einander bitten  müßte,  ihm  abzukaufen;  diese  aber,  die  ihre  festen 

Geschäftsfreunde  haben,  würden  sie  nicht  im  Stiche  lassen,  wenn 

man  ihnen   keinen  geringeren  Preis  anböte,  so  daß   der  Getreide- 

')  A.  St.  1906.  p.  228/29  Note  1. 
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liändler  niedrig-er  vei'kaufen  müßte  als  die  Ökouümen,  d.  li.  unter 
dem  Kaufpreis,  und  Baiikerutt  machen  würde.  Die  800  Bäcker 

können  sich  nicht  verbinden  und  verwein:ern,  Getreide  zu  kaufen, 
weil  sie  den  Laden  würden  schließen  müssen  und  den  Bankerott 

erklären.  Aber  auch  die  Ökonomen  können  sich  nicht  verbinden, 
da  es  eine  Menge  Leute  aus  vier  oder  fünf  verschiedenen  Provinzen 
sind.  Kurz,  hier  gibt  es  keinen  Getreidehändler.  Die  Bäcker  selbst 
sind  die  ersten  Käufer.  Also  das  ganze  Übel  ist  die.  Behörde  der 
Nahrungsmittelversorgung,  die  weiter  nichts  wie  ein  monopolistischer 
Kaufmann  ist,  der  den  Auftrag  zwei  oder  drei  Großkauf leuten  gibt 
und  diese  wieder  anderen,  woraus  sich  jene  P^yramide  von  dritten 

und  müßigen  Händen  bildet,  die  stehlen.')  Wenn  Sie  die  Nahrungs- 
mittelversorgung aufheben  können,  indem  Sie  die  Pille  versüßen 

und  sagen,  daß  es  nur  für  ein  Jahr  ist,  w^enn  Sie  einen  Steuer- 
erlaß auf  das  ganze  Getreide  oder  Mehl  legen,  das  jeder  Bäcker 

oder  Private  frei  nach  Neapel  kommen  läßt,  und  dabei  immer  ver- 
sprechen, den  früheren  Zustand  wiederherzustellen,  sobald  die 

Teuerung  vorüber  sei,  so  machen  Sie  es  nur  und  Sie  werden  das 
Keich  retten.  Wenn  Sie  nicht  können,  weinen  Sie  wie  Jeremias 

und  verlassen  Sie  eine  Stadt,  die  von  Gott  verlassen  ist". 
Und  endlich  ein  Brief  von  1768  (das  auch  ein  Notjahr  für 

Frankreich  war),-)  zeigt  den  Abbe  noch  einmal  als  Anhänger  der 
französischen  Politik,  deren  freihändlerische  Grundsätze  er  lobt.  Er 

schreibt  dort=*):  „Eine  gute  Regierung  muß  gleichen  Schritt  halten 
mit  der  Aufklärung  und  Instruktion  des  Volkes,  sonst  würde  sie 
zu  tadeln  sein.  Hier  hat  man  die  Wirkung  gesehen,  daß  die  Preise, 

als  man  bei  dem  Grundsatz  des  Freihandels  geblieben  ist,  herunter- 
gegangen sind,  und  man  befürchtet  in  diesem  Jahre  schon  keine 

Teuerung  mehr".'*) 
Erscheint  uns  Galiani  in  seinen  Briefen  an  Tanucci  im  wesent- 

lichen als  Anhänger  der  Handelsfreiheit,  so  ist  seine  Stellungnahme 

in  den  berühmten  „Dialogen"  eine  bedächtigere  und  vorsichtigere 

»)  A.  St.  1906,  p.  229:  „.  .  .  Dunciue,  tutto  il  male  e  1'  annona,  che  e  un 
mercante  monopolista,  che  da  1'  incarico  a  due  o  Ire  mercanti  grossi,  e  questi  ad 

altri,  onde  si  forma  quella  piramide  di  terze  mani  oziose,  rapaci". 
2)  F.Wolters,  a.  a.  0.  p.  224. 
=>)  A.  St.  1906,  p.  545. 

*)  „Qui  si  e  veduto  l'effeto  che,  persistiti  nelle  massime  di  libertä,  i  prezzi 

de'grani  sono  andati  as  bassare,  e  giä  non  a'i  time  piii  penuria  in  quest'  anno". Stieda-Festschiift.  10 
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•  o^eworden.  Er  vertritt  bekanntlich  in  ihnen  die  Auffassun«'.  daß 
weder  ein  absolutes  Ausfuhrverbot  noch  absolute  Ausfuhrfreiheit 

im  Interesse  der  französischen  Wirtschaftspolitik  liege.  Man  müsse 
vielmehr  alle  Umstände  berücksichtigen;  dahin  geht  seine  Meinung, 

jeden  Radikalismus  zu  vermeiden  und  langsam  und  vorsichtig  vor- 

zugehen.^) Alle  Entscheidungen  seien  nur  von  relativem 
Wert  je  nach  Zeit,  politischen  und  wirtschaftlichen  Umständen 

eines  Landes.  Mit  einem  Wort:  Ein  „Absolutismus  der  Tiösungeir' 
wirtschaftlicher  Probleme  ist  nach  Galiani  vom  Übel.*^) 

Absichtlich  hat  er,  wie  er  in  einem  Briefe  selbst  zugibt,  die 

Dialogform  für  sein  Buch  gewählt,  weil  er  meint,  das  Fran- 
zösische sei  die  Sprache  einer  Nation,  die  mehr  spreche  als  sie 

denke,  die  sprechen  müsse,  um  zu  denken,  und  die  nur  denke,  um 
zu  sprechen,  und  alles  das  gebe  die  Form  des  Dialogs  am  besten 

wieder.-')  Und  die  Dialoge  sollten  in  der  Tat  auch  wirken,  als  ob 
sie  im  Salon  gesprochen  würden.  „II  fallait  rendre  accessible  et 

agreable,  pour  les  gens  d'esprit  qui  frequentaient  les  salons  et  qui 
voulaient  tout  connaitre  sans  longue  etude,  l'expose  des  theories  les 
plus  compliques  et  les  plus   abstractes",   sagt  Gaudemet  treffend.*) 

Die  drei  sich  unterhaltenden  Personen  der  Dialoge,  der 
italienische  Chevalier  Zanobi  und  die  beiden  französischen  Herren, 

der  Marquis  von  Roquemare  und  der  Präsident,  sind  keine  Fiktionen, 

')  vgl.  Blei,  Galianis  Dialoge,  a.  a.  0.,  p.  95,  Note.  Galiani  sagt  in  seinen 

„Dialogues"  (Nouv.  Kdit.  1795,  p.  34):  „Imitons  le  grand  Colbert  et  ne  le  suivous 
pas.  Imiter  et  .suivre  sont  des  choses  tres  differentes.  quoique  bien  des  gens 

s  y  meprennent.  Faisons  ce  qu'une  bonne  tete  comme  celle  du  grand  Colbert 
aurait  fait  aujoiirJhui". 

-)  Von  den  „Dialogues  sur  le  commerce  des  bleds"  sind  folgende  deutsche 

Übersetzungen  erschienen  (cf.  auch  Xicolini,  Pensiero  .  .  .  I.e.  p.  408)' 
a)  Auszüge  des  5.  und  8.  Dialogs  von  Joh.  Georg  Hamann,  in  seinen  Schrifteii 

ed.  Friedr.  Roth,  IV,  1823,  p.  391  ff.  b)  Dialoge  über  die  Regierungskunst,  vor- 
nehmlich in  Rücksicht  auf  den  Getreidehandel,  von  H.  L.  W.  Barkhausen  , 

1777.  c)  Handluiigsdialoge,  a.  d.  Franz.  von  H.  W.  Berisch,  1778.  d)  Des  Abbe 
Galiani  Gespräche  über  den  Kornhandel,  u.  d.  franz.  Mit  Anmerkgn.  von  D.  C.W. 
Biecht.  1802.  e)  Galianis  Dialoge  über  den  Getreidehandel,  hrsg.  von  F.  Blei , 
1695.  f)  Die  Briefe  und  Dialoge  des  Abbe  Galiani.  In  Auswahl  übersetzt  und 

hrsg.  von  A.  v.  Gleichen-Ruß  w  urm,  Berlin  1907. 

*)  Firief  an  Mme.  d'fipinay,  12.  Mai  1770  (Perey  u.  Maugras,  Corre- 
spondauce  I,  p.  142j:  „Le  langage  d'une  nation  qui  a  besoin  de  parier  pour 
penser,  et  qui  ne  pense  que  pour  parier,  doit  etre  le  langage  le  plus  dialoguant". 

*)  Gaudemet,  a.  a.  0.  p.  141. 
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sondern  nach  dem  Leben  gezeichnete  Porträts.  Zanobi  ist  (^aliani 
selbst,  der  Marquis  ist  der  Marquis  Croismare,  eine  bekannte  Pariser 
Persönlichkeit,  und  der  Präsident  endlich  ist  ein  junji^er  strebsamer 

Beamter  Baudouin.') 
Die  Bedeutnuf^-  der  Dialoofe  für  die  Geschiciite  der  National- 

ökonomie und  besonders  für  die  der  Handelspolitik  ist  oben  schon 
angedeutet  worden.  Wir  sehen:  Als  Ganzes  „ragen  sie  weit  über 
die  Mehrzahl  der  vorhergehenden  und  nachfolgenden  Schriften 

über  die  Getreidehandelspolitik  hinaus".'^)  Und  dies  Urteil  bleibt 
zu  Recht  bestehen,  wenn  man  auch  zugeben  muß,  daß  die  Schrift 
„mit  französischem  Esprit,  aber  auch  mit  französischer  Legerite 

geschrieben  ist"  und  einer  einheitlichen,  systematischen  Disposition 
ermangelt.^) 

Nicolini  hat  in  einer  seiner  neueren  Arbeiten  über  Galiani 

darauf  aufmerksam  gemacht,^)  daß  die  Dialoge  allein  nicht  aus- 
reichen, um  uns  die  charakteristischen  Züge  zu  zeigen,  welche  die 

Physiognomie  Galianis  als  Nationalökonomen  aufweist.  Und  mit 
Recht  haben  schon  vor  Nicolini  auch  verschiedene  deutsche  Autoren, 

die  über  unseren  Abbe  gehandelt  haben,  die  franztisische  Korre- 

spondenz —  wenn  auch  nicht  hinreichend  —  herangezogen.  ^\'ir 
wollen  uns  im  Folgenden  sowohl  dieser  als  auch  der  10  Jahre 

weiter  zurückreichenden  italienischen  Korrespondenz  Galianis  be- 
dienen und  treten  in  ihre  Erörterung  ein,  soweit  sie  die  Dialoge, 

ihre  Geschichte  und  ihre  Bedeutung  betrifft,  nachdem  wir  bereits 
früher  die  handelspolitischen  Anschauungen  des  Abb6  während  der 
Jahre  1759  bis  1769  kennen  gelernt  haben. 

Willkommenen  Aufschluß  gibt  uns  da  ebenfalls  der  französische 
Briefwechsel  hinsichtlich  der  äußeren  Entstehungsgeschichte 

der  Dialoge^): 

')  vgl.  F.  Blei,  Galianis  Dialoge. a.  a.  0.  p.  64.  und  Gaud  emet.  I.  c.  p.  143 ff. 

Den  Marquis  de  Croismare  hatte  Galiani  im  Salon  der  Mme.  d'Epinay  kenneu  ge- 
lernt. Er  nennt  ihn  immer  in  seiner  Korrespondenz  „le  charmant,  le  delicieu.x, 

l'incomparable  marquis".  (Gaudemet  p.  145,  Note  2.)  Von  Baudouin  sagt  der  Marquis 
im  o.Dialoge:  „il  aime  ä  s'instruire,  il  parle  peu;  mais  il  sait,  ecuter".  (Dialogues 
sur  le  Commerce   des  Bles,   par  l'Abbe  Galiani,  Nouvelle  fidition  1795.  p.  170.) 

^)  Sieges,  a.  a.  0.  p.  70. 
^)  Pridrichowicz,  a.  a.  0.  p.  219.  Das  Gespräch  (Weigand,  Einleitung 

a.  a.  0.  p.  LXXV)  erschwert  obendrein  ihr  Verständnis. 

*)  Giornale  .  .  .  a.  a.  0.  p.  34. 
^)  Zum  folgenden  vgl.  Sieges,  a.  a.  0.  p.  37/38. 

10» 
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Galiani  liat.  dem  Dräiip:en  seiner  Freunde  nacliofebend.  das 

Manuskript  der  Dialoofe  verfaßt,  in  der  Feilung"  des  französischen 
JStils  von  Diderot  unterstützt.  Infolg-e  seiner  unsicheren  Stellung^ 
in  Paris  mußte  mit  Hochdruck  gearbeitet  werden,  und  so  zeigen 
die  letzten  Dialogfe  eine  flüchtigfere  Form  als  die  ersten.  Als  dann 
die  Abberufung  erfolgt,  läßt  Galiani  das  ilim  teure  Manuskript  in 
den  Händen  der  Frau  von  Kpinay  und  seiner  Freunde  Diderot  und 

(4rimm  zurück  und  beauftragt  sie  mit  der  Korrektur  und  Druck- 
legung. Diderot  gelingt  es,  den  Verleger  Merlin  zu  vermitteln,  der 

100  Louisdors  für  das  Manuskript  bietet,  so  daß  am  Ende  des 
Jahres  1769  der  Druck  beginnen  kann.  In  welcher  Gemütsverfassung 
und  von  welch  mannigfachen  Kümmernissen  bedrückt  Galiani  sein 
Meisterwerk  verfaßt  hat,  geht  deutlich  aus  den  Briefen  hervor.  So 

spricht  er  in  einem  Briefe  vom  14.  August  1769  ̂ )  an  Frau  von  Ki)inay 
von  einem  schrecklichen  Zustand  des  Kummers  und  der  Bedrückung 

des  Geistes,  in  dem  sein  „unglückseliges  Werk  entworfen,  geschrieben- 

und  vollendet  sei".  Er  nennt  es  direkt  „recht  eigentlich  eine  Früh- 
geburt" und  meint  an  anderer  Stelle,^)  unter  traurigen  Umständen 

sei  das  unglückliche  Kind  (nämlich  die  Dialoge)  empfangen  worden 
und  vorzeitig  zur  Welt  gekommen.  ,.Ich  weiß  selbst  nicht,  was 
es  ist;  aber  ich  konnte  es  (das  Buch)  nicht  ein  einziges  Mal  kalten 
Blutes  lesen.  Ich  hatte  das  Originalmanuskript  in  Ihren  Händen 

gelassen,  und  so  weiß  ich  nichts  mehr  davon."  Und  darum  fordert 
er  seine  Freunde  auf,  sein  Buch  mit  mehr  Duldsamkeit  zu  lesen.^) 
Mit  größter  Spannung  harrt  er  täglich  der  Nachrichten  seiner 

l*ariser  Freunde  über  die  Korrektur  und  Drucklegung  der  Dialoge. 

Bereits  am  17.  Juli  1769  schreibt  er  an  ]\Iadanie  d'Epinay,  daß  er 
ungeduldig  auf  die  Nachricht  warte,  „daß  endlich  die  Ladung  das 
Kaj)  umsegelt  und  den  schrecklichen  Engpaß  der  Revision  (er  meint 

die  Korrektur  Diderots)  passiert  habe".*)  Noch  mehr  interessiert  ihn 
der  Abschluß  des  Vertrages  mit  dem  Verleger,   und  so  fordert  er 

')  Weigand-Conrad,  a.  a.  0.  I,  p.  12.  Die  Conradsche  t)bersetzung  liegt 
dun  Zitaten  im  Text  zugrunde.  Cf.  auch  J'erey- Maugras,  Correspoudance, 
I,  p.  18. 

*)  Conrad,  I.e.  I.  p.  38;  Perey -Ma  ugr  as,  1.  c.  I,  p.  58/59.  Der  eine  Satz, 
ist  bei  Conrad  verdruckt. 

')  ibidem. 

^1  Conrad,  I.e.  I,  p.  10  übersetzt  „passe"  schlecht  mit  „überschreiten". 
Perey-Maugras,  I,  p.  16. 



Der  Abbe  (Taliuni  als  Nationalökonora,  PolitiUor  und  Philosoph  usw.     149 

am  28.  August  desselben  Jahres  seine  Freunde  auf,  auf  alle  Fälle 

drucken  zu  lassen,  auch  wenn  sich  kein  Drucker  linde,  der  mutio^ 

genug  sei,  100  Louis  daran  zu  wenden.  Er  fügt  hinzu*):  „Die  Sache, 
die  mir  in  Paris  vollständig  gleichgültig  war,  liegt  mir  jetzt  un- 

geheuer am  Herzen.  Übrigens,  bitte,  benachrichtigen  Sie  Diderot, 

daß  er  nicht  den  Terenzschen  Vers:  Ne  quid  nimis  auf  das  Titel- 
blatt setzen  soll,  der  ist  schon  in  einer  anderen  Getreidebroschüre 

gebraucht  Avorden ;  wir  müssen  den  Horazschen  Vers  ver- 

wenden: In  Vitium  ducit  culpae  fuga,  si  caret  arte". 
Mit  welchem  Jubel  endlich  die  Nachricht  der  Drucklegung 

begrüßt  wird,  geht  aus  einem  späteren  Sclireiben  vom  18.  September 

1769  hervor,  in  dem  Galiani  begeistert  ausruft-):  „Endlich,  Madame, 
werde  ich  gedruckt.  Hurra!  Sie,  die  Sie  Mutter  sind,  können  sich 

gewiß  ein  Vaterherz  vorstellen".  Dringend  bittet  er  darum,  ihm 
die  bereits  gesetzten  Bogen  zu  senden.  Daß  sein  Buch  Eindruck 
machen,  ja  Sensation  erregen  würde,  davon  ist  unser  Abbe  fest 

überzeugt.  Er  meint  in  einem  Brief  vom  18.  November  1769.=') 
seine  „Bombe"  müsse  doch  Lärm  gemacht  haben,  als  sie  in  Paris 
geplatzt  sei;  und  am  11.  Februar  1770  schreibt  er  an  seine  Freundin 

kaltblütig,*)  daß  Lärm  und  Zwiespalt  der  Chevalier  Zanobi  voraus- 
gesehen habe,  l^mso  größer  ist  der  Arger  Galianis,  als  er  ver- 

nimmt, daß  sein  Gegner,  der  Herzog  von  Choiseul,  an  eine  Unter- 
drückung der  Dialoge  vermittelst  der  Zensur  denke. 

Mit  beweglichen  Worten  klagt  er  am  18.  Dezember  1769  seiner 

Freundin^):  ,.Hätten  Sie  das  geglaubt,  Madame?  Hätte  man  glauben 
sollen,  daß  das  einzige  Buch  in  respektvollem  Ton,  das  bis  jetzt 
über  das  Gebiet  der  Verwaltung  geschrieben  worden  ist,  auf 
soviel  Schwierigkeiten  stoßen  würde,  während  man  doch  das 

Erscheinen  der  blutigsten  (und  zugleich  langweiligsten)  Satiren  er- 

laubt?" 
An  den  Kritiken  ist  ihm  nichts  gelegen.  Ihn  interessiert  nur 

der  Absatz  und  die  Zahlungsfähigkeit  des  Druckers.  In  einem 

Briefe  vom  24.  Februar  1770  meint  er"):  „Sie  halten  mich  für  einen 

1)  Perey-Maugias,  1.  c.  I.  p.  26;  Conrad,  1.  c.  I,  p.  17. 

■-)  Perey-Maugras,  1.  c.  1.  p.  28;  Conrad,  1.  c.  I,  p.  18. 
^)  Perey-Maugras,  ibidem  p.  36;  Conrad,  ibidem  p.  2:3. 
*)  Perey-Maugras,  ibid.  p.  70;  Conrad,  ibid.  p.  45. 
■')  Perey-Maugras,  ibid.  p.  48,  49;  Conrad,  ibid.  p.  31. 
**)  Perey-Maugras,  1.  c.  I,  p.  72;  Conrad.  1.  c.  I.  p.  46. 
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SO  kleinen  Philosoi»lu'n.  daß  Sie  mir  die  Antworten,  die  Erwide- 
rungen, die  Beleidigungen,  die  man  gegen  den  unglücklichen  Chevalier 

Zanobi  speit,  nicht  senden  wollen?  Sie  hätten  mir  das  gi'ößte  Ver- 
gnügen gemacht,  sie  mir  durch  die  Post  zuzusenden.  Ich  bin  auf 

alles  vorbereitet.  Die  Fron  der  ̂ ^^eisen  ist,  den  Menschen  Gutes 

zu  tun". 
Trotz  den  erschwerenden  Umständen,  unter  denen  sein  Buch 

entstanden  ist,  und  welche  die  Form  und  den  Inhalt  jedenfalls  der 
letzten  Dialoge  kaum  günstig  beeinflußt  haben,  ist  Galiani  von  der 

Vortrefflichkeit  des  Buches  durchdrungen.  Mit  etwas  naivem  Selbst- 
lob freut  er  sich  der  Witze,  die  in  seinem  Werk  enthalten,  und 

beruft  sich  seiner  Freundin  gegenüber*)  dafür,  daß  manche 
Witze  schlecht  seien,  auf  Voltaire,  der  auch  schlechte  Witze  habe 
drucken  lassen;  es  sei  ja  richtig,  ein  solches  Buch  müsse  auch 
schlechte  Witze  bringen,  damit  es  allen  Leuten  gefallen  könne. 

Jedenfalls  aber,  meint  er,  seien  die  Dialoge  ein  gutes  Buch,-)  und 
er  habe  es  mit  großer  Begierde  gelesen,  weil  er  sich  fast  gar  nicht 
mehr  dessen  entsinne,  was  es  enthielte. 

Sein  Zweck,  in  erster  Linie  seine  Freunde  zu  unterhalten  und 

ihnen  Vergnügen  zu  machen,  sei  ihm  durchaus  gelungen'):  „Das 
große  Publikum  wird  wohl  erst  im  kommenden  Jahr- 

hundert überzeugt  werden.  Ganz  gewiß  werde  ich  nie- 
mandem etwas  entgegnen;  ich  habe  mein  Werk  nicht  aus  dummer 

Lust  am  Disputieren  geschaffen.  Ich  habe  geglaubt,  ein 
nützliches  Buch  zu  schreiben  und  mich  meiner  Schuld 

gegen  eine  Nation  zu  entledigen,  die  mich  sehr  lieb  gehabt  hat, 

die  ich  sehr  liebe  und  die  ich  eines  Tages  wiederzusehen  hoffe". 
Er  ist  davon  überzeugt,*)  daß  die  Schriften  der  Physiokraten, 

namentlich  die  eines  Dupont  und  eines  Mercier,  von  der  Bildfläche 
verschwinden,  seine  Gespräche  dagegen  bleiben  würden. 

Die  Motive,  von  denen  er  sich  bei  der  Abfassung  der  Dialoge 
leiten  ließ,  sind  zweifellos  die  besten  gewesen.  So  schreibt  er  am 

27.  April  des  Jahres  1770 '^):  „Ich  habe  Frankreich  etwas  Gutes 
zu  tun  geglaubt  und  wollte  besonders  einmal  wichtige  Geschäfte, 

')  P er ey- Maugras,  1.  c.  I,  p.  17;  Conrad,  1.  •:.  I.  p.  11. 
^]  Perey-Maugras,  ibid.  p.  64;  Conrad,  ibid.  p.  42. 
*)  Perey-Maugras,  ibid.  p.  85,  86;  Conrad,  ibid.  p.  55. 
*)  Perey-Maugras,  1.  c.  I,  p.  133;  Conrad,  1.  c.  I,  p.  85. 
=*)  Perey-Maugras,  ibid.  p.  113  u.  114;  Conrad,  ibid.  I,  p.  72. 
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die  nichts  mit  Metaphysik  luid  nichts  mit  'rhcüh)^de  zu  tun  haben, 
ohne  jeden  Enthusiasmus  und  jene  Systcmatisi('iun<(swut  behandehi, 
die  alles  verderben". 

Diese  Bemerkungen  werden  in  amüsanter  Weise  durch  ein 
Brief chen  an  den  (ilrafen  Schomburg  vom  1!).  Mai  desselben  Jalires 
ergänzt,  das  im  knappsten  Stile  die  Absichten  Galianis  bei  der 

Verfassung  der  Dialoge  enthält'):  „Ich  habe  keine  Geheimnisse  vor 
Ihrem  Herzen,  wie  ich  nichts  Erhabenes  für  Ihren  Geist  habe;  ich 
werde  Ihnen  alles  enthüllen,  was  ich  gern  wollte,  als  ich 

diese  , Gespräche'  schrieb. 
1.  Vor  allem:  mich  unterhalten.    Bewilligt. 
2.  Dann  100  Louis  verdienen.    Verweigert. 

3.  Meinen   Freunden    ein  Andenken    an   unsere   „Dialoge" 
hinterlassen.    Bewilligt. 

4.  Frankreich  Gutes  tun.    Verweigert."  — 
Soviel  über  die  Dialoge  selbst  und  über  ihre  Geschichte 

und  Absichten.  Wir  suchen  nun  eine  zweite  Frage  zu  beant- 
worten: In  welcher  Weise  tragen  die  französischen  Briefe  zur 

Aufhellung  der  Ansichten  Galianis  über  die  Get reide- 
handels Politik  bei,  inwiefern  sind  sie  also  geeignet, 
die  Dialoge  und  seine  in  den  älteren  italienischen 

Briefen  niedergelegten  und  schon  früher  von  uns  er- 
örterten Anschauungen  zu  ergänzen? 

Es  ist  nicht  ganz  leicht,  die  Auffassung  des  Abbes  in  dieser 
Frage  klar  zu  präzisieren.  Dazu  geht  er  zu  wenig  systematisch 
vor  und  bevorzugt  zu  sehr  die  reinen  Zweckmäßigkeitsgründe.  Beim 
ersten  Durchlesen  der  betreifenden  Briefe  über  die  Getreidehandels- 

politik ist  man  daher  leicht  geneigt,  ein  ähnliches  Urteil  über  sie  zu 
fällen,  wie  Voltaire  über  die  Dialoge  in  dem  schon  erwähnten 

Artikel:  Getreide  des  philosophischen  Dictionnaii-es,-)  Voltaire  meint: 
„Der  Abbe  Galiani  verstand  es,  in  der  Frage  der  Getreideausfuhr 
die  Nation  mit  Dialogen  zu  erfreuen,  die  so  amüsant  waren  wie 
unsere  besten  Romane,  und  so  lehrreich  wie  die  ernstesten  Bücher. 

Wemi  das  Buch  die  Brotpreise  nicht  zum  Sinken  brachte,  so  machte 

es  doch  der  Nation  viel  Spaß,  und  das  ist  viel  mehr  wert  für  sie"'. 

*)  Perey-Maugras,  I.e.  I,  p.  1-16/47;  Conrad.  1.  c.  I.  p.93;  v.  Gl  eichen - 
Rußwurm,  1.  c.  p.  189. 

")  vgl.  Sakmann .  Xationalökonoraisches  bei  Voltaire.  Jahrb.  f.  National- 
ökonomie U.Statistik,  III.  F.XXXIV,  1907,  p.  518. 
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Sielit  man  o:eiuuu'r  zu.  so  erg:ibt  sicli  folgfendes  Bild:  Erschien 
uns  Galiani  in  den  italienischen  Brieten  im  wesentlichen  als  ein 

Freund  und  Anhänger  der  freien  Getreideausfuhr,  so  machen  wir 
bei  der  Lektüre  der  französischen  Briefe  die  Wahrnehmunji:.  daß 

er  sich  auch  jetzt  noch  entschieden  dagegen  wehrt,  schlecht- 
weg als  ein  Feind  der  Getreideausfuhr  angesehen  zu 

werden.  Ich  nenne  namentlich  ein  Schreiben  an  seinen  Gegner, 

den  Abbe  Morellet,  vom  26.  Mai  1770,  in  dem  er  meint,^)  daß  die 
Freiheit  und  die  Ausfuhr  bis  zu  dieser  Stunde  keinen  wahreren 

Freund  gehabt  hätten  als  ihn.  Das  Publikum  sei  durch  ein  illu- 
sorisches Edikt  (er  meint  das  von  1764)  hintergangen  worden-): 

,.Man  tat  so,  als  ob  man  den  freien  Innern  Umlauf  erlaubte,  aber 
man  ließ  alle  Steuern,  alle  Wegegelder,  die  Hindernisse,  die  ihn 
hemmten,  fortbestehen:  man  versprach  sie  zu  beseitigen,  aber  man 
setzte  keine  Gelder  als  Ersatz  dafür  aus.  man  dachte  nicht  einmal 
darüber  nach,  durch  welches  Mittel  dies  Gute  bewirkt  werden 

könnte.  Zu  gleicher  Zeit  gab  man  sich  den  Anschein,  eine  un- 
beschränkte Ausfuhr  zu  bewilligen;  aber  man  legte  eine  Gebühr 

von  12  Livres  10  Sous  auf  den  Zentner,  und  diese  kleine  Be- 
schränkung hat  genügt,  um  für  drei  Jahre  den  Handel  von  Nantes 

und  die  ganze  Loireschiffahrt  zu  sperren.  Sie  hat  genügt,  um  die 
ganze  Willkürherrschaft  wieder  einzuführen:  besondere  Erlaubnisse, 
Begünstigung  der  Getreidespekulanten,  Behinderung  der  ehrlichen 
Kaufleute  usw.  Ich,  ja  ich  allein  habe  zuerst  laut  Einspruch 
getan  gegen  diesen  Überfall  auf  den  guten  (xlauben  des  Volkes. 
Ich  habe  eine  Fälschung  des  Ediktes  aufgedeckt  und  gepredigt: 
Sichert  den  Innenhandel;  fangt  damit  an!  Denn,  wenn  man  noch 
der  Ausfuhr  bedürfen  sollte,  um  Frankreichs  ganze  Produktion  zu 
verwerten  (was  ich  nicht  weiß  und  was  sich  nicht  voraussehen 
läßt,  weil  Bevölkerung  und  Verbrauch  aus  verschiedenen  Ursachen 
sich  vermehren  und  vermindern  können),  dann  keine  beschränkte 
Taxe  mehr,  sondern  volle  Freiheit,  volle  Ausfuhrerlaubnis.  Aber 
ein  Vorteil  soll  das  Kind  des  Hauses  vor  den  Hunden  draußen 

auszeichnen;  denn  non  est  bonum  sumere  panem  filiorum,  et  mittere 
canibus,  wie  mit  Sankt  Matthäus  der  Sekretär  des  Feuille  sehr 

treffend  sagte,  als  der  Vorschlag  gemacht  wurde,  Pfründen  an  Lite- 
raten zu  vergeben". 

»)  Perey-.Maugras.  1.  c.  I,  p.  155ff.;  Conrad,  1.  c.  I,  p.  99. 
-;  Perey-.Maugras.  1.  c.  I.  p.  löGff.;  Conrad,  1.  c.  I.  p.  99ff. 
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Und  weiter  unten'):  „Tdi  1>in  fiii-  und  nicht  j^M^^en  die  Freiheit, 
■wie  der  Chevalier  Zanobi.  .la.  ich  bin  für.  und  mein  «ganzes 

Buch  zielt  auf  dieses  für  hin.  Aber  icli  l)in  e.<;  ohne  F'ana- 

tismus.  weil  nach  meiner  Meinung-  aus  Fanatismus  oder  Enthu- 
siasmus niemals  etwas  anderes  entstehen  kann  als  Empörung  und 

Aufruhr.  Das  ist  der  einzige  Unterschied  zwischen  den  Ökonomisten'^) 
und  mir,  zwischen  ihren  und  meinen  Prinzipien". 

In  späteren  Briefen  wiederholt  er  die  Beliaui)tunof,  daß  er  kein 

Feind  der  freien  Ausfuhr  an  sich  sei.  Er  leugnet,  daß  er  vor- 

geschlagen habe,  die  Ausfuhr  abzuschaffen^):  „Nein,  wahrhaftig  nicht. 
Ich  habe  mich  in  aller  Form  dafür  erklärt  und  ganz  leichte 

Veränderungen  vorgeschlagen,  die  nur  dazu  dienen  sollen,  die 

Ausfuhr  dem  Binnenhandel  unterzuordnen.  Denn  zu- 

nächst wollen  wir  uns  doch  darüber  einig  werden,  daß  die  Aus- 
fuhr einer  gewissen  Beschränkung  unterworfen  sein  muß.  Selbst 

das  Edikt  von  1764  hatte  eine  solche  Beschränkung  vorgesehen, 

die  sich  freilich  als  wertlos  erwies".  Und  weiter  unten  meint  er^): 
,.Hätte  man  im  Jahre  1764  mein  System  angenommen,  so  wäre 

vielleicht  nicht  ein  einziger  Sack  Korn  über  die  Grenze  ge- 
gangen, der  innere  Umlauf  aber  wäre  auf  die  vollkommenste  Weise 

geregelt  worden,  und  Frankreich  würde  nicht  aus  seinem  ̂ lark 
und  Blut  Geldsummen  von  erschreckender  Hidie  aufbringen  müssen, 

wodurch  es  noch  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  völlig  erschöpft  sein 

wird.  Das  ist  ein  ungesunder  Reichtum,  der  aus  dem  Verkauf  von 
Lebensmitteln  an  das  Ausland  herrührt!  Seine  Waren  muß 

man  verkaufen  und  sich  von  seinem  Brot  gut  nähren". 
Ganz  klar  geht  die  wissenschaftliche  Eigenart  unseres  Denkers 

aus  den  vielen  Briefen  hervor,  in  denen  er  seine  Maximen  der 

Getreidehandelspolitik  verteidigt.  Er  ist  jedem  Dogmatismus  bei 

den  Lösungen  sozialer  und  wirtschaftlicher  Probleme  abgeneigt. 
Ein  echt  historischer  Kopf,  vertritt  er  den  Standpunkt  des 

Relativismus.  Je  nach  Zeit,  Ort  und  Umständen  sollen  Zweck- 

mäßigkeitserwägungen  über  die  Regelung  des  Getreide- 
handels  entscheiden.     So  meint  er   in  einem  Briefe  an  Suard  vom 

')  ibidem. 

*)  Damit  meint  er  immer  die  Physiokraten  und  ihre  Anhänger. 
=*)  Perey-Maugras.  I.e.  I.  p.  320.  321;  Conrad,  I.e.  I,  p.  204. 
*)  Ferey-Mangras,   I.e.  1.  p.  323:  Conrad.  I.e.  p.  206. 
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8,  September  1770'):  „Unter  jeder  Hejrierun^  richtet  sich  die  Ge- 
treide^'-esetz^^ebuiiof  nach  dem  Wesen  der  Regierung.  Unter  einem 
Despoten  ist  freie  Ausfulir  unmr»glich.  der  Tyrann  hat  zu  viel 
Furcht  vor  dem  Geschrei  seiner  hungrigen  Sklaven.  In  der  Demo- 

kratie ist  die  Ausfulu'freiheit  natürlich  und  unvermeidlich.  Da 
Regierende  und  Regierte  dieselben  Personen  sind,  so  ist  das  Ver- 

trauen unbegrenzt.  In  einer  gemischten  und  gemäßigten  Regierung 
kann  auch  die  Freiheit  nur  modifiziert  und  gemäßigt  sein. 

Wenn  Sie  zu  stark  an  der  französischen  Getreideverwaltung 

rütteln,  so  werden  Sie,  falls  es  Ihnen  gelingt,  die  Form  und  Zu- 
sammensetzung der  Regierung  verändern,  einerlei  ob  diese  Ver- 

änderung die  Ursache  oder  ob  sie  die  Wirkung  der  unbeschränkten 
Ausfuhrfreilieit  ist.  Nun  ist  die  Veränderung  einer  Verfassung 

eine  sehr  schöne  Sache,  wenn  sie  gemacht  ist,  aber  eine  sehr  häß- 
liche, wenn  sie  erst  noch  gemacht  werden  soll.  Sie  macht  zwei 

oder  drei  2)  Generationen  ganz  gewaltigen  Verdiniß  und  verschafft 
nur  der  Nachwelt  Annehmlichkeit.  Unsere  Nachkommen  aber  sind 

nur  mögliche  Wesen,  und  wir  sind  wirkliche.  Sollen  die 

wirklichen  sich  wegen  dieser  anderen  Zwang  auflegen,  sich  so- 
gar unglücklich  machen?  Nein!  Behalten  Sie  also  Ihre  Regierung 

und  Ihre  Getreide". 
Für  das  Beste  an  seinen  Gesprächen  hält  Galiani  das 

Motto:  „in  Vitium  ducit  culpae  fuga,  si  caret  arte".  Der  erste 
Fehler  seiner  Gegner  sei,  sich  für  das  eine  oder  das  andere 
Extrem  zu  entscheiden  und  zu  verlangen,  daß  der  Getreidehandel 
entweder  gänzlich  frei  oder  gänzlich  verboten  sein  solle.  Diese 
Lösung  ist  ihm  zu  doktrinär.  Er  Avill  nur  für  ein  bestimmtes 
Volk  zu  einer  b  e  s  t  i  m  m  t  e  n  Zeit  Ratschläge  erteilen.  So  schreibt 

er  an  seine  Freundin  am  H.  November  1773^):  „Sie  fragen,  ob  es 
gut  sei ,  der  Getreideausfuhr  volle  Freiheit  zu  bewilligen. 
Dieses  allgemeine  Problem  ist  nur  durch  eine  unbestimmte 
(jleichung  zu  lösen.  Sie  fragen  sodann,  ob  in  Frankreich  im 
Jahre  1778    freie   Ausfuhr    gestattet   werden    müsse.     Jetzt    ist 

')  Perey-Maugras,  I.e.  I.  p.  245/46;  Conrad,  i.e.  I,  p.  154/55. 
*)  Conrad  übersetzt  hier  I.  p.  155:  ...  „sie  macht  zwei  ganze  Genera- 

tionen ..  ."  Es  muß  heißen:  zwei  oder  drei  Generationen.  Vgl.  Perey- 

.Maugras  I,  p.  245:  .  .  .  „deux  ou  trois  generations  .  .  ." 
^)  Perey-.Maugras.  I.e.  II.  p.  276;  Conrad,  I.e.  II,  p.  496. 
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das  Problem  f estg:eleg:t ,  denn  Sie  bestimmen  Land  nnd  Zeit: 
und  dieselbe  Gleichung,  auf  den  bestimmten  Fall  angewandt,  wird 
Ihnen  bald  ein  bejahendes  (positives),  bald  ein  verneinendes  Resultat 

geben  können". 
Wieder  andere  Briefe  zeigen,  wie  fest  C4aliani  auf  einen  durch- 

schlagenden praktischen  Erfolg  seiner  Dialoge  und  ihrer  Beweis- 
führung baut.  Er  ist  davon  überzeugt,^)  daß  seine  Dialoge  zur 

Widerrufung  des  Ediktes  von  1764  führen  müssen,  habe  er  doch 

die  Teuei'ung  in  Frankreich  vorausgesehen  und  vorau.sgesagt,  und 
die  Vermutung,  daß  das  Edikt  von  1764  widerrufen  sein  würde, 
ehe  das  Jahr  1770  vergangen  sein  würde,  ist  ja  in  der  Tat  in 
Erfüllung  gegangen.  Der  Abbe  Terray  hob  noch  im  Jahre 

1770  das  Edikt  von  1764  auf,  indem  er  am  14.  Juli  die  Ge- 
treideausfuhr verbot  und  am  23.  Dezember  die  Bestimmung  der 

Deklaration  von  1763  über  die  Freiheit  des  inneren  Getreide- 
handels zurücknahm.  Auf  den  Binnenkornhandel  wurden  wieder 

die  vor  1763  gültigen  Vorschriften  angewandt,  nur  der  Handel 
von  Provinz  zu  Provinz  blieb  frei.^)  Also  hatten  zunächst  die 

(-Gegner  der  Physiokratie  gesiegt. 
In  der  Aufhebung  des  64  er  Edikts  sieht  Galiani  den  ersten 

Schritt  zur  Annahme  des  ganzen  Systems  seiner  Dialoge  und 

schreibt  am  11.  August  1770  3):  „Sprechen  Sie  mir  nichts  mehr  von 
französischen  Getreiden.  Ich  weiß  unglücklicherweise  nur  zu  sehr, 
daß  ich  meinen  Prozeß  gewonnen  habe,  und  daß  ganze 

Provinzen  Frankreichs  ihn  nebst  Kosten  verloren  haben". 
Trotz  seiner  Freude  über  diesen  Erfolg  bedauert  unser  Abbe, 

daß  er  nicht  mehr  Zeit  auf  das  Niedersclu'eiben  und  die  Aus- 

feilung seiner  Dialoge  hat  verw^enden  können,  und,  verspricht  sich 
von  einer  zweiten  und  verbesserten  Auflage  einen  noch 

größeren  Erfolg.^) 

Einer  zw^eiten  Ausgabe  beabsichtigt  er  noch  einen  Dialog  hin- 
zuzufügen, indem  er  das  System  der  Lagermagazine  (angeregt 

»)  Perey-iMaugras.  1.  c.  I,  p.  172;  ibidem  p.  180;  Conrad.  1.  c.  I, 
p.  109 ff.;  ibidem  p.  114 ff. 

')  vgl.  die  früher  zitierte  Literatur,  namentlich  Araskhaniantz,  a.a.O. 
p.  155f.;  Sieges,  a.a.O.  p.  83  und  Afanassiev,  a.a.O.  p.  254  ff. 

ä)  Perey-Maugras,  1.  c.  I.  p.  242;  Conrad,  1.  c.  I,  p.  153. 
*}  Perey-Maugras,  I.e.  I.  p.  65ff.;  Conrad,  I.e.  I,  p.  42ff. 



15(5     Der  Abbü  Galiani  als  Xationalökonom,  Politiker  und  Philosoph  usw. 

duivh  das  Beispit^l  der  sizilianisclien  ..caricatori")  auseinander- 
zusetzen o-edenkt. 

An  die  Stelle  der  Spielpartie  sollte  das  Diner  treten. 
Sollte  es  ihm  an  Zeit  für  die  Niedersclirift  des  neuen  Gespräches 
fehlen,  so  ist  er  entschlossen  (wie  uns  ein  Brief  vom  19,  November 

1774  berichtet),^)  den  alten  Dialogen  alle  die  betreffenden  Brief- 
stellen, die  zu  ihrer  Ergänzung  bestimmt  waren,  hinzuzufügen. 

Neben  den  Briefen  über  den  (Tetreidehandel  ist  für  den 
Natioualökonomen  am  lehrreichsten  der  Teil  der  französischen 

Korrespondenz  Galianis,  der  sich  mit  seinen  Gegnern,  vornehmlich 
mit  dem  A  b  b  e  M  o  r  e  1 1  e  t  und  d  e  r  P  h  y  s  i  o  k  r  a  t  i  e  beschäftigt. 

Die  bedeutendste  ,,Widerleguug''  der  Dialoge  hat  der  Abbe  Morellet 
in  seiner  refutation  de  l'ouvrage,  qui  a  pour  titre  „D,s,l.  c.  d,bl,",  .  . 
geliefert,  die  1770  geschrieben  und  gedruckt,  aber  erst  1774  er- 

schienen ist,  Sie  wurde  auf  Aufforderung  Choiseuls  unmittelbar 

nach  Erscheinen  der  Dialoge  geschrieben,  aber  von  dem  General- 
kontrolleur Terray  unterdrückt  und  erst  unter  dem  Ministerium 

Turgot  1774  freigegeben.  Das  Buch  ]\[orellets  ist  jedenfalls  be- 
deutender als  die  Schriften  eines  Mirabeau,  Baudeau  und  Mercier 

gegen  Galiani.  Im  übrigen  wird  es  von  den  Autoren,  die  ihm 

eine  kritische  Analyse  gewidmet  haben,  recht  verschieden  ein- 

geschätzt.-) 
Wenn  auch  Galiani  sich  seinem  Gegner  weit  überlegen  dünkt, 

so  bringt  er  doch  Morellet  aufrichtige  Hochschätzung  entgegen, 
Avar  dieser  doch  seine  erste  Bekanntschaft  in  Paris  gewesen, 

der  er  viel  zu  verdanken   hatte. ^)     Er   nennt   ihn   in   den   Briefen 

^)  Perey-Maugras,  1.  c.  II.  p.  367;  Conrad,  1.  c.  II.  p.  550. 
-)  vgl,  Blei,  Galianis  Dialoge  1.  c.  p.  94.  Note  2,  in  der  die  verschiedenen 

Schriften  gegen  Galianis  Dialoge  zusaniniengestellt  sind.  Pridricho  vvicz. 

1,  c,  p.  249  ff.  meint,  Morellet  sei  seinem  großen  Gegner  „in  keiner  Weise  ge- 

wachsen" gewesen,  namentlich  habe  er  seinem  historisch,  geographisch  rela- 
tivistischen Standpunkte  auch  nicht  das  geringste  Verstcändnis  entgegengebracht. 

Und  Gaudemet  (1,  c  p.  1)  schreibt  kurz  und  bündig  von  Morellet:  „  qui  le  re- 

futa  consciencieusement  sans  le  comprendre".  Nur  Afanassiev  (I.e.  p.  214) 

rühmt  Morellet  „la  logique  rigoureuse  de  l'argumentation"  nach.  Übrigens 
war  .Morellet,  wie  er  selbst  später  in  seinen  .Memoiren  erzählt,  mit  seinem  Buche 
gar  nicht  zufrieden.  Vgl.  auch  Oncken,  (ieschichte  der  Nationalökonomie,  19(J2, 
Bd,  1,  S,  428. 

')  In  einem  Briefe  vom  26.  Mai  1770  (Pere y-.Ma  u gras  I.e. I,  p,  159)  schreibt 
er:  „Songez,  que  vous  etes  ma  premiere  connaissance  de  Paris ;  vous  etes  pour 
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Stets  „Panurfre"  und  schät/t  ihn  tol<reii(lennaßen  ein  (27.  Janimr 

1770)^):  ,.l)as  ist  ein  Mann,  der  das  Herz  im  K()i)fe  und  den  Koi)f 
im  Herzen  hat.  Seine  Vernunftschlüsse  sind  von  Leidenschaft 

diktiert,  seine  Handlunpren  von  Prinzipien.  Darum  liebe  idi  ihn 

von  ganzem  Herzen,  obtrleich  ich  meine  Vernunftschlüssc  anders 

ziehe;  und  er  liebt  mich  ebenfalls  iibci-  alle  Maßen,  weil  er  mich  für 
einen  kleinen  Macchiavcll  hält...  Er  wird  bei  der  zweiten 

oder  dritten  Lektüre  des  Werkes  bemerken,  daß  der  Chevalier 

Zanobi  (der  Galiani  in  den  Dialogen  vertritt)  nicht  ein  Wort  von 

all  dem,  was  er  sagt,  glaubt  oder  denkt,  daß  er  der  größte 
Skeptiker  und  der  größte  Akademiker  der  Welt  ist. 

Daß  er  an  nichts  glaubt,  an  nichts,  nichts,  nichts"'. 

(raliani  versteht  nicht.'-^)  warum  Morellet  ihn  zu  widerlegen 
versucht,  wo  er  noch  nicht  einmal  alles  gesagt  habe.  Der  letzte 

Dialog  sei  doch  „unter  Schluchzen"  geschrieben  und  unfertig.  Be- 
sonders empört  ihn,  daß  sein  (regner  von  der  Regierung 

Befehle  erhalten  hat,  auf  die  Dialoge  zu  antworten^):  „Er 
ist  also  öffentlich  als  Wache  und  Polizei  der  Ökonomisten  erklärt 

und  hat  Befehl,  uns  unglückliche  Wildlinge  der  Philosophie  rurale 

abzufangen"'. 
Doch  die  Gegenschrift  selbst  fürchtet  er  nicht.  Er  meint 

vielmehr  spöttisch  in  einem  Schreiben  an  seine  Freundin  vom 

3.  Juni  1775*):  „Ich  habe  das  Werk  Morellets  angeblättert,  ich 
habe  sofort  gegähnt,  und  das  Buch  ist  meinen  Händen  ent- 

fallen. Wie  gern  ich  es  auch  lesen  möchte,  so  fühle  ich  doch,  daß 

dies  meine  Kräfte  übersteigt.  Ich  habe  ferner  das  Gefühl,  daß  es 

mir  unmöglich  wäre,  es  zu  widerlegen.  Es  ist  so  dick!  Und  es 
scheint  mir  ein  fabelhaftes  AVerk  zu  sein,  weil  jedes  Stück,  jede 

Zeile,  jede  Schlußfolgerung  gut  geschrieben,  klar  und  richtig  ist, 

während  das  (4anze  dennoch  flach,  dunkel  und  falsch  ist"'. 
Schärfer  sind  die  Waffen,  mit  denen  Galiani  seine  intimsten 

Gegner,  die  P  h  y  s  i  o  k  r  a  t  e  n .  bekämpft,  denen  er  einen  beschränkten 

moi  (je  ne  saurais  me  Je  rappeler  sans  verser  des  larmes)  primogenitus  mor- 

tuonim,  l'aine  de  ceux  que  j'ai  perdus.  C'est  ä  vous  que  je  dois  la  con- 
uaissance  de  Mme  Geoffrin.  de  dWIembert  et  de  taut  d'autres". 

')  Perey-Maugras,  I.e.  I,  p.  57;  Conrad,  I.e.  p.  37. 
^)  Perey-Maugras.  I.e.  I,  p.  66;  Conrad,  I.e.  p,  43. 

'■')  Perey-Maugras,  ibidem  I,  p.  90,  91;  Conrad,  ibidem  p.  58,  59. 
^)  Perey-Maugras,  I.e.  II,  p.  4081f.:  Conrad.  I.e.  II,  p.  576. 



158     l^«?r  Abbe  Ouliani  uls  Nationalökonoin.  rolitiker  und  Philosoph  usw. 

Doktrinarismus,  ja  Fanatismus  vorwirft.^)  Unendlicli  ist  sein  Spott 
über  diese  Schule,  dem  er  an  zahllosen  Stellen  seiner  Korrespondenz 

Ausdruck  gibt.'-)  Vor  allen  Dingen  wendet  er  sich  gegen  ihre  all- 
gemeinen Theorien.  Er  meint  am  6.  November  1773^):  „Die  unsrige 

muß  davon  sehr  verschieden  sein.  Abgesehen  von  einigen  all- 
gemeinen Theorien,  die  dieselben  geblieben  sind,  hat  sich  alles 

geändert,  die  Einzelheiten  sind  ganz  verschieden.  Nun  aber  sind 

„Allgemeine  Theorien*'  und  „Nichts"'  ungefähr  das- 
selbe. Die  Ökonomisten  glaubten,  mit  vier  unbestimmten 

großen  Redensarten  und  einem  Dutzend  allgemeiner  Schlußfolgerungen 

wisse  man  alles,  und  ich  habe  ihnen  bewiesen,  daß  sie  nichts  wußten". 
Und  an  anderer  Stelle  in  einem  Brief  an  Herrn  v.  Sartine 

vom  27.  April  1770  führt  er  aus*):  „Ich  werde  keine  Ver- 
änderung in  der  Behandlung  des  Getreidewesens  bewirken,  aber 

wenigstens  ist  es  mir  gelungen,  zu  entdecken,  daß  Leute,  die  ich 
wegen  der  Reinheit  ihrer  ökonomischen  Absichten  schätzte  und 
die  mir  Philosophen  schienen,  in  Wirklichkeit  doch  nur 
eine  recht  kleine  Geheimsekte  sind,  und  daß  ihnen  alle 

Fehler  der  Sekten  anhaften:  kauderwelsche  Sprache,  Sj'stem,  Ge- 
schmack an  Verfolgungen,  Haß  gegen  die  Außenstehenden,  Gekläff, 

Bösartigkeit  und  Kleinlichkeit  des  Geistes.  Sie  sind  auf  politischem 
Gebiet  genau  dasselbe,  was  auf  religiösem  die  Jansenisten  auf 
dem  Kirchhof  von  St.  Medardus  waren.  Sie  wären  zu  fürchten, 

hätten  sie  nicht  beschlossen,  nur  in  langweiligem  Stil  zu  schreiben".'*) 
Die  „Ökonomisten" ,  wie  Galiani  seine  Gegner  stets  nennt-, 

sind  für  ihn  nur  eine  Sekte  von  „Illuminierten".  So  schreibt  er 
am  28.  April  an  Frau  v.  Epinaj**):  „Sie  haben  Prophezeiungen, 
Legenden.   Visionen   und   vor  allem   eine  betäubende  Langeweile. 

•)  Perey-Maugras,  1.  c.  I.  p.  I58ff.;  Conrad,  1.  c.  1.  p.  100  ff. 
*|  Cf.  auch  Blei,  Galianis  Dialoge  I.e.  p.  93. 
»)  Perey-Maugras,  I.e.  II,  p.  274/75;  Conrad,  1.  c.  II,  p.  494/95. 
*)  Perey-Maugras,  1.  c.  I,  p.  114;  Conrad,  1.  c.  I,  p.  72/73. 

'^)  Galiani  scheint  hier  den  Haß  der  maßgebenden  Gesellschaft  im  Ancien 
Regime  gegen  alle  trockene  Gelehrsamkeit  zu  teilen,  von  der  uns  Taine 

(a.  a.  0.  I,  p.  252)  berichtet  hat.  Den  I'hysiokraten,  die  Taine  ül)rigens  vernach- 
lässigt (cf.  Glagau,  Reformversuche  und  Sturz  des  Absolutismus  in  Frankreich, 

190S  p.  10)  fehlte  der  „schöne  Stil",  des  „esprit  classique".  Auch  die  Wissen- 
schaft sollte  damals  (man  denke  an  Montesquieus  »esprit  des  lois")  „epigrammatisch 

oder  rhetorisch  sein". 

•)  Perey-Maugras.  I.e.  I,  p.  128/29;  Conrad,,  I.e.  I,  p.  82/8:S. 
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80II  ich  aufrichtio-  sein?  Tcli  g-laiii)e.  Qucsiuiy  ist  der  Antichrist 
und  seine  physionomie  rurale  ist  die  Apokalypse.  Das  ist  ernster 
gemeint,  als  Sie  denken.  Eines  Tages  werde  ich  mir  den  Spaß 
machen,  den  Vergleich  zwischen  Voltaire  und  Quesnay  zu  ziehen, 
und  ich  gedenke  Ihnen  zu  beweisen,  daß  dieser  Arzt  was  ganz 
anderes  ist.  Er  ist  etwas  Übernatiirliclies.  Er  ist  traurig  und 

abgeschmackt  und  weist  keinen  Duminkopf  als  Schüler  zurück, 

wenn  er  nur  Enthusiast  ist". 

Mit  boshaftem  Spott  malt  er  sich  in  einem  amüsanten  Briet' 
an  seine  Freundin  vom  5.  Mai  1770  aus,^)  wie  später  einmal  an 
seinem  Denkmal  auch  die  Physiokraten  in  einem  Medaillon  in 
höchst  beschämender  Stellung  angebracht  werden  würden.  Ich 
kann  auf  die  einzelnen  Briefstellen,  die  von  den  Physiokraten 

handeln,  hier  nicht  weiter  eingehen,  zumal  sie  zum  Teil  persön- 

liche Schärfe  zeigen.  "Wirft  G.-)  seinen  Gegnern  doch  vor,  — 
Mirabeau,  Baudeau  und  Mercier  hatten  Gegenschriften  gegen  die 

Dialoge  verfaßt  — ,  daß  sie  Bosheiten  und  Albernheiten,  „die  un- 

anständigsten und  gröbsten  Anzüglichkeiten"  gegen  ihn  geschleudert 
hätten.  Er  meint,  sie  zeterten,  tobten  und  bellten  gegen  ihn  und 
das  alles  nur,  weil  er  gewagt  habe,  ihnen  ,.die  Maske  abzureißen 
und  sie  als  das  zu  zeigen,  was  sie  seien,  d.  h.  als  fanatisches  Pack, 

das  auf  Empörung  und  Aufruhr  hinarbeite".  Der  Abbe  hält 
nun  einmal  die  ,,Ökono misten"  für  die  Urheber  des 
ganzen  Wirrwarrs^)  und  meint,  ihre  natürliche  Ordnung  der 
Freiheit  wirke  destruktiv.  Sie  sind  ihm  „arme,  fanatische  Dumm- 

köpfe", und  er  dünkt  sich,  namentlich  im  Verein  mit  Necker.  ihnen 
weit  überlegen.  Darum  freut  er  sich  in  Briefen  aus  dem  Jahre 

1775,*)  wie  die  Kaiserin  Katharina  IL  von  Rußland  sich  über  die 
Physiokraten  lustig  gemacht  hat  und  wie  nach  seiner  Ansicht  alle 

von  der  Begeisterung  für  die  „Ökonomisten"  zurückgekommen  sind. 
Ganz  anders  lautet  sein  Urteil  über  den  Minister  der 

Physiokratie,  über  Turgot,^)  dessen  Charakterbild  ja  auch 
heute  noch  bei  aller  Anerkennung  seines  lauteren  Strebens  in  der 

1)  Ferey-Maugras,  I.e.  I,  p.  136ff.;  Conrad.  I.e.  I.  p.  87. 
-)  Perey-Maugras,  ibidem  p.  lüSff ,  196ff.;  Conrad,  ibidem  p.  101  ff. 

124  ff. 

=*)  Perey-Maugras,  ibidem  p.  232ff. ;  Conrad,  ibidem  p.  147. 
^)  Perey-Maugras,  I.e.  II.  p.  396;  Conrad,  I.e.  II.  p.  565  ff. 
^)  Perey-Maugras,  I.e.  II,  p.  360ff.:  Conrad.  I.e.  II.  p.  546. 
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Geschichte  schAvankt.M  Galiani  bedauert,  daß  der  charaktervolle 

Mann,  dem  er  aufrichtige  Hochschätzung'  und  Verehrung  entgegen- 
bringt, der  von  ihm  so  verachteten  Sekte  der  Physiokratie  an- 
gehört, ist  sich  aber  wohl  bewußt,  daß  der  Minister  bedeutend 

vorsichtiger  und  gemäßigter  zu  Werke  geht  als  die  doktrinären 

Meister  der  physiokratisclien  Theorie.-)  Das  zeigt  ja  in  der  Tat 
das  Edikt  von  1774,  das  die  Freiheit  des  Getreidehandels  im 
Innern  des  Königreiches  verkündet,  den  Import  von  ausländischem 

Getreide  begünstigt,  dagegen  den  Export  nicht  freigibt.^) 
Andererseits  aber  muß  sich  der  vielgewandte,  historisch  denkende 

Galiani  an  dem  wenig  biegsamen  und  manchmal  fanatischen  Tem- 
perament des  Keformministers  stoßen.  Sein  Urteil  deckt  sich  in 

dieser  Beziehung  interessanterweise  mit  dem  neuerer  und  neuester 
Autoren,  die  über  die  Vorgeschichte  der  französischen  Revolution 

geschrieben  haben.     Ich  erinnere  nur  an  Wahl  und  Glagau."*) 
Mit  den  6  Edikten  Turgots  vom  Jahre  1776,  von 

denen  namentlich  zwei  bedeutsam  waren:  die  Umwandlung  der 
Wegfronden  in  eine  Geldleistung  und  die  Aufhebung  der  Pariser 
Zünfte,  vermag  sich  Galiani  nur  zum  Teil  einverstanden  zu  erklären. 
Vor  allen  Dingen  polemisiert  er  gegen  die  Aufhebung 

der  Zünfte,^)  deren  Folgen  er  sich  „schrecklich  und  unheilvoll" 
vorstellt,  Avährend  er  der  Aufhebung  der  Frondienste  und  der 

dafür  eingeführten  Steuer  im  allgemeinen  Beifall  zollt.  Zur  Auf- 
hebung der  Zünfte  schreibt  er  in  einem  Briefe  an  Frau  v.  Epinay 

vom  13.  April  1776*'):  ,.A^'as  die  Auf  liebung  des  Zunfteides 

-)  vgl.  jetzt  besonders  Ad.  Wahl.  a.  a.  0.  Bd.  I.  p.  232i'f.  und  (ilagau, 

a.  a.  0.  p.  60'ff..  72  ff. 
-)  Auch  (ilagau,  I.e.  p.  60  meint,  „in  seiner  einfachen,  ja  man  möchte 

sagen  beinahe  nüchternen  Art  erinnert  Turgots  Programm  in  nichts  an  die 

hochfliegenden  Reformpläne  der  Physiokraten".     Cf.  auch  Wahl,  1.  c.  I,  p.  235. 
«)  vgl.  Wahl,  I.  c.  I,  p.  239. 

*)  Nach  W^ahl,  1.  c.  p.  232  war  Turgot  „nicht  frei  von  Fanatismus,  einem 
Fanatismus  freilich  für  Tugend,  Menschenliebe,  religiöse  Toleranz".  Und 
Glagau,  a.a.O.  p.  72  vermißt  bei  ihm  die  wahrhaft  staatsmännische  Ader. 
„Seinem  wenig  biegsamen  Charakter  war  es  nicht  leicht  möglich,  sich  den 

im  politischen  Leben  rasch  wechselnden  Lagen  anzupassen".  Sowohl  Glagau 
I.e.  als  auch  Wahl  (Die  französische  Revolution  und  das  19.  Jahrhundert^ 
Zeitschrift  für  Politik.  1908.  I.  p.  185  ff.)  haben  in  dieser  Beziehung  Turgot 
mit  dem  Freiherrn  v.  Stein  verglichen. 

*)  Perey-Maugras  I.e.  IL  p.  437  ff.;  Conrad  I.e.  II,  p.  594ff. 
")  ibidem. 



Der  Abbe  ruiliani  als  Xationalökonom,  Politikor  und  I'liilnsopli  u.sw.    Ißl 

anbelangt,  so  sage  ich's  allen  Modeschwätzern  und  Ökonomisten 
ins  Gesicht,  daß  sie  eine  Dnmmlieit,  ein  Fehler,  ein  Blödsinn 
ist.  Man  kennt  die  ̂ lenschen  nicht:  Conamur  in  vetitum.  Je 

schwieriger,  mühseliger,  teurer  eine  Sache  ist,  desto  mehr  Liebe, 
Anhänglichkeit,  Begeisterung  bringen  ihr  die  Menschen  entgegen. 
Die  strengsten  religiösen  Orden  haben  die  meisten  großen  Männer 

hervorgebracht.  Wenn  Sie  die  Ordensregeln  dei-  Väter  von  Saint- 
]\[anr  oder  der  Jesuiten  leicht  und  bequem  machen,  so  ist  es  um 
den  Orden  geschehen;  daher  bin  ich  überzeugt,  daß  Herr  Turgot 
den  französischen  Gewerben  den  Todesstreich  versetzt  hat.  Die 

geschickten  Künstler  werden  zum  Teil  auswandern,  andere 
werden  nachlässig  werden,  und  anstatt  den  AVetteifer  zu  fördern, 

wird  er  alle  wirklichen  Triebfedern  des  menschlichen  Herzens  ge- 

brochen haben.     Das  ist  meine  ̂ Meinung*'. 
Dieses  geringschätzige  Urteil  über  den  Reforaiversuch  Turgots 

hindert  Galiani  im  übrigen  nicht,  aufrichtige  Wertschätzung  dem 
^linister  entgegenzubringen.  Er  meint  am  29.  Oktober  1774  in 

einem  Briefe  an  Herrn  v.  Bombelles  ^) :  „Ich  habe  stets  die  höchste 
Achtung  für  Turgot  gehegt;  wenn  er  im  Amte  bleibt,  wird  er 
das,  was  bis  heute  problematisch  war,  als  wahr  erweisen ;  nämlich 
daß  ein  vollendeter  Ehrenmann,  der  ganz  Wahrheit, 
ganz  Vernunft,  ganz  AVeisheit  ist,  G  eneralkont  rolleur 

sein  kann". 
Soviel  über  die  französischen  Briefe,  die  sich  mit  Galianis 

Dialogen  und  seiner  Stellungnahme  zur  Physiocratie  beschäftigen. 

Ich  deute  im  folgenden  noch  in  aller  Kürze  an,  wie  der  National- 
ökonom (abgesehen  von  der  schon  früher  besprochenen  Getreide- 

politik) sich  in  den  italienischen  Briefen  an  Tanucci  betätigt.  Voll 

Unwillen  und  Haß  ist  er  gegen  die  Spekulanten,  gegen  die  Groß - 
kaufleute,  die  er  für  die  Lebensmittelversorgnng  seines  Heimat- 

landes verantwortlich  macht.  Wir  kennen  diesen  Haß  ja  schon  aus 
den  früher  mitgeteilten  Briefen  über  die  Teuerung.  G.  ist  mit 

seinem  Chef  der  Meinung,  daß  jeder  Kaufmann  ein  Strauchdieb  ist.-) 
Sodann  gilt  sein  Unwille  der  Kürze  der  Pachten  im  Königreich 

Neapel.     Darüber  schreibt  er^):  „Dies  ist  vielleicht  die  ganze  Ur- 

')  Perey-Maugras,  I.e.  II,  p.  360;  Conrad,  I.e.  II.  p.  546. 

'^)  A.  St.  1905,  p.  452,  Note  1:  „Tutto  mercante  malandino". 
3)  A.  St.  1906,  p.  516.  Note  1.   (28.  Dezember  1767.) 
Stieda-Festschrift.  11 
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suche  des  Unglücks  des  Ackerbaues.  In  Fiankivicli  sind 
die  Pachten  lang,  wenigstens  9  oder  10  Jahre.  Bei  den  Klerikern 

noch  viel  länger;  und  die  Benefiziaten  —  die  der  reichste  Teil 
sind  —  pflegen  sie  lebenslänglich  zu  machen.  Steuerbarkeit  ist 
auch  mit  der  Domäne  leicht.  Viel  länger  sind  die  Pachten  in 

England;  sie  haben  "wenigstens  21  Jahre  zu  sein.  Daher  der  Wohl- 
stand, der  Reichtum  der  Meier  oder  besser  Pächter  und  Kolonen, 

daher  alles  andere.  In  Neapel  sind  nicht  nur  die  Pachten  sehr 

kurz,  sondern  die  Kleriker  haben  auch  noch  die  Nettigkeit  ge- 
habt, sich  von  Rom,  und  zwar  mit  Strafen,  verbieten  zu  lassen, 

sie  lang  zu  machen  oder  Einschätzungen  ohne  apostolische  Zu- 

stimmung zu  machen". 
Und  zur  Abhilfe  schlägt  er  Tanucci  einen  Staatsbrief  mit 

entschiedenen  Gegenmaßregeln  vor.  Er  nimmt  überhaupt  auch  von 

Paris  aus  den  regsten  Anteil  au  dem  ̂ ^'ohlergehen  seiner  schönen 
Heimat.  So  tritt  er  energisch  für  öffentliche  Arbeiten  (Wegebauten, 

Errichtung  öffentlicher  Anstalten  usw.)  in  Neapel  auf.^)  Am  inter- 
essantesten ist  jedoch  das  Projekt  einer  Art  neapolitanischen 

Navigationsakte,  die  den  Neapolitanern  das  ausschließliche  Recht 

des  Transportes  irgendeiner  vom  ihren  Waren  geben  sollte.-)  Ein 
an  dem  französischen  Edikt  von  1764  orientierter  Vorschlag !  Und 
auch  für  die  Kulturpolitik  läßt  sich  manches  aus  Galianis  Briefen 

entnehmen,-')  doch  betrachten  wir  lieber  genauer  den  Politiker 
überhaupt. 

In  klaren  Konturen  läßt  sich  der  Politiker  Galiani  nach 

dem  italienischen  und  französischen  Briefwechsel  zeichnen.  p]r  be- 
kennt sich  in  Übereinstimmung  mit  seinem  Chef  Tanucci,  der 

mancherlei    verwandte    Züge  aufweist,*)    offen    zu    seinem    großen 

M  Bazzoni.  1.  c.  p.  193. 

2)  Bazzoni,  1.  c.  p.  193/99  (7.  November  1768);  vgl.  auch  A.  St.  1904, 
p.  6SU.  Note. 

■■')  vgl.  z.  B.  A.  St.  1905,  p.  62,  Note  1  und  A.  St.  1904,  p.  671  Note  3. 
■•)  Es  wäre  eine  lohnende  Aufgabe,  einmal  über  Tanucci  eine  selb- 

ständige Studie  auf  Grund  seines  Briefwechsels  mit  Galiani  zu  veröffentlichen. 
Ich  verweise  für  eine  Charakteristik  dieses  Staatsmannes  besonders  auf  A.  St. 

1903,  p.  717,  692ff.,  700.  752,  756,741,  761;  A.  St.  1906,  p.  515,  550,  544;  A.  Si. 
1907,  p.  196,  286.  747;  A.  St.  1904,  p.  30,  660ff.,  692ff.,  25ff.,  702;  A.  St.  1905. 

p.  47,  52,  64.  Manche  Parallele  zu  Galiani  würde  sich  ergeben,  so  der  gemein- 
same Haß  gegen  Rom,  gegen  die  Jesuiten  und  die  Kaufleute.  Über  letztere  vgl. 

A.  St.  1904,  p.  21 ;  1905,  p.  437  und  1906,  p.  212.  Über  die  Jesuiten :  A.  St.  1903, 
p.  759  ff. ;  1905,  p.  56,  446,  460,  195. 
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Lehrmeister  und  Landsmann  Mach  ia  vd  1  i.  und  ich  j^lauhe,  man 
tut  Unreclit.  wenn  man  wie  Gaudriiu-t  difscm  Hrkfuntnis  keine 

durchsclilagende  Bedeutun«;-  beimißt.^)  In  einem  Briete  vom 
5.  September  1772  sagt  Galiani  ausdrücklicli **) :  ,.In  politischen 
Dingen  erkenne  ich  nur  den  reinen,  unverfälschten, 

rohen,  grünen  M  achiavellismus  an". 
Alle  abstrakten  politischen  oder  Staatstheorien  sind  unserem 

Abbe  bei  seiner  historischen  Veranlagung  und  seiner  relati- 
vistischen Auffassung  in  der  Seele  verhaßt;  wie  er  in  diesem 

Sinne  urteilt,  wie  er  als  Realpolitiker  keine  absoluten  Werte 

in  der  Politik  kennt, ^)  zeigt  deutlich  ein  aufschlußreicher  Brief 
an  seine  Freundin  vom  6.  November  1773,  in  dem  er  meint,  daß 
die  Politik  der  Alten  für  uns  gar  nichts  mehr  bedeuten  könne. 

Er  schreibt  dort*):  „Die  unsrige  muß  davon  sehr  verschieden  sein. 
Abgesehen  von  einigen  allgemeinen  Theorien,  die  dieselben  ge- 

blieben sind,  hat  sich  alles  geändert:  die  Einzelheiten  sind  ganz 

verschieden''.  In  einem  Schreiben  an  Tanucci  vom  22.  Mai  1767 

meint  er''*):  ,.Die  Politik  hat  den  dummen  Fehler,  daß  man  sie 
teilweise  aus  sicheren  und  festen  Daten  und  teilweise  aus  bloßen, 

unvorherzuseheuden  Zufälligkeiten  zusammensetzen  muß"'.  Und 
1769  preist  er  als  große  Wahrheit,  daß  die  Politik  ,.kein  philo- 

sophischer Geist  ist,  sondern  die  Kenntnis  der  Schwierigkeiten  des 

menschlichen  Lebens".'') 
Und  weiter  unten'):  ,.Sie  haben  nicht  recht,  wenn  Sie  sagen, 

die  ganze  Theorie  der  Politik  laufe  darauf  hinaus,  daß  man  richtig 

*)  vgl.  auch  Gaudemet,  a.a.O.  p.  52 ff.  Richtig  dagegen  F.  Blei,  Galianis 
Dialoge  1.  c.  p.  93  und  Nicolini,  Giornale  .  .  .  1.  c.  p,  32.  der  auf  eine  Stelle  in 
Grimms  Correspondance  litteraire  (VI.  102  ff.)  aufmerksam  macht.  Galiani  hat  in 

seinen  politischen  Anschauungen  dieselbe  „entsetzliche  Gela.<senheit"  wie 
Machiavelli.  Vgl.  R.  Fester,  N.  Machiavelli,  1900  p.  60  und  Alfred  Schmidt, 
Niccolo  Machiavelli  und  die  Allgemeine  Staatslehre  der  Gegenwart,  1907  p.  105. 

-)  Perey-Maugras,  I.e.  II,  p.  114:  „en  politique  je  m'admets  que  le 
machiavehsme  pur,  sans  melange,  cru,  vert.  dans  toute  sa  force,  dans  toute 

son  äprete".     Conrad,  I.e.  II.  p.  391 ;    v.  Gleichen-Ku  ß  \vu  rm  .    I.e.  p.  2S. 
•')  vgl.  Weigand,  a.  a.  0.  p.  LXX. 
*)  Perey-Maugras,  L  c.  II.  p.  275  ff.;  Conrad,  1.  c.  II.  p.  494 ff. 
^)  Bazzoni,  1.  c.  p.  224:  „La  politica  ha  questo  brutto  di  fetto  che  bisogna 

comporla  parte  di  dati  certi  e  sicuri.  e  parte  di  casualita  mere  e  impreved  ibili". 
^)  Bazzoni,  1.  c.  p.  212. 
')  Perey-Maugras,  1.  c.  II.  p.  275 ff.;  Conrad.  1.  c.  II.  p.  495 ff.; 

V.  li lei che n-R  uß  wurm.  1.  c.  p.  135. 

11* 
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•  st'lie;  denn  Walirheiten  dieser  Art  (man  nennt  sie  in  Spanien  die 

Sentenzen  des  Pedro  C-Jrullo)  sind  zn  allgemein,  zn  g-ewöhnlicli,  zn 
tlacli.  um  im  Ernst  ausgesi)rochen  werden  zu  können.  Ein  Mensch, 

der  mir  sagen  würde,  weiß  sei  nicht  schwarz,  würde  mir  niemals 

das  Malen  lehren;  und  wer  mir  sagt,  das  Ganze  ist  g-rößer  als  ein 
Teil,  gibt  nur  einen  sehr  unzulänglichen  Unterricht  in  der  Geo- 
metrie.  Gehen  wir  also  etwas  weiter  und  sagen  wir :  Politik 

ist  die  Wissenschaft,  den  Menschen  mit  der  ver- 
hältnismäßig geringsten  Mühe  möglichst  viel  Gutes 

zu  erweisen.  Es  harrt  also  ein  Problem  de  maximis  et 

minimis  der  Lösung.  Die  Politik  ist  eine  zu  konstruierende 

Kurve.  Die  Abszissen  werden  die  Güter,  die  Ordinaten  werden 
die  Übel  sein.  Man  wird  den  Punkt  linden,  wo  das  möglichst 

geringe  Übel  sich  mit  dem  möglichst  großen  Gut  trifft. 
Die  Politik  ist  also  die  Geometrie  der  Kurven,  die  hohe 

Geometrie  der  Regierungen,  wie  die  Polizei  deren  ebene,  einfache 
Geometrie  ist:  die  ersten  sechs  Bücher  des  Euklid.  Natürlich  muß 

ein  Geometer  richtig  sehen  können;  das  ist  eben  selbstverständlich. 
Die  Politik  ist  also  nicht  nur  eine  Wissenschaft  der  Erziehung, 

sondern    ganz    im    allgemeinen    eine    Wissenschaft,    die 

überhaupt  auf  Verbesserung  abzielt      Weisen  Sie 
weit  von  sich  und  von  der  Politik  die  sinnlosen  großen 

Worte  von  der  Kraft  der  Reiche,  von  ihrem  Sturz,  ihrer  Er- 
hebung usw.  Lieben  Sie  nicht  die  Ungeheuer  der  Einbildungskraft 

und  Wesen,  die  nicht  körperlich  vorhanden  sind!  Es  darf  nur 

(his  (ilück  wirklicher  Wesen,  vorhandener  oder  der  kommenden 

Individuen  in  Betracht  konmien.  Wir  und  unsere  Kinder  —  das 

ist  alles.     Das  übrige  ist  Träumerei". 
Eine  große  Ähnlichkeit  verrät  diese  Stellungnahmt^  mit 

Voltaire,  der  als  Politiker  ebenfalls  ein  „resignierter  Kelativisf 

ist   und    „allen   allgemeinen   Regeln   mißtraut".^) 
Galiani  —  auch  das  zeigen  die  Briefe  —  ist  aufs  innigste  mit 

dem  aristokratischen  Wesen  der  altfranzösischen  Kultur-)  verwachsen. 
Er  gehört  zu  den  geistreichen  Spöttern,  zu  den  „entchristlichten 

Geistlichen",  von  denen  Taine  in  seiner  Geschichte  des  aucien 
regime  spricht^)     Unser   Abbe   schwärmt   für   das   ancien   regime, 

»)  Sakmann,  Voltaire  als  Politiker,  Tübinger  Zeitsclir.,  LXI,  19ii.")  S.  :,1. 
«)  Weigand,  I.e.  p.  XXVII. 
=>)  vgl.  Hofmiller,  a.  a.  0.  p.  184. 
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speziell  eines  liouis  XV..  ebenso  wie  Voltaire  den  Staat  eines 
Louis  XIV.  bewundert  hat  als  ,.ein  modernes  rationales  Gebilde, 

als  politisches  Kunstwerk,  als  tont  res:alier,  in  dem  alle  Linien 

von  außen  in  einen  Mittelpunkt  zu  o^esammelter  Wirkuu":  zusammen- 

laufen^i) 

Galiani  meint,-)  d  i  e  K  e  g-  i  (m-  u  n  <;•  Lud  \v  i  g  s  X  V.  werde  als 
die  denkwürdig:ste  auf  die  Nachwelt  kommen,  die  das  Jahrhundert 

LudAvig:s  XIV.  nur  erwähnen  werde,  um  zu  bemerken,  daß  unter 

Ludwig-  XV.  Voltaire  davon  sprach.  Er  begreift  nicht  die  blinde 
Begeisterung  der  Franzosen  beim  Regierungsantritt 
Ludwigs  XVL  und  meint,  daß  es  ungemein  schwierig  sei, 
Frankreich,  in  dem  Zustande,  in  dem  es  sich  gegenwärtig  befinde, 

gut  zu  regieren.  Er  schreibt  am  4.  Juni  1774='):  „Ihr  seid  genau 
in  dem  Zustand,  in  welchem  Titus  Livius  die  Römer  schildert,  die 

Av  e  d  e  r  ihre  Übel  noch  deren  Heilmittel  mehr  er- 
tragen k  0  n  n  t  e  n.  Die  Laster  haben  Wurzel  gefaßt  und  sind 

mit  den  Sitten  zusammengewachsen.  Schafft  ihr  die  Mädchen 

ab.  dann  wird  der  Luxus  schwinden  und  mit  ihm  die  Luxuskünste, 

und  der  Vorrang  Frankreichs  auf  diesem  Gebiet,  das  die  Grundlage 

seines  Handels,  seines  Reichtums,  ja  selbst  seines  Ansehens  bildet, 

ist  dahin.  Es  ist  wahr,  eure  Laster  sind  ungeheuer ;  aber  sie  sind 

derart,  daß  ganz  Europa  sie  haben  und  den  Unterricht  darin  seinen 
Lehrmeistern  teuer  bezahlen  möchte.  Sind  die  Dämchen  weg,  dann 

geht  es  gegen  die  Philosophen.  Sie  gehören  zusammen;  sie 

sind  ein  anderer  Luxus;  aber  sie  verleihen  eurer  Nation  den  gegen- 
wärtigen Glanz.  Ihr  werdet  nichts  mehr  sein,  wenn  ihr  nicht 

mehr  die  Lehrmeister  der  Laster  seid". 

Das  klingt  allerdings  wie  eine  Fanfare  der  Revolution  und 
zeigt  einen  ähnlichen  Freimut,  wie  er  in  Beaumarchais  „Hochzeit 

des  Figaro"  zum  Ausdruck  kommt.'*) 
Überhaupt  kennt  sich  der  Abbe  in  den  nationalen  Tugenden  und 

Untugenden  der  Franzosen  gut  aus.    Schon  1761  nach  kui-zcr  Tätig- 

')  cf.  Sakmanii,  Jahrb.  f.  Xationalökouomie  u.  Statistik  a.a.O.  p.  495 
und  sein  Buch  über  Voltaires  IJeistesart  mu[  Gedankenwelt.  191U  p.  326,  dem 
das  im  Text  stehende  Zitat  entnommen  ist. 

-)  Perey-Maugras.  I.e.  11.  p.  316;  Conrad,  i.e.  p.  520. 

3)  Ferey-Maugras,  I.e.  p.  317/18;  Conrad,  I.e.  II.  p.  .521. 

*}  vgl.  faine,  1.  c.  1.  p.  31ö. 
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keit  in  Paris  schreibt  er  au  Taniicci^):  ,.Auf  den  Wog:eu  pflügt 
und  im  Sande  sät,  wer  seine  Hoftnung-en  auf  Fraueulierzeu  gründet. 
Diese  Franzosen  sind  noch  weniger  als  Frauen,  weswegen  der  Satz 

auf  sie  gut  paßt". 
Er  hält  sie  auch  für  schlechte  Kolonialpolitiker,  weil  sie  „zu 

ungeduldig  seien,  wenn  sie  ihr  Glück  machen  wollten".  ,.Er  will 
schnell  steinreich  werden  und  das  Erworbene  in  Frankreich  ver- 

zehren." ^)  An  der  Heilung  ihrer  Finanzen  endlich  zweifelt  Galiani 
durchaus,^)  und  er  beurteilt  die  Möglichkeit  einer  Änderung  der 
politischen  und  sozialen  Lage  Frankreichs  überlegen  skeptisch. 
Er  zweifelt  ernstlich  daran,  daß  die  Franzosen  einen  wahrhaft 

großen  Mann  [zur  Leitung  ihrer  Eegierung  finden  würden.  Selir 
zurückhaltend  steht  er  der  P reß fr eiheit  gegenüber,  ja  er  ineint 

sogar  in  einem  Briefe  an  Frau  v.  Epinay  vom  24.  September  1774-*): 
„Der  Zwang  der  Schicklichkeit  und  die  Einschnürung  der 
Presse  sind  die  Ursachen  der  Vollkommenheit  des  Geistes,  des 
Geschmacks  und  der  Formen  bei  den  Franzosen  geworden.  Bewahrt 

alle  beide,  oder  ihr  seid  verloren". 
Neckers  Entlassung,  mit  dem  ersieh  innerlich  verwandt 

fühlt,^)  bereitet  ihm  aufrichtigen  Schmerz.     So  ruft  er  aus"|:    ..Ist 

*)  Bazzoni,  I.e.  p.  22:  „Neil'  onde  solca.  e  sull'  arena  semina,  clii  sue 
speranze  fonda  in  cuor  di  femina.  Questi  Francesci  sono  nien  che  feniina 

oiide  la  sentenza  s'  ad  atta  loro  benissimo". 
'^)  Bazzon  i,  1.  c.  p.  85. 
ä)  Bazzoni,  1.  c.  p.  194.  Noch  ungünstiger  (17G4!)  erscheint  freilich  Galiani 

die  Lage  Englands.     Bazzoni,  I.e.  p.  130,  169. 

*)  Perey-Maugras,  I.e.  p.  348;  Conrad,  I.e.  II,  p.  540. 

•'*)  Glagau,  a.  a.  0  p.  136  sagt  von  Necker :  „Er  war  daher  weit  entlernt 
davon,  die  Daseinsberechtigung  der  Korporationen  in  Frage  zu  stellen  und  ihre 

Privilegien  zu  bekämpfen,  wie  er  auch  nicht  an  den  Grundlagen  der  her- 
gebrachten Steuerverfassung  zu  rühren  wagte.  Und  während  die  Ökonomisten 

in  der  mangelnden  Einheitlichkeit  das  Hauptül)el  des  alten  Staatswesens  er- 
blickten, erklärte  Neeker  es  für  eitel  Torheit,  wenn  man  ein  so  verwickeltes 

Gebilde  wie  die  französische  Keichsverfassung  nach  einförmigen,  allgemeinen 
Grundsätzen  zurechtschneiden  wollte.  Statt  wie  die  Jünger  Quesnays  ein  System 

und  abstrakte  Prinzipien  aufzustellen  und  im  luftigen  Reiche  der  Phantasie 
eine  Neuschöpfung  zu  planen,  sei  es  Aufgabe  eines  l)esonnenen  Staatsmannes, 
sich  den  gegebenen  Verhältnissen  anzupassen  und  nur  erreichbare  Ziele  zu 
verfolgen.  Mit  vielem  Glück  polemisierte  er  gegen  die  Übertreibungen  der 
physiokratischen  Schule  wie  gegen  den  impöt  unitjue  und  die  Absicht,  den 
schrankenlosen  Freihandel  einzurichten". 

«)  Perey-Maugras,  1.  c.  II  p.  618;  Conrad.  1.  c.  II  p.  700/07. 
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es  unmöglich,  weder  ein  aufgeklärtes  Jahrhundert,  noch  eine  füg- 
same Nation,  noch  einen  mutigen  Fürsten,  noch  Zeit  und  Augen- 
blick zu  finden,  da  ein  großer  Mann  seine  Stellung  bewahren  kann? 

Was  soll  denn  das  heißen?  Muß  es  denn  ein  ewiges  Oesetz  geben, 
das  seit  dem  Apfel  unseres  feuern  Urvaters  Adam  die  ̂ lenschen 
in  die  Hände  der  Bösewichter  und  Dummköpfe  gibt  und  den  Helden 

für  immer  ausstößt?*' 
Und  auch  zu  Voltai  res  Anschauungen  bieten  die  französischen 

Briefe  unseres  Abbes  interessante  Parallelen.  Auch  Voltaires  mehr 

ästhetischem  Temperament  „ist  alles  Gewaltsame,  Maßlose,  Anar- 

chische zuwider".  Auch  er  ist  ganz  ..ancien  regime*',  aber —  „ancien 
regime  in  dem  Entwicklungsstadium,  da  es  sicli  aus  sich  selbst 
heraus  freiwillig  und  ohne  Gewaltsamkeit  zum  modernen  Staat 

umwandeln  will "' .  ̂) 
Dieser  ästhetisierenden  Neigung  Voltaires  verwandt  ist  der 

Brief  Galianis  vom  1.  Januar  1774  an  Mme  d'Epinay,  in  dem  er 
eine  dem  Machtgedanken  der  Nationen  indifferent  gegenüber- 

stehende Anschauung  vom  Steigen  und  Fallen  der  Keiche  offenbart. 

Er  meint'):  „Die  Keiclie  sind  weder  oben  noch  unten  und  fallen 
nicht.  Sie  wechseln  ihr  Aussehen,  aber  man  spricht  von  Sturz 
und  Ruinen,  und  in  diesen  Worten  liegt  das  ganze  Spiel  der 
Täuschung  und  der  Irrtümer.  Richtiger  Aväre  es,  von  den  Phasen 
der  Reiche  zu  sprechen.  Das  Menschengeschlecht  ist  beständig  wie 
der  Mond;  aber  dieser  wendet  uns  bald  diese,  bald  jene  Seite  zu, 
weil  wir  nicht  immer  in  der  richtigen  Lage  sind,  ihn  in  seiner 
Völle  zu  sehen.  Es  gibt  Reiche,  die  nur  im  Verfall  schön  sind, 

wie  Frankreich.  Es  gibt  andere,  die  nur  in  ilirer  P'äulnis  etwas 
taugen,  wie  die  Türkei;  wieder  andere  glänzen  nur  in  ilirem  ersten 
Viertel,  wie  die  Herrschaft  der  Jesuiten;  das  einzige,  das  in  seiner 

Völle  schön  gewesen,  ist  der  Kirchenstaat". 
Voll  Temperament  und  überaus  witzig  und  boshaft  bekämpft 

endlich  Galiani  die  Jesuiten^)  und  den  Kirchenstaat. 
Über  die  ersteren  schreibt  er  (3.  Juni  1775)*):   „Jeder  einzelne 

^)  Sakmann,  Tübinger  Zeitschr.  1.  c.  p.  55. 
2)  Perey- Maugras,  1.  c.  II,  p.  286/87;  Conrad,  1.  c.  II,  p.  502/03; 

V.  Gleichen -Ruß  wurm,  I.e.  p.  136. 
»)  Die  Jesuiten  sind  damals  aus  Portugal,  Frankreich,  Spanien  und  Neapel 

vertrieben  worden,  cf.  Coletta,  1.  c.  p.  225  ff. 

*)  Perey  et  Maugras,  I.e.  II,  p.  403/09;  Conrad,  I.e.  p.  576. 
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Jesuit  Will-  liebeuswilrdig,  gut  erzogen,  nützlich;  und  die  ganze 
•.Gesellschaft,  die  sich  doch  nur  aus  der  Menge  der  einzelnen  Indi- 

viduen zusammensetzte,  war  hassenswert,  sittlich  verdorben,  schäd- 
lich. Mögen  andere  diese  sonderbare  Erscheinung  erklären;  icli 

bringe  es  nicht  fertig". 
Er  staunt  über  die  Kaltblütigkeit,  mit  der  Frankreich  1764 

bei  der  Vertreibung  der  Jesuiten  vorgeht,  und  spricht  sich 

folgendermaßen  Tanucci  gegenüber  aus^):  „Die  totale  Ausstoßung 
der  Jesuiten  aus  dem  Reiche  ist  mir  etwas  hart  vorgekommen, 
aber  merkwürdiger  und  härter  noch  ist  es  mir  vorgekommen,  zu 
sehen,  daß  ein  sanftes  Volk  keine  Gefühle  des  Mitleids  hat.  Die 

von  ihnen  ins  "Werk  gesetzte  Verfolgung  gegen  die  Jansenisten 
hat  diese  \Mrkung  hervorgebracht.  Sie  haben  die  Geister  an  die 

Grausamkeit  gewöhnt  und  haben  schließlich  selbst  davon  den  Kach- 

teil gehabt". 
Nach  Galiani  haben  die  Jesuiten  weder  Gewissen  noch  Moral, 

aber  „sie  haben  Ehre,  weil  dies  Eigenliebe  und  selbst  den  Tieren 

gemein  ist".-)  Sie  sind  „Leute,  die  man  nicht  für  tot  halten  darf, 
wenn  man  sie  nicht  begraben  sieht  und  ein  neues  Gebäude  über 

ihrem  Grabe  errichtet  hat".^)  Jesuiten  und  Kaufleute  sind  gleich 
verächtlich.  „Die  Moral  der  Jesuiten  ist  nicht  anders  als  die  nieder- 

geschriebene Kauf  mannsmoral "  .*) 
Und  nicht  liebevoller  lautet  Galianis  Urteil  über  Rom  und 

den  Kirchenstaat.  Die  wahren  Waffen  gegen  Rom  und  die  Ele- 
mente der  Theologie  sind  ihm  „wenig  Vernunft,  viele  Beispiele, 

sehr  großes  Alter".^)  Rom  ist  ihm  ein  „alter  Hof  und  ein  Reich 
aus  Pappe  („imperio  di  cartone");  seit  drei  Jahrhunderten  regnet 
es  darauf  und  noch  hält  es  aus".")  — 

Den  Nationalökonomen  und  den  Politiker  Galiani  haben  wir 

aus  den  Briefen  kennen  gelernt.  Es  erübrigt  noch  ein  Wort  über  den 

Philosophen,  d  e  n  W  e  1 1  w  e  i  s  e  n ,  zu  sagen. ")  In  zwangloser  Reihen- 

')  Bazzoni,  1.  c.  p.  111. 
-)  Bazzoni,  1.  c.  p.  16ü. 

3)  ibidem  p.  197;  vgl.  auch  A.  St.  19C6,  p.  20S  Note  1,  p.  216  Note  1  und 
p.  209  Note. 

*)  A.  St.  1906,  p.  219  Note  3. 
'')  ibidem  p.  194,  vgl.  auch  p.  673. 
•*)  Bazzoni,  1.  c.  p.  143. 
')  Ich  verzichte  darauf,  die  Würfelgeschichte  hier  noch  einmal  zu 

erzählen,  die  sich  bekanntlich  in  Morellets  Memoiren  (Collection  des  Meraoires 
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folge  stelle  ich  luu-  ein  paar  Briefstellen  zusammen.  An  erster 
Stelle  nenne  ich  den  öfters  zitierten  Brief  an  Frau  von  Epinay 
vom  23.  November  1771.  Er  handelt  über  die  Freiheit  des 

Menschen  und  bietet  eine  Lösung-,  die  an  moderne  Anschauungen, 
zumal-  an  den  Pragmatismus,  erinnert.  Galiani  sagt'):  ,.Auf  der 
Überzeugung,  daß  es  eine  Freiheit  gibt,  beruht  das  Wesen  des 
Menschen.  ]\[an  könnte  sogar  den  Menschen  definieren  als  ,ein 

Geschöpf,  das  sich  für  frei  hält'  —  und  das  wäre  eine 
vollständige  Feststellung  des  Begriffs.  ...  Es  ist  dem  Menschen 
durchaus  unmöglich,  auch  nur  einen  Augenblick  seine  Überzeugung, 
daß  er  frei  ist,  zu  vergessen  und  aufzuheben.  Dies  ist  ein  Grund. 
Zweitens:  wenn  man  von  seiner  Freiheit  überzeugt  ist,  ist  das 
dasselbe,  wie  wenn  man  wirklich  frei  ist?  Ich  antworte:  es  ist 
nicht  dasselbe,  aber  es  hat  dieselben  moralischen  Wirkungen.  Der 
Mensch  ist  also  frei,  weil  er  innerlich  überzeugt  ist,  frei  zu  sein, 
und  weil  das  ebensoviel  wert  ist  wie  die  Freiheit  selbst.  Damit 

ist  also  der  Mechanismus  des  Weltalls  so  klar  gemacht  wie  Quell- 

wasser. Wenn  auf  der  V\'e\t  ein  einziges  freies  Wesen  wäre,  gäbe 
es  keinen  Gott  mehr,  gäbe  es  keine  Verbindungen  mehr  zwischen 
den  Einzelheiten.  Die  Welt  würde  aus  den  Fugen  gehen;  und 
wenn  der  Mensch  nicht  stets  in  seinem  innersten  Wesen  überzeugt 
wäre,  daß  er  frei  ist,  wäre  es  mit  der  menschlichen  ]\Ioral  anders 

bestellt.  Die  Überzeugung,  daß  wir  frei  sind,  genügt,  um  ein  Ge- 
wissen, Reue,  Rechtspflege,  Belohnungen  und  Strafen  zu  schaffen. 

Sie  genügt  zu  allem.  Und  damit  ist  in  zwei  AVorten  die  ganze 

V^'eh  erklärt.  ...  Es  ist  uns  unmöglich,  uns  eine  Vorstellung  vom 
Unendlichen  zu  machen;  wir  werden  also  eine  Beweisführung,  die 
uns  sagt,  daß  eine  unendliche  Größe  doppelt  so  groß  ist  wie  eine 
andere,  glauben,  aber  werden  vom  Gegenteil  überzeugt  sein,  und 
wir  werden  gemäß  unserer  Überzeugung  handeln  und  nicht  gemäß 
der  Beweisführung,  die  unserer  Vorstellung  entgegengesetzt  ist.    f]s 

relatifs  ä  la  Revolution  franv'>ise,  lS2.j  I.  p.  135)  findet  iukI  dann  von  Du  Bois- 

Reymond  („Darvin  versus  Galiani"  in  Reden.  I.Folge.  ISSG.  p.  212  ff.)  frei  be- 
nutzt worden  ist.  Vgl.  auch  Bru  notiere  I.e.  p.  932f.  und  Weigand  a.a.O. 

p.  LVIff.  Über  Galiani  als  Philosophen  vgl.  auch  Correspondan  ce  litteraire 

etc.  Vm  p.  184  f. 

*)  Perey-.Maugras,  1.  c.  I.  p.  4S3,84.  p.  483:  ,.  .  .  ün  pourrait  ineme 
definir  rhomme,  un  aninial  c{ui  se  croit  libre.  et  ce  serait  une  definition 

complete..."  —  Conrad,  1.  c.  I.  p.  311  ff. ;  v.  G  1  ei  eben -Ruß  wurm,  1.  c.  p.  27. 
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ist  uns  unmöglicli,  uns  vorzustellen,  daß  wir  nicht  frei  seien.  Wir 
werden  also  beweisen,  daß  wir  es  nicht  sind;  aber  wir  werden 

stets  so  handeln,  wie  wenn  wir  es  wären". 
;Man  wird  diese  Auffassung  am  besten  verstehen,  wenn  man 

sieh  vergegenwärtigt,  daß  Galiani  nur  einen  relativen  Wahrheits- 

begriff kennt.  Mit  Recht  meint  Sainte-Beuve'):  „Galiani  ne 
croit  donc  pas  ä  la  verite  absolue  pour  riiomme,  ä  la  verite 

digne  de  ce  noni;  la  verite  absolue  pour  l'homme,  a  la  verite  digne 
de  ce  nom:  la  verite  relative,  qui  n'est  qu'une  Illusion  d'optique, 
est  la  seule,  selon  lui,  que  l'homme  doive  chercher.  Selon  lui  encore, 
il  en  est  de  Tillusion  au  moral  comme  au  physique:  eile  engendre 
des  resultats  qui  peuvent  etre  beaux  et  bons,  relativement  ä  la 

societe  et  ä  l'homme.  C'est  parce  que  notre  cell  est  configure  de 
maniere  ä  voir  le  ciel  rond  et  voüte,  que  l'homme  a  ensuite  in- 
vente  la  coupole,  le  dorne  du  temple,  soutenu  de  colonnes,  qui  est 
une  chose  belle  ä  voir.  Ainsi,  au  moral,  nos  illustres  interieures 
sur  la  liberte,  sur  la  cause  premiere,  ont  engendre  la  religion,  la 

morale,  le  droit,  toutes  choses  utiles,  naturelles  ä  l'homme,  et  nieme 
vraies  si  l'on  veut,  mais  d'une  verite  puremeut  relative  et  toute 
subordonnee  ä  la  configuration,  ä  l'illusion  premiere". 

Beachtenswert  ist  die  Auffassung  des  kleinen  Abbes  von  den 
Religionen.  Sie  zeigt,  daß  er  als  kühler  Skeptiker  gegen  jede 
überspannte  ]\[etapliysik,  gegen  jedes  Grübeln  ist.  Er  rät  davon 

ab,  „zu  lange  auf  diesen  Materien  herumzurutscheu",  weil  man 
sonst  ausgleite.  Nach  Galiani  gibt  es  zwei  Arten  von  Religionen^): 
„Die  der  Völker  der  Neuzeit  sind  heiter:  Ackerbau,  Medizin, 
Ringkunst  und  Bevölkerungslehre;  die  der  alten  Völker  sind  traurig: 

Metaphj'sik,  Rhetorik,  Beschauliclikeit,  Seelengröße.  Sie  führen- 
notwendigerweise  zur  Vernachlässigung  des  Landbaues,  der  Volks- 

vermelirung,   der  Gesundheit   und  des  Vergnügens.     Wir  sind  alt". 
Als  man  ihm  erzählt,  Mme.  Geoffrin  sei  in  ihren  letzten  Lebens- 

jahren fromm  geworden,  erklärt  er  diese  Erscheinung  als  etwas 
ganz  Natürliches  und  meint  in  einem  Briefe  an  Frau  von  Kpinay 

vom  21.  September  1776^):  „Durch  die  Ungläubigkeit  tut  der  mensch- 

*)  Causeries  du  I.undi  u.  a.  (>.  p.  428.  T'iid  F.  Blei  („Insel"  I.e.  p.  15) 
meint,  Galiani  sei  „als  aulJerordentlieher  Psychologe  mißtrauisch  gegen  die 

absoluten  Wahrheiten  geworden". 
^  Ferey-Maugras,  1.  c  I,  p.  53,  54;  Conrad,  1.  c.  I,  p.  35. 
*)  Perey-Maugras,  1.  c.  11,  p.  4G9;  Conrad,  1.  c.  II,  p.  612;  vgl.  uucIl 

Blei  in  der  „Insel"  l,  p.  143. 
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liehe  (4ei8t  seiiifu  eif^eiu^n  Instinkten  und  seinem  (Tescliinack  die 
<>Tößte  GeAvalt  an.  Es  handelt  sich  daninij  sich  für  immer  aller 

Freuden  dei-  Phantasie  iiiul  des  Geschmackes  am  Wunderbaren  /u 

berauben;  es  handelt  sich  um  die  o-anze  Entleerunj,'-  des  Scliulsacks; 
und  der  Mensch  möchte  Erkenntnis;  immer  und  alles  zu  leu^nien 

oder  anzuzweifeln,  in  der  Verarmung  an  allen  Ideen,  Kenntnissen 

und  erhabenen  Wissenschaften  usw.  stecken  zu  bleiben,  welche  ent- 

setzliche Leere,  welch  ein  Nichts!  Welche  Mühe!  Es  ist  also  ei-- 
wiesen,  daß  die  Mehrzalü  der  Menschen  .  .  .  nicht  ungläubifif  sein 

kann,  und  daß  die  anderen,  die  es  können,  die  geistige  Anstrengung 
nicht  auszuhalten  vermögen,  ohne  die  Kraft  und  Jugend  der  Seele. 

\\'enn  die  Seele  altert,  taucht  irgendein  Glaube  wieder  auf". 
Interessant  sind  auch  die  Anschauungen  unseres  Abbes  über 

die  E  r  z  i  e  h  u  n  g.  Ihre  Fragen  streift  er  häufig  in  seinen  Briefen, 

und  er  tritt  der  optimistischen  Auffassung  der  Pariser  Philosophen 

von  der  Verbesserungsfähigkeit  des  Menschen  entgegen.  Auch 
gilt  seine  Antipathie  der  Kousseauschen  Erziehungslehre,  wie 

dieser  sie  in  seinem  bekannten  Roman  „Emile"  entwickelt  hat, 
der  ja  vor  allen  Dingen  die  Natur  als  den  liebevollsten  und  sorg- 

fältigsten, menschlichen  Erzieher  auffaßt  und  seinem  Zögling  die  volle 

Frische  und  Ursprünglichkeit  des  Naturmenschen  wahren  möchte.^) 
Hören  wir  Galianis  Lehren!  Er  schreibt  am  4.  August  1770  an  Frau 

V.  Epinay-):  „  Mein  Traktat  überErziehung  ist  fertig.  Ich 
beweise  darin,  daß  die  Erziehung  für  den  Menschen  wie 
für  die  Tiere  dieselbe  ist.  Sie  läuft  auf  zweierlei  hinaus, 

nicht  mehr:  Ungerechtigkeiten  zu  ertragen  lernen,  Langweile 

zu  ertragen  lernen.  Was  läßt  man  in  der  Keitschule  ein 
Pferd  tun?  Es  geht  von  Natur  in  Paß,  Trab,  Galopp,  Schritt. 

Aber  das  Pferd  wählt  die  Gangart,  wie  es  ihm  gut  dünkt  und  wie 
es  Lust  hat.     Man  lehrt  es  diese  Gangarten  gegen  seinen  Willen 

*)  vgl.  P.  Hensel,  Rousseau,  1907,  p.  63 ff.  und  Vorlaender,  Geschichte 
der  Philosophie,  190S  11,  p.  147.  —  Die  Beurteilung  der  Gaiianischen  Pädagogik 

im  Text  folgt  gütigen  Mitteilungen  des  Herrn  Dr.  Jobs.  Prüfer  zu  Leipzig. 

*)  Ferey-Maugras,  I.e.  I,  p.  216/17.—  p.  216:  „.  .  .  apprendre  ä  supporter 

rinjustice:  apprendre  ä  souffrir  l'ennui".  —  p.  217:  „.  .  .  l'education  n'est  que 
lelaguement  des  talents  naturels,  pour  donner  place  aux  devoirs 

sociaux.  —  Conrad.  1.  c.  I,  p.  137,38;  v.  Gleichen-Rußw  urm ,  1.  c.  p.  26. — 

Vgl.  dazu  die  Auffassung  Galianis  in  seinem  „dialogue  sur  les  feraraes",  der 
sich  in  Nicolinis  „Pensiero"  1.  c.  p.  258 ff.  wieder  abgedruckt  findet,  nameni- 
liih  ebendort,  p.  264,  wo  von  der  Erziehung  als  Instinkt  die  Rede  ist. 
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anzunehmen,  g-eg-en  seine  Vernunft  (da  liegt  die  Ung-ereclitigkeit), 
und  sie  zwei  Stunden  lang  fortzusetzen^)  (da  liegt  die  Langeweilei. 
Wenn  man  daher  ein  Kind  Lateinisch,  Griechisch  oder  Französisch 
lernen  läßt,  so  interessiert  nicht  das  Nützliche  der  Sache,  sondern 
es  muß  sich  eben  daran  gewöhnen,  den  Willen  anderer  zu  tun 

(und  sich  zu  langweilen)  und  durch  ein  Wesen  seinesgleichen  ge- 
straft zu  werden  (und  zu  leiden).  Wenn  es  hieran  gewöhnt  ist,  so 

ist  es  dressiert,  für  die  Gesellschaft  hergerichtet,  geht  in  die  Welt, 
achtet  Beamte.  ̂ Minister,  Könige  (und  beklagt  sich  nicht  über  sie). 
Der  Mensch  übt  seine  Amtsverrichtungen  aus,  er  geht  in  sein 

Bureau  oder  zur  Audienz,  oder  auf  den  Wachtposten  oder  ins  oeil- 
de-boeuf  und  gähnt  und  bleibt  dort  und  verdient  sich  sehi  Brot. 
Tut  er  das  nicht,  so  taugt  er  nichts  in  der  gesellschaftlichen 

Ordnung.  Also  die  Erziehung  ist  nur  die  Beschneidung  der  natür- 
lichen Talente,  um  an  ihre  Stelle  die  sozialen  Pflichten  zu  setzen. 

Die  Erziehung  soll  Talente  verstümmeln  und  beschneiden.  Wenn 

sie  das  n  i  c  h  t  tut,  so  haben  Sie  —  den  Dichter,  den  Improvisator, 
den  Haudegen,  den  Maler,  den  Spaßmacher,  das  Original,  die  Ver- 

gnügen schaffen  und  vor  Hunger  sterben.  Aveil  sie  sich  in  keine 

von  den  Nischen  der  sozialen  Rangordnung  mehr  einstellen  können". 
In  einem  anderen  Briefe  an  seine  Freundin  wendet  sich 

Galiani  gegen  die  Auffassung,  daß  die  Kinder  fast  gar  nichts 
wüßten,  bevor  sie  zu  sprechen  begännen.  Er  meint  dagegen  am 

3.  April  1773-):  „Das  Kind  hat  das  wichtigste  seiner  Erziehung 
schon  empfangen.  Ijevor  es  zwei  Jahre  alt  wird;  aber  da  wir 
nicht  erkennen  können,  was  ein  anderes  Wesen  mit  menschlichem 
Antlitz  weiß,  wenn  es  nicht  durch  Worte  oder  Zeichen  zu  uns 
spricht,  so  glauben  wir,  die  Kinder  wissen  nichts.  Das  ist  ein 
großer  Irrtum.  Jemand,  der  ein  Jahr  in  London  sich  aufgehalten 

hätte,  ohne  ein  Wort  Englisch  zu  lernen,  würde  trotzdem  unend- 
licli  vieles  von  dem  Lande  kennen:  Straßen,  Häuser,  Bräuche,  Ge- 

^)  Ein  auffälliger  Anklang  an  Ilousseaus  „fcniile"!  Gleich  am  Eingang 
seines  Erziehungsromans  geißelt  Rousseau  die  Sucht  des  Menschen,  die  Natur 
nach  seinem  Willen  umzugestalten,  und  in  diesem  Zusammenhang  findet  sich 
der  Satz,  daß  der  Mensch  nichts  will,  „wie  es  die  Natur  gemacht  iiat,  nicht 
einmal  den  Menschen;  man  muß  ihn  für  ihn  wie  ein  schulgerechtes 

Roß  abrichteji".  („Allgemeine  Revision  des  gesamten  Schul-  und  Erziehungs- 
wesens". 1789.  XII.  S.  31.) 

^)  Perey-.Maugras,  I.e.  II,  p.  191/92;  Conrad,  1.  c.  II,  p.  442. 
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setze,  Menschen.  Ämter,  politische  Vertassun{>:  usw.  Meine  Be- 

merkung: zerstört,  das  sehe  ich  wolil.  das  g:anze  System  Emiles 

und  der  anderen  Pädag-oo-en.  Aber  ich  ziehe  aus  ihr  den  Schhiß, 
daß  es  in  zwei  Ja  Inen  entscliieden  ist:  die  Ansätze  zu 

Tuo-enden  odei-  Lastern  sind  bereits  vorhanden". 
Endlicli  kommt  Galiani  in  einem  Briete  vom  18.  März  1775 

noch  einmal  ausführlicher  auf  die  Erziehung-  zu  spredien;  ein 

Brief,  der  in  eigenartig-er  Weise  —  wie  man  mit  Kecht  behauptet 
hat^)  — ,  in  bezug-  auf  das,  Avas  er  über  Individuum  und  Milieu 
äußert,  wie  eine  ,.spielende  Vorwegnahme  Taines''  wirkt.  (4aliani 

schreibt^):  „Es  gibt  einen  bestimmten  Einfluß  auf  uns.  der 

die  A\'irkung-  der  Erziehung-  ist.  Dies  ist  wahr.  Aber  wissen  Sie, 
wer  der  Lehrer  ist.  der  uns  erzieht?  Das  Jahrhundert  und  das 

Volk,  in  deren  Schoß  wir  zur  A\'elt  kommen.  So  wird  ein  Mensch, 
der  in  Konstantinopel  auf  die  Welt  konnnt,  als  Türke  erzogen:  in 

Kom  als  römisch-katholischer  Christ;  in  Paris  als  Schöngeist,  als 

ökonomistisch-anglomaner  Krautjunker;  in  London  als  Goddam- 
Kolonist  usw.  Alles  was  uns  umgibt,  wirkt  erzieherisch  auf  uns 
ein,  und  der  Erzieher  ist  etwas  unendlich  Kleines,  das  die  guten 

Kechner  außer  acht  lassen". 
Auf  Grund  dieser  drei  Stellen  dürfte  (Talianis  pädagogische 

Meinung,  wenn  ich  recht  sehe,  die  sein^):  Eine  erzieherische  Be- 
einflussung des  Menschen  findet  nur  statt  durch  sein  Jahrhundert 

und  durch  sein  Volk,  und  den  wichtigsten  Teil  dieser  Er- 
ziehung empfängt  er  bereits  in  den  ersten  zwei  Jahren  seines 

Lebens.  Was  man  sonst  Erziehung  nennt,  ist  nichts  anderes 

als  Dressur,  und  diese  ist  von  der  Dressur  des  Tieres  nicht  ver- 
schieden. Sie  ist  notAvendig,  damit  der  Mensch  seinen  Platz  in 

der  Gesellschaft  ausfüllt.  Durch  diese  Dressur  sollen  die  natür- 
lichen Talente  beschnitten  und  durch  soziale  Pflichten  ersetzt 

werden.  —  Damit  tritt  er  freilich  in  scharfen  Gegensatz  zu 
Rousseau,  der  nichts  anderes  will  als  durch  die  Erziehung  die 
Natur  des  Menschen  entfalten.  „Ehe  die  Eltern  ihn  zu  etwas 

rufen,  ruft  ihn  die  Natur  zum  31enschseyn.  Zu  leben  ist  die 

Kunst,  die  ich  ihn  lehren  will.  ̂ \'enn  er  aus  meinen  Händen  kömmt, 

')  Hofmiller,  a.  a.  0.  p.  187. 

'-)  Perey-Maugras,  I.e.  II,  p.  388;  Conrad,  I.e.  II.  p.  562  63. 
■'')  vgl.  auch  Weigand.  a.  a.  0.  p.  LXXXI;  Hof  milier.  a.a.O.  p.  183  ff. 
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■wird  er.  das  gestehe  ich.  weder  Rechtsg'elehrter.  noch  Soldat,  noch 
Prediger  seyii:  sondern  nur  erst  Mensch*'  (a.  a.  0.  p.  72).  Die 
eigentliche  Lehrmeisterin  der  Kinder  ist  daher  die  Natur  selbst. 
Der  Erzieher  ,.tut  weiter  nichts,  als  daß  er  unter  dieser  ersten 
Lehrmeisterin  studiert,  und  verhindert,  daß  ihrer  Sorgfalt  nicht 

zuwider  gehandelt  werde"  (a.  a.  0.  p.  203). 
In  den  übrigen  Briefen  philosophischen  Inhalts 

tritt  uns  der  CTenußmensch,  der  den  Wert  des  Lebens  nur  au  der 

Freude,  die  es  gewährt,  mißt,  und  der  jedem  Sentiment,  jedem 
Altruismus  abholde  Egoist  entgegen.  Von  welcher  Kälte  des 

Eaisonnements,  von  welchem  Mangel  an  ,.Aftektivität*'  —  um  das 
von  Nicolini  verwandte  Wort  zu  gebrauchen^)  —  zeugt  jener  Brief 
an  seine  Freundin  vom  19.  Oktober  1776,  in  dem  er  eine  Todes- 

nachricht quittiert.  In  diesem  Brief  gibt  Galiani  die  Theorie 

wieder,  die  er  sich  für  solche  Fälle  gebildet  hat.  Sie  lautet^): 
,,.  .  .  seit  ich  erfahren  habe,  daß  nach  der  Berechnung  drei 
vom  Hundert  der  Lebenden  sterben,  scheint  es  mir,  daß  jeder 
Sterbende,  der  für  seinen  Teil  diese  fatale  dreiprozentige  Schuld 
abträgt,  die  Lebenden  entlastet,  und  daß  infolgedessen  jeder 
Tod  einen  Grad  der  Lebenswahrscheinlichkeit  mehr  für  die  Über- 

lebenden bedeutet". 

Galiani  ist  reiner  Individualist  und  ohne  jedes  soziale  Gefühl.^) 
Jede  pathetische  Geste  ist  ihm  zuwider.  Für  ihn  gibt  es  gar 

keinen  Nächsten.  Es  sei  Geschwätz,  wenn  ein  jeder  für  die  An- 
gelegenheiten anderer  plaidiere  und  nie  für  die  eigenen.  Ein  jeder 

solle  tun  und  sprechen  nach  seinen  Interessen.  Und  an  anderer 

Stelle  meint  er*):  „Ich  finde,  die  Achtung  des  Nächsten  ist  ein 
Gefühl,  das  uns  von  Natur  widersteht  —  wie  das  Ipecacuanha; 
wir  schlucken  es  gewaltsam  hinunter,  und  unser  Magen  möchte  es 

sobald  wie  möglich  wieder  von  sich  geben". 
Nach  diesen  letzten  Kostproben  wird  man  Franz  Blei  recht 

geben  müssen,  wenn  er  meint,*^)  daß  in  Galiani  mit  einer  feinen, 
reichen  Seele  ein  brutaler  Verstand  sich  gepaart  habe,  der  frech 
von  den  Lastern  und  zynisch  von  den  Tugenden  der  eigenen  Seele 

')  Giornale  .  .  .  1.  c.  p.  21  ff. 
-)  Perey-Maugras,  1.  c.  II.  p.  476;  Conrad,  1.  c.  II,  p.  617. 
3)  Perey-Maugras,  I.e.  II,  p.  277;  Conrad,  I.e.  II,  p.  496  ff. 

■•)  Perey-Maugras.  I.e.  II.  p.  74;  Conrad.  I.e.  II.  p.  366. 
**)  Galianis  Dialoge.  1.  e.  p.  101. 
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spreche,  und  iiuiii  verstellt  wenio^steiis,  wie  Niet  zsche  zu  seinem 
Urteil  liiit  kommen  können,  daß  (Tiiliani  „der  tiefste,  sclnirfsichtigste 

und  vielleicht  auch  schniutzig-ste  Mensch  seines  Jahrhunderts"  ge- 
wesen sei.') 

Die  übrigen  Briete  bieten  nur  hin  und  wieder  eine  kecke, 
philosophische  Spekulation  oder  ein  paradoxes  Urteil.  So  schreibt 

Galiani  in  einem  Brief  über  Voltaires  Betrachtungen  über  die  Neu- 

gierde-) (er  nennt  sie  eine  Leidenschaft,  die  in  uns  nur  erregt 
werde,  w^enn  wir  uns  sicher  vor  jedem  Risiko  fühlten;  denn  die 
geringste  Gefahr  benähme  uns  alle  Neugierde)  und  über  andere 
Voltairesche  Aufsätze,  aus  denen  er  den  Schluß  zieht,  daß  ihr  Ver- 

fasser Deist  aus  politischen  Rücksichten  sei.  Ferner  finden  sich 
in  den  Briefen  interessante  Urteile  über  den  Fatalismus  und  über 

die  Einsamkeit  der  Philosophen,  von  denen  Galiani  meint ^):  „Die 
Philosophen  sind  nicht  d  a  z  u  d  a ,  e  i  n  a  n  d  e  r  z  u  1  i  e  b  e  n. 
Die  Adler  fliegen  nicht  in  Gesellschaft;  das  tun  die  Rebhühner, 
die  Stare.  Voltaire  hat  keinen  Menschen  geliebt  und  wird  von 
keinem  Menschen  geliebt.  Er  wird  gefürchtet,  hat  seine  Krallen, 
und  das  ist  genug.  Hoch  oben  schweben  und  Krallen  haben,  das 

ist  das  Los  der  großen  Genies". 
Endlich  erwähne  ich  noch  seine  Äußerungen  über  die  Frauen. 

So  schreibt  er  am  2.  Februar  1771  an  Frau  von  Epinay^):  „Sie 
wollen  von  mir  wissen,  was  eine  Frau  studieren  soll?  Ihre 
Sprache,  damit  sie  Verse  korrekt  sprechen  und  schreiben  kann, 
wenn  sie  Neigung  dafür  hat.  Alles  in  allem  genommen,  muß  sie 
stets  ihre  Phantasie  pflegen;  denn  das  wahre  Verdienst  der  Frauen 

und  ihrer  Gesellschaft  bestellt  darin,  daß  sie  immer  ursprüng- 
licher sind  als  die  Männer;  sie  sind  weniger  verkünstelt, 

weniger  verdorben,  weniger  von  der  Natur  entfernt,  und  darum 

liebenswürdiger"'. 
Es  bleibt  aber  nicht  bei  solchem  wohlwollenden  Urteil.  Galiani 

spricht  vielmehr  an  anderer  Stelle  recht  scharf  und  spöttisch  vom 
schwächeren  Geschlecht.  Ja  er  nennt  die  Frauen  einmal  ..ein 

Gemisch   von   Nerven,   Uterus,   Einbildungskraft    und   launenhafter 

^)  Jenseits  von  Gut  und  Böse,  Aphorismus  26. 

2)  Perey-.Maugras,  I.e.  I,  p.  434;  Conrad,  I.e.  I,  p.  *JSO. 
^)  Perey-Maugras,  I.e.  I,  p.  309;  Conrad.  I.e.  I,  p.  197. 
^)  Perey-^Iaugras,    1.  c.  I,   p.  352/53;    Conrad,   1.  c.  I.  p.  22.3:    von 

Gleichen-Riißwurm,  I.e.  p.  221/22;  Blei,  Insel,  I,  p.  129. 
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Willkür". M  ̂ lan  denke  auch  an  den  Yerp:leicli  mit  den  Franzosen. 
Wer  im  übrigen  sich  in  Galianis  Anschauungen  über  die  Frauen 

vertiefen  Avill,  mag-  den  Miniaturdialog  ,.Sur  les  femmes"  lesen.^)  — 
Doch  ich  muß  hier  abbrechen.  Suchen  wir  mit  wenigen  Worten 

die  geistige  Eigenart  des  Denkers,  der  uns  in  dieser  Abhandlung 
beschäftigt  hat,  noch  einmal  zu  erfassen. 

Galiani  zeigt  sich  uns  im  Gegensatz  zu  seinen  Gegnern,  (b^n 
Physiokraten,  als  ein  jedem  Absohitismus  der  Lösungen  abgeneigter, 
relativistisch  denkender,  historischer  Kopf,  der  je  nach  Zeit, 

Ort  und  Umständen  sich  wandelnde,  politische  und  wirtschaft- 
liche Maßnalimen  empfiehlt.  Er  zeigt  sich  ferner  —  und  das  ist 

seine  schriftstellerische  Eigenart,  abgesehen  von  der  tiefgründigen 

Abhandlung  ..della  moneta*'  —  als  Gegner  aller  S  3^  s  t  e  m  a  t  i  k , 
als  Kleister  der  kühnen  Improvisation,  als  Virtuose  der  impressio- 

nistischen These.  Seine  Hauptwaffe  ist  die  Satire,  und  es  fällt 
wahrlich  manchmal  schwer,  Ernst  und  Satire  bei  ihm  zu  scheiden. 
Marmontel  hat  ihn  in  seinen  Memoiren  als  den  hübschesten, 
kleinen  Harlekin  beschrieben,  den  Italien  hervorgebracht  habe,  auf 
d>issen  Schultern  jedoch  der  Kopf  Macchiavellis  saß;  und,  gewohnt 
alles  von  der  lächerlichen  Seite  zu  betrachten,  habe  es  für  ihn 
nichts  gegeben,  das  er  nicht  zu  einem  guten  Geschichtchen  hätte 

benutzen  können.")  Und  Saint e -Ben ve  schreibt  über  ihn:  „chez 
lui,  un  raisonnement  serieux  et  profoud  se  bourse  tont  ä  coup  au 

calembour".*)  Auch  spätere  Autoren  haben  ähnlich  über  ihn  ge- 
urteilt, indem  sie  je  nachdem  mehr  den  Harlekin-  oder  den 

Macchiavelli-Kopf  hervorhoben.-^)    Man  tut  aber  unserem  Abbe  un- 

'j   Baz/oiii,  1.  c.   p.  141. 

-)  Abgedruckt  in  dt-r  Correspondance  littcrairu,  IX,  p. -197  ff.,  jetzt  auch 
Ijei  Nicolini,  II  Pensieio  . . .  I.e.  p.  258  ff.  und  deutsch  bei  Conrad,  I.e.  II, 

p.  350 ff.  Dieser  Dialog  ist  auch  wichtig  für  Galianis  Erziehungslehre,  wie 
schon  erwähnt. 

*)  .Mar  inontel ,  .Memoires  11,  p.  122:  ,L' a  bbe  Gal.  etuit  de  sa  personnne 

le  plus  joli  petit  arlequin  qu'eüt  produit  l'Italie;  mais  sur  les  epaules  de  cet 
arlequin  etait  la  töte  de  Machiavel.  Epicurien  dans  sa  philosophie,  et  avec 

une  äme  melancolique,  ayant  tout  vu  du  cöte  riducule,  il  n'y  avait  rien  ni  en 

politique,  ni  en  morale  ä  propos  de  quoi  il  n'eüt  quclque  hon  conte  a  faire, 

et  ces  contes  avaient  touiours  la  justesse  de  l'ä  propos  et  le  sei  d'une  allusion 

imprevue  et  ingenieuse".    Vgl.  auch  Taine  a.  a.  0.  I,  p.  326. 
*)  Causeries  du  Lundi  ...  a.  a.  0.  II.  p.  431. 

^')  vgl.  Ba  r  t  h  o  1  d  .  Die  geschichtlichen  Persönlichkeiten  in  .lakob  Casanovas 
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reclit,  wenn  man  über  seine  Neij^unj»-  znin  Spott  und  zur  Satii-e 
die  ernsten,  die  gediegenen,  die  bedeutenden  (Qualitäten  seiner 
Sehriftstellerpersönlichkeit  vergißt.  Es  ist  ihm  eben  vielfacli  so 

gegang-en  - —  wie  Gaudemet  in  seiner  ̂ lonographie  über  (4aliani 
schreibt^)  — :  ,.Parce  qiv  il  presenta  lejgerement  des  idees  serieuses, 

et  parce  qu'il  tint  cette  gageure,  d'ecrire  ä  propros  du  commerce  des 
bles  un  livre  vif  d'allures,  franc  de  style,  charmant  de  fantaisie  et 
d'ironie  fine  comme  nn  roman  de  Voltaire,  il  a  porte  devant  la  posterite 
la  peine  d'avoir  eu  tro])  d'esprit".  leli  glaube,  num  wird  der  schrift- 

stellerischen Eig-enart  und  speziell  dem  Stil  unseres  Abbes  am 
besten  gerecht,  wenn  man  Taines  These  vom  „esprit  classi(iue-'  auf  ihn 
anwendet.  Er  hat  über  die  ernstesten  Dinge  in  jenem  „oratorischen"' 
8til  geschrieben,  daß  jede  Salondame  ihn  verstehen  konnte.^) 

Seine  Kraft  ruht  in  der  historischen  A^'eltanschauung,  aber  in 
ihrer  Überspannung-  zugleich  seine  Schwäche;  denn  der  Gefahr 
des  Historismus,  „der  modernsten,  verbreitetsten  und  gefähr- 

lichsten Form  des  Relativismus,  der  Nivellierung  aller  Werte",  wie 

ihn  ein  moderner  Rechtsphilosoph  '■'•)  formuliert  hat.  ist  auch  e  r  er- 
legen. Indem  er  die  naturrechtlichen  Spekulationen  der  Physiokratie 

bekämpfte,  verfiel  er  des  öfteren  in  das  entgegengesetzte  Extrem, 
in  den  Historismus,  der  ,.alle  Philosophie  und  Weltanschauung 

zerstört".'') 

Memoiren.  1846,  Bd.  I,  p.  263  und  74.  Dazu  das  Urteil  von  Casanova  selbst 

bei  Weigand,  1.  c.  p.  XVII  Note  2.  Ferner  zu  vergleichen  v.  Gl  ei  eben- Ruß - 

wurm,  1.  c.  p.  328  („Hanswurst  und  tiefernster  Staatsmann");  Hof  milier,  1.  c. 
p.  189  und  Blei,  Galianis  Dialoge  .  .  .  1.  c.  p.  16  (c"  Sainte-Beuve  und  Brunetiere) 
und  p.  45  Note  1  (Duvals  Äußerung  über  Galiani). 

')  a.  a.  0.  p.  1.    Dazu  aber  Afanassiev,  1.  c.  p.  249. 

'-)  vgl.  das  ganze  dritte  Buch  „Der  Geist  und  die  Doktrin"  in  Taines 
Geschichte  des  Ancien  Regime  (a.  a.  0.  I,  p.  208  ff.)  und  zur  Kritik  Wahl  a.  a.  0. 

1.  p.  857 ff. ;  vgl.  auch  Bleis  (Insel,  Bd.  I,  p.  17|.  Bemerkungen  über  den  Salon- 
ton des  Ancien  Regime,  durch  den  „der  letzte  Blutstropfen  zu  einem  lion  mot 

kondensiert  wurde"  und  vor  allem  das  lehrreiche  Buch  von  Perey  und  .Mau- 

gras,  Dernieres  Annees  de  Madame  d'Epinay  •*,  p.  392 ff.,  wo  sich  eine  lebendige 
Schilderung  der  damaligen  Salonunterhaltuugen  findet. 

^)  Emil  Lask.  Rechtsphilosophie,  in  „Die  Philosophie  bei  Beginn  des 
20.  .Jahrhunderts",  Festschrift  für  Kuno  Fischer  Bd.  II,  1905  p.  13. 

^)  Lask,  ibidem  p.  13:  „Naturrecht  und  Historismus  sind  die  beiden 

Klippen,  vor  denen  die  Rechtsphilo-sophie  sich  hüten  muß"".  Vor  dem  Histo- 
rismus warnt  auch  Marianne  Weber,  Ehefrau  und  .Mutter  in  der  Rechts- 

entwicklung 1907.  DazuPaulsen,  Preuß.  Jahrbücher  Bd.  132,  190S.  p.  412  13; 
Stieda-Festschrift.  12 
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Ob  dabei  der  Neapolitaner  Galiaui  als  ein  französischer 

Denker  aufzufassen  ist,  den  er  selbst  in  einem  Briefe^)  seinem  Wesen 
nach  als  Plauderer,  Klugsprecher  und  Spaßmacher  bezeichnet, 

oder  ob  ihn  seine  Landslente  —  an  erster  Stelle. wieder  Nicolini-)  — 

für  Italien  in  Anspruch  nehmen  dürfen,  mag-  dahingestellt  bleiben. 
Denn  auch  Nicolini  gibt  zu,  daß  ohne  eine  Kenntnis  der  philo- 

sophischen, politischen  und  ökonomischen  Fragen  des  ancien  regime 
unser  Abbe  nicht  zu  verstehen  ist.  Zu  einem  Teile  seines 

"Wesens  ist  er  nun  einmal  der  unübertreffliche  Geschichtenerzähler, 
der  echt  französische  Causeur,  der  homme  d'esprit  par  excellence,-^) 
„einer  der  echtesten  Repräsentanten  der  Aufklärungszeit"'.*)  Alles 
in  allem  ein  Denker,  der  eine  bedeutsame  Stellung  in  der  Geschichte 
der  Nationalökonomie  beanspruchen  darf,  und  der  bei  aller  historischer 
Weltansicht,  mit  der  er  seiner  Zeit  vorauseilt,  doch  als  ein  echtes 

Kind  des  ancien  regime  zu  betrachten  ist  und  alle  ihre  markantesten 
Eigenschaften  gleichsam  in  Reinkultur  repräsentiert:  die  Frivolität 

und  den  Zynismus,  aber  auch  den  Esprit  und  die  verfeinerte  Lebens- 

kunst.'^) 

s.  auch  Mein  ecke,  Weltbürgertum  und  Nationalstaat,  p.  249  und  Karl 

Wieland,  Die  historische  und  die  kritische  Methode  in  der  Rechtswissen- 
schaft, 1910.  Er  nennt  den  Historismus  „den  entarteten  Sprößling  wahrer  ge- 

schichtlicher Denkart"  (p.  o). 
')  Conrad,  I.e.  1.  p.  306;  Perey  u.  Maugras,  I.e.  I.  p.  476. 
-)  Giornale  ...  a.  a.  0.  p.  28ff.;  vgl.  auch  Gaudemet  a.  a.  0.  p.  41, 

der  sich  die  Vielseitigkeit  der  Begabung  Galianis  nur  bei  einem  Italiener  er- 
klären kann.  „Dans  cette  race  de  virtuoses,  rimagination  et  les  facultes  ar- 

tistiques  se  superi>osent  naturellement  aux  facultes  purement  rationelles"  und 
Brunetiere,  a.a.O.  p.  944/45  sowie  Sain  te-Beu  ve.  a.a.O. -'11,  p.  423;  s. 
auch  Kassner,  Motive,  Essays  p.  106. 

")  Taine,  1.  c  1,  p.  162  schreibt:  „Plaudern  heißt  andere  amüsieren,  indem 
man  sich  selbst  amüsiert,  und  ein  größeres  Vergnügen  kennt  der  Franzose 
nicht;  für  ihn  ist  die  bewegliche,  sich  schlängelnde  Konversation,  was  der  Flug 

für  den  Vogel  ist".     Vgl.  auch  ibidem  p.  302  über  den  Scherz. 
*)  v.  Gleichen-Ruß  wurm,  1.  c.  p.  340, 
^)  vgl.  auch  Weigand,  a.  a.  0.  p.  XC. 



Ludwig  Börne  als  Student  der  Kameral- 
wissenschaften. 

Von  Leon  Zeitlin. 

Über  den  Literaturhistoriker,  der  als  Erg-ebnis  langer  und 
anstrengender  Studien  Goetliesclie  Wäschezettel  mit  einem  um- 

fänglichen kritischen  Apparat  herausgibt,  macht  man  sich  häufig 
und  nicht  mit  Unrecht  ein  wenig  lustig,  denn  die  Flagge  deckt 
nicht  immer  die  Ware  und  Alltäglichkeiten  bekommen  keineswegs 
deshalb  allein  Seltenheitswert,  weil  sie  sich  im  Schatten  des  Genies 

zugetragen  haben.  Ebenso  aber  gibt  es  auch  Ketzer,  denen  an 

der  Art  und  Weise,  wie  Wirtschaftsgeschichte  wissenschaftlich  be- 
trieben wird,  manches  nicht  recht  zusagt  und  die  beispielsweise 

meinen,  nicht  jeder  Zettel,  der  unsere  Kenntnis  über  die  Fleisch- 
oder Getreidepreise  vergangener  Jahrhunderte  mehrt,  sei  an  sich 

schon  so  bedeutungsvoll,  daß  er  verdient,  den  Wesenskern  einer 
Abliandlung  zu  bilden.  Wenn  ich  daher,  der  ich  mir  erlaube,  aus 

respektvoller  Entfernung  und  ganz  bescheiden  diesen  Ketzern  zu- 
weilen beifällig  zuzustimmen,  hier  einen  Beitrag  zu  dem  Kapitel 

wirtschaftshistorischer  Ausgrabungen  liefere,  so  muß  ich  doch  wohl 
zuvor  ein  paar  Worte  darüber  sagen,  weshalb  ich  mit  einer  bisher 
allerdings  noch  völlig  unbekannten  Seminararbeit  Ludwig  Börnes 
aus  den  Tagen  seines  kameralistischen  Studiums  erscheine  und  ihr 
einen  kurzen  Kommentar  mitgebe.  Denn  ein  Ludwig  Börne  ist  ja 

kein  Goethe,  und  wenn  —  um  gleich  von  der  Person  auf  die  Sache 
zu  kommen  —  demgegenüber  auch  betont  werden  kann,  daß  selbst 
eine  durchaus  anonyme  Seminararbeit  über  ein  Problem,  tlas  in  der 
Wissenschaft  zur  Debatte  steht,  auf  jeden  Fall  interessanter  sein 
dürfte  als  ein  Goethescher  Wäschezettel,  so  muß  ich  doch  denen, 

die  möglicherweise  in  einer  Arbeit  des  jungen  Börne,  wenn  schon 
nicht  wissenschaftlich  oder  kulturhistorisch,  so  doch  zum  mindesten 
literarisch  auf  die  Rechnung  zu  kommen  hoffen,  von  vornherein 
eine  Enttäuschung  bereiten.    Das  Thema  seiner  Abhandlung  lautet 

12* 
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nämlich:  ..Kann  Viehzucht  (in  einem  älteren,  unvoll- 

ständig erhaltenen  Konzept:  , Hornviehzucht*)  ohne 
Ackerbau  getrieben  werden?''  Literarische  Feinschmäcker 
sind  also  gewarnt. 

Trotzdem  glaube  ich,  daß  meine  Mitteilungen  nicht  unwillkommen 
sein  AVerden,  da  allerlei  zusannnentriftt.  um  Interesse  für  das 

Bürnesche  Manuskrii>t  zu  erwecken-:  Die  Persönlichkeit  des  V(-r- 
fassers  und  die  seines  Lehrers,  der  die  Arbeit  korrigiert  und  mit 
zahlreichen  Anmerkungen  versehen  hat.  War  doch  Börnes  Lehrer 

niemand  anders  als  August  Friedrich  "Wilhelm  Crome,  den 
man  zuweilen  —  freilich  mit  mehr  Wohlwollen  als  Berechtigung  — 
den  größten  Statistiker  seiner  Zeit  genannt  hat :  dann  aber  nament- 

lich die  Tatsache,  daß  wir  darüber,  wie  man  sich  zu  Beginn  des 
U).  Jahrhunderts  an  Deutschlands  hohen  Schulen  für  das  Doktor- 

examen in  den  Kamerahvissenschaften  vorbereitete,  eigentlich  nur 
sehr  ungenau  unterrichtet  sind.  Und  da  der  Mann,  dem  die  in 

diesem  Bande  vereinten  Beiträge  von  Schülern  als  Zeichen  dank- 
barer Gesinnung  für  den  verehrten  Lehrer  dargebracht  werden, 

uns  mit  seinem  Werke  über  die  Nationalökonomie  als  üniversitäts- 
wissenschaft  die  wertvollsten  Aufschlüsse  über  Lehrer  und  Lehre 

gegeben  hat,  so  ist  es  vielleicht  auch  aus  diesem  Grunde  nicht 

unangebracht,  von  einem  Jüngei-  unserer  Wissenschaft  und  dem  zu 
sprechen,  was  er  als  Student  gearbeitet  hat. 

* 

Am  10.  Mai  1808  hatte  sich  „Louis  Baruch,  Sohn  des  Handels- 

mannes Jakob  Baruch  aus  Frankfurt  a.  M.'',  nachdem  er  sehr  gegen 

seinen  A\'illen  auf  väterliches  Geheiß  und  unter  dem  Zwang  der 
Verhältnisse  einige  Semester  Medizin  in  Halle  und  Heidelberg 
>Tudiert  hatte,  als  Studierender  der  Kechte  in  die  Matrikel  der 

Karl-Ludwigs-Universität  in  Gießen  eingetragen,  und  bereits  nach 
einem  Vierteljahre  am  (8.  August  1808)  wurde  er  unter  dem  Kektorate 

des  Geheimen  Kates  Dr.  Karl  "\\'ilhelm  C'hristian  Müller  und  dem 

Dekanate  des  Professors  Dr.  August  Friedrich  "\\'ilhelm  Crome,  seines 
Lehrers,  zum  Doktor  der  Philosophie  promoviert. 

1  )aß  in  so  kurzer  Zeit  keine  umfängliche,  auf  eingehendes  Fach- 
studium sich  gründende  Doktorarbeit  zustande  konnnen  konnte, 

leuchtet  ohne  weiteres  ein.  Und  so  lagen  denn  bei  der  Promotion 
auch  nur  einige  kürzere,  essayartige  Abhandlungen  vor.  Und  zwar  sind 
dies  die  aus  den  bisherigen  Ausgaben  bekannten  Aufsätze:  ,.Uber 
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die  g-eometrische  Gestalt  des  Staat sg-ebietets".  ,.Von 
dem  Gel  de"'  und  „Das  Leben  und  die  Wissenschaft". 
Außerdem  aber  fand  sich  unter  den  bisher  noch  unveröffentlichten 

Manuskripten  des  Börne- Archivs  zu  Frankfurt  a.  M.  auch  eine  An- 
zahl staatswissenschaftlicher  und  volkswirtschaftlicher  Frajnnente. 

Ich  glaubte  davon  absehen  zu  dürfen,  in  der  jetzt  neu  erscheinenden 
kritischen  Gesamtausgabe  von  Börnes  AWrken.  für  die  mir  die 

Bearbeitung-  seiner  Schriften  staatswissenscliaftliclien  Inhalts  über- 
tragen worden  ist,  diese  Frag:mente  mit  aufzunehmen.  Allein  die 

Freunde  der  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschafteu 

möchte  ich  doch  auf  diesen  ersten  kameralistischen  Versuch  Börnes 

aufmerksam  machen,  den  er  als  jung-er  „stud.  jur.  et  cam.''  seinem 

Lehrer  Crome  zur  Begutachtung-  vorlegte.  Das  Thema  lautet,  wie 
schon  erwähnt:  „Kann  die  Viehzucht  ohne  Ackerbau  ge- 

trieben werden?"  Börne  verneint  die  darin  gestellte  Frage 
unbedingt,  und  aus  den  Randbemerkungen  Cromes  geht  hervor,  daß 
er  nach  Form  und  Inhalt  zwar  mancherlei  an  der  Arbeit  aus- 

zusetzen hatte,  daß  aber  die  Anschauungen  des  Schülers  doch  im 

großen  und  ganzen  die  Billigung  des  Lehrers  fanden. 

Mehr  über  diesen  an  sich  gewiß  nicht  uninteressanten  „Beitrag 

zur  Geschichte  des  gelehrten  Unterrichts  an  Deutschlands  hohen 

Schulen"  zu  sagen  erübrigt  sich  eigentlich,  denn  ein  zwingender 
Anlaß,  über  die  wissenschaftliche  Bedeutung  von  Börnes  volks- 

wirtschaftlichen Arbeiten  zu  sprechen,  liegt  wahrhaftig  nicht  vor. 

Bleibt  nur  die  Frage  offen,  ob  es  nicht  angebracht  wäre  —  nach- 

dem sich  bei  bestem  A\'illen  eine  Spur  von  wissenschaftlicher  Be- 
deutung in  diesem  wissenschaftlichen  Versuch  eines  doch  zweifellos 

bedeutenden  Mannes  nicht  hat  entdecken  lassen  —  danach  zu 

forschen,  worauf  denn  dieser  bedauerliche  Mangel  eigentlich  zui'ück- 
geführt  werden  könnte.  Und  unter  den  Freunden  einer  historisch- 
kritischen  Betrachtungsweise  aller  Zusammenhänge  des  Geschehens 
in  Wissenschaft  und  Leben  wird  vielleicht  manch  einer  in  der 

gründlichen  Erörterung  dieser  Frage  die  einzig  mögliche  Recht- 
fertigung der  Verölfentlichung  dieser  naiven  Erörterungen  erblicken, 

in  denen  Börne  als  krasser  Fuchs,  ohne  etwas  von  der  Sache  zu 

verstehen,  zu  einem  immerhin  schwierigen  Problem  der  Land- 
wirtschaft Stellung  nimmt.  Wie  schon  angedeutet,  bin  ich  anderer 

Meinung;  das  kleine  Manuskript  mit  seinen  Korrekturen,  die  mehr 

an  einen  Schulmeister  als  an  einen  Gelehrten  erinnern,  gibt  —  so  wie 
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»  es  ist  —  dem.  der  in.  zwischen,  über  und  unter  den  Zeilen  zu  lesen 
verstellt,  nicht  nur  allerlei  ganz  interessante,  sondern  auch  die 

zum  Verständnis  ausreichenden  Aufschlüsse.  Allein  als  gewissen- 
hafter Sachwalter  des  mir  anvertrauten  Teils  des  Börneschen  Nach- 
lasses will  ich  auch  dem  Wunsche  der  ganz  Gründlichen  Rechnung 

tragen  und  versuchen,  wenigstens  mit  ein  paar  Worten  für  jene 
Frage  eine  Erklärung  zu  geben. 

Zunächst  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  daß  sich  bei  der  Kürze 

der  Zeit  für  ein  wirklich  ernsthaftes  Studium  der  junge  Doktorand 
in  der  Fachliteratur  nicht  recht  hat  umsehen  können,  was  er  auch 

fi-eimütig  zugibt.  Was  Wunder,  daß  Börne  ein  gelehriger  Schüler 
seines  Professors  Crome  wurde,  und  daß  sein  wissenschaftliches  Rüst- 

zeug Geist  von  Cromes  Geist  ist,  besonders  da  Börne  wohl  auch  in 
sehr  nahem  persönlichen  Verkehr  zu  Crome  gestanden  haben  wird, 
in  dessen  Haus  er  als  Jüngling  zwei  Jahre  (vom  Winter  1800  bis 
zum  November  1802)  verlebt  hat.  Trotzdem  darf  man  aber  nicht 

etwa  glauben,  daß  Börne  als  Schüler  auf  Crome  geschworen  hätte 
oder  gar  ein  begeisterter  Verehrer  seines  Lehrers  war.  Dazu 
war  die  Persönlichkeit  Cromes  durchaus  nicht  geeignet,  wenn  er 
auch  nur  in  wenigem  dem  Bilde  gleicht,  das  wir  uns  von  einem 
deutschen  Universitätsprofessor  aus  jenen  Tagen  zu  machen  pflegen. 
Crome  hat  sein  Leben  keineswegs  in  der  Enge  der  Studierstube 
zugebracht.  Er  hat  mit  hohen  Herren  und  siegreichen  Generalen 
zu  tun  gehabt,  und  er  hat  als  Diplomat  in  geheimen  und  offiziellen 
Missionen  Verwendung  gefunden.  Indes  ein  Mann  wie  Crome,  der 
nach  seinen  eigenen  Worten  immer  nur  für  Reform  gewesen  ist, 

„welche  —  durch  Weisheit  und  Tätigkeit  der  rechtmäßigen  Obrig- 
keit bewirkt  —  das  Staatswohl  fördern,  ohne  jemandes  rechtmäßiges 

Eigentum  dabei  zu  kränken  oder  die  Ruhe  und  Sicherheit  des 

Staates  zu  erschüttern",  und  für  den  diese  rechtmäßige  Obrigkeit 
alle  Zeit  der  Fürst  —  spätere  Großherzog  von  Hessen-Darmstadt  — 
war,  und  ein  Stürmer  und  Dränger  wie  der  junge  Börne  haben 
eben  nicht  viel  Gemeinsames.  In  einigen  der  Form  nach  zwar 
recht  mangelhaften,  dem  Inhalte  nach  jedoch  ziemlich  bissigen 

Epigrammen  hat  dann  auch  der  Student  mit  dem  Professor  ab- 
gerechnet und  dem  Unmut  der  Enttäuschung  Luft  gemacht.  Eines 

von  diesen  Versehen  lautet : 

„Reime  sinnend  auf  Crome  wacht'  ich  Nächte  hindurch, 
Doch  ungereimtes  zu  reimen  habe  ich  fruchtlos  gestrebt". 
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iMit  anderen  Worten.  Börne  wird  herzlich  imh  j^cwt-sen  sein, 

das  Stndinm  der  Kauierahvissenschaften,  die  sieh  ihm  in  Wirivlich- 
keit  wesentlich  anders  darstellten,  als  er  sie  sich  jedenfalls  vor- 
jrestellt  hatte,  in  knrzer  Zeit  znni  Abschlnß  l)rin<ren  zn  können. 
Möjudicherweise  hat  nnsere  Wissenschaft  dadnrch  einen  schweren 
Verlust  erlitten.  Immerhin  hat  aber  Börne  als  ein  im  Geiste 

Starker  den  ̂ Veg  ins  Freie  g:efnnden,  und  wir  haben  keinen  Anlaß, 
uns  des  früheren  Stud.  cam.  zu  schämen. 

Kann  Viehzucht  ohne  Ackerbau  getrieben  werden?*) 

Die  Land  wirf  h  Schaft  lehret  die  (irnndsätze,  welche  man  i  i„  jeder  Läse 

anwenden  muß,   um  die  Natur  zur  Hervorbringung  der*  möglichst   »''tzijchsteii 
vollkommensten  Produkte  *  zu  bestimmen.    Da  es  nun  das  Geschäft '  mit  dem  mög- lichst gering- 
des  Landwirthes  ist,  diese  Grundsätze  m  Ausübung  zu  bringen,  so  sten  Aufwand 
muß  er  sich   in   den  Besitz   aller   der  Mittel   zu  setzen  versuchen, 
deren  er  zu  seinem  Zweck  bedarf.    Damit  er  aber  nie  in  die  Gefahr 

komme,  solcher  Mittel  beraubt  zu  seyn.  soll  er  dahin  streben,   die 

Erlangung   derselben,   so  viel  als   möglich,  von   äußeren  zufälligen 
Einflüssen   unabhängig   zu   machen.     Dieses    erreicht    er    dadurch, 
indem  er   die  Mittel   zum  Zwecke   selbst   zu  Zwecken   erhebt. 

und  so  innerhalb  seines  eigenen  Gebietes  sich  eine  Quelle  bereitet,  * '  eröffnet 
aus   der   alle    die  Bedingungen   herfließen,   welche   die  Kultur   des 

Landes  *  erfordert.    Hieraus  folgt,,  daß  unter  allen  Mitteln,  die  man '  Bodens 

zur  Behandlung  des  Bodens  *  anw^enden  kann,  diejenigen  die  besten '  ...(unleserlich) 

seyn   müssen,  welche   der   Boden   selbst    darreicht.*     Man    muß  so 'bietet 

viel   als    möglich    die   Landesprodukte  *   selber  -   dazu    gebrauchen. '  ̂'"'SJ.^g  *®^ 
um   die  Produktivität  *   der  Erde,   die   ihnen   das  Daseyn   gab,   zu  |  Fruchtbarkeit 
unterhalten  und  zu  verstärken. 

Betrachtet  man  ferner  das  Geschäft  des  Landwirtlies  in  Bezug ' '  in  Beziehung 
auf  jenen  Endzweck,  Avorin  die  verschiedenen  Arten  der  Tätigkeit 
aller  Menschen  zusammentreffen:  nemlich  als  ein  Mittel,  seine  und 
seiner  Familie  Existenz   zu   erhalten   und   sich   zu   bereichem,   so 

Averden    an    den    Landbauer  *    als    solchen    noch    ganz    besondere '  Landmann 

Forderungen  gemacht.     Er   muß   nemlich   mehr   als   alle    Andern  * '  Menschen 

^)  Amn.  des  Herausgebers:  Die  mit  eckigen  Klammern  versehenen  Be- 
merkungen rühren  wie  die  niciit  eingeklammerten  von  Cromes  Hand  her,  die 

mit  runden  Klammern  versehenen  vom  Heraus:'eber. 
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» -stanii.  -iiait  ̂ j^.^^   bpinülu'ii,   seiiu'ii  Hausstaat  ^   selbstäiidio-   imd   ffeschlossen   zu *  Jenverbi'iKi«!  -  - 
Menschen  im  erlialtt'H.     Die  "auze  Keilie  dtT  Erwerbtreibeudeii  ^  wird  von  zwev tstaat]  ^ 

*  ̂ns"uin"nt"n  Eudpuiikten    begTeuzt :    vom    Landbauer '     und    von    g:enießenden 
^[enschen.     Daher  das  Leben  jedes  Erdproduktes,   indem  es   diese 

Linie  durcliläut't,  im  Ackerbau  den  ]\loment  seiner  Geburt  und  im 
zohrunjjT       Geuuß  *  deu  seines  Todes  findet.     Den  Menschen  aber,  die  sich  mit 

1  ...(unies.rii. h)  eiueui  Gewerbe  befassen,  das  zwischen  jenen  Endpunkten  in  der 

"Fa"brikanr'  Mitte  lieoft,  ̂   ist  eine  ganz  andere  Norm  für  ihre  Erwerbtätigkeit - 

» Er^^erbJuig"    vorgescliriebeu    als  denen,    die  in    einem    der   genannten  Pole    sich 
'Jene  befinden.     Erstere^  nemlich  lialx'u  nicht  so  sehr  die  Abhängig-keit 

von  andern  zu  scheuen,  worin  sie  in  Betracht  ihrer  Bedürfnisse 

g-erathen  könnten.  Denn  in  demselben  Grade,  als  sie  an  Andere 

gebunden  sind,  werden  jene  wieder  von  ihnen  selbst  abhängig-  seyn. 
Da  sie  in  der  Mitte  stehen,  und  also  im  Falle  des  Gedrängtwerdens 

>o  erderandern  p^^^jj^  haben,  uacli  einer  ̂   Seite  auszuweichen,  so  sind  sie  nicht  in 
der  Noth wendigkeit  ihre  Existenz  zu  fixieren,  und  ihr  Gebieth 

gleichsam   zu   umzäumen.     Ganz   anders   ist   es   aber   l)eim   Land- 

'aber"mf/dtMnbauer.^  Da  er  an  der  Grenze  steht,  wo  aller  Erwerb  beginnt,  und 
dieser  von  den  ewigen  Gesetzen  der  Natur  abhängt,  von  Gesetzen, 

die  wohl  geleitet,  aber  nie  verändert  Averden  können;  da  er  auf 

der   einen  Seite   ganz  von   der  Nothwendigkeit ^   beherrscht  wird: 

'  "^"ge°         i^Q  ;ßuß  (.j.  suchen,  auf  der  Seite,  wo  er  mit  den  ̂   gewerbtreibenden 
'  im  Staat        Klasseu  ̂    zusammenhängt,    sich    die   höchstmögiichste   Freiheit    zu *  an  dem . . .  (un- 

leserlich)     erlialtcu.     Weil  er   dort'    eine   undurchdringliche  Schranke   findet, 
'  selten  seiner  .i-i-^i  i-i  p  ii  o (unieserUch)   SO  muß  er   ledeu  Druck  von  hier'-  entternt  halten,  wenn-  er  mit *  anders 

Vortheil  bestehen  will.  Er  soll  auf  die  übrigen  Gewerbklassen 

die  höchstmöglichste  Thätigkeit  ausüben,  sich  ihrer  Kückwirkung 

aber,  so  viel  er  kann,  entziehen.  Darum  muß  er  es  so  einzurichten 

suchen,  daß  ilim  die  Mittel  zum  Behuf  seines  Zweckes  und  alle 

Bedürfnisse,  die  er  für  seinen  Haushalt  braucht,  nie  ausgehen 
können. 

"Wendet  man    nun    diese  allgemeinen  Grundsätze    auf   den    be- 
weichor  sonderen  Fall  an,  der'  Gegenstand  dieser  Abhandlung  sej'u  soll: 

so  kann  das  Resultat  der  Untersuchung  nicht  einen  Augenblick 

schwankend  se}'!!.  Sobald  nämlich  erwiesen  seyn  wird,  daß  Ackei- 
bau  und  Viehzucht  ohne  wechselseitige  Hülfsleistungen  durchaus 

nicht  bestehen  können,  dann  wird  zugleich  hervorgehen,  daß  auch 

der   Landwirth    stäts   beide   miteinander  vereinigen   müsse;    wi-im 

Haupt  auch  immerhin  nur  eines  davon  sein   'Zweck  ist.    Denn  es  ist  iliin 

» ? 
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mis^   aiio-poebenen    Gründen   nicht    vcrstattct.   die    InstniiiH'iitf   zuJ'^;",.  „..,. '  oder  die  Hulfs- 

seinem  Gewerbe  von  andern  beiviten  zn  lassen.^    Er  nuiLl  vicliiit-lir    "7"*^'  '^^''". aiulfrsw«»  auf- 

isie  sich  selbst  schenken^   und   mit    g-leichem  Ernste    bclKunhdn    als    .'/"siKiHn ^  '  (im    It'Xt 

die  Hau])tsaclie.  worauf  er  sie  anwenden  will.  sci.io.ht 
k'seiliili) 

Zur  Beantwortung-   der   aufg^est eilten    Frage    nun    ist    es^  eins  Muniesorikh) 
und'  dasselbe,  ob  man  annimmt,  daß  der  Ackerbau  oder  die  Vieh- •  eben 

zudit  der  Hauptzweck  des  Landwirthes  sey;^  so,  daß  sich  Wechsel- Munverständi.) 

seitig  eins  zum  andern  als  Mittel^  verhielte,  -doch  mit  einem  Unter-'  'H"'  '^^^\<''-^ 
schiede.^     Da  nemlich  der  Umfang-  der  Viehzucht  mit  dem  Acker- ' ''^'"\''''' -  Ackerbau  be- 

bau   stets  in  einem   g:ewissen  Verhältnis   stehen   muß.   so  wird   ini^aif  fi<r  vieh- -  zucht  mehr,  als 

Falle,  daß  der  Ackerbau  Hauptzweck  ist.  die  Zahl  des  Viehes  nach  "•'•f'","'!*'''' ^^ umi.'1-kehrt    die 

der   Größe    der  Ländereyen    eingerichtet    werden  müssen,    im    ent-  vieh/.u.ht   de? ■^  \ckerbau>    be- 

gegengesetzten  Falle  aber  umgekehrt.  ''-'rf 

Wir  w^ollen  nun  das  erstere  annehmen,   und   es  wird   g-efragt: 
kann  der  Ackerbau  ohne  Viehzucht  bestehen?    Keines- 

wegs.   Erstens^  versteht  es  sich-  von  selbst,  daß  man  zum  Pflüg-en '  ̂Ir"" il!^,, 
das  Vieh  gar  nicht  entbehren  kann.     Hier  wird  das  Hornvieh  den 

Pferden    weit    vorzuziehen    sein.      Denn^    letztere.    Avegen    ihrer- »Di.-    -  iiuben 

srößeren  Anstrengung-.^  haben  nicht  so  viel  Ausdauer  als  -Ochsen; "i  ̂/^•''^••''"^•'t 
wegen   ihres   ungleichmäßigen   Gangs    hat   man    die   Lenkung   des,    ̂   ,  , 
^  »^  o  o  Ol  gut  .  aLs  wenp 

Pfluges   nicht   so*   in   seiner  Gewalt.-   wodurch   denn   die  Furchen  "'•«nnv-^*^'"''''*-"" '='  pflüget 
unregelmäßig  gezogen  werden.  Man  kann  ferner  wegen  des  unsicheren 

Schritts  die  Pferde  da  nicht  ̂   gebrauchen,  wo  der  Boden  abhängig  >  dies.-  nicht  da 
ist.     Doch  können  beim  Ackerbau  die  Pferde  nicht  ganz   entbehrt 

Averden,  Aveil  man  sie*  zur  Einl)ringung  der  Aerndte,  zur  Führung '  zum  Kirgen 

des  Mistes*  und  zu  andern  Wrriclitungen-  viel  besser   als  Ochsen 'i\"°g^f  ;i-'.»d- '^  liehen  Arbeiten 

gebrauchen  kann. 
Zweitens  muß  der  LandAvirth  Vieh  haben,  um  sich  für  seine 

Felder  den  nöthigen  Dünger  zu  verschaffen.  Auch  zu  diesem  Behuf 

ist  das  Rindvieh  den  Pferden*  vorzuziehen,  indem  ihr  Mist  viel •' !  JettLr  u,„^ 
Avirksamer  ist.  Ferner  Avird  zur  Bestellung  des  Ackers  eine 

bedeutende  Zahl  A'on  Menschen  erfordert,  die  der  LandAvirth  alle 
ernähren  muß.  Er  muß  sicli  daher  Schlachtvieh  lialten.  um  für 

seine  Haushaltung  das  nöthige  Fleisch  zu  l^ekommen,  damit  er 

nicht  nöthige  hat,*  es  außerAvärts  zu  kaufen.  Auch  in  dieser  Rück- '  (halbe 
sieht  sieht  man,  Avie  sehr  zum  Pflügen  die  Ochsen  den  Pferden 
vorzuziehen  sind.  Denn  erstere  kann  man  mästen  und  schlachten. 

Avenn  sie  zur  Arbeit  untauglich  gcAvorden  sind;  die  Pferde  aber 

können  in  diesem  Falle  gar  nicht  mehr  benutzt  und  müssen  daher '  >  [oftj 
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•  i^;;""  ̂   "'       mit  Scluuleii    veräußeit    werden.     Der   handelnde^  Laiidwirth   end- 

«.•tzti       ji^.j,^    jIj.!-    s;einen    Überfluß    weg-<ril)t,    wird    vuii    iiicUicliem   Ertrage 
seiner  Felder  verhältnismäßig  mehr  Nutzen  ziehen,  wenn  er  Gelegen- 

heit hat,   ihn   in   seiner   eigenen  Wirthschaft   zu   consumieren.   als 

wi^'t-r.ta ttoh^',  ivenn  er   ihn  veräußert.     Hält  er  z.  B.  Vieh   und   kann   das   Stroh 

gedrü'.' kt~  Aihls  zum  Behuf  des  Düngers  anwenden,  so  hat  er  mehr  Vortheil  davon, 
'' mann'v^'r''  hIs  weuu  er  das  Stroh  verkauft.^ 
ihm"^niehr"eil!  ̂   i^!>  uun  das  Verhältnis  des  Viehs  zum  Ackerbau  betrifft,  so 

"^^f-onsumTert.'^'^  niiii^ist'"  hier  verschiedene  Dinge  berücksichtigt  werden.  Im  all- 
stn"r  weiches  gemeinen  muß  sich  die  Zahl  des  Viehs  nach  der  Größe  des  Landes 
fetter d'i"nt  und  i"it"hten;  je  mehr  Acker  je  mehr  Vieh  und  umgekehrt.  Man  muß 

^'nangei''vl"r-"  f eHier  auf  die  Beschaffenheit  des  C 1  i m a s  sehen.  In  einem  warmen 
"freiik-i/niitz-"  Laude,  wo  die  Natur  dem  Menschen  wenig  zu  thun  mehr  übrig 

or '!7VeJkuuf"n läßt,  braucht  der^Boden  nicht  so  viel  bearbeitet^  zu  werden  als 
mußte.       jjj    einem   kälteren,    daher   man   hier   mehr  Vieh   bedarf    als    dort. '  und  gedüngt 

Man  muß  auch  die  (jüte  des  Bodens  in  Anschlag  bringen.  Ein 

schlechter  Boden  wird  mehr  Dünger  als  ein  guter  erfordern.  Daher 

muß  wegen  des  Mistes  die  Zahl  des  Viehs  hiernach  eingerichtet 

werden.  Der  Landwirth  darf  auch  nie  mehr  Vieh  halten,  als  ihm 

seine  Felder  Futter  liefern.  Tliut  er  dies,  so  wird  es  entweder 

schlecht  genährt  werden,  oder  er  wird  von  andern  Futter  kaufen 

müssen,  und  in  beyden  Fällen  verstößt  er  gegen  die  ersten  Grund- 
sätze der  Laudwirthschaft.  Insofern  nun  auch  das  Vieh  einen 

>  botiien  Theil   der  Lebensmittel  liefert,   für   die  Dienstleute ^  in   der  Wirt- 

Mng?"es^^ancii  schaft,  SO  wird  zur  Bestimmung  seiner  Zahl  die  Größe  jener 
Lrndnwnn's'-in  Bedürfnisse  berücksichtigt  werden  müssen.  Endlich  hängt  es  von 

^zu  zkiu-ndls''  der  Natur  der  Produkte  ab,  die  gezogen  werden  sollen,  ob  es  z.  B. 

Mikh!"^Bur/er.  Consumtibilien  oder  Handelskräuter  sind,  wie  groß  oder  klein  der 
^'\Z  "vf.'ni.'n "^  Viehstand  sein  muß. 

!lnrmuß''d"er  Die  zweite  Frage  heißt:  Kann  Viehzucht   ohne  Acker- 

^'eSr 'T ah.S*'* b a u  getrieben  werden?    Auch  dieses  wird  verneinend  beant- 

mehf 'vifi/ h'ai- wortet  Werden :  Theils  aus  den  schon  angeführten  (4iünden,    theils 

Lilnde  hol-ein."' aus  besonderen,^  die  hier  noch  hinzukonunen.    Die  Viehzucht  wird 
'  Vf-aciK-n       2u  verschiedenen  Zw^ecken  getrieben.     Man   erzieht   das  Vieh  ent- 

weder,   um   es   lebendig    zu   verkaufen    oder    um    seine    einzelnen 
Bestandtheile   theils   zu   verhandeln,   theils   selbst   zu   gebrauchen. 

Man  benutzt  die  Milch,  das  Fleisch,  die  Wolle,   Häute  usw.     Man 

gebraucht   zur  Viehzucht   wieder    eine    große   Menge   von   Dienst- 

>)ot)if>n  leuten':    zur  Huth  des  Viehs    auf  den  AVeiden,   zur  Stallfütterung,. 
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zum  Melken  der  Kühe,  zur  Beliandluujr  der  Milcli,  zur  Schaafschur. 

zur  Trauspürtirun^^  der  Naturalien  in  die  Stadt,  wenn  sie  verkauft 

werden   sollen.     Um^  alle   diese   Leute    zu    ernähren,    bedarf    der'-^'"^'' 
Landwirth   vieler   Lebensmittel    die    er   vorteilhaft    selbst    ziehen 

kann.     Der  Getreidebau  wird   dadurch  unentbehrlich  g-emacht,   so- 

wohl^  zum   Brod    als   auch   Gerste   zum   Bierbrauen   und   Bräunt- '  "g'^Snen  ̂" 
weinbrennen.     Nun^  braucht   das  Vieh   aber   auch   Nahrung.     Es  *  /  •  •^^"'«»^''^°''> 
müssen    daher  P'utterkräuter   gezogen    werden,    es   müssen  Wt^iden 
da  sevn  zum  Grasen  und  Wiesen  zur  Stallfütterung,  sowohl  natür- 
"  r,        ,.  .   .  -TT        ,     .1        '  vor  allen  Din- 

liche  als  künstliche^  und  dergl.  m.     Zu  diesen  positiven  Vortheilen  ««^i  stroi.  zur Stri'u  und 

nun,    die   der  Viehzuchttreibende   davon   zieht,    wenn    er    zugleich  winterfutter 
Ackerbau  hat,   kommt   noch   der  negative  Schaden  hinzu,   der  ihm 

daraus  entsteht,^  wenn  er  sich  nicht  damit  befaßt.     Denn  er  wird '  e'^^^chst 
dadurch    manches   Produkt,    das    die   Viehzucht    liefert,    entweder 

gar  nicht   oder  doch  nicht  in  dem  Grade  benutzen  können,   als  er'v.  cr.  «lurch- strichen  d.  H. 

es  würde,^  wenn  er  Ländereyen-  hätte.    Da  er  z.  B.  Stroh  braucht  •  Ackerbau 
'  Strfu 

zur  Lagerstätte'  für   das  Vieh   so  Avird  er  ohne  Acker ^  doch  den  -  srui,  kaufen müssen  und 

Mist  nicht^  benutzen  können.-    Er  wird  ihn^  also  verkaufen  müssen.'  lünrnngiieh -weil  er  alsdann 

lut  er  das,  so  kann  er  mit  Nutzen  wieder  kein  Federvieh  halten.'   nur  kurguch Stroh  haben 

So  greift  eins  in  das  andere,  und  es  ist  klar,  daß  Viehzucht  ohne       würd.«. °  '  '  '  den  Dung 
Ackerbau  nicht  gut  bestehen  kann.  »Lebt  denn  das Feder\ieh  vom 

Was  nun  das  Verhältnis   des  Landes^   zum  Viehe  betrifft,   sonun-je?  wenn e-.  gleichwohl 

ist  die  Progression   ganz '  wie   die   oben   angegebene.     Es   muß  so  '-twas  Naiu-ung ^  *^  '^    '^  .lamit  findet,  so 
viel   Ackerbau   getrieben   werden,   als   man   'Futter   für   das  Vieh    kommt  dies '  mi'ist    von  den 

und  Nahrung-  für  Menschen  »-ebraucht.    Der  Landwirth  muß  aber     Getreide-    . '  körnern  her,  die 
darauf  sehen,  daß  er  nicht  bloß  auf  jedes  Jahr  hinlänglich  Futter   M-h  in  dem 

Dunge    finden. 
und  Getreide,   sondern   auch   einen  Vorrath   für  längere  Zeit   hat.  ohne  Getreide- bau kann  man 
denn  im  Fall  des^  Mißwachses  mußte  er  entweder  sein  Vieh  ver-   mit  vortheii kein   Federvieh 

mindern,  oder  es  schlecht  nähren,  oder'  Futter  von  andern  kaufen.       hiUten. '  '  '  A.kers    '  so 

Dieses  alles  ist  ̂   aus   den   angegebenen  Gründen   der  -  U  irthschaf  t '  >troh- "^    ̂   '  (ietreide 
schädlich. '^  '  'ines 

'   aber 

'  indeß  ''...(un- leserlich) 

'  nicht  vortheil- 

haft 



Kritische  Studien  zur  Literatur  und  Quellenkunde 
der  Wirtschaftsgeschichte. 

V^on  Karl  Bräuer. 

Über  die  Stellung  der  Wirtscliat'tsgeschichte  im  System  der 
Wissenschaften  herrscht  noch  heute  keine  Klarheit,  auch  der  Be- 

reich ihrer  Aufgaben  ist  noch  nicht  in  genügender  Weise  umgrenzt 

worden.  Die  meisten  Historiker  sehen  in  ihr  lediglich  einen  Be- 
standteil der  Geschichtswissenschaft,  während  sie  die  National- 

ökonomen  in  gleicher  Weise  als  einen  Teil  der  Wirtschaftslehre  in 

Anspruch  nehmen.  Diese  Tatsache  bringt  es  mit  sich,  daß  die 

Wirtschaftsgeschichte  noch  bis  zur  Stunde  um  die  Anerkennung 

ihrer  selbständigen  wissenschaftlichen  Bedeutung  kämpfen  muß. 

Die  Selbständigkeit  der  Wirtschaftsgeschichte  ist  jedoch  nicht 

aufzufassen  als  Unabhängigkeit  von  ihren  Nachbarwissenschaften, 

im  Gegenteil,  sie  ist  von  Geschichte,  Nationah'ikonomie  und  Rechts- 
wissenschaft abhängiger  als  jede  andere  Disziplin.  Sie  steht  zur 

Nationalökonomie  in  gleichem  Verhältnis  wie  die  Rechtsgeschichte  zur 

Rechtswissenscliaft,  und  ihre  Beziehungen  zur  allgemeinen  Historie 

sind  nicht  weniger  innige  als  diejenigen  der  Kulturgeschichte 

i.  e.  S.,  der  Kirchengeschichte  usw.  Ihre  Selbständigkeit  äußert 

sich  jedoch  darin,  daß  sie  die  Ergebnisse  und  Methoden  der 

Naclibarwissenscliaftf'n  für  ihre  eigenen  Zwecke  weiterbildet.  Erst 
durch  die  Verbindung  historischer  und  wirtschaftswissenscliaftlicher 

Forschung  kommen  ihre  Ergebnisse  zustande  und  können  daher 
auch  selbständige  Bedeutung  beanspruchen. 

Die  AMrtschaftsgeschichte  bewegt  sich  also  auf  einem  Grenz- 

gebiet verschiedener  Nachbarwissenschaften,  vor  allem  der  Ge- 
schichte, Nationalökonomie  und  Rechtswissenschaft.  Daher  genießt 

sie  den  Vorteil,  daß  ihr  von  anderen  Zweigen  der  Wissenschaft 

wertvolle  und  unentbehrliche  Vorarbeiten  geleistet  werden,  aller- 
dings ist  damit  auch  der  Nachteil  verbunden,  daß  ilire  Literatur 

großenteils   in  den  Werken   und  Zeitschriften  anderer  Gebiete  zer- 
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streut  und  daher  äußerst  schwer  zu  iihrrseheu  ist.  AVcuufrhdeh 
fast  alle  uatioualüküuomischeu  und  historischeu  Zeitscjirifteu  ihre 

Spalten  der  Wirtschaftsgeschichte  öft'nen  und  eine  Zeitschrift  sich 
ihr  vollstäudijr  widmet,  besitzen  wir  uir<>vnds  eine  Sanuuclstelle, 
welche  auch  nur  einigermaßen  einen  Überblick  über  die  literarischen 

Erzeugnisse  dieses  Gebietes  gibt.  Die  mühevollen  ki-itisciien  Zu- 

sammenstellungen, welche  Lamprecht  und  lloeuigei'  für  die 
Mahre  1882.  1884  und  1885  geliefert  habeu.^)  sind  leider  nicht  mehr 

fortgeführt  worden,  insbesondere  besitzen  wir  kein  Mittel,  um  die 

umfangreiche  wirtschaftsgeschichtliche  Literatur  der  Zeitschi'iften 
historischer  Vereine  becjuem  und  einigernuißen  vidlstäudig  zu  über- 

sehen. Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  auch  die  vortreffliche 

Quellenkunde  von  D  a  h  1  m  a  n  n  -  W  a  i  t  z  (7.  Autl.  von  Brandenburg) 
für  wirtschaftsgeschichtliche  Spezialstudien  wegen  der  großen  Lücken 

und  insbesondere  wiegen  der  Eingliederung  der  hierher  gehörigen 

Literatur  in  das  S3'stem  der  politischen  (Teschichte  vielfach  versagt. 
Neuerdings  macht  Sommer  lad  den  kaum  ernst  zu  nehmenden 

Versuch,  die  "\Mrtschaftsgeschiclite  für  den  Historiker  zu  retten  und 
den  von  der  Nationalökonomie  kommenden  Mitarbeitern  auf  diesem 

(rebiet  den  Rang  streitig  zu  machen.-)  Nach  seiner  Meinung  ist 
die  Wirtschaftsgeschichte  einzig  und  allein  dem  Arbeitgebiet  des 

Historikers,  nicht  dem  des  Nationalökonomen  zuzuweisen,  und  er 
tritt  mit  aller  Entschiedenheit  dafür  ein.  daß  der  Historiker  ,.Herr 

im  Hause  sei,  das  er  aufgebaut-';  er  soll  ..mit  dem  Rüstzeug  seines 
Faches  und  sehier  Methode  auf  diesem  seinem  eigeutündichen  Neu- 

land schalten  und  w^alten''.  Wenn  Sommerlad  auch  im  Verlauf 
seiner  Darstellung  mit  Lamprecht  scharf  ins  Gericht  geht,  so  schreibt 

er  ihm  doch  das  große  Verdienst  zu.  die  Wirtschaftsgeschichte  end- 
gültig für  den  Historiker  zurückerobert  zu  haben. 

Diese  Ausführungen  wirken  doppelt  befremdend,  wenn  man 

bedenkt,  daß  gerade  die  historische  Schule  der  Natioimlökonomie 
den  mächtigsten  Anstoß  zur  Begründung  der  Wirtschaftsgeschichte 

gab,  und  daß  gerade  ein  Natioiuüökonom  und  Meister  der  stati- 
stischen Technik  (Inama-Stemegg)  zum  ersten  Male  den  Versuch  zu 

einer  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  des  :Mittelalters  gewagt  Imt. 

Aus    den   angeführten  A\'orten   Sommerlads   spricht   also    eine    Un- 

^)  K.  Lcxmprecht  und  R.  Ho  eiliger.  Die  wirtschaftsgeschichtlichen 
Studien  in  Deutschland,  Jahrl».  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F.  Bd.  6,  8,  9,  11. 

-)  T  h  e  0  S  o  m  m  e  r  1  a  d  , Wirtschaftsgeschichte  und  Gegenwart.  Leipzig  1911. 
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kenntnis  der  elementarsten  Voro-änyc  anf  diesem  (lebiet,  und  er 

stellt  auch  mit  der  sonderbaren  Auffassung-,  daß  nur  der  Historiker 

zu  wirtschaftsg-escliichtliclien  Forschung-en  berufen  sei,  soviel  ich 
sehe,  g:anz  vereinzelt  da.  Die  Verdienste  der  Historiker  sowohl 

als  auch  der  Nationalökonomen  um  diesen  Zweif^  der  Wissenschaft 

sind  beiderseits  freudig  anerkannt  worden  und  lieg-en  auch  für 
jeden  Kundigen  offen  zutage.  Es  wäre  geradezu  unverständlich 

und  undankbar,  wenn  die  Nationalökonomen  die  hervorragenden 

Leistungen  von  Lamprecht,  Dietrich  Schäfer,  G.  v.  Below,  Gothein, 

Aloys  Schulte  u.  a.  auf  diesem  Gebiete  nicht  anerkennen  wollten,  und 

ebenso  ungerecht  wäre  es  von  den  Historikern,  die  bahnbrechenden 

wirtschaftsgeschichtlichen  Arbeiten  von  Röscher,  Schmoller,  Schön- 

berg, Stieda,  Bücher  u.  a.  nicht  als  solche  gelten  zu  lassen.  Gegen- 
über, den  überhebenden  Worten  Sommerlads  geben  doch  die  von 

umfassender  Sach-  und  Literaturkenntnis  getragenen  Ausführungen 
Gotheins  über  den  Zustand  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Forschung 

ein  ganz  anderes  Bild.  Er  beklagt  die  Vernachlässigung  wirtschaft- 

licher Vorgänge  in  der  politischen  Geschichtschreibung  und  be- 
kennt, daß  die  Emanzipation  der  Wirtschaftsgeschichte  ja  eben 

gerade  nicht  von  den  Historikern,  sondern  von  den  National- 

ökonomen historischer  Richtung  ausgegangen  sei.^) 
Für  den  Wirtschaftshistoriker  ist  das  Rüstzeug  des  National- 

ökonomen wie  des  Historikers  gleich  unentbehrlich.  Will  er  das 

Werden  und  Vergehen  wirtschaftlicher  Einrichtungen  in  weiter 

zurückliegende  Zeiten  verfolgen,  so  muß  er  sich  ebenso  mit  den 

allgemeinen  Grundsätzen  historischer  Quellenforschung,  Diplomatik 

und  Urkundenlehre,  wie  auch  mit  den  nationalökonomischen  Be- 
griffen und  statistischen  Methoden  vertraut  machen.  Wer  z.  B. 

eine  Geschichte  des  Geld-  und  Münzwesens  schreibt,  muß  sich  doch 

zuvor  die  Begriffe  Währung,  Schlagschatz,  Scheidemünze  u.  dgl. 

zu  eigen  machen,  ehe  er  die  Zustände  der  Vergangenheit  verstehen 

kann.  Ebenso  wird  jeder,  der  sich  mit  der  Geschichte  des  Steuer- 

wesens beschäftigt,  sich  zuvor  klar  werden  müssen  über  die  steuer- 

lichen Grundbegriffe  (Subjekt-  und  Objektsteuern,  direkte  und  in- 
direkte Steuern,  Steuerüberwälzung,  Höherbelastung  fundierter 

Bezüge,  Schonung  des  Existenzminimums  u.  dgl.). 

')  vgl.  E.  Gothein,   Abschnitt  „Wirtschaftsgeschichte",  in  Die  deutschen 
Universitäten,  herausgegeben  von  W.  Lexis,  1893  Bd.  1  S.  583ff. 
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Bei  vorurteilsfreier  Prüt'un<r  zeip^t  sich  jillerdinys,  daß  die  Ver- 
treter der  Gescliichte  wie  der  Natiünalükononiie  hinsichtlich  der 

Verwertung  ihrer  gegenseitigen  Forschungsergebnisse  für  die  Wirt- 
schaftsgeschichte noch  immer  nicht  in  wünschenswerter  Weise  Hand 

in  Hand  gehen.  Vielfach  ist  bei  den  Historikern  ein  Mangel  hin- 
sichtlich der  Verwendung  nationalökonomischer  Be<rrifft'  und  sta- 
tistischer Methoden  unverkennbar.  So  z.  B.  findet  man  selbst  in 

sonst  vortrefflichen  historischen  Arbeiten  nicht  selten  dilettantische 

Umrechnungen  älterer  (_Teldausdriicke  in  Keichsmark,  die  entwedei- 
die  veränderte  Kaufkraft  des  Geldes  außer  acht  lassen  oder  zum 

mindesten  nicht  berücksichtigen,  daß  es  für  diese  Veränderun<r 
keinen  allgemeinen  zahlenmäßigen  Ausdruck  geben  kann.  Schließlich 

wird  gewöhnlich  von  den  Historikern  —  allerdings  nicht  selten 
auch  von  den  Nationalökonomen  —  die  Eigenart  der  wirtschaft- 

lichen Entwicklung  übersehen  und  der  Darstellung  die  bei  der 
politischen  Geschichte  übliche  Periodisierung  zugrunde  gelegt,  ein 
Fehler,  auf  den  noch  zurückzukommen  ist. 

Andererseits  herrscht  bei  den  Nationalökouomen  noch  vielfach 

die  Neigung,  wirtschaftliche  Erscheinungen  der  Vergangenheit  zu 
isoliert,  nicht  genügend  im  Zusammenhang  mit  dem  allgemeinen 
Verlauf  der  geschichtlichen  Entwicklung  zu  betrachten.  Es  ist 
nicht  zu  bestreiten,  daß  die  großen  politischen  Ereignisse  der 
Weltgeschichte  immer  den  Hintergrund  abgeben  müssen  für  die 
Schilderung  der  gesamten  wirtschaftlichen  Entwicklung;  sie  bilden 
in  letzter  Linie  den  Kahmen.  in  welchen  die  Wirtschaftsgeschichte 

das  Bild  einzeichnen  muß.  Kein  Elinsichtiger  wird  sich  der  Tat- 
sache verschließen,  daß  z.  B.  die  Kreuzzüge  auf  die  Ausdehnung 

und  Richtung  des  Handelsverkehrs  einen  hervorragenden  Einfluß 

ausübten,  und  daß  die  lokale  Entwicklung  des  deutschen  Münz- 
und  Geldwesens  aufs  innigste  zusammenhängt  mit  der  territorialen 
Zerplitterung  des  alten  deutschen  Reiches. 

Vielfach  ist  auch  bei  den  von  Nationalökonomen  besorgten  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Arbeiten  ein  Mangel  an  historischer  Schulung 

auffallend;  insbesondere  zeigt  sich  bei  der  Herausgabe  wirtschafts- 
geschichtlicher Quellenwerke,  daß  sie  oft  die  Methoden  historischer 

Forschung  nicht  in  einwandfreier  Weise  beherrschen.  So  begegnet 

man  nur  zu  häufig  in  sonst  wertvollen  Arbeiten  dem  buchstaben- 
getreuen Abdruck  von  Quellen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  mit  der 

ganz   willkürlichen  Verwendung   großer   und   kleiner  Anfangsbuch- 
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>taben  und  der  sinnlosen  Häufuno-  von  Konsonanten.  Es  wäre  sehr 
wünschenswert,  daß  sich  die  Bearbeiter  viel  mehr  als  dies  bisher 

«eschah,  mit  den  üblichen  Editionsregfeln,  insbesondere  den  Waitz- 
säckersclien  Grundsätzen  und  den  Vorschlägen  zur  ihrer  Verbesserung 
vertraut  machten.  Aus  alledem  ergibt  sich,  daß  jeder  wirkliche 

Fortschritt  in  der  Erforsciiung  der  ̂ \'irts(•haftsgeschichte  von  ehiem 
ersprießlichen  Zusammenarbeiten  von  Historikern  und  National- 
r)kouomen  abhängt. 

Es  ist  bezeichnend  für  den  ̂ iangel  an  einer  sicheren  Grund- 

lage der  "\\'irtschaftsgeschichte,  daß  man,  Avie  schon  angedeutet,  von 
einer  selbständigen  und  dem  geschichtlichen  Verlauf  entsprechenden 

Periodisiej'ung  noch  weit  entfernt  ist.  (Gewöhnlich  knüpft  man  an 
die  für  die  allgemeine  weltgeschichtliche  Entwicklung  üblichen  Be- 

griffe: Altertum,  Mittelalter  und  Neuzeit  an.  und  nur  wenige  Schrift- 
steller machen  hiervon  eine  Ausnahme. 

Faßt  man  dagegen  in  richtiger  ̂ \>.ise  die  Avirtschaftliche  Ent- 
wicklung als  eine  Einheit  auf,  dann  kommt  man,  falls  größere 

Zeiträume  übersehen  werden  sollen,  von  selbst  auf  die  Notw'endig- 
keit  der  Bildung  selbständiger  Perioden  für  die  Wirtschaftsgeschichte. 
Wer  z.  B.  eine  Geschichte  des  deutschen  Münz-  und  Geldwesens  im 
Mittelalter  mit  dem  Jahr  1500  abschließt,  begeht  einen  großen  Fehler, 
denn  hier  bildet  auf  alle  Fälle  erst  die  zweite  Hälfte  des  16.  Jahr- 

hunderts (Keiclismünzordnung  von  1559)  den  Anfang  einer  neuen 
Zeit.  Noch  viel  weniger  bedeutet  das  Jahr  1500  für  die  Verfassung 

des  Handels  eine  Epoche,^)  denn  hier  treten  uns  noch  Jahrhunderte 
später  im  großen  und  ganzen  dieselben  Formen  gegenüber.  Be- 

züglich des  Gewerbewesens  hat  gelegentlich  v.  Below  treffend 
bemerkt,  daß  dieser  Zeitpunkt  einen  weniger  bedeutenden  Einschnitt 

darstellt,  als  etwa  das  Jahr  1800  bezw.  1810 -)  und  in  anderem  Zu- 

sammenhang erwähnt  er,  daß  die  ̂ \'irtschaftsgeschichte  des  16.  .Jahr- 
hunderts in  mancher  Beziehung  noch  dem  Mittelalter  angehört."') 

Hinsichtlich  der  Entwicklung  des  Städtewesens  macht  Koeline 

mit  Keclit  geltend,  daß  für  diejenigen  Städte,  welche  ihre  Un- 
abhängigkeit bis  zum  Untergang   des  alten   deutschen  Reiches  er- 

*)  vgl.  die  .Aiislührunguii  bei  Keutgeii,  Der  Großhandel  im  .Miltehilter, 
Hansische  Geschichtsblätter  Jahrg.  19U1  S.  G9  N.  5. 

*)  G.v.  Below,  Der  Untergang  der  mittelalterlielieii  ötadtwirfsehaft.  .Jahrb. 
i.  Xat.  u.  Stiit.  3.  Folge  Bd.  17  (19(31)  S.  629  N.  1. 

'')  G.  V.  Helüw.  Zeitschr.  f.  deutsches  .Mtertum  Bd.  47  (19Ü4)  S.  273. 
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halten  konnten,  das  Mittelalter  eigentlidi  bis  /um  Kiide  des  ls..Ialii- 

linnderts  gedanert  liabe.^) 
Diese  Beispiele  dürften  genügen,  iiiii  /m  zeigen,  daß  man  bei 

der  Behandlung  von  Einzelfragen  gegen  die  ül)li(he  Einteilung  große 
Bedenken  geltend  geniaclit  hat.  Es  kann  auch  gar  kein  Zweifel 

bestellen,  daß  die  übliche  Periodisierung:  Altertum,  Mittelalter, 

Neuzeit  bei  der  Anwendung  auf  wirts(-liaftsgeschi<htliche  Unter- 
suchungen in  vielen  Fällen  den  Tatsachen  Gewalt  antut.  Die  prak- 

tische Folge  dieser  unrichtigen  Einteilung  ist,  daß  sowohl  bei  der 

\'eröffentlichung  von  Quellen  w^e  bei  Darstellungen  oft  in  ganz 
willkürlicher  AWise  mit  dem  Jahr  1500  ein  Einschnitt  gemacht 

wird.  ̂ lan  unterbricht  also  unnötig  den  geschichtlichen  Zusammen- 
hang und  den  Fluß  iler  Entwicklung  gerade  bei  einem  Zeitpunkt, 

seit  welchem  die  Quellen  besonders  reichlich  fließen.  Es  wäre 

daher  sehr  zu  wünschen,  daß  man  künftig  bei  der  Herausgabe  von 

Quellen  wie  bei  Darstellungen  (z.  B.  des  Gewerbewesens,  der  Lebens- 
mittelversorgung, der  Verwaltung  und  Verfassung  der  Städte  usw.) 

nur  dort  einen  zeitlichen  Einschnitt  macht,  wo  in  der  Entwicklung 

der  btdiandelten  Einrichtungen  auch  Avirklich  eine  grundlegende 

Änderung  zutage  tritt. 

Was  nun  die  wirtschaftsgeschichtlichen  Quellen  betrifft,  so  hat 

bereits  Inama- Stern  egg  in  seinen  bekannten  (luellenkritischen 

l'ntersuchungen  -)  darauf  hingewiesen,  daß  die  Wirtschaftsgeschichte 
nicht  über  einen  geschlossenen  Kreis  von  Quellen  verfügt,  wie 

z.  B.  die  Reclitsgeschichte.  Um  so  dringender  glaubte  er  daher  die 

Forderung  erheben  zu  müssen,  an  Stelle  der  mehr  zufälligen  histo- 
rischen Entdeckungen  eine  systematische  Quellenforschung  treten 

zu  lassen.  Die  von  Inama-Sternegg  vor  nunmehr  35  Jahren  fest- 
gestellte Tatsache,  daß  der  Wirtschaftsgeschichte  ein  Überblick 

über  die  ihr  zu  Gebote  stehenden  Quellen  und  eine  Kenntnis  ihrer 

Eigenart  fehlt,  trifft  in  gewisser  Weise  noch  heute  zu,  wenngleich 

die  wirtschaftsgeschichtliche  Forschung  inzwischen  einen  ungeahnten 
Aufschwung  erlebt  hat. 

Im   folgenden   ist    nun  der  Versuch  gemacht,   für   eine  Anzahl 

*)  Koehne.  Korrespondenzblatt  des  Gesamtvereins  der  deutschen  Cie- 
sehichts-  und  Altertumsvereine  Jahrg.  1905  Sp.  272. 

'-)  K.  Th.  V.  Inama-Sternegg.  Über  die  Quellen  der  deutschen  Wirt- 
schaftsgeschichte, Sitz.-Ber.  der  phil.-histor.  Klasse  der  Wiener  Akademie  Bd.  S4. 

(1377.)  S.  141. 
Stiodn-Foit-chrifT.  13 
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von  Quellen  bezw.  Quellenf^ruppen  eine  zusammenfassende  Über- 
sicht zu  geben,  die  jedoch  in  keiner  Weise  den  Ansprucli  erhebt, 

etwas  Vollständig-es  zu  bieten.  Das  ist  weder  ang-estrebt  hinsichtlich 
der  erwähnten  Literatur  als  noch  viel  weniger  für  die  in  Betracht 

kommenden  Quellen;  im  Gegenteil,  große  Quellengruppen  sind  über- 
haupt ausgeschieden,  um  den  Umfang  nicht  noch  mehr  anschwellen 

zu  lassen.  Was  hier  geboten  wird,  soll  nur  einen  bescheidenen 
Beitrag  liefern  zu  der  noch  so  wenig  ausgebauten  Quellenkunde 
der  Wirtschaftsgeschichte. 

A.  Allgemeine  Quellen. 

1.  Bodenfunde. 

Die  Wirtschaftsgeschichte  hat  die  Aufgabe,  das  private  und 
öffentliche  Wirtschaftsleben  der  Vergangenheit  wieder  zu  beleben. 
Sie  darf  sich  daher  weder  an  eine  zeitliche  noch  an  eine  räumliche 

Grenze  binden,  soweit  die  Möglichkeit  besteht,  schriftliche  Quellen 
zu  ermitteln  oder  andere  geschichtliche  Zeugnisse  aufzufinden,  die 
über  wirtschaftliche  Verhältnisse  Aufschluß  geben.  Für  die  ältesten 
Zeiten,  in  denen  schriftliche  Aufzeichungen  fehlen,  besitzen  wir  in 
den  Schätzen,  welche  die  Bodenforschung  so  reichlich  zutage  fördert, 
ein  weit  ausgedehntes  Quellenmaterial,  das  uns  besonders  über  die 
Form  der  Besiedelung,  sowie  über  die  Züge  und  Richtung  des 
Handelsverkehrs  Aufschluß  geben  kann. 

Allerdings  ist  die  Erschließung  gerade  dieses  Materials  für  die 
Wirtschaftsgeschichte  besonders  schwierig,  da  für  den  Bearbeiter 

archäologische  Schulung  und  Kenntnis  der  älteren  Wirtschaftsver- 
fassung notwendig  ist,  wenn  er  die  Einzelheiten  in  den  für  die 

Siedelungsgeschichte  wichtigen  Zusammhang  rücken  will.  Die  für 
die  Wirtschaftsgeschichte  der  Praehistorie  in  Betracht  kommenden 
Ergebnisse  der  Bodenforschung  sind  in  den  Zeitschriften  der 
lokalen  Geschichtsvereine  und  der  praehistorischen  Literatur  weit 
zerstreut.  Wohl  die  beste  zusammenfassende  Darstellung  für  den 

Wirtschaftshistoriker  bietet  das  groß  angelegte  Werk  von  Hoernes,^) 
der  in  eigenartiger  Weise  eine  Verbindung  des  vorgeschichtlichen 
Stoffes  mit  ethnographischen  Forschungen  anstrebt.  Seine  im  Jahre 
1892  zuerst  erschienene  „Urgeschichte  der  Menschen  nach  dem 

heutigen  Stand  der  Wissenschaft"  ist  vollständig  umgearbeitet  und 

')  .Morit  z  Hoernes,  Natur  und  Urgeschichte  des  Menschen.  2  Bde    1909. 
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nach  Anlage  und  Inhalt  so  verändert,  daß  sein  jetzt  „Natur  und 

Urgeschichte  des  Menschen"  betiteltes  W\-vk  keine  Neuauflage, 
sondern  eine  vollständige  Neubearbeitung  darstellt.*) 

Die  praehistorische  Forschung  hat  gerade  in  jüngster  Zeit  für 
die  älteste  Siedelungsgeschichte  eine  Fülle  von  Zeugnissen  zutage 
gefördert,  die  für  die  Wirtschaftsgeschichte  der  Urzeit  noch  nicht 

die  gebührende  Würdigung  gefunden  haben.  Insbesondere  die  Pfalil- 
bauforschung  kann  bedeutende  Erfolge  aufweisen.  Wir  kennen 
jetzt  über  300  Pfahldörfer  aus  der  Schweiz,  Frankreich,  Italien, 
Österreich  und  Deutschland,  welche  den  Zeitraum  von  4000  bis 

750  V.  Chr.,  also  die  Stein-,  Kupfer-  und  Bronzezeit  umfassen.^) 
Umfangreiche  dörfliche  Niederlassungen  aus  neolithischer  Zeit,  be- 

stehend aus  einer  großen  Zahl  dicht  bei  einander  liegenden  Wohn- 
gruben, sind  —  insbesondere  im  Gebiet  des  Frankfurter  Osthafens  — 

aufgedeckt  worden.  Weitere  Zeugnisse  vorgeschichtlicher  Besiedelung 

des  Bodens  sind  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  häufig  nach- 
gewiesenen Ringwälle,  von  welchen  die  größeren  Anlagen  als 

Umgrenzung  von  Wohnplätzen,  die  kleineren  als  Fliehburgen  für 

vorübergehenden  Aufentlialt  festgestellt  werden  konnten.  Zahl- 
reiche Funde  von  Steinwerkzeug,  Muscheln  und  keramischen  Er- 

zeugnissen im  mittleren  Rheingebiet  weisen  auf  Handelsbeziehungen 

mit  Frankreich,  Norddeutschland,  dem  Mittelmeer  usw.  liin.^) 
Nicht  minder  bedeutsam  ist  die  Bodenforschung  für  die  römisch- 

fifermanische  Periode   in  Deutschland.     Vielfach    haben   die  Boden- 

')  Für  die  Wirtschaftsgeschichte  sind  von  besonderem  Interesse  die  Aus- 
führungen über  Pfahlbauforschung  (Bd.  2  S.  98 ff.),  über  Verl^ehr  und  Handel 

(Bd.  2  S.  466  ff.). 

")  Eine  Aufzählung  der  bis  jetzt  gefundenen  Niederlassungen  gibt  Hoernes 
a.  a.  0.  Bd.  2  S.  98ff. 

'*)  vgl.  Schumacher,  Kultur  und  Handelsbeziehungen  des  Mittelrhein- 
gebietes und  insbesondere  Hessens  während  der  Bronzezeit.  Westdeutsche  Zeitschr. 

Bd.  20  (1901)  S.  192 ff.,  sowie  dessen  Ausführungen  über  die  handelsgeschicht- 
lichen Beziehungen  der  Oberrheinebene  der  Bronzezeit  in  Neue  Heidelberger 

Jahrb.  Bd.  9  (1900)  S.  256  ff.  Über  die  Geschichte  des  Verkehrs  zwischen 

Italien  und  dem  Norden  für  die  römische  und  vorrömische  Zeit  vgl.  die  vor- 
treffliche Arbeit  von  F.  D  u  h  n ,  Die  Benützung  der  Alpenpässe  im  Altertum, 

Neue  Heidelberger  Jahrb.  Bd.  2  (1S92)  S.  55ff.,  und  eine  neuere  Arbeit  von 

F.  Sauer  in  Petermanns  geographischen  Mitteilungen  (1906)  S.  46 ff.  unter- 
richtet über  die  Geschichte  der  alten  Handelsstraßen  in  Deutschland.  Vgl.  auch 

0.  Montelius,  Der  Handel  in  der  Vorzeit,  Praehistorische  Zeitschr.  Bd.  2 

(1910)  S.  249  ff. 

13* 
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tuiide  hier  wirtschaftliche  Einrichtungen  nachgewiesen,  deren  Vor- 
handensein uns  zwar  aus  römischen  Sclirittstellern  für  andere 

Gebiete  des  Römerreichs  teilweise  bekannt  ist,  für  deren  Bestehen 

in  unserer  (jl-egend  aber  weitere  Anhaltpunkte  fehlten.  Die  mit 
großem  Erfolg  betriebene  Limesforsclmng  verbreitet  auch  in  dieser 

Beziehung  viel  Licht,  und  besonders  die  lokalen  Geschichts-  und 
Altertumsvereine  entfalten  eine  rührige  Tätigkeit,  um  die  Siedelungs- 
verhältnisse  in  den  römisch-germanischen  Grenzgebieten  aufzuklären. 
So  hat  z.  B.  der  Frankfurter  Geschichts-  und  Altertunisverein  unter 

Leitung  von  Wolff  durch  systematische  Forschungen  die  Siede- 
lungsverhältnisse  im  römischen  Nidda  in  geradezu  vorbildlicher 
Weise  klargelegt,  obgleich  von  der  sehr  bedeutenden  Römerstadt 

kein  Stein  mehr  auf  dem  anderen  geblieben  war,  und  eine  Kultur- 
schicht von  mehreren  Metern  die  Reste  der  ehemaligen  Stadt  be- 

deckte.i) 

2.  Ä  g  y  p  t  i  s  c  h  e  P  a  p  y  r  i ,  Ins  c  h  r  i  f  t  e  n. 

Die  Wirtschaftsgeschichte  des  Altertums  ist  durch  das  Zusammen- 
wirken von  politischer  Geschichte,  Sprachforschung  und  Rechts- 

geschichte sehr  gefördert  worden.  Infolge  der  trefflichen  Arbeiten 
von  M  0  m  m  s  e  n ,  B  ö  c  k  h ,  H  u  1 1  s  c  h ,  E  d  ii  a  r  d  ]\I  e  y  e  r  u.  a.  sind 
wir  über  diese  Periode  in  vieler  Beziehung  besser  unterrichtet 
als  über  die  Wirtschaftsgeschichte  des  frühen  Mittelalters.  Auch 
in  allgemeinen  Geschichtswerken  wird  auf  wirtschaftliche  Fragen 

jener  Zeit  viel  mehr  Rücksicht  genommen,  als  das  bei  mittelalter- 
lichen  und   neuzeitlichen   Darstellungen    gewöhnlich    der  Fall    ist. 

Allerdings  werden  viele  Fragen  der  Wirtschaftsgeschichte  des 
Altertums  aus  Mangel  an  Quellen  für  alle  Zeiten  ungelöst  bleiben, 
doch  ist  für  die  ägyptische  Wirtschaftsgeschiclite  Material  ans 

Licht  gebracht  worden,  welches  den  allerreichsten  Ertrag  ver- 
spricht. Anfangs  durch  Zufallsfunde,  seit  den  70  er  Jahren  des 

19.  Jahrhunderts  durch  systematische  Grabungen,  sind  in  den  Pai)yrus- 
urkunden,  welche  von  der  Zeit  Alexanders  des  Großen  etwa  1000 

Jahre  vorwärts  reichen,  ung<'ahnte  Schätze  erschlossen  worden. 
Auch  die  schriftlichen  Aufzeichnungen  auf  Kalksteinsplitter,  Holz, 
Pergamente,  Papier,  Wachstafeln,  Topfscherben  (Ostraka)  sind  jetzt 

')  vgl.  G  e  o  r  g  W  0  1  f  f ,  Die  Hömerstadt  Xidcla  bei  Heddernheim  und  i1m\;  Vor- 
geschichte, Frankfurt  a.  M.  19US  und  besonders  die  ..Mitteilungen  über  löiiiisilitj 

Funde  in  Heddernheim",  5  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1594—1911. 



A.  Allginiu'ino  (^iil'IIl'Ii.  197 

zum  Teil  iWv  Forsdiunfr  zim^äTiplicli  o-eniaclit  worden  und  liahcn 

für  die  Wirtschat'tsg-eschichte  überraschende  Er<i:ebnisse  geliefert.') 
Zahlreiche  Fachgelehrte  sind  schon  jahrzehntelang  mit  der  Sichtung 

und  Herausgabe  des  v^^toffes  beschäftigt,  und  schon  jetzt  besitzen 
wir  zusammenfassende  Darstellungen  einzelner  Zweige  der  Wirt- 

schaftsgeschichte, die  ganz  neues  Licht  auf  das  wirtschaftliche 

Leben  im  alten  Ägypten  werfen.  Mit  Recht  behauptet  ein  iicr- 

vorragender  Kenner,  es  sei  ..durch  die  T'apyri  ein  Matei-jal  er- 
schlossen worden,  wie  es  bisher  nur  der  mittelalterliche  und  iiem-re 

Historiker  besaß".-) 
Den  besten  Überblick  über  den  gegenwärtigen  Stand  der 

Forschung  bietet  das  soeben  erschienene  AVerk  über  Papyruskunde, 

dessen  historischer  Teil  von  Wilcken  bearbeitet  ist,  während  der 

juristische  von  Mitteis  stammt.'')  Jeder  Band  enthält  eine  über- 
sichtliche Sammlung  der  wichtigsten  Urkunden  und  einen  darstellen- 

den Teil,  welcher  unter  Angabe  der  wichtigsten  Literatur  das  bis- 
her Geleistete  kurz  zusammenfaßt.  Von  dem  historischen  Teil 

gehr>ren  hierher  insbesondere  die  Abschnitte  Bevölkerung  und  Be- 

völkenmgspolitik.  Steuerwesen,  Industrie  und  Handel,  Post-  und 

Transportwesen.  Auch  das  ,.Archiv  für  PapjTusforschung"  enthält 
mehrere  hierher  gehörige  Arbeiten,  z.  B.  den  Aufsatz  von  Mommsen, 

j.Zum  ägyptischen  Münzwesen",*)  von  Rostowzew  über  Korn- 

erhebungen und  Korntransport. °)  Insbesondere  der  von  AV'achsmuth 
veröffentlichte  wertvolle,  leider  unvollendete  Aufsatz  über  wirtschaft- 

liche Zustände  im  alten  Ägypten  während  der  griechisch-römischen 

Periode'')  zeigt,  daß  man  an  die  weitere  Förderung  und  Verarbeitung 
dieses  Materials  für  die  Wirtschaftsgeschichte  des  alten  Ägyptens 

die  größten  Hoft'nungen  knüpfen  darf. 

')  vgl.  Ulrich  Wilcken.  Griechische  Ostraica  aus  Ägypten  und  Nubien. 
1S99.  Die  Topfscherbeninschriften  bilden  eine  Fundgrube  für  uirtschafts- 
geschichtliche  Einzelheiten. 

-)  U.  Wilcken  in  dem  gleich  zu  erwähnenden  Werk  1.  Bd  .  1.  Hälfte  S.  XV. 

")  L.  Mitteis  und  U.  Wilcken,  Grundzüge  und  Chrestomathie  der 
Papyrusurkunde.  Bd.  1:  Historischer  Teil.  Bd.  2:  Juristischer  Teil.  Leipzig  und 
Berlin  1912. 

*)  Bd.  1  (1901)  S.  273  ff. 

•^)  Bd.  3  (1906)  S.  201  ff. 

")  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  3.  Folge  Bd.  19  (1900)  S.  771  ff. 
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3.  IT  r  k  u  n  (1  e  n  b  ü  c  h  e  r. 

Es  ist  bekannt,  in  welchem  Umfang-  die  landschaftlichen 
bezw.  reichsstädtischen  Urkiindenbücher  dazu  beigetragen  haben, 
die  Lokalgeschichte  auf  eine  sichere  Grundlage  zu  stellen.  Welch 
eine  Fülle  von  wirtschaftsgeschichtlichem  Stoff  in  diesen  Quellen 

steckt,  hat  vor  allem  In  am  a- IS  fern  egg  in  seiner  deutschen 
Wirtschaftsgeschichte  zeigen  können ;  insbesondere  für  die  Geschichte 
der  Grundbesitzverhältnisse,  der  Gülten  und  Renten,  der  Geschichte 

des  Münz-  uud  Geldwesens,  der  Entstehuug  des  Zunftwesens  usw. 
geben  sie  reiche  Aufschlüsse.  Allein  von  der  bisherigen  wirt- 

schaftsgeschichtlichen Forschung  sind  diese  Quellen  nur  zum  ge- 
ringsten Teile  erschlossen  worden,  und  ihre  Verarbeitung  hat  mit 

der  sehr  lebhaften  Quelleuveröffeutlichung  auch  nicht  im  ent- 
ferntesten Schritt  gehalten. 

Das  liegt  m.  E.  großenteils  daran,  daß  man  bei  der  Heraus- 
gabe von  Urkundenbüchern  nicht  genügend  auf  das  Interesse  der 

Wirtschaftsgeschichte  Rücksicht  nimmt.  Vor  allem  kommt  das 
zum  Ausdruck  in  dem  Mangel  eines  Sachregisters,  auf  welchen 

schon  Eulenburg^)  für  die  Veröffentlichung  handelsgeschichtlicher 
Quellen  hingewiesen  hat.  Ein  aufs  genaueste  ausgearbeitetes 

Personen-  und  Ortsregister  mit  Berücksichtigung  sämtlicher 
Varianten  in  der  Schreibweise  eines  Ortsnamens  oder  einer  topo- 

graphischen Bezeichnung  gilt  bei  einem  Urkundenbuch  als  selbstver- 
ständlich, allein  das  mindestens  ebenso  wichtige  Sachregister  wird 

gewöhnlich  als  überflüssig  angesehen  und  fehlt  in  den  meisten 
Fällen.  Wie  äußerst  mühevoll  es  dem  Wirtschaftshistoriker  dadurch 

gemacht  ist,  das  für  ihn  Wesentliche  herauszufinden,  wird  jeder 
Kundige  bestätigen ;  stets  muß  er,  um  einer  Einzelfrage  nachzugehen, 
das  ganze  Urkundenbuch  durcharbeiten.  Wie  anders  wäre  das, 
wenn  durch  ein  ausführliches  Sachregister  die  weit  zerstreuten 
Einzelnachweise  über  das  Vorkommen  von  Münzsorten,  Massen, 

Preisangaben,  Taxen,  Handelswaren  u.  dgl.  übersichtlich  zusammen- 
gestellt würden. 

Von  der  herrschenden  Regel,  einem  Urkundenbuch  kein  Sach- 
register beizufügen,  gibt  es  allerdings  vereinzelte  Ausnahmen,  aber 

sie   sind   leider   nur   zu    selten.     So  z.  B.  ist  der  große  Reichtum 

')  Euleuburg,  Ideen  und  I'rolileme  in  der  deutsclien  Handelsgeschichte,. 
Schmoller-Festgabe  Bd.  2  Nr.  26. 
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des  im  liv-,  est-  und  kiiiländisclien  Urkiuidnihucli  cnthaltt'iM'n 

Materials  zur  (-Jesdüehte  dei-  Huiise,  des  Handels,  der  Masse  und 
Gewichte  usw.  durch  ein  vorzügliches  Register  erschlossen,  dagegen 

ist  z.  B.  das  dem  Straßburger  Urkundenbuch  beigegebenc  Sach- 
register wenig  tiefgehend. 

Ein  vortreffliches  Beispiel,  wie  durch  ein  mit  XCrstäiidiiis  an- 
gelegtes Sachregister  die  Schätze  der  Urkundenbücher  für  die 

wirtschaftsgeschichtliche  Forschung  be((uem  zujiiinglich  gemacht 

werden  können,  bietet  das  meklenburgische  Urkundenbuch.  (bissen 
Bd.  23  (1396—1399)  kürzlich  erschienen  ist.  \\as  hier  in  dieser 

Beziehung  geleistet  wird,  ist  geradezu  vorbildlich,  und  das  umfang- 
reiche Sachregister  ist  mit  einer  solch  peinlichen  Sorgfalt  und 

einem  so  liebevollen  Eingehen  auf  Details  angelegt,  daß  man  die 

Herstellung  des  Registers  als  wissenschaftliche  Leistung  durchaus 

der  Herausgabe  des  Urkundenschatzes  gleichstellen  darf.  Das  liier 
gewählte  Verfahren  kann  nicht  dringend  genug  zur  Nachahmung 

empfohlen  werden,  denn  es  würde  sicherlich  um  die  Erforschung 

der  älteren  deutschen  AMrtschaftsgeschichte  weit  besser  bestellt 

sein,  wenn  bei  anderen  Urkundenbüchern  ähnliches  durchgeführt  wäre. 
Allerdings  werden  durch  solche  peinlich  genauen  Registerarbeiten 

die  ohnedies  so  langsam  fortschreitenden  Veröffentlichungen  mancher 

landschaftlichen  Urkundenbücher  noch  mehr  verzögert.^)  Jedenfalls 
ist  es  aber  für  den  Fortschritt  der  Wissenschaft  besser,  ein  weniger 

umfangreiches  Urkundenmaterial  direkt  zu  erschließen,  als  ein  weit 

umfassenderes,  aber  desto  ungefügeres  Rohmaterial  zu  fördern.  Die 

Herausgeber  von  Urkundenbüchern  müssen  sich  daher  bewußt  werden, 

daß  sie  durch  Vernachlässigung  oder  Weglassung  des  Sachregisters 

einen  schweren  Fehler  begehen,  der  in  den  meisten  Fällen  nicht 

wieder  gutzumachen  ist. 

Was  den  Inhalt  der  Urkundenbücher  betrifft,  so  scheint  hin- 

sichtlich des  Begriffs  der  Urkunde,  also  dessen,  was  man  zur  Auf- 

nahme als  geeignet  ansieht,  keine  einheitliche  Auffassung  zu  herrschen. 

Im  allgemeinen  wird  man  als  Urkunden  wohl  hauptsächlich  die  unter 

Beobachtung  bestimmter  Formen  aufgezeichneten  Erklärungen  recht- 

')  Das  mecklenburgische  U.  B.  wurde  1S63  begonnen  und  liegt  jetzt  bis  zum 

Jahre  1399  vor.  Das  wirtembergische  U.  B.  ist  seit  1849  in  Bearbeitung  und 

jetzt  nach  60  Jahren  erst  bis  zu  Bd.  9  (1099-1273)  vorgeschritten.  Letzterer 

enthält  zwar  ein  Personen-  und  Ortsregister  von  nahezu  200  Spalten  großen 
Formats,  aber  bezeichnenderweise  kein  Sachregister. 
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lieber  Art  verstehen.^)  und  tatsäclilicli  iiiaclicii  aucli  Beiirkunduiiofen 

von  Reclits<rt'seliäfteii  (Verträg-e.  Pfandiirkiiiulen,  Privilegien  u.  dgl.) 
lierkönimlieherweise  den  Bestand  der  Urkundenbücher  aus.  Einzelne 

von  ihnen  gehen  allerdingfs  viel  weiter,  so  z.  B.  ninmit  das  Avirteni- 

bergisehe  l'.  B.  auch  die  Traditions-  und  Schenkungsbücher  von 
Stiftern  und  Klöstern  auf.  andere,  wie  das  Straßburger  oder  das 
kürzlich  erschienene  U.  B.  der  Reichsstadt  Pfeddersheim  enthalten 

auch  stadtreehtliche  Aufzeiclmngen  oder  Ratsvorschriften,-)  andere 
bringen  Auszüge  aus  Rechenlnichern,  Steuerbüchern,  Währschafts- 

büchern  u.  dgl.  oder,  wie  das  mecklenburgische  u.  a.  auch  Rats- 

verordnung:en  g'eg'en  den  Kleiderluxus.  Hochzeitordnungen  u.  dgl. 
Alle  diese  über  den  Begriff  der  Urkunde  im  engeren  Sinn  hin- 

ausg-ehenden  Aufzeichnungen  sind  jedoch  in  der  Regel  von  der 
Aufnahme  ins  Urkuudenbuch  ausgeschlossen.  Da  eine  Unterbringung 

wirtschaftsgeschichtlich  wertvoller  Stücke  unter  gewöhnlichen  Um- 

ständen niiht  möglich  ist,  wäre  es  empfehlenswert,  eigene  Urkunden- 

bücher für  ̂ ^'irtschaftsgeschichte  ins  Leben  zu  rufen.  Sie  sollten 
alle  diejenigen  Aufzeichnungen  ältesten  Ursprungs  sammeln,  welche 

hinsichtlich  ihres  Charakters  oder  ihres  Umfanges  von  der  Auf- 
nahme in  das  Urkundenbuch  im  heutigen  Sinne  ausgeschlossen  sind, 

aber  wirtschaftsgeschichtliches  Interesse  bieten.  Vor  allem  ist  hier 

zu  denken  an  die  ältesten  Zolltarife,  Auszüge  aus  den  Gerichts- 

büchern  über  Handelsprozesse,  einzelne  Vermögensinventare,  Ver- 
zeichnisse geraubter,  verpfändeter  oder  beschlagnahmter  Waren, 

Angabe  von  Löhnen  und  Preisen  u.  dgl.  "Wenn  für  den  betreffenden 
Ort  eine  Herausgabe  von  Ratsordnungen.  Handwerkerakten,  Stadt- 

rechnungen u.  dgl.  nicht  geplant  ist,  dann  würde  es  sich  auch 

empfehlen,  in  diese  Urkundenbücher  für  Wirtschaftsgeschichte  die 
Bruchstücke  d»T  ältesten  Rechnungsbücher.  Steuerlisten.  Zunftartikel 

usw.  aufzunehmen,  soweit  sie  sich  ihrem  Umfange  nach  dazu  eignen. 

Diesen  Forderungen  kommen  einigermaßen  die  von  der  „Gesell- 

.schaft  für  Rheinische  Geschichtskunde''  zur  Veröffentlichung  vor- 
bereiteten ,.Quellen  zur  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  der 

rheinischen  Städte"  nahe.     Der  bis  jetzt  vorliegende  1.  Band  (Sieg- 

')  vgl.  H.  Breßliiu,  llaiulliucli  der  Urkiiiidcnlcliri!  für  l»cut.<chlaiid  und 
und  Italien.  2.  Aufl.  1912  Bd.  1  S.  1. 

*)  Urkundenlnich  der  früheren  freien  Reichsstadt  Pfeddersheim,  heraus- 
gegeben von  Daniel  Bon  in,  Frankfurt  a.  M.  1911  (S.  161  —  190:  Stadtbueh  vom 

Jahr  iroD). 
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burof,  Ix^arbeitet  von  P'r.  Lau)  läßt  den  Plan  und  dit-  Kinriditunj!: 
dieses  lioftmmgsvollen  Untenudnurns  dtnitlicli  erkt'Uiu'U.M  Darnach 

ist  eine  nach  Territorien  geordnete  Veröffentlichun<r  für  sänitlicln' 
rheinische  Städte  «jeplant,  mit  Ausnahme  von  Aachen  und  Köln, 

für  welche  Städte  der  Reichtum  des  übei-lieferten  Materials  eine 

gesonderte  Behandlung  erfordei't.  Allerdings  ist  dabei  auch  zu 
berücksichtigten,  daß  umfangreiche  hierhergehürige  Quellen  für 

Köln  ■-)  und  auch  für  Koblenz  '^)  bereits  früher  gedruckt  woi-den  sind. 
Nach  dem  Vorwort  des  bereits  vorliegenden  Bandes  sollen 

außer  den  eigentlichen  Stadtrechten  und  Urkunden  zui'  Ke<hts-  und 

Verfassungsgeschichte'')  auch  bes(mders  Materialien  zur  (leschichte 
des  städtischen  Besitz-  und  Vermögensstandes,  statistische  Tabellen 
u.  a.  m.  veröffentlicht  werden.  So  hat  z.B.  Fr.  Lau  außer  zahl- 

reichen Handwerkerordnungen,  Steuervorschriften  u.  dgl.  auch  eine 
Stadtrechnung  aus  dem  Rechnungsjahr  1429  30  abgedruckt  und 

den  Rechnungsergebnissen  von  1578  79  und  1695  9B  in  einer  Tabelle 

gegenübergestellt. 

Außer  den  gedruckt  vorliegenden  Quellen  für  Siegburg  ist 

]\laterial  für  zahlreiche  andere  Städte  vorbereitet  und  seine  Ver- 

öffentlichung ist  in  nächster  Zeit  für  Neuß,  Blankenberg  a.  Sieg, 

Deutz,  Wesel.  Trier,  Boppard  und  Oberwesel  zu  erwarten.^) 
Es  wäre  sehr  wünschenswert,  daß  diesen  bevorstehenden  Aus- 

gaben neben  dem  Personen-  und  Ortsregister  auch  ein  Sachregister 
und  eine  Inhaltübersicht  der  abgedruckten  Urkunden  und  Akten 

beigefügt  wird.    Avas   beides  in  der  Ausgabe  von  Lau  fehlt.     Eine 

')  Quellen  zur  Hechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  der  rheinischen  Städte, 

Bergische  Städte,  Bd  1 :  Siegimrg,  i)earb.  von  Fr.  Lau  (=  PuIjI.  der  Ges. 
f,  Rhein.  Geschichtskunde  Bd.  20)  1h07. 

'-)  Vor  allem  ist  hier  zu  erinnern  an  die  Schreinskarten  und  Schreins- 
hücher.  die  Urkunden  zur  Verfassinig  und  Verwaltung  der  Stadt  im  14.  und 

15.  Jahrhundert,  die  Stadt-Rechnungen  und  Zunfturkunden.  (=  Puhl.  der  (ies. 
f.  Rhein.  Gesch.  Bd.  2,  10,  15.  22). 

'^)  Namentlich  die  Rechnungen  über  den  Koblenzer  Mauerljau  im  13.  Jahrl». 
und  die  Akten  zur  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  bis  1500  (=  Publ. 
Bd.  5.  17). 

*)  Auf  den  Inhalt  dieser  Veröffentlichungen  von  Stadtrechtsquellen  ist 
weiter  unten  (S.  218)  nocii  zurrickzukommen. 

■')  Während  der  Drucklegung  stellt  sich  heraus,  daß  inzwischen  noch  die 
Quellen  von  Blankenberg  (bearb.  von  Kaeber).  von  Deutz  (Hirschfeld)  und  XeulJ 
Lau)  erschienen  sind. 



202     Kritische  Studien  zur  Literatur  u.  Quellenkuiiik'  der  Wirtseliaftsgeschichte- 

Kiiileitung-.  wie  sie  Lau  bezüpflich  der  Verfassuiig:s-  und  Yerwaltungs- 
«reschiilite  vorang:estellt  hat,  wird  für  jeden  Wirtschaftsliistoriker 

ein  bianelibarer  Weg-weiser  sein. 

4.  Stadtpläne,  t  o  p  o  g  r  a  ])  h  i  s  c  li  e  B  e  z  e  i  c  li  n  u  n  g  e  n , 
Flurnamen, 

Es  ist  ein  erfreuliches  Zeichen  für  das  tiefere  Eindringen  der 
ortsgeschichtlichen  Forschung  in  die  Eigenart  ihrer  Quellen,  daß 
sie  sich  in  letzter  Zeit  einer  Gruppe  zuwendet,  die  man  in  ihrem 

Wert  für  die  "wirtschafts-  und  kulturgeschichtliche  Forschung  lange 
Zeit  nicht  erkannt  hat.  Das  gilt  zwar  weniger  für  die  Flurnamen, 

denen  schon  Grimm,  Arnold  und  besonders  M e i t z e n  ihr  Inter- 
esse widmeten,  als  besonders  für  die  Stadtpläne,  sowie  die  Namen 

der  Häuser,  Gassen  und  Plätze,  denen  sich  erst  seit  wenigen  Jahren 
die  gebülirende  Aufmerksamkeit  zugewendet  hat. 

In  Erkenntnis  der  Wichtigkeit  topographischer  Unterlagen  für 

die  Ortsgeschichte  hat  man  in  Österreich  ein  groß  angelegtes  topo- 
graphisches Werk  vorbereitet,  welches  die  gesamten  Städte  von 

Niederösterreich  berücksichtigt  und  u.  a.  auch  über  die  Umrisse  der 
Ortsgeschichte  (Verleihung  des  Stadtrechts,  des  Marktes,  der  Münze 
usw.)  knappe,  übersiclitliche  Angaben  macht.  Das  Werk  ist  jetzt 

bis  zum  7.  Bande  (1910)  gediehen  und  umfaßt  neben  einem  all- 
gemeinen Teil  die  Städte  von  A  bis  N,  wird  also  voraussichtlich 

bald  abgeschlossen  sein,^)  Durch  Zusammenarbeit  der  landes- 
geschichtlichen Publikationsinstitute  wäre  ein  ähnliches  Werk  für 

(li(;  deutschen  Städte  verhältnismäßig  leicht  herzustellen. 

Das  Verdienst,  als  erster  auf  die  große  Wichtigkeit  des  Stadt- 
1»  1  a  n  es  als  Geschichtsquelle  hingewiesen  zu  haben,  gebührt  Johann 

Fritz,  der  in  seinen  Arbeiten  über  deutsche  Stadtanlagen  nach- 
zuweisen versuchte,  daß  aus  dem  Grundriß  der  Stadt  Schlüsse  zu 

ziehen  sind  auf  die  Zeit  und  Art  ihrer  Entstehung,^)  Nach  ihm 
hat  sich  insbesondere  P.  J.  Meier  der  weiteren  Erforschung  dieser 

F'ragen  gewidmet  und  die  Denkmalpflegetage,  den  Gesamt  verein 
deutscher  Geschichts-  und  Altertums  vereine  sowie  die  Konferenz 

der  landesgeschichtlichen  Publikationsinstitute  für  eine  planmäßige 

')  Topographie  von  Niederösterreich,  redigiert  von  Max  Vancsa,  7  Bde. 
^)    Johann    Fritz,     Deutsche    Stadtanlageu.      Straßburger    Gymnasial- 

programm 1894, 
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Samiiilnn^  und  V('r()ft\'iitli(liun<i-  ültcicr  (iruiulrissr  /,u  iiitcicssicivii 

«i^ewußt.M  AußenlHii  niaclite  sich  hesoiulcrs  AVai-sc  li  aiu-r  durch 
Untersuchunjr  der  osteuropäischen  Kohmialstädtc  um  dir  Stadt- 

phinforscliuu<r  verdient,-)  und  seit  1909  besteht  eine  vom  (iesamt- 

verein  eing'esetzte  Kommission,  weiche  mit  der  weiteren  Ausarbeitun«;- 
sowie  der  Feststelhing  des  gesamten  Materials  von  Stadtplänen 
beschäftigt  ist. 

1  )as  wichtigste  Krgebnis  dieser  vergleichenden  Grundrißforschung 

ist.  daß  sich  bei  Heranziehung  eines  ausgedehnten  C^ucllcnmatcrials 

für  die  einzelnen  Städte  gleichartige  Züge  nachweisen  lassen,  die 

auf  eine  gemeinsame  Kntstehungsursache  hindeuten.  Schon  Fritz 

hatte  darauf  hingewiesen,  daß  diejenigen  Städte,  deren  Grundriß 

erkennbare  geometrische  Regelmäßigkeit  (gerade  Linien,  rechte 

A\'inkel  usw.)  zeigt,  nicht  aus  sich  selbst  herausgewachsen,  sondern 
vom  Grundherrn  angelegt  sind.  Im  beginnenden  12.  Jahrhuiulert 

waren  nach  den  Forschungen  von  Rietschel  eigentliche  Städte 

nur  in  den  Rhein-  und  Donaugegenden  vorhanden,  also  doi-t.  wo 
die  R()mer  bereits  solche  angelegt  hatten.  In  den  übrigen  Gegenden 

befanden  sich  nur  Dörfer  und  Marktsiedelungen,  die  an  den  Haupt- 

handelswegen lagen  und  deren  Bevölkerung  aus  Handel-  und  Ge- 
werbetreibenden bestand.  Diese  Orte  besaßen  ihren  eigenen  Markt, 

ihre  Marktkirche  und  eine  herrschaftliche  ]\[ünzstätte.=*)  Erst  um 
die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  beginnt  eine  lebhafte  planmäßig 

betriebene  Städtegründung,  die  besonders  in  Thüringen,  Hessen  und 
Niedersachsen  einsetzte,  und  unter  Heinrich  dem  Löwen  kann  man 

bereits  von  einer  bewußten  Städtegründungspolitik  sprechen.*) 
Nicht  nur  östlich  von  Elbe  und  Saale,  sondern  auch  im  Westen 

und  Südwesten  entstand  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  eine  sehr 

bedeutende   Menge   kleiner   und   mittlerer   Städte.     In    zahlreichen 

>)  P.J.Meier,  Der  liriindriß  der  deutschen  Stadt  des  Mittelalters  in 

seiner  Bedeutung  als  geschichtliche  Quelle.  Korr.-Bl.  1009  Sp.  105 ff.;  vgl.  auch 

Joh.  Kretzschmar,  Der  Stadtplan  als  Geschichtsquelle.  Deutsche  Gesch.-Bl. 
Bd.  9  (1908)  S.  133 ff. 

'-)  Warschauer,  Lageplan  der  osteuropäischen  Kolonialstädte.  Korr.-Bl. 
1909  Sp.l21. 

*)  S.  Rietschel,  Markt  und  Stadt  in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis,  Leipzig 

1S97;  derselbe,  Das  Burggrafenamt  und  die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  den  deutschen 
Bischofstädten  während  des  frühen  Mittelalters,  1905. 

••)  S.  Rietschel,  Die  Städtepolitik  Heinrichs  des  Löwen,  Histor.  Zeitschr. 
3.  Folge  Bd.  6  S.  237  ff. 
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Füllen  sind  nun  nikundliclie  Zeufj-nisse  übci-  die  (Tiiindun<>-  niclit 
vorlianden.  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  nrkundliclier  Naeli\veis 

über  die  Gründung*  einer  Stadt  nicht  zu  führen  ist.  kommt  der 
Stadtplan  als  Gesehichtsquelle  voll  und  ganz  zur  Geltung,  denn 

der  Grundriß  g-ibt  einen  Anhaltpunkt  über  die  Zeit  ihrer  Ent- 
stehung.^) Die  östlieh  von  Saale  und  Klbe  im  13.  Jahrhundert  ge- 

gründeten Städte  zeigen  fast  sämtlich  die  gleiche  Anlage:  In  der 
Mitte  eines  Kreises  oder  eines  Ovals  besteht  ein  Platz,  von  dessen 

Seiten  oder  Ecken  aus  Straßen  nach  der  Peripherie  ziehen,  die 

von  anderen  Straßen  rechtwinklig  geschnitten  werden.^)  Die  weitei- 

nach  Osten  gelegenen  Städte  weisen  in  ihren  Grundrissen  eine  ähn- 

liche Struktur  auf.  die  Warschauer  als  das  osteuropäische  Koloniäl- 
schenia  bezeichnet.  In  der  Mitte  der  Stadt  befindet  sich  ein  vier- 

eckiger Marktplatz,  von  dem  aus  die  Straßen  in  regelmäßiger 

Verteilung  über  die  ganze  Stadt  laufen.  Daneben  entwickelt  sich 

schon  im  13.  Jahrhundert  ein  zAveites  Schema,  das  einen  lang- 

gestreckten Markt  zeigt,  in  dessen  Schmalseiten  je  eine  Straße  ein- 

mündet und  deren  Längsseiten  durch  eine  Straße  geschnitten  wird.^i 
Nach  alledem  ist  zu  erwarten,  daß  der  Stadtplan  in  der 

künftigen  Erforschung  der  Stadtgeschichte  eine  erhebliche  Rolle 

spielen  wird;  erfreuliche  Ansätze  in  dieser  Richtung  sind  schon 
vorhanden.  So  hat  Riet  seh  el  sowohl  in  seinen  bereits  erwähnten 

Arbeiten  als  auch  in  seiner  mit  Mummen  hoff  geführten  Polemik 

über  die  älteste  Ummauerung  Nürnbergs*)  die  topographischen  Ver- 
hältnisse ausführlich  in  Betracht  gezogen.  Keussen  hat  für  seine 

Studien  zur  Geschichte  der  Kölner  Stadtverfassung  mit  großem 

Erfolg  den  Stadtplan  verwertet,  wobei  er  die  Entwicklung  der 

Verfassung  im  engsten  Anschluß  an  die  verschiedenen  Stadt- 

erweiterungen und  die  topographische  I^ntersuchung  der  einzelnen 

Stadtteile  verfolgt. •'^)    Insbes(mdere  hat  auch  P  üsch  el ")  den  Stadt- 

*)  vgl.  Kretzschinar  a.a.O.  Sp.  14Ü. 

•-)  Einen  vortrefflichen  Überblick  über  alle  diese  Fragen  bietet  die  lehrreiche 
Al)handlung  von  Neu  mann,  Der  Stadtplan  als  geschichtliche  Urkunde.  Mitt. 
aus  der  livländischen  Geschichte  (Riga  1911)  Hd.  11  S.  87ff. 

»)  Warschauer  a.a.O.  Sp.  122ff.  Weitere  Ein/elheiteu  fil)er  (Irundrili- 
tvpen  bei  Neuraann  a.a.O.  S.  88ff. 

••)  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  12  (1911)  S.  2UI  ff..  Bd.  13  (1912)  S.  25 ff.,  45 ff. 
'•)  Herrn.  Keussen,  Die  Entwicklung  der  älteren  Köloer  Verfassung  und 

ihre  topographische  Grundlage,  Westdeutsche  Zeitschr.  Bd.  28  (1909)  S.  465— 52U. 
Vgl.  auch  den  beigegebenen  Stadtplan  des  mittelalterlichen  Köln. 

^)  Alfred  Büschel,   Das  Anwachsen   der  deutschen  Städte  in  der  Zeit 
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plan  zu  seinen  Foiscliunjren  lieianjrez(»«ren.  um  den  rmfany  der 
deutschen  Städte  im  12.  und  13.  Jahrhundert  festzusteHen.  Es  wäre 

durchaus  wünsclienswert,  daß  allen  rntersuchun<ien  über  die  Früh- 

geschichte einer  Stadt,  die  ja  ohne  Berücksichti^unji;  dei-  topo- 

^»■raphischen  Einzelheiten  kaum  (hiikhar  ist.  ein  Stadtplan  hei- 
o-e<it'l)en  würde. 

Einen  großen  Fortschritt  in  der  Kichtuni:-  dei-  vergleichenden 
(irnndrißforschunu-  bedeutet  dei-  von  der  niedersächsischen  histori- 

schen Kommission  beschlossene  Plan  der  Herausgabe  eines  Städte- 
atlasses für  Niedersachsen.  welcher  auf  die  Anret^unj^  von  P.  J.  M«Mer 

zurückgeht.  Nach  den  (Trundsätzen,  welche  Meier  auf  der  X.  Kon- 

ferenz der  landesgeschichtlichen  Publikationsinstitute  (191 1|  er- 

läuterte.') besteht  die  Absicht,  eine  Sammlung  der  (Trundrisse  sämt- 
licher (92)  Städte  des  ganzen  Gebietes  vorzunehmen.  Die  Pläne 

sollen  im  Maßstab  1  :  4000  mit  Einzeichnung  der  Straßen  und 
Höhenkurven  und  einem  erläuternden  Text  veröffentlicht  werden. 

Mau  kann  diesem  vortrefüicheii  Unternehmen  nur  gute  Fortschritte 

und  eifrige  Nachfolge  seitens  der  übrigen  landesgeschichtlichen 
Publikationsinstitute  wünschen. 

Neben  dem  Stadtplan  als  Hilfsmittel  für  die  Grundrißforschung 

bilden  auch  die  topographischen  Einzelheiten  schätzbare  Quellen 

für  die  A\'irtschaftsgescliichte,  insbesondere  die  Namen  der  Straßen 
und  Plätze  sind  lebendige  Zeugnisse  der  wirtschaftlichen  Verfassung 
einer  mittelalterlichen  Stadt.  Man  braucht  in  dieser  Beziehung 

nur  an  die  Handwerkergassen  zu  erinnej-n  und  auf  die  Namen  der 
Marktplätze  (Holz-,  Vieh-,  Korn-,  Brot-,  Fischmarkt  usw.)  hin- 

zuweisen, welche  deutlich  den  Marktplatzzwang  (die  Vereinigung 

aller  Händler  mit  ein  und  derselben  ̂ ^'are  an  einem  Platz  zwecks 
besserer  Übersicht  für  den  Käufer!  erkeinien  lassen.  In  dieser 

Hinsicht  sind  unter  anderem  die  Veröffentlichung  der  älteren 

Lübecker  Straßennamen  in  den  Hansischen  Geschichtsblätteni  -)  und 

die  von  Meier  bearbeiteten  Straßennamen  von  Braunschweig  =') 
lehrreich.     Von   Bedeutung   ist   auch  die  Feststellung  der  gewerb- 

der  niitteliilterlichen  Kolonialbewegungeii.  (=  Aljhiindl.  zur  Verkehrs-  und  See- 
goschichte  Bd.  4)  1010.     Als  Aulagen  sind  einige  Stadtpläne   lieigegelien. 

»)  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  12  (1911)  S.  25r>. 

•-)  z.  B.  Jahrg.  18S0  81  S.  XX  ff. 
")  Meier,  Die  Straßennamen  der  Stadt  Braunschweig  (=  Quellen  und 

Forschungen  zur  Braun<ch\veiger  Geschichte  Bd.  1)  1904. 
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liehen  Betriebe  (der  Mühlen,  Backhäuser,  Brauhäuser,  Gerbereien 

usw.),  der  Fleisch-  und  Brotbänke,  der  Fruchtspeicher,  Kaufhäuser 
u.  dgl. 

Schon  verhältnismäßig  frühzeitig  regte  sich  in  einzelnen  Städten 
das  Interesse  für  die  Erforscliung  ihrer  gesamten  topographischen 

Verhältnisse,  wobei  allerdings  weniger  an  die  wirtschaftsgeschicht- 
liche Verwertung  dieses  Stoffes  als  an  die  Zwecke  der  lokalgeschicht- 

lichen Forschung  überhaupt  gedacht  war.  Unter  Benutzung  eines 
reichen  urkundlichen  Materials  hat  Battonn  schon  im  Anfang  des 

19.  Jahrliunderts  seine  topographischen  Studien  über  das  mittel- 
alterliche Frankfurt  verfaßt,  die  allerdings  erst  lange  nach  seinem 

Tode,  mit  Ergänzungen  von  Fichard  auf  Grund  der  Rechnungsbücher, 

Bedebücher,  Gerichtsbücher  u.  dgl.  versehen,  gedruckt  worden  sind.^) 
Für  Köln  hat  Fuchs  schon  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 

umfassende  topographische  Untersuchungen  vorgenommen,  die  zwar 
nicht  durch  den  Druck  veröffentlicht  wurden,  aber  der  Lokal- 

forschung unentbehrliche  Dienste  geleistet  haben.-)  Die  Haupt- 
quellen für  die  mittelalterliche  Topographie  von  Köln,  die  weiter 

unten  ausführlicher  behandelten  Schreinsbücher,  waren  damals,  als 

Fuchs  arbeitete,  noch  unbekannt  und  sind  erst  1877  ins  Stadt- 
archiv überführt  worden. 

Hauptsächlich  auf  Grund  dieser  Quellen,  aber  auch  des  reichen 
übrigen  Materials,  das  zum  Teil  gedruckt  vorliegt  (z.  B.  Loeschs 
Zunfturkunden,  Steins  Akten  zur  Geschichte  der  Verfassung  und 
Verwaltung)  hat  jetzt  K  e  u  s  s  e  n  nach  jahrzehntelangen  Vorstudien 

ein  umfangreiches  und  für  alle  derartige  Untersuchungen  vorbild- 
liches Werk  veröffentlicht,  das  von  der  Mevissenstiftung  preis- 

gekrönt worden  ist.^)  Diese  vortrefflichen  topographischen  Studien, 
von  denen  einzelne  Teile  bereits  vorher  in  der  Westdeutschen 

Zeitschrift*)  abgedruckt  waren,  liefern  den  deutlichen  Beweis,  daß 
die  Wirtschaftsofeschichte   einer  mittelalterlichen  Stadt   nur  durch 

')  Joh.  Gg.  Battonn,  örtliche  Beschreibung  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 

Au.^  dem  Nachlasse  herausgegeben  von  L.  H.  Euler,  Frankfurt  1861/187'). 
*)  Fuchs,  Topographie  der  Stadt  Köln,  4  Bde.  Manuskript  im  Kölner 

Stadtarchiv. 

=')  Herm.  Keussen,  Topographie  der  Stadt  Köln  im  -Mittelalter,  2  Bde. 
(Preisschriften  der  Mevissen- Stiftung,  hrsg.  von  der  Ges.  f.  Rhein.  Geschichts- 

kunde) 1910. 

')  Bd.  20  (1901),  Bd.  22  (1903),  Bd.  25  (1906)  und  Bd.  28  (1909). 
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ausreichende  toiJOgrapliisclie  Vorarbeiten  auf  eine  sichere  (rrundla«;-»' 
gestellt  werden  kann. 

Von  anderen  bedeutsamen  topographischen  Untersuchungen  ist 
besonders  zu  nennen  „die  geschichtliche  Ortsbeschreibung  der  Stadt 

Freiburg  i.  B.".  deren  2.  Band  den  Häuserbestand  von  1400  bis 
1806  wiedergibt,^)  und  das  noch  nicht  abgeschlossene  Konstanzer 
Häuserbuch,  das  ebenfalls  eine  geschichtliche  Ortsbeschreibung  ent- 

hält und  nach  seiner  Fertigstellung  der  Forschung  wei'tvolles  topo- 
graphisches Material  erschließen  wird.-)  Für  IStraßburg  liegt  eine 

Untersuchung   über   die  Topographie  von  Adolf  Seyboth^  vor. 
Von  nicht  geringer  Bedeutung  für  die  wirtschaftsgeschichtliche 

Forschung  sind  die  Ortsnamen  und  Flurnamen.  Die  Namen 

der  Gebirge.  A\'asserläufe,  Ortschaften  stehen  im  engen  Zusammen- 
hang mit  der  Besiedelung  des  Bodens  und  k(>nnen  unter  Zuhilfe- 

nahme der  si)rachgeschichtli('hen  Forscliung  zur  Aufhellung  der 
Bevülkerungs-  und  Stammesverhältnisse  frühgeschichtlicher  Zeiten 

wertvolle  Dienste  leisten.'')  Allerdings  hat  die  Forschung  auf 
•diesem  Gebiet  trotz  der  verdienstvollen  Untersuchungen  von 

Arnold"')  und  Meitzen^)  noch  keinen  festen  Boden  unter  den 
Füßen;  sie  wird  erst  dann  zu  gesicherten  Ergebnissen  gelangen 
können,  wenn  sich  die  Sprachgeschichte  mit  diesen  Gegen.ständen 
viel  eingehender  beschäftigt,  als  dies  bisher  geschah. 

AVas  speziell  die  Flurnamen  betrifft,  so  versteht  man  darunter 
nach  dem  herkömmlichen  Sprachgebrauch  nicht  nur  die  Namen  der 

Wald-,  Feld-  und  AMesenfluren.  sondern  ,.alle  nicht  menschliche 
Wohnstätten    bezeichnende    Namen,    die    an    einzelnen    Stellen    des 

*)  Geschichtl.  Ortsbeschreibung  der  Stadt  Freiburg  i.  B.  Bd.  1,  beurb.  von 
A.  Poinsignon,  Bd.  2  (Häuserbestand  14C0  -  1S06).  l)earb.  von  Herrn.  Flamm  1903. 

'-)  Konstanzer  Häuserbucb  H:  Geschichtliche  Ortsbeschreibung,  1.  Hälfte, 
von  K.  Beyerle  und  A.  Maurer,  Heidellierg  1906.  1903. 

")  Ad.  Seyboth,  Das  alte  Straßburg  vom  13.  Jahrhundert  bis  zum  Jahre 
1870.    Geschichtl.  Topographie  nach  Urkunden  und  Chroniken.    Straßburg  1890. 

^)  vgl.  R.  Kötzschke,  Fiußnamenforschung  und  Siedelungsgeschichte, 
Deutsche  Gesch. -Bl.  Bd.  8  (1907)  S.  283 ff.  sowie  Hans  Witte,  Ortsnamen- 

forschung und  Wirtschaftsgeschichte.  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  3  (1902)  S.  153  ff.. 
209ff. 

'")  W.Arnold,  Ansiedelungen  und  Wanderungen  deutscher  Stämme,  2.  Aufl. 
1881  (vgl.  besonders  Einleitungskapitcl:  Die  Ortsnamen  als  Geschichtsquelle). 

•*)  Meitzen,  Siedelung  und  Agrarwesen  der  Westgermanen  und  Ost- 
germanen, 3  Bde.,  1895. 
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Erdbodens  liaften",  pleicli^ültiL'"  ob  sie  sich  auf  Felder,  Wiej<eii, 

Sihii|ift*  oder  Ber<re,  Täler,  AVege,  (-Jräben,  ̂ ^'älle  u.  dgl.  beziehen.') 
In  diesen  Flurnamen,  deren  Entstehung-  in  ferne  Zeiten  zurück- 

reieht,  leben  die  längst  unterg-egano-enen  Formen  der  Besiedelung 
zum  Teil  noch  fort.  Die  Stellen  ausgetrockneter  Sümpfe  und  Seen, 
gerodeter  Wälder,  früherer  Weinberge,  verschwundener  menschlicher 

W'ohnstätten,  die  Zugehörigkeit  von  Gelände  zu  alten  Markgenossen- 
schaften, der  Lauf  alter  Straßen  und  Handelswege  und  vieles  andere 

läßt  sich  an  der  Hand  der  Flurnamen  deutlich  nachweisen.  Ihre 

Sammlung  ist  mit  Recht  als  eine  der  dringlichsten  Aufgaben  lokaler 

(Tescliichtsvereine  bezeichnet  worden,  denn  überall  dort,  wo  im  Lauf 

des  19.  Jahrhunderts  die  Zusammenlegung  von  Grundstücken  er- 
folgte, ist  ihr  Bestand  gefährdet,  wenn  sie  auch  in  der  Erinnerung 

der  Bewohner  noch  eine  Zeitlang  fortleben. 

Naclidem  schon  (Trimm  auf  die  Bedeutung  der  Flurnamen 

als  Geschichtsquelle  hingewiesen  hatte,  und  in  den  60  er  und  70  er 

Jahren  bereits  Sammlungen  und  Bearbeitungen  dieser  Quellen  er- 

folgten,''') errichtete  der  Gesamtverein  deutscher  Geschichts-  und 
Altertums  vereine  seit  1900  eine  Sammelstelle  für  die  deutsche 

Fliu'-  und  Ortsnameuforschung,  und  von  Zeit  zu  Zeit  wei'den  im 

..Korrespondenzblatt''  Übersichten  über  die  Arbeiten  auf  diesem 

Gebiet  verijffentlicht.")  Besondere  Aufmerksamkeit  widmet  man  in 

jüngster  Zeit  auch  den  sogen.  A\'üstungen,  d,  h.  den  Stellen,  an 
welchen  sich  früher  menschliche  Wohnstätten  mit  oder  ohne  zu- 

gehörigen Grund  und  Boden  befunden  haben. 

AVelche  Schätze  hier  noch  gehoben  werden  können  und  wie 

reich  die  hier  besprochenen  Quellen  fließen,  zeigt  namentlich  das 

Arbeitprogramm  der  Kgl.  Sachs.  Kommission  für  Geschichte,  das 

in  einer  den  Teilnehmern  am  10.  Historikertag  (Dresden  1907)  über- 

reichten Denkschrift  niederL''elegt  ist.') 

•  *)  vgl.  H.  Büscliorner.  üenkschrift  über  die  Herstellung  eines  histori- 
schen Ortsverzeichnisses  für  das  Königreich  Sachsen,  Dresden  1903  S,  4. 

-)  Näheres  bei  Bescho  rner,  Das  Sammeln  von  Flurnamen,  Korr.-Bl.  1903. 
■^  vgl.  Korr.-Bl  1904  Sp.  11  ff..  190G  Sp.  281ff.,  1907  Sp.  ISSff.  sowie  die 

ausführlichen  Literaturangal)en  bei  H.  Beschor ner.  Über  das  Veröffentlichen 

großer  Flurnamen.sammlungen,  Deutsche  Gesch. -Bl.  Bd.  12  (1911)  S.  215ff. 
*)  Die  historisch-geographischen  Arbeiten  im  Königreich  Sachsen.  Im 

Auftrag  der  Kgl.  Sachs.  Historischen  Kommission  zusammengestellt  von 
R.  Kötzschke.  U.  Beschorner.  A..M eiche,  H.  Becker.     1Ö07. 
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5.  8 1  a  (1 1 1)  ü  (•  h  ('  1-. 

Mau  btv.ciclmet  als  Stadtb  iicli  ei-  lit-rköniinlicli  alle  Quellen, 
welche  der  gesetzgebenden  Funktion  der  städtischen  Obrigkeit  oder 

der  Vei'waltungstätijiktMt  städtischer  Behörden  cntstanniicii  und  in 
Buchfonu  aufgezeichnet  sind.  Konrad  Beyerle,  welclier  dem  Gegen- 

stand eine  vortreffliche,  insbesondere  literargeschichtlich  höchst  wert- 

volle Studie  gewidmet  hat,  verstellt  darunter  „in  Buchform  geordnete 

schriftliche  Aufzeichnungen  seit  dem  Mittelalter*'.^)  Stein acker 
bezeichnet  als  Stadtbücher  „überhaupt  jede  Art  von  Codices,  deren 

Inhalt  sich  auf  die  Stadt  bezieht",-)  und  Redlich  führt  aus,  daß 

man  darunter  alle  aus  dem  städtischen  Yerfassungs-,  Vei"waltungs- 

und  Rechtsleben  hervorgegangenen  Bücher  versteht.-'') 
Von  verschiedenen  Seiten  sind  schon  Versuche  unternommen 

worden,  die  als  Stadtbücher  bezeichneten  Quellen  in  ein  Sj^tem 

zu  bringen.  Homeyer  nnterscheidet  in  seiner  grundlegenden 

Arbeit  über  die  Stadtbnchf orschung  *) 
1.  Statutenbücher, 

2.  Stadtbücher  zu  Aufzeichnungen  mannigfaltiger  Art, 

3.  Stadtbücher  im  Dienste  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Die   erste  Gruppe  wird   also   gebildet   von  Rechtsquellen,   die 

zweite  enthält  alle  in  der  ersten  und  dritten  (Tru})pe  nicht  unter- 
zubringenden Bücher  der  städtischen  Verwaltung  und  Rechtspflege, 

und  die  dritte  umfaßt  alle  öffentlichen  Bücher  der  Stadt,  welche 

zum  Eintragen  von  privaten  Rechtsgeschäften  der  Bürger  dienten. 

Hauptsächlich  der  dritten  Gruppe  hat  Homeyer  sein  weiteres 

Interesse  zugewendet.  Eine  eingehende  Gliederung  der  zweiten 

Gruppe  der  Homeyerschen  Einteilung  versuchte  dann  Karl  Kopp- 

el K.  Beyerle,  Die  deutscheu  Stadtbüelier,  Deutsche  Gesch.- Bl.  Bd.  11 
(1910)  S.  1-IG.  Von  einer  systematischen  Verzeichnung  aller  in  Archiven  er- 

haltenen deutschen  Stadtbücher,  welche  Beyerle  plant,  würde  sowohl  die  rechts- 
ireschichtliche  wie  die  wirts>chaftsge=chichtliche  Forschung  erhehlichen  Nutzen 

ziehen.  Vorläufig  ist  es  schwer,  sich  eine  richtige  Vorstellung  von  dem  T'm- 
fang  und  Charakter  dieser  Quellengruppe  zu  machen. 

-*)  Steinacker,  Die  Lehre  von  den  nichtköniglichen  (Privat-) Urkunden 
des  deutschen  Mittelalters  (=  Grundriß  der  Geschichtswissenschaft,  her.iusgegelit-n 
von  A.Meister,  Bd.  1,  l.Halbbd.)  1006  S.  265. 

^}  0.  Redlich,  Urkundenlehre  (=Haiidl).  der  mittelalterlichen  und  neueren 
Geschichte  IV)  1911  S.  189. 

^)  G.  Homeyer,  Die  Stadibücher  des  .Mittelalters,  insbesondere  das  Stadt- 
buch von  Quedlinburg,  Berlin  l£61. 
Stiecla-Festschrift.  14 
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in  a  11 11   bei  einem  Nachweis   der  für  das  Hansegebiet   in  Betracht 

kommenden  Quellen.^) 
Neben  Frensdorff^)  hat  es  neuerdings  auch  Kleeberg 

unternommen,  ein  entsprechendes  Schema  aufzustellen,^)  das  folgende 
Gliederung  aufweist: 

1.  Ratsbücher, 
2.  Bücher  der  Finanzverwaltung, 
3.  Stadtbüclier  im  engeren  Sinne. 
Innerhalb  der  ersten  Gruppe  nennt  er  Stadtrechte,  Statuten 

und  Ordnungen,  Polizeibücher,  Ratsprotokolle,  Ratsbücher  im 
engeren  Sinne,  Namenlisten  und  Brief bücher:  die  zweite  Gruppe 
wird  gebildet  von  Kämmereirechnimgen,  Aufnahmebüchern  über 
steuerbaren  Besitz,  Zinsbüchern  und  Reiiteiibüchern,  und  die  dritte 
umfaßt  die  Bücher  über  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 
Diese  Gliederung  ist  jedoch  unlogisch  und  unzweckmäßig,  durch 
sie  wird  offenbar  Zusammengehöriges  auseinandergerissen  und 

innerlich  Verschiedenes  in  einer  Gruppe  vereinigt.  Die  als  Rats- 
bücher bezeichnete  Gruppe  enthält  neben  städtischen  Rechtsquellen 

eine  Reihe  von  Geschäftsbüchern  der  städtischen  Verwaltung, 

andererseits  ist  nicht  einzusehen,  warum  Bürgerlisten  und  Geschoß- 
register innerlich  so  verschieden  sein  sollten,  daß  sie  zwei  ver- 

schiedenen Gruppen  angehören  müssen. 
Der  neueste  Vorschlag,  das  Material  der  Stadtbücher  zu 

gliedeni,  stammt  von  K.  B  e  y  e  r  1  e ,  der  in  seiner  erwähnten  Arbeit 
(S.  192 ff.)  für  die  Einteilung  folgende  Gesichtspunkte  aufstellt: 

1.  die  Verfassung   der  Stadt  und  ihr  Recht,  Ämterwesen  und 
Bürgergemeinde ; 

2.  die  Verwaltung  der  Stadt; 

8.  Rechtsprechung   von   Gericht  (Schöffen)    und   Rat    in  Zivil- 
und  Strafsachen; 

4.  freiwillige    Gerichtsbarkeit,   insbesondere   auf    dem    Gebiet 
des  Liegenschaftsrechts ; 

5.  städtisches  Finanzwesen. 

>)  Hansische  Gesch-Bl.  1873  S.  155ff.;  vgl.  Be yerle  a.  a.  0.  S.155. 
^)  In  Krauts  Grundriß  zu  Vorlesungen  des  deutschen  Privatrechts  6. Aufl. 

1886  §  12  S.  58ff.;  vgl.  Beyerle  a.  a.  0.  S.  156. 

")  Erich  Kleeberg,  Stadtschreiber  und  Stadtbücher  in  Mühlhausen  i.  Th. 
vom  14.  bis  16.  Jahrh.  nebst  einer  Übersicht  über  die  Editionen  mittelalterlicher 

Stadtbücher,  Archiv  für  Urkundenforschung  Bd.  2  (1909)  S.  407  ff. 
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Von  allen  bis  jetzt   jremachten  Vorsdiläg-en   scheinen    mir   die 
von  Be3'eiie    hier   anofetuhrteu   am    besten    dem  Wesen    der  Sache 
zu  entsprechen.     Allein    ich    kann    einige    Bedenken    nicht    unter- 

drücken,  nämlich    daß   auch    hier    die    eigentlichen    Rechtsquellen 
nicht  genügend  von  den  Quellen  der  Verwaltung  geschieden  sind, 

was  unter  anderem  daraus  hervorgeht,  daß  sich   die  (Tesetzbücht-r 
in    derselben    Gruppe    befinden    wie    die    Bürgerlisten.     Auch    die 
Trennung  der  Bücher  der  Verwaltung   in  zwei  (Trui)pen  (8  und  5) 
sollte   vermieden  werden,   denn   das   Finanzwesen   ist   docii    gewiß 

auch  nur  als  Teil  der  städtischen  Verwaltung  zu  betrachten.    Des- 
halb wäre  vielleicht  folgende  Einteilung  zweckmäßig: 

I.  Rechtsquellen, 
II.  Bücher  der  Rechtsprechung, 

III.  Bücher  der  Verwaltung. 
Die  erste  Gruppe  enthält  sämtliche  Bücher,  deren  Inhalt  aus 

Rechtsätzen  besteht,  gleichgültig  ob  es  sich  um  öffentliche  An- 
gelegenheiten (Münz-,  Markt-,  Gewerbe-,  Zollwesen)  oder  um  Be- 

stimmungen privatrechtlicher  Natur  handelt.  Um  diese  Rechts- 
sätze enthaltenden  Bücher  von  anderen  städtischen  Rechtsquellen 

der  Form  nach  zu  unterscheiden,  mögen  sie  hier  als  Stadtrechts- 
bücher bezeichnet  werden. 

Die  zweite  Gruppe  umfaßt  die  bei  Durchführung  öffentlich- 
rechtlicher  oder  privatrechtlicher  Bestimmungen  entstandenei» 

Bücher,  insbesondere  die  Gerichtsbücher,  Urgichtbücher,  Gewalt- 
bücher, Register  über  Polizeistrafen,  Sendamtsprotokolle  u.  dsl. 

In  der  dritten  Gruppe  endlich  sind  sämtliche  Quellen  vereinigt,  die 
sich  mit  der  Durchführung  von  Verwaltungsaufgaben  beschäftigen. 

Bei  einer  weiteren  Gliederung  innerhalb  der  (Truppe  III  würde 
man  zu  unterscheiden  haben  zwischen  den  Büchern 

a)  der  allgemeinen  Verwaltung  (Bürgermeisterbücher, 
SitzungsprotokoUe  der  einzelnen  Ämter,   ßriefbücher  usw.), 

b)  der  Rechtsverwaltung  (Bürgerbücher.  Bücher  über  Akte 

der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  z.  B.  Grundbücher,  Schreins- 
bücher, Bannrollen)  und 

c)  der  Finanzverwaltung  (Baumeisterbücher,  Stadtrech- 
nungen, Münzrechenbücher.  Zolleinnahmebücher,  (iültregister, 

Steuerbücher  usw.). 
Unter  diesem  dreiteiligen  verhältnismäßig  einfachen  Schema  ist. 

wie  ich  glaube,  alles  unterzubringen,  was  sich  an  Aufzeichnungen 

14* 
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der  städtischen  Obrig'keit  und  ihrer  Behörden  in  Buchform  nach- 

weisen läßt.  Natürlich  ist  hier  das  Wesentliche  nur  ang-edeutet, 
auf  eine  feinere  Gliederung,  die  sich  ja  tunlichst  an  die  treffliche 

Systematik  Beyerles  anschließen  kann,  muß  hier  aus  (-rründen  des 

Raummang-els  verzichtet  werden. 

Wie  man  sieht,  macht  also  bei  der  Bezeichnung-  Stadtbücher 
der  wissenschaftliche  Spracliofebraucli  keinen  unterschied,  ob  es  sich 

um  Gesetzsammlung-en,  Katsprotokolle  oder  Stadtrechnung-en  usw. 
handelt.  Das  einzige  Gemeinsame,  was  diesen  Quellen  zukommt, 

ist  die  äußere  Form,  die  Aufzeichnung  in  Büchern,  und  es  werden 

liier  Dinge  der  allerverschiedensten  Art  unter  einem  Begriff  zusammen- 
gefaßt, die  innerlich  nichts  mit  einander  gemein  haben.  Allerdiugs  ist 

der  wissenschaftliche  Sprachgebrauch  zum  Teil  historisch  begründet, 
das  hindert  aber  nicht,  daß  war  uns  aus  Gründen  der  Systematik 

und  der  Klarheit  des  wissenschaftlichen  Ausdrucks  von  ihm  frei- 

machen können.  Schon  jetzt  ist  die  Verwirrung,  welche  durch 

diesen  alles  umfassenden  Begriff  angerichtet  wurde,  eine  sehr  uu=- 
heilvolle,  und  wenn  in  der  Literatur  von  Stadtbüchern  die  Rede 

ist,  kann  man  ohne  tieferes  Eindringen  niemals  entscheiden,  ob  es 

sich  um  Rechtsquellen  oder  um  Bücher  der  städtischen  Verwaltung 
handelt. 

Für  eine  Quellenkunde  der  Wirtschaftsgeschichte  ist  es  daher 

von  besonderer  Wichtigkeit,  eine  reinliche  Scheidung  vorzunehmen 

und  im  Spracligebrauch  den  verschiedenartigen  C'harakter  der  ein- 
zelnen Quellengruppen  klar  und  unzweideutig  zum  Ausdruck  zu 

bringen. 

Nun  ist  es  ja  bekannt,  daß  die  als  „Stadtbücher"  bezeich- 
neten Quellen  im  ersten  Zustand  ihrer  Entwicklung  dem  hlintrag 

der  verschiedenartigsten  Vorgänge  dienten.  Es  wurden  sowohl 

Bestimmungen  rechtlicher  Natur  als  aucli  Akte  der  VerAvaltung, 

Beurkundungen  von  Besitzwechsel  u.  dgl.  aufgenommen,  weslmlb 

man  diese  Quellen  vielleicht  als  gemischte  Stadtbücher  be- 

zeichnen kann.  Im  übrigen  wäre  es  empfehlenswert,  den  bis- 

herigen Sprachgebrauch  aufzugeben  und  die  Bezeichnung  Stadt- 
bücher nur  für  die  Quellengruppe  anzuwenden,  welche  die  Bücher 

der  freiwilligen  (Terichtsbarkeit  umfaßt.  In  der  rechtsgeschicht- 
lichen  und  diplomatischen  Literatur  hat  sich  für  sie  auch  seit 
längerer  Zeit  dieser  Ausdruck  befestigt,  und   Kleeberg  empfiehlt 
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für  sie  die  Bezeiehnuiig  ,.8ta(itbücher  im  enoff^ren  Sinn",  wälirend 
Redlich  vorschlägt,  sie  „privatrechtliche  Stadtbücher"  zu  nennen. 
Diese  Quellen  werden  im  Abschnitt  ,.Agrarg:eschichte  und  Grund- 

besitzverhältnisse" noch  ausführlicher  behandelt  werden;^)  hier 
genüg-t  vielleicht,  soviel  zu  bemerken,  daß  sie  bestimmt  waren, 
die  Eigentumsübertragung  hauptsächlich  von  Liegenschaften  recht- 

lich festzulegen  und  die  Ausfertigung  einer  Urkunde  zu  ersetzen. 
Ihrem  innersten  Charakter  nach  ganz  verschieden  hiervon  ist 

die  andere  in  der  rechtsgeschichtlichen  Literatur  ebenfalls  als 

„Stadtbücher"  bezeichnete  Quellengruppe,  die  aus  Aufzeichnungen 
von  Kechtssätzen  besteht  und  oben  als  Gruppe  I  bezeichnet  worden 
ist.  Zwar  hat  sich  auch  für  sie  zum  Teil  der  Ausdruck  Stadt- 

bücher befestigt,  besonders  da  sich  mehrere  von  ihnen  selbst  so 

nennen,  allein  im  Interesse  der  rechtsgeschichtlichen  wie  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen  Forschung  dürfte  es  liegen,  ihren  Charakter 
auch  im  Sprachgebrauch  zum  Ausdruck  zu  bringen  und  sie  als 
Stadtrechtsbücher  zu  bezeichnen.  Damit  ist  ihrem  Cha- 

rakter als  buchmäßige  Aufzeichnung  wie  als  Rechtsquelle  ge- 
nügend Rechnung  getragen,  und  die  Wissenschaft  kann  aus 

einer  Klärung  der  Begriife  nur  Nutzen  ziehen.  Bezeichnet  man 
nun  die  Bücher  der  Rechtspflege  als  Gerichtsb  ücli  er  im 

weiteren  Sinne  und  nennt  man  die  übrigen  auf  die  Verwaltungs- 
tätigkeit der  Stadt  bezüglichen  Quellen  (Gruppe  III)  einfach  Stadt- 

V  e  r  w  a  1 1  u  u  g  s  b  ü  c  h  e  r ,  so  hat  man  in  den  Bezeichnungen  Stadt- 
bücher, Stadtrechtsbücher,  Gerichtsbücher  und  Stadtverwaltungs- 

büclier  die  unterscheidenden  ^lerkmale  sinnfällig  zum  Ausdruck 
gebracht. 

6.  S  t  a  d  t  r  e  c  h  t  s  ([  u  e  1 1  e  n. 

Wenn  auch  der  Quellenstoft"  der  mittelalterlichen  und  früh- 
neuzeitlichen Stadtrechte  in  erster  Linie  der  Rechtsgeschichte  zu- 

gute kommt,  so  hat  doch  die  ̂ ^'irtschaftsgeschichte  ein  nicht  minder 
großes  Interesse  an  der  Herausgabe  und  Verwertung  dieser  Quellen. 

Auf  diesem  Gebiet  zeigen  sich  überhaupt  die  innigsten  Berührungs- 
punkte der  beiden  Nachbarwissenschaften,  denn  die  Rechtsgeschichte 

wird  überall  dort  zugleich  zur  Wirtschaftsgeschichte,  wo  sich  die 
Gesetzgebung  mit  wirtschaftlichen  Fragen  beschäftigt.     Das  ist  in 

*)  vgl.  weiter  unten  S.  235. 
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hohem  Maße  bei  den  Stadtrechten  der  Fall,  und  wie  keine  andere 

Quelle  in  solcher  Vielgestaltigkeit  spiegeln  sie  die  verschiedensten 
Fonnen  des  wiitschaftlichen  Lebens  wieder.  Daher  bilden  sie 

auch  geradezu  eine  Fundgrube  für  die  Verfassungsgeschichte,  die 
Geschichte  des  Handwerks,  des  Zollwesens,  des  Marktverkehrs,  des 

Münz-  und  Geldwesens,  der  Preis-  und  Lohntaxen  usw. 
Die  früheste  Aufzeichnung  städtischer  Rechtsquellen  finden 

wir  in  den  oben  erwähnten  Stadtrechtsbüchern,  die  allerdings  viel- 
fach nicht  reine  Kechtsquellen  darstellen,  sondern,  wie  bereits  er- 

wähnt, oft  Niederschriften  von  allen  möglichen  Verwaltungsvor- 
gängen enthalten.  Der  Inhalt  dieser  Bücher  wurde  etwa  seit  der 

Mitte  des  13.  Jahrhunderts  neben  dem  in  Übung  befindlichen  Ge- 
wohnheitsrecht zu  ausführlichen  Stadtrechten  verarbeitet.*)  . 

Einen  mächtigen  Anstoß  zur  vermehrten  Kodifikation  der 

Stadtrechte  gab  das  Eindringen  der  fremden  Rechte,'-)  und  die 
hierdurch  verursachte  zunehmende  Rechtsunsicherheit  war  die  Ur- 

sache zur  Aufzeichnung  jener  umfassenden,  als  "Reformationen"  be- 
zeichneten Gesetzbücher  (z.  B.  Nürnberg  1478,  Worms  1499,  Frank- 

furt a.  M.  1509),  welche  durch  den  Druck  weiteste  Verbreitung 

fanden.^)  Zu  umfangreichen  Sammlungen  von  Stadtrechten  ist  es 
erst  im  18.  Jahrhundert  gekommen,  insbesondere  nachdem  das 
Reichskammergericht  im  Jahre  1755  von  den  bei  ihm  zugelassenen 
Advokaten  und  Prokuratoren  die  Einlieferung  aller  Rechtsquellen 

der  von  ihnen  vertretenen  Reichsstände  forderte.*)  Auch  im 
19.  Jahrhundert  wurde  anfangs  die  Herausgabe  von  Stadtrechts- 

quellen wenig  gefördert,  das  Interesse  der  Rechtshistoriker  blieb 
mehr  der  Veröffentlichung  der  Volksrechte,  Kapitularien  u.  dgl. 

zugewendet.  Erst  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  19.  Jahr- 
hunderts mächtig  aufblühenden  wirtschaftsgeschichtlichen  Studien 

haben  das  allgemeine  Interesse  auf  diese  Quellen  gelenkt. 

')  Über  die  Entwicklung  der  Stadtreelite,  Stadtreclitsfamilien  u.  dgl.  vgl. 
Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  (5.  Aufl.)  S.  üt>6,  wo  auch  alle  wielitige 
Literatur  angegel)en  ist. 

•)  Über  die  Rezeption  der  fremden  Rechte  vgl.  Schröder  S.  805  und 
die  dortigen  Literaturangaljen. 

')  vgl.  zum  folgendun  Karl  Koehne,  IJie  modernen  Stadtrechtseditioneu. 
Wesen,  Zweck  und  Mittel,  Korr.-Bl.  1905  Sp.  251—278. 

*)  Über  wichtige  Stadtrechtseditionen  im  17.  und  18.  Jahrhundert  vgf. 
Beyerle,  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  11  (1910)  S.  148. 
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Unter  den  zalilreichtii  Veiüt'tt'ntlichnn^M'n  von  Stadtreclits- 
bücheni  und  anderen  städtischen  Reclits(inellen.  um  welclie  sich 

auch  die  lokalg:eschichtliclie  Forschuu};-  selir  verdient  jremacht 
hat,  ragen  besonders  die  Publikationen  der  badisclien  liistorisclien 

Konnnission,  der  westfälischen  histoi'ischen  Konimission  und  des 
Schweizer  Juristenvereins  hervor. 

Unter  dem  Titel  ,. Oberrheinische  Stadti'echte"  jribt  die  badisdie 
historische  Koumiission  in  Verbindung  mit  der  Kommission  zur 

Herausgabe  elsässischer  Geschichtsquellen  unter  Leitung  von  Richard 

Schröder,  Karl  Koehne  und  neuerdings  auch  G.  v.  Below  drei  Ab- 

teilungen solcher  Quellen  heraus,  nämlich  fi-änkische.  schwäbische 
und  elsässische  Stadtrechte. 

Als  Zeitgrenze  hat  Schröder,  der  ursprüngliche  alleinige 

Herausgeber,  etwa  die  ]\[itte  des  16.  Jahrhunderts  bestimmt,^)  und 
diese  Einschränkung  ist  auch  wohl  durch  die  seit  dieser  Zeit  stark 

anschwellenden  Stoffmassen  im  allgemeinen  geboten.  Allerdings 

sollten  dort,  wo  sich  älteres  Material  nicht  mehr  erhalten  hat,  zu- 

weilen auch  jüngere  Quellen  herangezogen  werden.  Koehne  berück- 

sichtigt indessen  gelegentlich  auch  besonders  lehrreiche  Stadtrechts- 
(luellen  aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert,  und  zwar  selbst  dann, 

wenn  für  denselben  Ort  älteres  Material  in  genügender  Menge 
vorlag. 

Der  Umfang  des  für  zahlreiche  Orte  vorhandenen  Materials 
ist  außerordentlich  verschieden.  AVährend  sich  von  Schlettstadt 

die  Quellen  für  etwa  sieben  Jahrhunderte  vollständig  erhalten  haben 

und  auch  für  Überlingen  reiches  Material  festgestellt  werden  konnte, 

sind  sie  z.  B.  für  Heidelberg  und  andere  Städte  großenteils  zerstört. 

Gerade  die  Schlettstadter  Quellen,  von  Joseph  i^eny  bearbeitet, 

sind  daher  auch  in  einem  Umfang  abgedruckt  worden,  welcher  über 

das  übliche  Maß  weit  hinausgeht.  Außer  den  königlichen  und 

kaiserlichen  Privilegien  über  Verfassung  und  Verwaltung  sind  die 

Satzungen  und  Ordnungen  der  autonomen  Reichsstadt  und  auch 

die  Quellen  des  Beamtenrechts  sowie  Bürger-,  Handwerker-  und 

Zunftordnungen  aufgenommen.  Im  Interesse  der  wirtschaftsgeschicht- 

lichen Forschung  kann  man  es  nur  begrüßen,  daß  in  den  Veröffent- 
lichungen der  Oberrheinischen  Stadtrechte  (insbesondere  den  Bänden 

Überlingen  und  Schlettstadt)  auch  die  städtischen  Ratsverordnungen 

Zeitschrift  der  Savigny-Stiftuug  für  Rechtsge.schichte  Bd.  19  (1898)  S.  202, 
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ausg-iebi^  verwertet  wurden.  Daß  jedoch  in  einer  Veröffentlicliung- 
von  Stadtrechtsquellen  auch  Bürger-  und  Ratslisten,  Verzeichnisse 

über  städtische  Schulden  und  Forderunj^en,  Bußreg:ister  u.  dg-l.  ab- 
gedruckt werden,  wie  das  für  Schlettstadt  geschah,  ist  ni.  E.  nicht 

zu  billi<ien.') 
Die  von  der  Historischen  Kommission  für  Westfalen  in  An- 
griff genommene  umfassende  Bearbeitung  von  Stadtrechtsquellen 

rechtfertigt  sich  durch  die  große  Bedeutung  der  westfälischen  Städte 

für  die  Entwicklung  des  Städtewesens  im  Norden  und  Osten.^)  Aller- 
dings sind  gerade  diejenigen  Orte,  welche  für  die  P^rkenntnis  der 

ältesten  städtischen  Einrichtungen  in  Betracht  kommen,  die  Bischofs- 
mid  Stiftsstädte  nicht  mit  einbezogen,  da  ihre  Verfassungszustände 
{besonders  die  von  Soest)  schon  am  meisten  bekannt  sind.  Man 
hat  daher  mit  den  von  der  Forschung  bisher  weniger  beachteten 

märkischen  Städten  bt'gonnen.  und  das  Stadtrecht  von  Lippstadt, 
einer  Tochterstadt  von  Soest,  und  Hamm,  der  Tochterstadt  von 
Lippstadt  und  Mutterstadt  aller  übrigen  Städte  der  Grafschaft 

Mark,  an  erster  Stelle  berücksichtigt.^) 
Nachdem  sich  die  rechtsgeschichtliche  Forschung  schon  sehr 

eingehend  mit  den  schweizerischen  Stadtrechteu   beschäftigt  hatte, 

')  Ein  Überblick  über  die  bis  jetzt  vorliegenden  Ausgaben  dürfte  nicht 
unwillkommen  sein.  Unter  dem  Titel:  Oberrheinische  Stadtrechte,  herausgegeben 
von  der  Badischen  Historischen  Kommission,  erschienen: 

I.Abt.:  Fränkische  Rechte.  I.Heft:  Wertheim,  Freudenberg  und 

Neubrunn  (1695) :  2.  Heft :  Der  Oberhof  Wimpfen  mit  seinen  Tochterrechten 
Eberbach,  Waibstadt,  Oberschefflenz,  Bönnigheim  und  Mergentheini  (1895); 

3.  Heft:  Lauda,  Ballenberg  und  Krautheim,  Amorbach,  Walldürn,  Buchen,  Küls- 
heim  und  Tauberbischofsheim  (1897);  4.  Heft:  Miltenberg,  Obernburg,  Hirsch- 

horn, Xeckarsteinacli,  Weinheim,  Sinsheim,  und  Hilsbach  (1898;;  5.  Heft:  Heidel- 
berg, .Mosbach  Xeckargemünd,  Adelsheim  (1900);  6.  Heft:  Ladenburg,  Wiesloch. 

Zuzenhausen.  Bretten,  Oochsheim,  Heidclsheim,  Zeutern,  Bo.xberg,  Eppingen 

(1902);  7.  Heft:  Bruchsal,  Rothenberg,  Philippsburg  (Udenheim),  Obergrombach 
und  Steinbach  (190G);  8.  Heft:  Grünsfeld,  Neidenau.  Osterburken. 

II.  Abt.:  Schwäbische  Rechte.  I.Heft:  Villingen  (1905);  2.  Heft : 
Überlingen  (1908). 

III.  Abt.:  Elsässischr  Rechte.  I.Heft:  Schlettstadt  (2  Bde.)  1902. 

'^)  Beyerle,  Neue  Veröffentlichungen  deutscher  Stadtrechte,  Deutsche 
Gesch.-Bl.  Bd.  5  (1904)  S.  13ff.;  Koehne  a.a.O.  Sp.  257. 

»)  Westfälische  Stadi rechte.  Abt.  I:  Die  Stadtrechte  der  Grafschaft 
Mark  (bearb.  von  A.  Overmann).  Heft  l :  Lippstadt:  Heft  2:  Hamm  (-^^^  Veröff. 
der  Histor.  Kommir^sion  für  Westfalen  111)  1901  ff. 
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beseliloß  im  .Talire  1894  der  vSchweizer  .luristcnveiviii.  eine  nach 

Kantonen  geordiiete  Sanmihing-  der  Stadt-  und  Landreclite.  der 
Herrschafts-  und  Amtsrechte  sowie  der  bäuerlichen  und  {^undherr- 
lichen  Rechte  (A\>istünier)  vorzuiiehnien.  Begonnen  wurde  mit  den 

von  Walter  ]\Ierz  und  Emil  Welti  bearbeiteten  Quellen  des  Kantons 

Aarg-au,  dessen  Stadtrechte  von  Aarau,  Baden  und  Brug-g-,  Brem- 
garten  und  Lenzburg  vorliegen,  außerdem  sind  die  Stadtrechte  von 

Bern,  von  Kaiserstuhl  und  Klingnau  inzwischen  erschienen. M  Hin- 

sichtlich der  Einzelheiten  dieser  sowie  der  obei'rheinischen  und  west- 
fälischen Rechtsdenkmale  sei  hier  auf  die  wiederholt  erwähnte  ein- 

gehende Darstellung  von  Be3'erle  hingewiesen. 
In  diesem  Zusammenhang  sind  auch  die  Veröffentlichungen 

zu  nennen,  welche  die  „Gesellschaft  für  Rheinische  Geschichts- 

kunde"' vorbereitet  und  deren  oben  (S.  201)  bereits  ausführliche  Er- 
wähnung geschah.  In  den  „Quellen  zur  Rechts-  und  AMrtschafts- 

geschichte  der  rheinischen  Städte"  sollen  in  erster  Linie  Stadtrechte, 
Gerichtsordnungen  und  Weistümer,  Verordnungen  zur  Verfassung 

und  Verwaltung  Aufnahme  finden.  Außerdem  ist  auch  dei  Abdruck 

von  Einzelurkunden  und  Akten  zur  Rechts-,  Verfassungs-  und  Ver- 
waltnngsgeschichte  in  Aussicht  genommen.  Wie  dies  beim  1.  Band 

geschah,  soll  auch  künftig  dem  Abdruck  der  Texte  eine  Einleitung 

vorangestellt  werden,  die  alle  wesentlichen  Züge  der  Entwicklung 

des  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechtes  zusammenfaßt.  Da  nach 
der  Ankündigung  sämtliche  rheinischen  Städte  berücksichtigt  werden 

sollen,  und  das  Material  für  zahlreiche  Städte  schon  für  den  Druck 

vorbereitet  ist,  darf  die  Wirtschaftsgeschichte  von  dieser  groß  an- 
gelegten Veröffentlichung  erheblichen  Nutzen  erwarten. 

Wegen  ihres  reichen  wirtschaftsgeschichtlichen  Gehalts  verdienen 

auch  die  besonders  im  Gebiet  der  Hansestädte  verbreiteten  sogen.  Bur- 
spraken  (civilociuium,  Bürgersprache)  großes  Literesse.  Es  waren 

dies  Ratserlasse  meist  polizeilichen  Inhalts,   die   in  gewissen  Zeit- 

')  Bis  jetzt  liegen  vor:  Sammlung  schweizerischer  Rechtsquellen,  heraus- 
gegeben auf  Veranstaltung  des  Scliwei/.  Juristenvereins  mit  Unterstützung  des 

Bundes  und  der  Kantone.  XVI.  Aljt  :  Die  Kech  tsquellen  des  Kantons 

Aargau.  I.Teil:  Süidtrechte.  Bd.  1-  Das  Stadtrecht  von  Aarau  (1898):  Bd.  2: 
Die  Stadtrechte  von  Baden  und  Brugg  (1P99);  Bd.  4:  Die  Stadtrechte  von  Brem- 
garten  und  Lenzburg.  II.  Abt.:  Kanton  Bern.  1.  Teil  Bd.  1 :  Das  Stadtrecht 

von  Bern  I  (1218-1539)  1902.  XVII.  Abt.  Bd.  8:  Die  Stadtrechte  von  Kaiser- 
stuhl und  Klingnau. 
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läimun  re^tlDiäßi«,^  dei'  l^üi'iL^t'rschaft  verkündigt  wurden.  Ihr  Name 
rührt  daher,  daß  sie  ursprüngiicli  in  den  Zusannnenkünften  der 

Büi'ger  zur  Beschlußfassung  über  gemeindliche  Angelegenheiten 
(Burspraken)  verlesen  wurden.  In  Lübeck  versammelte  mau  jährlich 
viermal  die  Bürger  auf  dem  Marktplatz,  und  der  Bürgermeister 
verlas  die  Bmsprake  von  der  Laube  des  Rathauses.  Diese  Form 
der  Veröffentlichung  verblieb  bis  zur  Reformation,  während  von 

(hl  ab  die  Verordnungen  von  der  Kanzel  herab  verkündigt  wurden.^) 
Die  Bürgersprachen  der  8tadt  Wismar,  welche  schon  durch  Bur- 

meister im  Jahre  1840  veröffentlicht  wurden,  bat  jetzt  Friedrich 

Techen-)  in  einer  vortreft'lichen  Neuausgabe  zugänglich  gemacht, 
welche  den  neuesten  Forderungen  der  Quellenveröffeutlichung  ent- 

spricht. Auf  S.  24  ff.  seiner  Ausgabe  macht  Techen  ausführliche 
Literaturangaben  für  die  Burspraken  aus  anderen  Städten  des 
Hansagebietes. 

Außer  diesen  besonders  wichtigen  Veröffentlichungen  sind  von 
neuen  Stadtrechtspublikationen  noch  zu  nennen  die  von  Strenge 
und  Devrient  besorgte  Herausgabe  der  Stadtrechte  von  Eisenach, 

Gotha  und  Waltershausen ^)  und  das  sogen.  „Rote  Buch"'  der  Stadt 
Rottweil,  das  zwischen  1498  und  1503  angelegt  worden  ist.*)  Auch 
das  vor  kurzem  erschienene  Urkundenbuch  der  Reichsstadt  Pfedders- 

lieim  enthält  Aufzeichnungen  des  Stadtrechtes  aus  dem  Jahre  1600.^) 
Eine  wichtige  Frage  ist  die,  ob  man  sich  bei  der  Veröffentlichung 

auf  die  Wiedergabe  des  urkundlichen  Textes  beschränken  oder  in 
einer  Einleitung  auch  die  Verfassungsgeschichte  des  behandelten 

Ortes  darstellen,  mit  anderen  AA'orten,  den  Gehalt  der  Quellen  in  der 

*)  vgl.  Frensdorf  1.  Das  Lübeckische  Recht  nach  seinen  ältesten  Formen 
S.  80 ff. ;  Wehrmann,  Zeitschr.  d.  Ver.  f.  Lül)eckische  Gesch.  u.  Altert.  Bd.  3  S.  4Ü0. 

t^ber  den  Charakter  die.ser  Quellen  im  allgemeinen  vgl.  Kopp  mann,  Hansische 

Gescb.-Bl.  1872  S.  18G;  H.Joachim,  desgl.  Bd.  23  (1906)  S.  396  ff. 

^)  Friedrich  Techen,  Die  Bürgersprachen  der  Stadt  Wismar  (=  Hansische 
Geschichtsquellen  N.  F.  Bd.  3).  Leipzig  19Ü6. 

^)  Die  Stadtrechte  von  Eisenach,  Gotha  und  Waltershausen,  herausgegeben 
von  Strenge  und  Devrient  (=;  Thüringische  Gesohichts(juellen  N.  F.  Bd.  6), 
Jena  1906. 

*)  Greiner,  Das  ältere  Recht  der  Stadt  Rottweil.  Mit  geschichtlicher 
und  sprachlicher  Einleitung,  Stuttgart  1900.  Genaueres  über  die  Einrichtung 

dieser  Ausgabe  findet  man  bei  Beyerle  a.  a.  0.  S.  15. 

•'•)  Urkundenbuch  der  fiüheren  Reichsstadt  Pfeddersheim,  herausgegeben 
von  Daniel  Bonin,  Frankfurt  1911,  S.  IGl  — 190. 
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l)arstellnn<r  verwerten  soll.  In  der  Literatur  sind  alh;  Srhattierung-en 
vertreten  von  dem  nackten  Abdi-uck  der  Quellen  bis  zur  ein- 

gehendsten, die  rechts-  und  wirtschaftsgeschichtlith  \vi(jitif,'-en  Tat- 
sachen ausführlich  behandelnden  Darstellung,  welche  neben  dem 

Text  gegeben  wird. 
Bei  der  Herausgabe  der  oberrheinischen  Stadtrechte  hat  man 

auf  eine  solche  Einführung  gänzlich  verzichtet,  während  die  Be- 
arbeiter der  westfälischen  Quellen  eine  sehr  ins  einzelne  gehende 

Entwicklungsgeschichte  der  Stadtverfassung  und  Stadtverwaltung 
voranschicken.  Auch  der  Rottweiler  Veröffentlichung  ist  eine  sehr 
ausführliche  verfassungsgeschichtliche  Einleitung  vorangestellt,  die 
sich  auch  genauer  mit  der  Entstehung  der  Stadt  beschäftigt,  und 

T  e  c  h  e  n  hat  die  in  den  Burspraken  vorliegenden  Quellen  in  aus- 
führlichster Weise  in  der  Darstellung  verwertet. 

Demgegenüber  hat  Beyerle  mit  Recht  die  Forderung  erhoben, 

sich  bei  Veröffentlichungen  von  Stadtrechtsquellen  auf  das  wesent- 
liche zu  beschränken  und  aus  der  Verfassungsentwicklung  des  be- 

treffenden Ortes  nur  das  Wichtigste  in  kurzen  Strichen  zu  geben, 
im  übrigen  aber  auf  eine  ausführliche  Darstellung,  die  ja  doch  nur 

subjektiver  Natur  sein  könne,  zu  verzichten.  Wenn  eine  Aus- 
schöpfung des  von  den  Quellen  gebotenen  Materials  beabsichtigt 

ist,  dann  kann  das  besser  getrennt  von  der  Quellenveröffentlichung 
geschehen.  Beyerle  ist  der  Meinung,  daß  mindestens  historische 

Daten  bezüglich  der  Entstehung  der  Stadt,  des  Stadtherm,  Markt- 
rechtes und  Marktgerichtes,  des  Rates  und  der  städtischen  Ämter, 

des  Stadtrechts  und  der  Stadtrechtsfamilie  gegeben  werden  sollen. 
Auch  RietscheP)  hat  sich  für  kurze  Einleitungen  ausgesprochen 
und  glaubt,  daß  die  oberrheinischen  Stadtrechte  gerade  deshalb 
von  der  Forschung  nicht  in  wünschenswerter  Weise  benutzt  worden 

seien,  weil  sie  ganz  auf  eine  solche  Einleitung  verzichten.'-') 
Wenn  einmal  die  in  Angriff  genommenen  großen  Stadtrechts- 

veröffentlichungen  abgeschlossen  vorliegen,  dann  kann  die  Wirt- 
schaftsgeschichte großen  Nutzen  von  ihnen  ziehen,  denn  es  kann 

keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  erst  durch  diese  Quellen  die  Er- 
kenntnis des  städtischen  Wirtschaftslebens  im  Mittelalter  auf  eine 

1)  Viertelj.  f.  Soz.  u.  Wirtsch.- Gesch.  Bd.  8  S.  303. 
'^I  Mit   der   hier  aufgeworfenen  Frage    hat  sich  auch   der  Historikertag  ia 

Dresden  (1907)  sehr  eingehend  beschäftigt. 
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sichere  Gruiullag'e  oestellt  "wird.  Es  wäre  selir  zu  wünsclien. 
daß  die  laiidesgeschichtliclien  Publikatiüiisinstitute  ihren  Kintiuß 

g-eltend  machten,  um  die  zerstreuten  Veröffentlichungen  umfauj^- 
reicher  Stadtrechtsquellen  in  lokalg-eschichtlichen  Zeitschriften  zu 
verhindern.  Das  kann  dadurch  geschehen,  daß  die  historischen 
Kommissionen  Hand  auf  das  Aktenmaterial  legen  und  größere 

Sammlung-en  vorbereiten,  die  von  sachkundiger  Hand  geleitet  werden 
und  das  nach  einheitlichen  Grundsätzen  bearbeitete  Material  der 

Forschung  zugänglich  machen.  Auch  für  die  wichtigsten  ehemaligen 

Reichsstädte  ist  die  Veröffentlichung  des  wesentlichen  Quellen- 
materials in  zuverlässigen  Ausgaben  ein  dringendes  Bedürfnis.  Einen 

großen  Fortschritt  in  dieser  Richtung  und  eine  sichere  Grundlage 
für  eine  großzügige  Durchführung  dieser  Aufgaben  wird  die  von 

Beyerle  geplante  Verzeichnung  sämtlicher  noch  vorhandener  Stadt- 
bücher bilden,  unter  denen  ja  die  Stadtrechtsbücher  den  bedeutendsten 

Rang  einnehmen. 

Wenn  man  sich  bei  dem  Abdruck  städtischer  Rechtsquellen 
im  allgemeinen  auf  die  Zeit  bis  1550  beschränkt  hat,  so  geschah 
€S  deshalb.  Aveil  das  spätere  Material  wegen  der  Überfülle  des 
Stoffes  nicht  leicht  zu  bewältigen  ist.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des 

16.  Jahrhunderts  werden  die  von  der  Obrigkeit  erlassenen  Ver- 

waltungsvorschriften immer  zahlreicher^)  und  schwellen  im  17.  und 
18,  Jahrhundert  zu  einer  fast  unübersehbaren  Masse  an.  Auch  für 

die  städtischen  Verwaltungsbehörden  war  es  immer  schwieriger 
geworden,  über  die  Geltung  behördlicher  Rechtsvorschriften  einen 

Überblick  zu  gewinnen.  Daher  wurden  im  18.  Jahrhundert  allent- 
halben Sammlungen  dieser  Verordnungen  angelegt,  die  zunächst 

für  den  Gebrauch  der  städtischen  Ämter  bestimmt  waren. 

Eine  deutliche  Vorstellung  von  der  Vielseitigkeit  dieser  Samm- 
lungen gewährt  das  ausführliche  Sachregister,  welches  für  die 

Kölner  Edikte  vom  Jahre  1498  bis  1819  hergestellt  ist.-)  Alle  diese 
zahlreichen  Vorschriften,  welche  sich  mit  den  Fragen  des  Hand- 

werks, des  Handelsverkehrs,  des  Marktwesens,  der  Lebensmittel- 
versorgung beschäftigen,   finden  sich  auch    in  der  großen  Edikten- 

')  Mit  Recht  sind  zahlreiche  dieser  Ordnungen  in  den  „Oberrheinisclien 

Stadtrechten"  zum  Abdruck  gebracht  worden  (vgl.  besonders  die  Bände  Schlctt- 
stadt  und  Überlingen). 

-)  Mitteilungen  aus  dem  Stadtarchiv  Köln  Heft  28,  29  (1869)  S.  158ff. 
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saiiiniluiio:  des  Frankfurter  Stadtarcliivs,  die  in  vitder  Beziehung 

der  Kölner  Sammluno;  gleicht  wie  ein  Ei  dem  anderen. 

In  diesen  sogen.  Ediktensammlungen  ^)  besitzen  wir  für  die  Zeit 
des  16. — 18.  Jahrhunderts,  also  die  am  meisten  vernachlässigte 

Periode  der  deutsclien  Wirtschaftsgeschichte,-)  ein  geradezu  un- 
erschöpflich reichhaltiges  ̂ Material,  das  von  der  Forschung  bisher 

leider  fast  nicht  berücksichtigt  worden  ist.  Einzelne  .Stücke  dieser 
Verordnungen  sind  zwar  in  den  Zeitschriften  historischer  Vereine 
öfter  abgedruckt  und  auch  in  Darstellungen  hier  und  da  verwertet 
worden,  allein  eine  systematische  Ausbeute  dieses  hervorragend 

wichtigen  Materials  ist  nirgends  erfolgt.^)  Da  man  an  diesen  vor- 
trefflichen, an  der  Oberfläche  liegenden  Quellen  bisher  ziemlich  acht- 

los vorbeigegangen  ist,  darf  es  nicht  Wunder  nehmen,  daß  wir  über 
die  Wirtschafts-  und  Verwaltungsgeschichte  der  deutschen  Städte 
im  17.  und  18.  Jahrhundert  viel  weniger  unterrichtet  sind  als  für 
die  Zeit  des  späteren  Mittelalters. 

Indessen  würde  eine  Verwertung  dieses  Quellenmaterials  ohne 
das  Studium  der  dazu  gehörigen  Akten  in  vielen  Fällen  ein  falsches 
Bild  liefern.  Schon  die  häufige  Wiederholung  derselben  Vorschriften 
in  kurzen  Zwischenräumen  und  auch  der  Inhalt  dieser  Verord- 

nungen lassen  deutlich  erkennen,  daß  sie  häufig  umgangen  wurden 
und  in  manchen  Fällen  nur  auf  dem  Papier  standen.  Nur  zu  häufig 

begegnet  man  in  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Literatur  Arbeiten, 
die  sich  mit  den  Verhältnissen  des  ausgehenden  Mittelalters  be- 

schäftigen und  sich  nur  auf  die  Rechtsvorschriften  stützen,  ohne 

an  Hand  der  Ratsprotokolle,  Handwerkerakten,  Münzakten,  Straf- 
bücher u.  dgl.  nachzuweisen,  inwieweit  diese  Bestimmungen  auch 

durchgeführt  worden  sind.     Ist   also   schon   für   die  Zeit   des  aus- 

')  Auch  für  die  einzelnen  Territorien  machten  sich  solche  Edikten- 
simrnlungen  notwendig,  für  .«ie  gilt  natürlich  ebenfalls  das  hier  Gesagte.  Vgl. 

Gustav  Wolf,  Einführung  in  das  Studium  der  neueren  Geschiebte,  1910 

S.  560-568. 

'-)  Einen  Anfang  zur  Erforschung  dieser  stark  vernachlässigten  Zeit  hat 
V  Below  unternommen  in  seinen  Untersuchungen  üljer  den  Untergang  der 

mittelalterlichen  Stadtwirtschaft,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  S.Folge  Bd.  17  (1901) 

S.  41'.tff  .  593 ff. 

^1  Dagegen  sind  derartige  Quellen  aus  dem  Mittelalter  häufiger  zugänglich 

gemacht.  z.B.  von  Eheberg  in  seinen  Quellen  zur  Verfassungs-,  Verwaltungs- 
und Wirtschaftsgeschichte  von  Straßburg,  von  Baader  in  den  Nürnberger  und 

Brückner  in  den  Straßburger  Polizeiordnungen. 
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gehenden  Mittelalters  große  Vorsicht  am  Platze,  so  gfilt  das  noch 
viel  mehr  für  den  Zeitraum  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert,  wo  nicht 

selten  jahrzehntelang:  rechtliche  Vorschriften  unverändert  wieder- 
kehren, die  in  der  offensichtlichsten  Weise  umgangfen  worden  sind. 

7.  R  e  c  h  n  u  n  g  s  b  ü  c  h  e  r. 

Unter  der  Bezeichnung  Rechnungsbücher  im  weiteren  Sinne 

kann  man  alle  in  Buchfoim  niedergelegten  Aufzeichnungen  über 

die  Einnahmen  eines  Haushaltes  und  deren  Verwendung  zusammen- 
fassen. Das  Bestehen  solcher  Bücher  für  den  öffentlichen  Haus- 

halt ist  überall  dort  zu  vermuten,  wo  eine  zentralisierte  obrig- 
keitliche Gewalt  vorhanden  ist,  welche  die  ihr  zufließenden 

Einnahmen  zu  öffentlichen  Zwecken  verwendet.  Es  ist  dabei  selbst- 

verständlich kein  Unterschied,  ob  die  Einnahmen  ganz  oder  zum 

Teil  aus  Naturalien  bestehen  oder  ob  es  sich  lediglich  um  Geld- 
beträge handelt. 

Nach  den  Forschungen  von  Inam  a- Stern  egg  ̂ )  hat  schon 
Karl  der  Große  in  seinen  Kapitularien  Anweisungen  erlassen,  welche 

die  Beamten  verpflichteten,  jährlich  Rechnung  zu  legen  über  die 

Verwendung  der  eingegangenen  Naturalien  und  Geldbeträge,  doch 
scheinen  sich  Aufzeichnungen  dieser  Art  nicht  erhalten  zu  haben. 

Die  allmählich  aufkommenden  großen  (Trundherrschaften  und  Terri- 

torien besaßen  in  den  Urbaren-)  bereits  Übersichten  über  die  zu 
erwartenden  Einkünfte  aus  Grundbesitz,  aber  damit  noch  keinen 

Nachweis  der  wirklichen  Bezüge  und  ihrer  Verwendung.  Mit  der 

immer  komplizierter  werdenden  Finanzverwaltung  stellte  sich  auch 

die  Notwendigkeit  der  Führung  von  Rechnungsbüchern  ein,  die  in 

regelmäßigen  Zwischenräumen  Aufschluß  über  die  Finanzlage  geben 
sollten. 

Ebenso  wie  die  Landesherrschaften  haben  auch  die  kirchlichen 

Behörden  und  die  Korporationen  kirchlichen  Charakters  in  regel- 
mäßigen Zwischenräumen  ihre  Einnahmen  und  deren  Verwendung 

nachgewiesen.  Ganz  besonders  wichtig  sind  die  von  den  Städten 

geführten  Register  über  die  Einnaiinieii  und  Ausgaben,  welche  eine 
der  wertvollsten  Quellen  zur  Erkenntnis  des  Wirtschaftslebens  in 

den  Städten  darstellen,  und  schließlich  verdienen  auch  die  Rechnungs- 

»)  Sitzungsberichte  der  k.  Akademie  der  Wisä.  (Wien)  Bd.  S4  (1877)  S.  205. 
*j  Ausführliches  über  diese  Gruppe  von  Quellen  weiter  unten  S.  238. 
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bücher  der  Einzelhaiishalte  (Haushaltbücher),  in  diesem  Zusammeii- 

liaiig  erwälmt  zu  werden.') 

AVas  zunächst  die  landesherrlichen  Quellen  dieser  Art  betrifft, 

so  finden  sich  die  ältesten  Rechnung-sbücher  in  Savoyen  und  Tirol, 
und  es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  hier  der  Einfluß  des  be- 

nachbarten hochentwickelten  italienischen  Verwaltungs-  und  Buch- 

führung-swesens  gewirkt  hat.  wie  Redlich  vermutet.-)  Schon  im 
Jahre  1260  begannen  die  Grafen  von  Savo3"en,  sich  von  ihren 
Amtleuten  Rechnungsbücher  vorlegen  zu  lassen,^)  und  seit  1288 
\vurden  landesfürstliche  Rechnungsbücher  für  Kärnten-Tirol  in  fort- 

laufender Reihe  geführt,  die  jetzt  im  Innsbrucker  Statthalterei- 
Archiv  und  im  Münchener  Reichs-Archiv  aufbewahrt  werden.  Ebenso 
haben  sich  Bruchstücke  von  Quellen  dieser  Art  für  Bayern  und 
Österreich  in  jener  Zeit  nachweisen  lassen,  insbesondere  ist  hier 
zu  nennen  das  wertvolle  Rechnungsbuch  des  oberen  Vicedomamtes 

Herzog  Ludwigs  des  Strengen  von  1291  bis  1294  *)  und  das  Ratio- 
narium  der  Herzöge  von  Österreich  aus  den  Jahren  1326  bis  1338.^) 
Weitere  derartige  Quellen  hat  Inama-Sternegg  auf  S.  206  f.  seiner 
erAvähnten  Arbeit  angeführt. 

Von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Geschichte  des  päpst- 
lichen Finanzwesens  und  des  wirtschaftlichen  Lebens  am  päpstlichen 

Hofe  sind  die  Rechnungsbücher  der  apostolischen  Kammer  (introitus 
et  exitus  camerae  apostolicae),  von  denen  jetzt  diejenigen  aus  der 
Zeit  Johanns  XXII.  durch  die  Görres-Gesellschaft  an  die  Öffentlich- 

keit gebracht  worden  sind.  Mit  dieser  Publikation  hat  sich  die 
Görres-Gesellschaft,  welche  im  Zusammenhang  mit  ihrem  historischen 
Institut  in  Rom  die  Aufhellung  der  Papstfinanzen  für  die  Zeit  von 

')  Von  der  quellenkritischen  Betrachtung  sind  die  privaten  Haushaltbücher 
hier  ausgeschieden,  da  über  ihren  Quellenwert  und  ihre  Geschichte  ausführlich 

berichtet  wird  in  dem  von  mir  unter  Benutzung  des  Nachlasses  von  Schnapper- 

Arndt  herausgegelienen  und  in  Kürze  erscheinenden  Werke:  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  Lebenshaltung  in  Frankfurt  a.  M.  während  des  17.  und  18.  Jahrh. 

(Vorrede  zu  Bd.  II). 

■^)  vgl.  zum  folgenden  Redlich  a.  a.  0.  S.  159 ff. 
3)  vgl.  Archiv  für  Schweiz.  Gesch.  Bd.  14  S  3ff.;  Redlich  S.  159. 

■*)  Herausgegeben  von  E.  v.  Oef  ele  im  Oberbayr.  Archiv  Bd.  26  S.  272 — 344. 
5)  vgl.  Ehmel,  österreichische  Geschichtsforscher  Bd.  1  S.  28— 49,  Bd  2 

S.  203— 259,  418  ff. 
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loUi  bis  1B78  betreibt,  um  die  wirtscliaftsgescliiclitliclie  Forschung 
i:T(tße  Verdienste  erworben. 

Die  kürzlich  erschienenen  liioß  angelegten  Arbeiten  bringen 

die  Kechnnngsbücher,  nach  Einnahmen  und  Ausgaben  getrennt,  voll- 

ständig zum  Abdruck.')  Der  erste  Band  von  Emil  Gull  er  be- 
handelt die  Einnahmen  und  gibt  unter  kritischer  Verwertung  der 

reichhaltigen  Literatur  eine  umfangreiche  Darstellung  sämtlicher 

Einnahme(|nellen  der  päpstlichen  Finanzverwaltung.-)  Die  Ergebnisse 
seiner  Darstellung  sind  nicht  nur  für  die  Kenntnis  des  kirchlichen 

Finanzwesens,  sondern  für  die  Finanzgeschichte  überhaupt  von 

großer  Bedeutung.  Sie  zeigen  eine  Ausbildung  von  Formen  der 

Verwaltung  eines  öffentlichen  Haushaltes,  wie  man  sie  in  den 

Städten  und  Territorien  jener  Zeit  vergeblich  suchen  würde. 

Noch  weit  ertragreicher  für  die  Wirtschaftsgeschichte  als  die 

Einnahmen  sind  die  Ausgaben  der  apostolischen  Kammer,  um  deren 

Veiöffentlichung  und  Bearbeitung  sich  K.  H.  Schäfer  verdient 

gemacht  hat.  Die  Methode,  welche  er  zur  Bewältigung  des  weit- 
schicliti<ren  Materials  anwendet,  ermöglicht  es,  die  vielgestaltigen 

Ausgabegruppen  in  ein  übersichtliches  System  zu  bringen.  Aller- 
dings ist  dies  erleichtert  worden  durch  die  verwaltungstechnisch 

musterhafte  Anlage  der  päpstlichen  Rechnungsbücher.  Die  einzelnen 

Ämter,  wie  das  Brotamt,  das  AVeinamt,  die  Küche,  der  Marstall  usw., 

führten  regelmäßig  besondere  Handbücher,  aus  welchen  man  die 

Gesamtsummen  dann  in  die  Hauptrechnung  übertrug,  wo  sie  nach 

bestimmten  Verwaltungszweigen  zusannnengestellt  wurden.  Daraus 

ergibt  sich  nun  die  Gruppierung  des  Stoffes  in  Auf\vendungen  für 

die  Küche,  das  Brotamt,  die  Kellerei,  den  Marstall,  für  Kleidung 

und  Gewebe,  Kunstgegenstände  und  Schmucksachen,  für  Bauwerke, 
für  das  Siegelamt,  zur  Gehaltzahlung  an  die  päpstlichen  Beamten 

und  für  wohltätige  Zwecke.  Innerhalb  dieser  Gruppen  hat  der 

Bearbeiter  das  Material  noch  in  Unterabteilungen  gegliedert,  sodaß 

ein  Zurechtfinden  so  leicht  als  möglich  gemacht  wird. 

')  Emil  (i  ö  1  1  e  r  ,  Die  Einnahmen  der  apostolischen  Kammer  unter 
.Johann  XXII.  I.Teil:  Darstellung,  2.  Teil:  Quellen;  K.H.Schäfer,  Die  Aus- 

gaben der  apostolischen  Kammer  unter  Johann  XXII.  nebst  einer  Jahresbilanz 

von  1316  bis  1375.  (Vatikanische  Quellen  zur  päpstl.  Hof-  und  Finanzverwaltung 
1316—1378,  herausgegeben  von  der  (iörres-Gcsellschaft.  Bd.  1  u.  2,  Paderborn 
1910/11. 

'')  vgl.  dazu  Ba  unigarten,  Histor.  polit.  Blätter  für  das  kathol.  Deutsch- 
land Bd.  145  (1910)  S.  7 13  ff. 
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Der  hier  verfüfrbaiv.  Raum  erlaubt  es  nicht,  aiicli  nur  an- 

näliernd  ein  Bild  von  der  jLjeradezu  p-oßartigen  Reiclihalti^keit 
dieses  Quellenmaterials  zu  geben.  Mit  einem  Schlag  fällt  Licht 
auf  das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  am  päpstlichen  Hofe.  Wir 

werden  —  um  nur  das  Wichtigste  hervorzuheben  —  bis  ins  einzelne 
unterrichtet  über  die  Versorgung  mit  Getreide  und  Brot,  mit  Käse, 

Salz.  Tafelobst,  über  den  Ankauf  und  die  Behandlung  des  AVeines, 
die  Ausgaben  und  Bezugs(iucllen  für  Wachs,  Kerzen  und  Fackeln, 

den  Bezug  von  Leinwand  aus  Florenz,  Burgund,  Nordfrankreich, 

Flandern  und  vieles  andere.  Besonders  ertragreich  ist  die  Rubrik, 

in  welcher  Ausgaben  verschiedener  Art  zusammengestellt  sind 

(S.  381 — 544)  und  das  überaus  umfangreiche  Kapitel  der  Auf- 
wendungen für  wohltätige  Zwecke  (S.  638  ff.),  welches  die  gesamte 

Organisation  der  päpstlichen  Armenpflege  erkennen  läßt. 
Jeder  der  einzelnen  Aufwandgruppen  hat  der  Bearbeiter  kurze 

erläuternde  Bemerkungen  vorangestellt  und  durch  sehr  eingehende 

geldgeschichtliche  Untersuchungen  eine  sichere  Grundlage  für  die 
weitere  Erschließung  dieses  einzigartigen  Materials  geschaffen. 

Allerdings  bleibt  jetzt  noch  die  Hauptarbeit,  die  wirtschafts- 
geschichtliche  Darstellung  zu  tun  übrig,  denn  bei  aller  Anerkennung 

der  achtungswerten  Leistung,  ein  solches  Material  sj^stematisch  zu 
durchdringen,  muß  doch  hervorgehoben  werden,  daß  Schäfer  nur 

wenige  Ansätze  unternommen  hat,  den  wirtschaftsgeschichtlichen 
Ertrag  zu  sichern.  Gute  Vorarbeiten  in  dieser  Richtung  sind  die 

von  ihm  gemachten  Zusammenstellungen  der  Jahresbilanzen  des 
päpstlichen  Haushaltes  für  das  Pontitikat  Johanns  XXIL  und  der 

Gesamtausgaben  für  mehrere  Pontifikate;  auch  die  Tabelle  über 

den  ziffernmäßigen  Anteil  der  einzelnen  Verwaltungszweige  an  den 

Gesamtausgaben  (S.  36)  ist  äußerst  lehrreich.^)  Der  Bearbeiter 
würde  sich  um  die  Wirtschaftsgeschichte  ein  großes  Verdienst  er- 

werben, wenn  er  sich  entschließen  könnte,  seine  genaue  Kenntnis 

tler  Quellen  zu  einer  eingehenden  Darstellung  zu  verwerten.  Eine 

preisgeschichtliche  Untersuchung  hat  er  ja  bereits  in  Aussicht  ge- 
stellt, und  für  diese  Zwecke  bieten  die  Quellen  Material  in  Hülle 

und  Fülle.     Allein    es   unterliegt   keinem   Zweifel,    daß   ihre  Ver- 

*)  Aus  ihr  geht  u.  a.  hervor,  daß  von  den  Gesamtausgaben  naliozu 

zwei  Drittel  (GSJ^'o)  für  Kriegszwecke,  etwa  ein  Achtel  (I2,7<'/o)  für  Beamten- 
gehälter,  7,16''/o  für  Almosen,  3,35 ''o  ̂ "^  Küche  und  2,5<'/o  für  die  Kellerei 
verwendet  wurden. 

Stieda-Festschrift.  15 
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wertling  damit  nicht  annähernd  erschöpft  ist,  denn  mit  ihrer  Hilfe 
läßt  sich  ein  vollständiges  Bild  des  wirtschaftlichen  Lebens  am 

päpstlichen  Hofe  entwerfen. 

Ein  Quellenmaterial  von  größter  Reichhaltigkeit  ist  uns  in  den 
Rechnungsbüfhern  von  Stiften  und  Klöstern  überliefert,  von  denen 
trotz  zahlreicher  Veröffentlichungen  weitaus  der  größte  Teil  noch 
unerschlossen  in  den  Archiven  ruht.  Neben  den  zahlreichen  Zins- 

registern, Kornrechnungen  und  Büchern  aller  Art,  welche  sich  auf 
die  Vermögensverwaltung  beziehen,  sind  insbesondere  von  Interesse 
die  reinen  Ausgabebücher,  welche  für  die  Geschichte  der  Preise 
eine  hervorragende  Quelle  bilden.  Allerdings  wird  man  bei  der 
Verwertung  für  preisgeschichtliche  Zwecke  beachten  müssen,  daß 
man  es  hier  mit  Sonderhaushalten  zu  tun  hat,  welche  in  großen 
Mengen  einkauften  und  deshalb  auch  nicht  immer  die  im  Verkehr 

üblichen  Preise  bezahlten.  Immerhin  können  jedoch  die  Kloster- 
rechnungen, falls  andere  Quellen  für  die  Kontrolle  nicht  zur  Ver- 

fügung stehen,  als  preisgeschichtliches  Material  ersten  Ranges  be- 
zeichnet werden. 

Besonders  Avichtiges  Material  liefern  die  Verwaltungsbücher 
von  Stiftern  und  Klöstern  für  die  Agrärgeschichte,  wie  in  einer 

Arbeit  von  Kurt  Seidel')  mit  Recht  hervorgehoben  wird.  Mit 
ihrer  Hilfe  läßt  sich  besonders  der  Grundbesitz  und  das  Verhältnis 

der  angebauten  Getreidesorten  feststellen.  Wirtschaftsgeschichtlich 
betrachtet,  stellen  diese  Körperschaften  agrarische  Großbetriebe  mit 
möglichst  autonomer  Wirtschaftsführung  dar,  d.  h.  alles,  was  sie 
selbst  erzeugen  konnten,  wurde  tunlichst  auch  in  eigenen  Betrieben 
hergestellt.  Trotzdem  waren  sie  auf  den  Bezug  vieler  Lebensmittel 
(Fisclie,  Gewürze.  Butter  und  Eier)  angewiesen,  und  auch  Tücher. 
Papier,  Geräte  u.  dgl.  wurden  häufig  von  auswärts  bezogen,  sodaß 
diese  Quellen  auch  für  die  Geschichte  des  Handelsverkehis  und 

des  Transportwesens  in  Betracht  kommen.") 
Als  Beispiel  wertvoller  Rechnungen  dieser  Art  ist  neben  der 

von    Inama  -  Stemegg    erwähnten    Literatur   u.  a.    zu    nennen    die 

')  Kurt  Seidel,  Klosterrechnungen  als  Geschichtsiiuelle  in  Deutsche 
Gesch.-Bl.  Bd.  12  (1911)  S.  294. 

-)  vgl.  Seydel  a.a.O.  S.  296  sowie  den  allerdings  wenig  ertragreichen 
Aufsatz  von  A.  Goette,  Die  Klöster  des  .Mittelalters  im  wirtschaftlichen  Ver- 

kehr. Achiv  für  Kulturgesch.  Bd.  l  (1903)  S.  195  ff.     . 
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Arbeit  von  S.  Muller  über  den  Haushalt  des  Ütrecliter  Dom- 

kapitels/) welche  deshalb  von  besonderer  Bedeutunj,'-  ist,  weil  die 
verwerteten  Aufzeichnung'en  bis  ins  Jahr  1200  zurückreichen.  Sie 
geben  einen  deutlichen  Einblick  in  die  Wirtschaftsführung-,  und  die 
Darstellung-  von  Muller  ermögflicht  es,  die  Bedarfsdeckung^  genau 
zu  verfolgen.  Insbesondere  ist  ausführlich  ges(;hildert,  wie  der 

Propst  des  Utrechter  Domes  den  Nahrungsbedarf  seiner  40  Kano- 
niker befriedigte. 

Unter  ganz  ähnlichen  Gesichtspunkten  sind  die  Rechnungs- 
bücher der  geistlichen  Ritterorden  zu  betrachten,  für  welche  in 

dem  von  Walter  Ziesemer  bearbeiteten  Ausgabenbuch  des 

Marienburger  Hauskomturs  ein  treffliches  Beispiel  gegeben  ist.^) 
Der  Großkomtur  des  Deutschordens  in  Marienburg  hatte  die  Ober- 

aufsicht über  den  Schatz,  die  Getreidevorräte,  das  Schiffs-  und 
Transportwesen,  das  Gesinde,  die  Handwerksleute  u.  dgl,  wogegen 

dem  Hauskomtur  die  Einzelverwaltung  in  den  Haupthäusern  zu- 
stand. Wenn  auch  der  Hauskomtur  die  Kasse  verwaltete  und  die 

Ordensbrüder,  welche  Ämter  übernomnien  hatten,  mit  Geld  versah, 
so  flössen  ihm  doch  keine  selbständigen  Einnahmen  zu,  er  erhielt 

vielmehr  die  zur  Verwaltung  nötigen  Gelder  vom  Tressler.^)  Ihm 
gegenüber  hatte  er  deshalb  über  die  Verwendung  der  Beträge 
Rechenschaft  zu  geben,  und  zu  diesem  Zweck  führte  er  ein  genaues 

Ausgabenregister,  das  uns  für  die  Jahre  1410  bis  1420  diu'ch  die  Ver- 
öffentlichung von  Ziesemer  in  genauem  Abdruck  zugänglich  ge- 

macht wird. 

Dieses  Ausgabenbuch  bildet  eine  Fundgrube  für  die  Geschichte 
der  Preise  und  Löhne  und  gibt,  ähnlich  wie  die  Papstregister,  einen 
Einblick  in  die  gesamte  Wirtschaftführung.  Die  Bearbeitung  von 
Ziesemer,  der  ein  vorzügliches  Register  beigefügt  wurde,  ist  an 
sich  sehr  verdienstlich,  allein  es  erscheint  fraglich,  ob  das  gewählte 
Verfahren  auch  für  die  Zukunft  bei  Herausgabe  derartiger  Quellen 
zu    empfehlen    ist.     Ziesemer    gibt    einfach   einen    originalgetreuen 

')  S.  .Muller,  Der  Haushalt  des  Utrechter  Domkapitels  um  das  Jahr  1200, 
Westd.  Zeitschr.  Bd.  22  (1903)  S.  2S6ff. 

-)  Walter  Ziesemer,  Das  Ausgabenbuch  des  .Marienburger  Hauskomturs 

für  die  Jahre  1410  bis  14-20.  Königsberg  1911. 
^)  Ein  solches  Tressler-Biich,  welches  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 

Marienburger  Konvents  von  1399  bis  1412  umfaßt,  ist  im  Danziger  Staatsarchiv 

•erhalten.     Vgl.  Ziesemer.  Einleitung  S.  VI  Note  2. 

15* 
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Abdriuk  und  eine  kurze  orientierende  Einleitung:,  verzichtet,  aber 

Irider  auf  eine  den  reichen  Inhalt  verAvertende  Darstellun«-.  Zudem 
erschwert  die  von  ihm  anoewendete  Drucktechnik  erheblich  die 

Übersicht  über  den  Stoff,  und  es  würde  sich  in  solchen  F'ällen 
—  wie  überhaupt  bei  Herausgabe  von  Rechnungsbüchern  — 
empfehlen,  jedem  Posten  eine  selbständige  Zeile  einzuräumen  und 
den  Geldbetrag  gesondert  auszuwerfen.  Ein  erheblich  größerer 

Raum  w^äre  dabei  nicht  nötig,  wenn  man  den  Spaltendruck  wählt, 
wie  es  z.  B.  von  Harms  in  der  unten  erwähnten  Arbeit  ge- 

schehen ist. 

Ja  man  kann  in  solchen  Fällen,  wo  es  sich  um  die  chrono- 
logische Zerstreuung  gleichartiger,  häufig  wiederkehrender  Posten 

handelt,  noch  weiter  gehen  und  die  Rechnungsbücher  in  ver- 
arbeiteter Form  abdrucken,  wie  es  ja  auch  bei  den  Papstregistern 

geschehen  ist.  Wenn  alle  Angaben,  die  sich  auf  Ankäufe  von 

Fischen,  Fleisch,  Eiern,  Kohlen  u.  dgl.  beziehen,  jeweils  zusammen- 
gestellt werden,  so  ist  der  historische  Charakter  der  Quelle  nicht  im 

mindesten  verändert,  und  sämtlichen  Benutzern  dieser  Veröffentlichung 
ist  eine  Arbeit  erspart  worden,  die  jeder  eigentlich  noch  einmal 
leisten  muß,  wenn  er  wichtige  Schlußfolgerungen  aus  dem  gebotenen 

Stoff  ziehen  Avill.  Bei  dem  Ausgabenbuch'  des  Marienburger  Haus- 
komturs hätte  sich  diese  Verarbeitung  um  so  unbedenklicher  durch- 

führen lassen,  als  ja  ein  gewisses  System  durch  die  Anlage  des 

Buches  und  die  häufige  Zusammenstellung  gleichartiger  Posten  ge- 

geben ist.^) 

Weitaus  die  bedeutsamsten  Quellen  in  dieser  Gruppe  sind  die 
städtischen  Rechnungsbücher  oder  Stadtrechnungen.  Die  älteste 
Veröffentlichung  solcher  Quellen  ist  wohl  die  von  Grünhagen 

besorgte  Ausgabe  des  Breslauer  sogen.  „Henricus  pauper",  eines 

Hechnungsbuches  von  1299  bis  1358."^)  Nachdem  Hegel  auf  den 
Wert  dieser  Quellen  aufmerksam  gemacht  hatte,  und  Koppmann  (1869) 
mit   der   Veröffentlichung   seines   monumentalen   Werkes    über   die 

')  Eine  große  Anzahl  von  Rechnungen  der  Deutschordens-Ballei  in  Hessen 
besitzt  das. Marburger  .Staatsarchiv.  Vgl.  F.  Schill  mann,  Ein  •  Kellereirechnun^' 
des  Deutschen  Ordeushauses  in  Marburg  aus  dem  14.  Jalirliundert.  Archiv  1. 
Kult.-Gesch.  Bd.  8  (1910)  S.  I46ff. 

^)  Codex  diplomaticus  Silesiae  Bd.  3  (1860).  Vgl.  Tille  in  dem  ̂ leicii  zu 
erwähnenden  Aufsatz. 
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Hainburo-er  Stadtreclinunoen  liervorg-etreten  war.  liat  die  Foi-sclinny- 
diesen  Quellen  gegenüber  ein  hervorragendes  Interesse  bekundet. 
Eine  stattliche  Anzahl  deutscher,  belgischer  und  niederländischer 

Veröftentlichungen  liegt  bis  jetzt  vor,  und  die  Literatur  auf  diesem 

Gebiete  ist  so  rasch  gewachsen,  daß  sie  schw^er  zu  übersehen  ist. 
Teils  sind  der  Herausgabe  solcher  Quellen  selbständige  Veröffent- 

lichungen gewidmet,  teils  bilden  sie  Abteilungen  von  Urkunden- 
büchern.  häufig  sind  sie  auch  nur  bruchstück\veise  in  lokal- 

geschichtlichen Zeitschriften  abgedruckt. 

Aus  der  Fülle  von  Arbeiten  dieser  Art  ragen  die  erwähnten 

von  Koppmann  bearbeiteten  Hamburger  Kämmereirechnungen 

und  die  mustergiltige  von  Knipping  besorgte  Ausgabe  der  Kölner 

Stadtrechnungen  besonders  hervor.  Wenn  auch  eine  große  Anzahl 

von  Quellenausgaben  vorliegt  und  eine  Reihe  von  Arbeiten  sich 

der  Verwertung  solchen  Quellenmaterials  in  Darstellungen  gewidmet 
hat,  so  kann  ich  mich  hier  doch  kurz  fassen.  Nachweise  über  die 

reichhaltige  Literatur  liegen  in  großer  Anzahl  vor,  und  über  die 

Grundsätze  bezüglich  der  Herausgabe  dieser  Quellen  sowie  die  von 

ihnen  erwartenden  Ergebnisse  herrscht  seit  der  tief  eindringenden 
Arbeit  von  Stieda  ziemliche  Klarheit.  Es  wird  also  hier  der 

Hinweis  genügen,  daß  in  der  Untersuchung  von  Stieda  über  städtische 

Finanzen  im  Mittelalter^)  eine  ziemlich  vollständige  Übersicht  über 
die  Erscheinungen  der  in-  und  ausländischen  Literatur  gegeben 
wird,  ebenso  ist  der  ki'itische  Überblick  über  die  Literatur  von 

Tille-)  sehr  beachtenswert.  Neuerdings  findet  man  auch  kritische 
Nachweise  der  Literatur  bei  Harms  in  seiner  gleich  zu  er- 

wähnenden Arbeit. 

Von  besonders  wichtigen  Neuerscheinungen  seit  den  1899  er- 
schienenen Arbeiten  von  Stieda  und  Tille  sind  zu  nennen  die 

im  Auftrag  der  Oberlausitzischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften 

herausgegebenen  und  von  Richard  J  e  c  h  t  bearbeiteten  Görlitzer 
Stadtrechnungen.  Hier  wurden  aus  den  Jahivn  1337  bis  1369  nur 

Bruchstücke  gegeben,  dagegen  die  Quellen,  welche  für  die  Jahre 

137(i  bis  1476  fast  lückenlos  überliefert  sind,  vollständig  zum  Abdruck 

gebracht.^)    A.  v.  B  u  1  m  e  r  i  n  v,  ([ .  der  sich  bereits  mit  den   Rigaer 

M  Wil  h.  Stieda,    Städtische   Finanzen  im  Mittelalter,    Jahilj.  f.  Xat.  ii. 
Stat.  y.  Folge  Bd.  17  (18Ö9)  S.  l  ff. 

-)  Armin  Tille.  Stadtrechnungen,  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  1  (1900)  S.  6öff. 
^)  Coilex  diplomaticus  Lusatiae  superioris  Teü  3,  Görlitz  1903 — 1910. 
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Kämmereirec-hniiiifreu  des  16.  Jaliihuiulerts  beschäftigt  hatte.M  be- 
arbeitete die  von  der  Gesellschaft  für  Geschichte  und  Altertumskunde 

der  Ostseeprovinzen  Rußlands  herausgegebenen  Stadtrechnungen  von 

Riga  aus  den  Jahren  1348  bis  1361  und  1405  bis  1474.-)  Allerdings 
werden  nur  die  Ausgaben  abgedruckt,  denn  die  Einnahmen,  welche 
in  Riga  wahrscheinlich  in  besonderen  Büchern  verzeichnet  waren, 
haben  sich,  wie  es  scheint,  nicht  mehr  erhalten.  Von  den  Trierer 
Stadtrechnungen,  die  G.  Renten  ich  herausgibt,  ist  das  erste  Heft, 

enthaltend   die  Rechnungen  aus  dem  14.  Jahrhundert,  erschienen.") 
Die  bedeutsamste  Veröffentlichung  städtischer  Rechenbücher 

in  jüngster  Zeit  ist  die  von  Bernhard  Harms  besorgte  Ausgabe 
der  Baseler  Jahresrechnungen,  welche  sich  seit  dem  Jahre  1360 
lückenlos  erhalten  haben.  Harms  plant  den  Abdruck  dieser  Quellen 
bis  zum  Jahre  1535  und  gibt  in  dem  ersten  Bande  seines  Werkes 
die  Einnahmen  von  1360  bis  1535,  Avährend  die  Ausgaben  von 
1360  bis  1490  den  zweiten  Band  füllen  und  ein  dritter  für  die  Zeit 

von  1491  bis  1535  noch  zu  erwarten  ist.*) 
In  vieler  Beziehung  ist  diese  Veröffentlichung  vorbildlich  zu 

nennen  und  sie  wird  zweifellos  nach  ihrer  Vollendung  unter  allen 
Publikationen  dieser  Art  mit  an  erster  Stelle  stehen.  Insbesondere 

die  drucktechnische  Einrichtung  ist  sehr  geschickt,  und  der  von 

Harms  benutzte  Spaltendruck  ist  wegen  der  ökonomischen  \er- 
wendung  des  Raumes  und  der  Unterbringung  eines  weitschichtigen 
Materials  bei  großer  Übersicht  über  die  einzelnen  Posten,  durchaus 

nachahmenswert.^) 
Leider  hat  Harms  in  anderer  Weise  die  Vorzüge  seiner  druck- 

technischen Einrichtung  durch   den  vollständig  konservativen  Ab- 

')  Aug.  V.  Bulmerincq.  Zwei  Kranmereiregister  der  Stadt  Riga,  Leipzig 
1902. 

^  Kämmereiregister  der  Stadt  Riga  13-18-1361  und  140Ö-1474,  heraus- 
gegeben von  der  »)es  f.  (iescli.  u.  Altertumskunde  der  O.stseeprovinzen  Rußlands, 

bearbeitet  von  A  ug.  v.  Bulmerincq,  Bd  1,  Leipzig  1909 

=*)  G.  Kentenich,  Trierer  Stadtrechnungen  des  Mittelalters,  1.  Heft: 
liecbnungen  des  14.  Jahrhunderts,  Trier  1909. 

*)  Bernhard  Harms,  Der  Stadthaushalt  Ba.sels  im  ausgehenden  .Mittel- 
alter, guellen  und  Studien  zur  Basler  Finanzgeschiehte,  Abt.  1 :  Jahresreclinungen 

1360-1535,  Bd.  1 :  Die  Einnahmen.  Bd.  2:  Die  Ausgaben  1369- 149Ü,  Tübingen  1910. 

^)  Man  vergleiche  damit  die  opulente  Druckweise  —  um  nicht  zu  sagen 
Kaumverschwendung  — ,  die  besonders  beim  2.  Bande  der  sonst  so  mustergiltigea 
Ausgabe  der  Kölner  Stadtrechnungen  von  Knipping  auffällt. 
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druck  der  C^ucllen  wieder  «großenteils  vernichtet.  Ist  schon  die 
Außerachtlassung  der  üblichen  Editionsgrundsätze  str»rend,  so  muß 
die  Wiedergabe  des  gesamten  Zahlenmaterials  in  römischen  Zahl- 

zeichen entschieden  bemängelt  werden.  Man  kann  es  wohl  verstehen, 
daß  bei  lateinisch  abgefaßten  Einzelurkunden  die  vorkommenden 
Ziffern  und  Datumbezeichnungen  in  römischen  Zeichen  gedruckt 
werden.  Allein  es  ist  geradezu  unverständlich,  daß  man  in  einer 
Quellenveröffentlichung,  die  vollständig  auf  Zahlenmaterial  beruht 
und  hauptsächlich  der  Ausbeute  für  statistische  Zwecke  dienen 
soll,  die  Einzelwerte  und  die  Summenangaben  in  den  ellenlangen 
lateinischen  Zahlzeichen  wiedergibt. 

Ein  rascher  Überblick  über  die  zahlenmäßigen  Ergebnisse  ist 
bei  diesem  Verfahren  ganz  unmöglich  gemacht.  Mit  Recht  haben 

(_TÖller  und  Schäfer  in  den  erw^ähnten  Ausgaben  der  päpstlichen 
Register  trotz  des  lateinischen  Quellentextes  das  reiche  Zahlen- 

material in  arabischen  Ziffern  gedruckt.  Ebenso  ist  Knipping  bei 
den  Kölner  Stadtrechnungen  und  Ziesemer  bei  der  Herausgabe  des 

erwähnten  Ausgabeverzeichnisses  verfahren,  und  das  ist  auch  gerade- 
zu selbstverständlich. 

Sehr  erfreulich  ist  es,  daß  Harms  eine  eingehende  Darstellung 
der  Finanzgeschichte  des  städtischen  Haushaltes  geben  will.  Er 
hat  schon  treffliche  Vorstudien  nach  dieser  Richtung  unternommen, 

insbesondere  ist  es  ihm  gelungen,  durch  eine  ausgezeichnete  Unter- 

suchung über  die  Münz-  und  Geldpolitik  Basels^)  sich  für  die  wirt- 
schaftsgeschichtliche Erschließung  dieses  reichen  und  vollständigen 

Materials  den  Weg  zu  ebnen.  Die  Vorbedingungen  für  eine  Er- 
forschung des  Baseler  Stadthaushaltes  sind  deshalb  äußerst  günstig, 

weil  bereits  die  klassischen  Studien  von  Schönberg  vorliegen,  die 
für  die  Behandlung  finanzgeschichtlicher  Fragen  in  gewisser  Weise 
vorbildlich  geworden  sind.  Glücklicherweise  hat  auch  Harms  reiches 
^Material  verwerten  können,  das  ihm  von  Schönberg  und  Bernoiüli 
zur  Verfügung  gestellt  worden  ist.  Von  ersterem  stammt  auch  die 
wissenschaftlich  höchst  wertvolle  Tabelle,  welche  die  Einnahmen 
von  1361  bis  1500  statistisch  verarbeitet  und  die  Steuern  und 

Anleihen  den  übrigen  Einnahmequellen  gegenüberstellt.-) 

*)  über  diese  Arbeit  vgl.  weiter  unten  S.  265  f. 
^)  B.Harms,   Die   Steuern   und  Anleihen  im   öffentlichen  Haushalt   der 

Stadt  Basel,  Zeitschr.  für  die  ges.  Staatsw.  Jahrg.  1907  S.  627—681. 
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Der  Bewälti<>-uiig-  ch's  aus  zahliviclicn  Städten  vorliaiideiien 
Materials  auf  dem  Wege  der  vergleichenden  Statistik  stehen  schier 

unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegen,  und  das  ist  begreiflich, 

wenn  man  liedenkt.  wie  sich  die  moderne  Finanzstatistik  vergeblich 

müht,  in  dieser  Beziehung  festen  Boden  zu  erlangen.  Das  hat 
besonders  Stieda  empfunden  bei  seiner  erwähnten,  auf  reichsten 

Quellenstudien  beruhenden  Arbeit  über  die  städtischen  Finanzen 

im  Mittelalter,  und  er  forderte  mit  Recht  die  Aufstellung  eines 

einheitlichen  Schemas,  um  die  zahlenmäßigen  p]rgebnisse  vei*- 
schiedener  Finanzwirtschaften  besser  miteinander  vergleichen  zu 

können.  Auch  seine  weiteren  Vorschläge,  die  Stadtrechnungen  in 

ihrem  ursprünglichen  Umfang  abzudrucken,  die  nötigen  geld-  und 
münzgeschichtlichen  Vorarbeiten  zu  liefern  und  schließlich  eine 

Darstellung  der  städtischen  Finanzverwaltung  beizufügen,  sind  vor- 

trefflich. Ihre  Durchführung  ist  leider  nur  in  seltenen  F'ällen 
erfolgt,  was  deshalb  sehr  zu  bedauern  ist,  weil  ohne  Berück- 

sichtigung dieser  Forderungen  jeder  Herausgeber  solcher  Quellen 

für  die  "Wissenschaft  nur  halbe  Arbeit  leistet. 

8.  Land-  und  Kreistagsakten. 

Wertvolles  Quellenmaterial,  namentlich  zur  Geschichte  des 

Geldwesens,  des  Handels,  des  Zollwesens  u.  dgl.  enthalten  die 

Reichstagsakten.  Ihre  Veröffentlichung  schreitet  leider  nur  sehr 

langsam  fort,  sodaß  wir  wahrscheinlich  noch  lange  Zeit  auf  die 

älteren  Sammlungen  von  Reichstagsabschieden  angewiesen  sind. 

Dazu  kommt  noch,  daß  der  Mangel  eines  Sachregisters  bei  Heraus- 
gabe der  bis  jetzt  vorliegenden  Reichstagsakten  die  Ausbeute 

gerade  für  wirtschaftsgeschichtliche  Zwecke  erschwert. 

Erfreulicherweise  hat  man  es  neuerdings  auch  unternommen, 

die  weitschichtigen  Landtagsakten  mancher  Territorien  durch  den 

Druck  zugänglich  zu  machen.  Vor  allem  ist  hier  zu  nennen  die 

von  G.  V.  Below  in  mustergilt iger  Weise  besorgte  Herausgabe 

der  Landtagsakten  von  Jülich  und  Berg.^)  Das  von  Below  hierbei 
angewendete  Verfahren,  wesentlich  mit  Regesten  zu  arbeiten  und 

nur  das  wichtigste  Material  im  ̂ \'ortla^^t  zu  geben,  wurde  von  dei- 

*)  Landtagsakten  von  .lülic-li  -  Berg  1400—1010,  herausgegeben  von 

G.v.  Below,  Bd.  1:  1400—1562  (1893),  Bd.  2:  ir)G3-l.')S9  (ItHJT)  mit  Sachregister 
zu  Bd.  1  u.  2  (—  Piiltlikationen  der  GeselNchaft  \üv  Rhein.     Geschichtskunde  XI). 
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■wissenscliaftliclieii  Kritik  zieiiilicli  alljivniein  <>v])illi<>t  und  ist  für 

derartig"  weitschiclitigc  (^uelh'ii  auch  wühl  das  einzig  richtige.  Der 

Ertrag  dieser  Veröftentlichiing-  ist  für  wirtscliaftsg:escliichtliche 
Studien  recht  bedeutend;  insbesondere  für  die  Gescliichte  der  Wirt- 

schaftspolitik, des  Steuerwesens  ^)  und  der  g-ewerblichen  Betriebe 
ist  hier  uuifangreiches  Material  zutage  gefördert  worden. 

Auch  die  von  Burkhardt  herausgegebenen  Ernestinische.n 

Laiultagsakten -)  bieten  Avertvollen  Stoff  für  die  Beurteilung  des 
Finanz-  und  Steuerwesens,  des  Münzwesens,  des  Gewerbe-  und 
Handels,  wie  der  ausführliche  darstellende  Teil  des  Werkes  zeigt. 

Bezüglich  der  Grundsätze  für  die  Herausgabe  der  Akten  schließt 

sich  diese  Veröffentlichung  an  das  v.  Belowsche  Werk  an.  Andere 

Veröffentlichungen  von  Landtagsakten,  wie  z.  B.  die  hessischen 

oder  die  württembergischen,  haben  lediglich  Interesse  für  die 

politische  und  Verfassungsgeschichte. 

Neben  den  Landtagsakten  wäre  die  Veröffentlichung  der 

wichtigsten  Kreistagsakten,  natürlich  ebenfalls  in  stark  geküi'zter  Form, 
eine  lohnende  Aufgabe.'^)  Nicht  selten  waren  ja  diese  Kreistage  im  Hin- 

blick auf  die  zu  erfüllenden  Aufgaben  „kleine  Reichstage"  (Schröder), 
und  es  ist  zu  erwarten,  daß  ihre  Akten  stellenweise  noch  weit 

mehr  wirtschaftsgeschichtliches  Material  bieten  als  die  der  Land- 

tage. Bei  der  territorialen  Zersplitterung  suchte  man  für  ver- 
schiedene Verwaltungsaufgaben  zuerst  eine  Einheit  innerhalb  des 

Kreises  herbeizuführen,  um  dann  mit  anderen  Kreisen  in  Verbindung 

zu  treten  und  für  ein  größeres  Gebiet  einheitliche  Grundlagen  zu 

schaffen.  Dieses  Ziel  ist  allerdings  nur  in  den  seltensten  Fällen  erreicht 

worden,  und  dahingehende  Bestrebungen  sind  bei  fast  allen  wichtigen 

Ang.elegenheiten,  insbesondere  bei  dem  Münzwesen,  gescheitert. 

M  vgl.  G.  V.  Bei  0  w.  Geschichte  der  direkten  Staatssteuern  von  Jidich  und 

Berg  {==  Landständische  Verfassung  von  Jülich  und  Berg  Teil  III),  Düsseldorf  IS'JÜ. 
-)  CA.  H.  Burkhardt,  Ernestinische  Landtagsakten,  Bd.  1:  Die  Landtage 

von  1487—1532  (=  Thüringische  Geschichtsquellen  N.  F.  Bd.  B),  .Jena  191 '2. 
Die  Herausgabe  der  Landtagsakten  vor  der  Teilung  von  1-185  86  hat  die  Kgl. 
Sachs.  Historische  Kommi-ssion  in  Leipzig  übernommen. 

*)  Eine  Veröffentlichung  von  Akten  des  fränki.«<chen  Kreises  wird  eben 
von  Chroust  vorbereitet,  deren  I.Band  .•soeben  erschienen  ist:  Geschichte  des 
fränkischen  Kreises,  Darstellung  und  Akten,  herausgegeben  von  Anton 
Chroust.  l.Bd.  (Veröffentlichungen  der  Gesellschaft  für  fränkische  Geschichte 
2.  Reihe)  1911. 
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9.  Akten  über  Verf assung'sstreiti^keiten. 
Eine  bisher  wohl  gänzlich  unbeachtete  Quelle  für  die  Er- 

kenntnis der  gesamten  Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Wirtschafts- 
geschichte einzelner  Städte  bildet  das  Aktenmaterial  über  die 

Revisionstätigkeit  der  kaiserlichen  Kommissionen  bei  der  Schlich- 
tung von  Verfassungstreitigkeiten.  In  den  alten  Keichsstädten 

führte  der  Streit  zwischen  Rat  und  Bürgerschaft,  falls  er  nicht 

auf  gütlichem  "Wege  beigelegt  werden  konnte,  zu  langwierigen 
Trozessen  bei  den  höchsten  Reichsgerichten.  In  zahlreichen  Fällen 
erforderten  die  Anklagen  gegen  den  Rat  eine  Untersuchung  am 
Orte  selbst,  weil  das  umfangreiche  Aktenmaterial  von  auswärts 

gar  nicht  mehr  zu  bewältigen  war.^)  Aus  diesem  (Grunde  wurde 
eine  aus  benachbarten  Reichsständen  gebildete  kaiserliche.  Kom- 

mission eingesetzt,  welche  in  verwickelten  Fällen  eine  genaue 
Revision  der  gesamten  öifentliclien  Verwaltung  vornalim. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  insbesondere  das  Amterweseu, 
die  Beamtenbesoldung,  die  Rechtspflege,  die  Finanzverwaltung,  das 

Gewerbewesen  und  Münzwesen  S3'stematisch  und  aufs  genaueste 
untersuclit.  Diesem  Umstände  verdanken  wir  für  die  Wirtschafts- 

und Verwaltungsgeschichte  ein  ungewöhnlich  reiches  und  vielseitiges 

Aktenmaterial,  wie  es  sich  trefflicher  kaum  denken  läßt.  Umfang- 
rt^iclie  Denkscliriften.  Auszüge  aus  den  Reclinungsbücliern,  Steuer- 

büchern, die  sich  über  Jahrzehnte  erstrecken,  liegen  bei  den  Akten, 
und  es  gibt  wohl  kaum  ein  Quellenmaterial,  das  einen  tieferen  und 
vollständigeren  Einblick  in  das  gesamte  wirtschaftliclie  Leben  einer 
Stadt  gewährt  als  die  Akten    der  kaiserlichen  Lokalkommissionen. 

Nach  Eichhorn-)  lassen  sich  die  ersten  Spuren  von  kaiser- 
lichen Kommissionen  zur  Untersuchung  von  Rechtstreitigkeiten 

unter  Maximilian  II.  nachweisen.  Ursprünglich  handelte  es  sich 
um  Vergleicliskommissionen,  die  besonders  bei  Religionswirren, 

anscheinend  erst  später  bei  Beschwerden  der  gesamten  Bürger- 
schaft oder  eines  Teils  derselben  gegen  den  Magistrat,  bei  Münz- 

win-en    u.   dgl.   tätig    wurden.      Insbesondere    für    die    Zeit    des 

')  vgl.  Joh.  Jak.  .Moser,  Von  der  Reich.sstätti.scheu  Regimentsverfassung 
1762  S.  420  ff.,  434. 

-j  K.  F.  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  4.  Aufl  (1836} 
Hd.  4  S.  207  Note  d.  Eine  ausführliche  Abhandlung  von  diesen  Untersuchungs- 

kommissionen findet  sich  bei  Moser,  Einleitung  zum  Reichshofrat-prozeli 
2  Teil  Nr.  2  S.  343. 
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17.  und  18.  Jahrlmnderts  sclieinen  sieh  Kommissionsakten  der  ge- 

schilderten Art  erhalten  zu  haben,  die  sich  l)es()nders  in  den  Kats- 

archiven ehemaliger  Reichsstädte  und  im  k.  k.  Haus-  Hof-  und 
Staatsarchiv  zu  AVien  befinden.  Für  Frankfurt  a.  M.  sjjeziell  ist 

ein  weitschichtiges,  in  den  Einzelheiten  fast  unübersehbares  Material 

vorhanden,  das  jetzt  durch  die  Bemühungen  der  Städtischen  Histo- 
rischen Kommission  einer  systematischen  Bearbeitung  unterzogen 

wird.  Da  sich  auch  in  zahlreichen  anderen  Reichsstädten  ähnliche 

\'orgänge  abspielten  —  besonders  in  Dinkelsbühl  arbeitete  seit 
1693  eine  kaiserliche  Kommission  nach  der  anderen,  und  ebenso 

haben  für  Biberach  (1734 — 1740).  Mühlhausen  u.  a.  umfangreiche 

Untersuchungen  dieser  Art  stattgefunden  — ,  so  ist  gerade  von 
diesem  Material  aus  der  bis  jetzt  nur  spärlich  behandelten  Zeit 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  für  die  Wirtschaftsgeschichte  sehr 
viel  zu  erwarten. 

B.  Besondere  Quellen. 

I.  Agrargeschichte,  Grundbesitzverhältnisse. 

Gegenüber  der  überaus  reichen  Literatur  zur  Erforschung  der 

städtischen  Wirtschaftsgeschichte  beklagte  Alfons  Dop  seh  auf 

dem  8.  Historikertag  zu  Salzburg  (1904)  mit  Recht  die  Vernach- 

lässigung agrarhistorischer  Untersuchungen  für  die  Zeit  des  Mittel- 

alters.^) Über  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Karolingerzeit 
sind  wir  ja  ziemlich  gut  unterrichtet,  aber  von  dieser  Zeit  an  bis 
ins  12.  Jahrhuneert  ist  trotz  mehrerer  tief  eindringender  Arbeiten 

von  Seeliger,  Rietschel  und  Caro  noch  vieles  aufzuklären, 

was  allerdings  zum  Teil  an  den  spärlicher  fließenden  Quellen  liegen 

mag. 2)  Immerhin  sind  für  die  Erkenntnis  der  Agrargeschichte  des 
Mittelalters  Quellen  in  reichem  Maße  vorhanden,  nur  ist  es  bisher 

noch  nicht  gelungen,  eine  genügende  Anzahl  von  ihnen  in  neueren 

kritischen  Ausgaben  der  wdrtschaftsgeschichtlichen  Forschung  nutz- 
bar zu  machen.  Allerdings  setzen  diese  Veröffentlichungen  eine 

gewaltige    Arbeit    und    weitgehende    Arbeitsteilung    voraus,    denn 

»)  vgl.  zum  folgenden  A.  üopsch,  Die  Herausgabe  der  Quellen  zur  Agrar- 
geschichte des  Mittelalters,  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  6  (1905)  S.  1-14. 

2)  Kritische  Untersuchungen  über  die  jüngsten  Forschungen  zur  Geschichte 
der  ostdeutschen  Kolonisation  gibt  Rudolf  Kötzschke  in  Deutsche  Gesch.-BL 
Bd.  11  (1910)  S.  279— 300. 
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biaiK'libare  Er<i:el)iiisse    können   nnr   bei    völlig'er  Vertrautheit    mit 
den  örtliclien  Verhältnissen  erzielt  werden. 

Das  g-ilt  vor  allen  T)ini2:en  für  die  vom  9.  bis  12.  Jahi-hundert 
auftretenden  T  r  a  d  i  t  i  o  n  s  b  ü  c  h  e  r ,  auf  welche  die  Agrargeschichte 
erst  in  jüngster  Zeit  aufmerksam  geworden  ist.  Die  ältesten  von 

ihnen  waren  Sammlung-en  von  Abscliriften  der  Urkunden  über  den 
Erwerb  von  Grundstücken,  welche  von  großen  Grundherrschaften 
angelegt  wurden.  Die  Traditionsbücher  stellen  also  gewissermaßen 
Kopialbücher  der  Besitzurkunden  dar,  jedoch  mit  dem  Unterschied, 
daß  ihnen  noch  die  Bedeutung  einer  rechtlichen  Sicherstellung 

zukam.^)  Die  frühesten  bekannt  gewordenen  Traditionsbücher  dieser 
Art  sind  die  von  Freising  unter  Bischof  Hitto  (811 — 835),  sowie 
die  etwa  zur  selben  Zeit  in  Regensburg  und  Fulda  angelegten; 

etwas  später  folgen  diejenigen  von  Passau  und  dem  Kloster  Mondsee. 
Als  anstelle  der  Urkundenausfertigung  seit  dem  10.  Jahrhundert 

immer  mehr  die  Aktaufzeichnung  trat,  welche  ähnlich  wie  früher 
die  Urkunde  die  Namen  der  Zeugen  und  wesentli(;lie  Angaben  über 
die  Erwerbung  enthielt,  nahmen  auch  die  Traditionsbücher  einen 

veränderten  Charakter  an.  ̂ ^'aren  sie  früher  Sammlungen  von 
Urkunden,  so  werden  sie  jetzt  nachträgliche  Sammlungen  und 
Abschriften  der  einzelnen  Akte.  Dieser  Art  waren  z.  B.  die 

für  Salzburg  unter  Erzbischof  Odalbert  (922 — 935)  nachgewiesenen 
Traditionsbücher,  und  auch  an  den  übrigen,  seit  Mitte  des  10.  Jahr- 

hunderts festgestellten  Quellen  dieser  Art  läßt  sich  der  A\'andel deutlich  erkennen. 

Die  Traditionsbücher  gehören  besonders  dem  baj'rischen  Rechts- 
gebiet  an  und  sind  für  den  Süden  und  Südosten  Deutschlands  zahl- 

reich nachgewiesen.  Da  sie  die  gesamten  Rechtsgeschäfte  über 
den  Grunderwerb  einer  Kirche,  eines  Klosters  usw.  umfassen,  bilden 
sie  vom  10.  bis  13.  Jahrhundert  für  die  Verwaltung  der  großen 
Grundherrschaften  die  einzigen  Hilfsmittel,  über  den  Grundbesitz 
und  die  P^inkünfte  hieraus  Aufschluß  zu  gewinnen.  In  gewissem 
Sinne  stellen  sie  also  die  Fortsetzung  der  fränkischen  Polyptycha 
dar,  jener  Steuerrollen  der  Großgrundbesitzer,  welche  die  Namen  der 

*)  Steinacker,  Diplomatik  (-Grundriß  der  Geschichtswissenschaft  Bd  1 
1.  Halljhd)  1900  S.  247ff.;  vgl.  zum  folgenden  überhaupt  0.  Redlich,  Die 

Privaturkunden  des  .Mittelalters  (=Handb.  der  mittelalterlichen  und  neueren  Ge- 
schichte, Abt.  4:  Urkundenlehre,  3.  Teil)  19 11  S.  8Üff.     , 
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(Truiidstüfke.  Anpraben  über  die  Größe  des  Wald-,  A\'iesen-  und 
A(kerp:eläiides,  die  Anzahl  der  Kebstöcke  und  Oliven  usw.  enthielten.*) 
Andererseits  sind  sie  als  Vorläufer  der  noch  näher  zu  betrachten- 

den Urbare  anzusehen,  in  die  sie  nach  Ausbildung  der  Siegel- 
nrkunde  im  18.  .lalnliundeit  alhnählich  überoehen.  In  der  ersten 

Hälfte  dieses  .lalirliundcrts  ist  eine  Verment::ung  von  Traditionsbuch 

und  Urbar  häutig-  nachzuweisen,  wofür  der  Falkensteiner  Codex 

(1165  bis  1174)  ein  besonders  kennzeichnendes  Beisi)iel  liefert.-) 
Die  besondere  Bedeutung  der  Traditionsbücher  für  die  Wirt- 

schaftsgeschichte liegt  darin,  daß  sie  für  die  Zeit  des  9.  bis  12.  Jahr- 
hunderts umfangreichen  agrargeschichtlichen  Quellenstoff  bieten, 

also  für  eine  Periode,  aus  welcher  sonstige  Zeugnisse  nur  spärlich 

vorliegen.^*)  Wenn  auch  nur  die  älteren  Traditionen  von  Mondsee 
und  Passau  eine  genaue  topographische  Anordnung  aufweisen,  so 
läßt  sich  dennoch  mit  Hilfe  dieser  Quellen  der  Besitzstand  und 
das  allmähliche  AuAvachsen  des  Grundbesitzes  einer  Grundherrschaft 

deutlich  verfolgen.  Nicht  selten  enthalten  die  Texte  von  Traditions- 
büchern  (als  Vorstufen  der  Urbare)  schon  eine  Aufzählung  von 
Einkünften.  Naturaldiensten  u.  dgl. 

Ein  abschließendes  Urteil  über  den  Ertrag  dieser  Quellen  für 

die  Agrargeschichte  wird  sich  erst  dann  bilden  lassen,  wenn  sich 
die  Wirtschaftsgeschichte  einmal  eingehend  mit  ihnen  beschäftigt 

hat.  Um  die  Herausgabe  solcher  Quellen  haben  sich  besonders 
Redlich  durch  Veröffentlichung  des  Brixener  Codex  und  Willibald 

Hauthaler  durch  Herausgabe  der  Salzburger  Traditionen*)  ver- 
dient gemacht.  Während  vom  Standpunkt  der  Diplomatik  die 

Eigenart  dieser  Quellen  schon  recht  gut  erforscht  ist,*)  hat  ihnen 
die  Wirtschaftsgeschichte  bisher  kaum  Beachtung  geschenkt.  Was 

wir  über  sie  wissen,  geht  im  großen  und  ganzen  auf  die  vortreff- 

lichen diplomatischen  Studien  Kedlichs  über  die  habsbui-gischen 
und  österreichischen  Traditionen  zurück. 

»[Redlich  S.  12ff. 
2)  Ebenda  S.  91. 
»)  He d  1  i  c  h ,  Mitt.  des  Instituts  für  österreichische  Geschichtsforschung  Bd.  5 

S.  53ff  sowie  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bl.  1  S.  91  ff. ;  ferner  J.  S  u  st  a ,  Zur  Geschichte 

uud  Kritik  der  Urbarialaufzeichnungen,  Sitzungsberichte  der  Wiener  Akadenaie 
Bd.  138  S.  43ff. 

')  Redlich.  Deutsche  Gesch.-Bl.   Bd.  1  (1899)  S.  92. 

•'■)  Ausführliche  Literaturangaben  bei  Redlich  S.  79  u.  Dopsch,  Deutsche 
Gesch.-Bl.  Bd.  6  a9ü5)  S.  49ff. 
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Einer  der  wenigen,  die  ihre  Bedeutung  für  die  Wirtschafts- 
geschichte erkannt  und  sie  für  die  Darstellung  verwertet  haben,  ist 

Caro,^)  dem  wir  überhaupt  zahlreiche  wirtschaftsgeschichtliche 
Untersuchungen  aus  dem  früheren  Mittelalter  verdanken.  Bezüglich 

der  Herausgabe  von  Traditionsbüchei-n  ist  jedenfalls  der  Forderung 
von  Dopsch  zuzustimmen,  mit  dem  Abdruck  des  Textes  gleichzeitig 
eine  Darstellung  und  besonders  eine  statistische  Bearbeitung  der 
Hauptergebnisse  zu  verbinden.  Nur  auf  diese  Weise  kann  von 
einer  Veröffentlichung  dieser  Quellen  eine  wirksame  Förderung  der 
Agrargeschichte  erwartet  werden. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  daß  die  jüngeren  Traditions- 
bücher überleiten  zu  einer  anderen,  für  die  Agrargeschichte  höchst 

■wertvollen  Quellengruppe,  den  Urbare  n.  Seit  I  n  a  m  a  -  S  t  e  r  n  e  g  g 
in  seinen  Untersuchungen  über  die  Quellen  der  Wirtschaftsgeschichte 
und  in  seiner  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  die  Aufmerksamkeit 

erneut  auf  Urbare  und  urbariale  Aufzeichnungen  gelenkt  hat,"^)  be- 
schäftigt sich  die  Wirtschaftsgeschichte  eingehend  mit  diesen  für 

die  Erkenntnis  der  älteren  Wirtschaftsverfassung  hervorragend 
wichtigen  Quellen.  Es  sind  dies  von  Grundherrschaften  angelegte 

Verzeichnisse,  welche  bezweckten,  einen  Überblick  über  den  Grund- 
besitz und  die  regelmäßig  daraus  fließenden  Einkünfte  festzustellen. 

Aufzeichnungen  dieser  Art  reichen  vereinzelt  zurück  l)is  ins  9.  und 

10.  Jahrhundert,')  werden  aber  erst  im  Laufe  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts allgemeiner.  In  gewissem  Sinn  kann  man  auch  das  unter 

dem  Namen  Domesday-book  bekannt  gewordene  englische  Reiclis- 
grundbuch  aus  den  Jahren  1083 — 1086,  dieses  großartige  Denkmal 
mittelalterlicher  Wirtschaftsgeschichte,  als  Urbar  bezeichnen,  denn 

es  bezweckte,  die  Verteilung  des  Gi'und  und  Bodens  und  hiernach 
die  Steuerleistung  zu  ermitteln.^) 

')  G.  Caro,  Studien  zu  den  älteren  St.  Galler  Urkunden.  .Jahrb.  f.  Schweiz. 
Geschichte  Bd.  26,  27,  sowie  Zur  Agrargeschichte  der  Ostschweiz,  in  .Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  79  (19U2). 

■^  Sitzungsberichte  der  Wiener  Akademie  Bd.  84  (1877)  S.  180  ff.  Vgl.  auch 
seine  Aasführungen  über  Urbarien  und  rrbarialaufzeichnungen  in  der  Archiva- 
lischen  Zeitschr.  Bd.  2  (1877)  S.  26  ff. 

')  vgl.  den  trefflich  orientierenden  Aufsatz  von  G.  Caro,  Zur  Urbar- 
forschung. Hist.  Viertelj.  1906  S.  156. 

*)  Eine  amtliche  Ausgabe  dieses  Domesdaj'-book  (über  judiciarins  Angliae) 
stammt  aus  dem  Jahre  1783.    Vgl.  darüber  Lappenberg,  Geschichte  von  Eng- 
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Solche  Güter-  und  Einkünfteverzeichnisse  sind  nicht  nur  von 
Landesherren,  sondern  auch  von  anderen  weltliclien  und  jreistlichen 

Grundherren  vorlianden.  Allerdin«:s  hat  sich  bisher  das  meiste 

Interesse  den  1  a n d es f  ü r s 1 1  i  c  h  e n  Urbaren  zugewendet,  von 
welchen  jetzt  diejenif^vn  aus  Xiederösterreich,  Oberösterreich  und 

der  Steiermark  auf  \'eranlassuns"  der  ̂ Mener  Akademie  heraus- 
geg-eben  wurden.^)  Die  von  Alfons  Dop  seh  (unter  Mitwirkung- 
von  Meli  und  Levec)  in  musterg-ültigei-  Weise  veröffentlichten  Ein- 

künfteverzeichnisse aus  den  Jahren  1220 — 1230  und  1236—1240 

g-elien  zurück  auf  urbariale  Aufzeichnungen  Herzog-  Leopolds  V, 

(11''^'' — 1194).  und  1265  wurde  ein  Urbar  für  die  Steiermark  an- 
gelegt. In  Ba3-ern  ist  unter  Herzog  Otto  um  1240  ein  landes- 

fürstliches Urbar  errichtet  worden  -)  (1280  erneuert),  und  die  Habs- 
burger schufen  in  dem  1303 — 1308  hergestellten  Urbar  ein  Ver- 

zeichnis der  p]inkünfte,  Avelches  das  Gesamtgebiet  ihres  schwäbisch- 

elsässischen  Besitzes  zusammenfaßte.^) 
Nach  den  grundlegenden  Forschungen  von  Dopsch  hängt  die 

Entstehungsursache  der  Urbare  hauptsächlich  mit  dem  Auftreten 
der  Erbleihe  seit  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  in  den  österreichischen 

Städten  zusammen.  Sehr  bald  verbreitete  sich  diese  Einrichtung 

auf  (las  Land,  und  jetzt  waren  die  Grundherrschaften  nach  Zer- 
schlagung der  alten  Fronliofsbczirke  und  Verpachtung  der  Parzellen 

genötigt,  sich  durch  Anlage  von  Urbaren  und  Ziusbüchern  einen 

Überblick  über  ihren  reich  gegliederten  Besitzstand  zu  verschaffen.*) 
Bilden  die  Urbaraufzeichnungen  überhaupt  die  wichtigsten 

Quellen  der  mittelalterlichen  Agrargeschichte,  so  sind  die  landes- 

f Urs t liehen  Urbare  ganz  besonders  auch  für  die  Finanz-  und 

Steuergeschichte  der  Territorien  von  großem  Interesse.  Bei  fort- 
schreitender   Entwicklung    des    Territoriums    ist    der    Grundbesitz 

land.  Hamburg  1834—1837;  Ellis,  Introduction  in  the  Domesday-book  (1833)  und 
Maitland,  Domesday-book  and  bej'ond,  London  1897. 

')  Osterreichische  Urbare,  hrsg.  von  der  K.  Akad.  d.  Wiss.  I.  Abt. :  Landes- 
fürstliche Urbare;  Bd.  1 :  Die  landesfürstlichen  Urbare  Nieder-  und  Oberösterreichs 

aus  dem  13.  u.  14.  Jahrh.  (1904):  Bd.  2:  Die  landesfürstlichen  Urbare  der  Steier- 
mark aus  dem  Mittelalter  (1910). 

-)  Monumenta  Boica  Bd.  36.  Vgl.  Riezler,  Geschichte  Bayerns  Bd.  2 
S.  178  und  Redlich.  Urkundenlehre  Bd.  3  S.  158. 

")  Veröffentlicht  von  R.]\Iaag  und  P.Schweizer  in  den  Quellen  zur  Schweizer 
Geschichte  Bd.  14  u.  15. 

*)  vgl.  Dopsch,  Landesfürstliche  Urbare  Bd.  1  S.  CCXIII  ff. 
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zwar  die  wesentliche,  iiiclit  aber  die  ausschließliche  Eiunahme- 

iiuelle,  und  neben  ihm  sind  schon  Abgaben  ölieiitlichrechtlicher 
Alt  (aus  Yogteien,  Gericht  und  Steuern)  sehr  bedeutend.  Da  bei 
(Ich  landesfürstlichen  Urbaren  Landesherr  und  Gutsherr  in  einer 

IVrsdu  vereinioft  sind,  so  enthalten  diese  Quellen  neben  den  Ein- 

küntten  aus  (Grundbesitz  auch  zahlreiche  Bezüge  ölfentlichrecht- 

lichcr  Art.  wie  die  Forschungen  von  Dop  seh  ausführlicli  nach- 

gewiesen haben.  Daher  kann  die  Finanz-  und  Steuergeschichte 
von  einer  Verwertung  dieser  Quellen  großen  Nutzen  ziehen,  und 

V.  Bei  0  w  hat  wohl  nicht  unrecht,  wenn  er  unter  Hinweis  auf 

\V.  Lotz,  Das  Aufkommen  der  Geldwirtschaft  im  staatlichen  Haus- 
halt (1908)  behauptet,  daß  in  der  nationalökonomischen  Literatur 

diese  Dinge  oft  ganz  übersehen  werden. ') 
Neben  diesen  landesfürstlichen  Urbaren  kommen  namentlich 

(liejenigen  der  Stifter  und  Klöster  in  Betracht.  Als  besonders 

wichtige  Veröft'entlichung  dieser  Art  können  die  rheinischen  Urbare 
bezeichnet  werden.  B.  Hilliger  hat  sich  um  die  Herausgabe 
solcher  Verzeichnisse  des  Klosters  St.  Pantaleon  in  Köln  und  Rudolf 

Kötzschke  um  die  Bearbeitung  der  Urbare  der  Abtei  Werden 

a.  d.  Kulir  verdient  gemacht.-)  Wegen  der  sonstigen  zahlreichen 

\'eröffentlichungen  von  Urbaren,  welche  in  der  lokalgeschichtlichen 
Tiiteratur  enthalten  sind,  kann  hier  auf  die  erwähnten  Aufsätze 

von  Caro  in  der  Historischen  Zeitschrift  und  Dopsch  in  den 

Deutschen  Geschichtsblättern  verwiesen  werden.  Die  mannigfaltigen 

Urbarveröffentlichungen  geistlicher  Grundherrschaften  aus  der  öster- 

reichischen Literatur  hat  Dopsch  im  1.  Band  seiner  erwähnten  Be- 
arbeitung (S.  109  ff.)  zusammengestellt. 

Nicht  mit  Unrecht  macht  Caro  (S.  156)  geltend,  daß  in  der 

Bevorzugung  des  Materials  von  Stiftern  und  Klöstern  eine  gewisse 

Einseitigkeit  liegt,  und  daß  Einkünfteverzeichnisse  von  „Fürsten, 

(Trafen,  Freiherren  und  Rittern,  Bürgern  und  Bauern,  an  denen  es 

ja  durchaus  nicht  mangelt",  vielfach  weit  lehrreicher  sind.  Es 
liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache,  daß  sich  die  Lokalgeschichte 

')  Zeitschr.  f.  Soz.  Wiss.  (hrsg.  v.  L.  Pohle)  Jahrg.  1911  S.  638. 
-)  Rheinische  Urbare,  Sammlung  von  Urbaren  und  anderen  Quellen  zur 

rheinischen  Wirtschaftsge-schichte.  Bd.  1 :  Die  Urbare  von  St.  Pantaleon  in  Köln, 
hrsg.  von  B.  Hilliger  (1902);  Bd.  2:  Die  Urbare  der  Abtei  Werden  a.  d.  Ruhr, 

hrsg.  V.  R.  Kötzschke;  I.Hälfte:  Die  Urbare  vom  9.  bis  13.  Jahrb.  (19U6)  (-^Publ. 
d.Ges.  f.  Ilhein.  Gesch.  XX). 
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—  denn  fast  nur  sie  kommt  hier  in  Betraclit  —  bisher  den  sehr 

zalilrcieh  überlieferten  und  mehr  an  der  Oberfläche  lieg-enden  Quellen 
zugewendet  hat.  Jedenfalls  ist  aber  die  von  Caro  gegebene  An- 

regung bei  allen  Urbarveröffentlichungen,  welche  größere  Gebiete 
umfassen,  sehr  beachtenswert,  und  auch  die  Wiener  Akademie  hat 

in  ihrem  Arbeitprogramm  bei  Herausgabe  der  Urbare  eine  eigene 
(4.)  Abteilung  für  die  Verzeichnisse  der  weltlichen  Grundherrschaften 
vorgesehen. 

Viel  gewichtiger  als  die  von  Caro  gerügte  Einseitigkeit  ist 
die  Tatsache,  daß  von  den  bisherigen  zahlreichen  Ausgaben  von 

Urbaren  nur  wenige  den  Anforderungen  einer  strengen  wissen- 
schaftlichen Kritik  standlialten  können.  In  den  meisten  Fällen  hat  man 

sich  auf  einen  Abdruck  der  (Quellen  nebst  einer  mehr  oder  weniger 
ausführlichen  Einleitung  beschränkt,  die  meist  nur  eine  Urkunden- 

beschreibung, Untersuchung  der  Datierung  usw.  enthält,  sodaß  der 
Nationalökonom,  wie  Dop  seh  (S.  159)  treffend  bemerkt,  stets  leer 
ausgeht.  Will  man  mit  der  Herausgabe  dieser  Quellen  der  Forschung 
einen  wirklichen  Dienst  leisten,  so  ist  es  nötig,  sie  in  den  Zu- 

sa  mmenhang  der  wirtschaftlichen  Verfassung  ihrer  Entstehungszeit 

zu  rücken  und  insbesondere  die  fraglichen  topographischen  Einzel- 
heiten ausführlich  klarzustellen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  die  Ausgabe  der  österreichischen  Urbare 
von  Dop  seh  durchaus  vorbildlich  zu  nennen.  Hier  ist  außer  der 
Wiedergabe  des  Textes  in  den  Anmerkungen  ein  gewaltiges  Material 
verarbeitet;  in  umfangreicher  Darstellung  sind  die  Hauptergebnisse 
niedergelegt,  und  zahlreiche  statistische  Tabellen  ermöglichen  einen 
Überblick  über  die  Verteilung  der  verschiedenen  Wirtschaftgüter 

innerhalb  der  Ämter,  die  Geld-  und  Naturralleistungen  an  den 
(Trundherrn  usw.,  mit  anderen  Worten,  das  so  äußerst  spröde  Material 
ist  in  sehr  bequemer  Weise  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Forschung 
zugänglich  gemacht  worden. 

Der  wirtschaftsgeschichtliche  Ertrag  dieser  Quellen  lohnt  in 
reichem  31aße  die  erhebliche  Mühe,  welche  auf  ihre  Herausgabe 

verwendet  werden  muß.  Schon  Inama-Sternegg  hat  hervor- 
gehoben, daß  Urbarialaufzeichnungen  in  vortrefflicher  Weise  geeignet 

sind,  den  Übergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirtschaft  zu  ver- 
folgen,^)   Für  die  Verteilung  des  Grundbesitzes,  die  Geschichte  der 

')  Über  die  Quellen  usw.  S.  204.    Dagegen  hat  wohl  Inama-Sternegg 
Stieda-Festschrift.  16 
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Landwirtschaft  (Betriebsformen,  Bodenproduktion,  Vieli-  und  Geflüg'el- 
haltung  usw.)  bilden  sie  Quellen  ersten  Ranges.  Eine  Verzeichnung 
sämtlicher  in  den  österreichischen  Archiven  vorhandenen  Quellen 
dieser  Art  ist  bereits  durchgeführt,  und  eine  Veröffentlichung  der 

T'rbare  auch  der  geistlichen  und  weltlichen  Grundherrschaften,  ist 
von  der  Wiener  Akademie  in  Aussicht  gestellt.  Von  einer  Voll- 

endung dieses  monumentalen,  nach  großen  Gesichtspunkten  an- 
gelegten Werkes  darf  man  für  die  Wirtschaftsgeschichte  reichen 

Ertrag  erhoffen.^) 
In  anderer  Weise  w^ie  I)  o  p  s  c  h  bei  den  österreichischen  Quellen 

ist  man  bei  der  Bearbeitung  der  erwähnten  rheinischen  Urbare 

vorgegangen.-)  Hier  ist  das  umfangreiche  Erläuterungsmaterial 
nicht  wie  bei  der  österreichischen  Publikation  in  Anmerkungen 
verwertet,  sondern  zwischen  den  Texten  vollständig  abgedruckt 

worden.  Insbesondere  sind  der  Urbarveröffentlichung  auch  Ur- 
kunden über  den  Erwerb  der  einzelnen  Güter,  Protokolle  über  die 

Verleihungen  und  Weistümer  beigegeben.^)  Man  ging  dabei  von 
Lamprechts  Forderung  der  sogen,  institutionellen  Urkunden- 
büclier  aus.  d.  h.  Veröffentlichungen,  welche  alle  Avichtigen  Akten- 

stücke des  betreffenden  Instituts  als  Komplex  zusammenfassen  und 
daher  nach  den  Anschauungen  Lamprechts  besonders  geeignet  sind, 

den  kulturgeschichtlichen  Gehalt  der  Quellen  zu  erschließen.*)  Im 
vorliegenden  Fall  sollen  also  die  Urbare  „mit  dem  für  ihr  Ver- 

ständnis absolut  notwendigen  Kern  anderer  aktenmäßiger  Über- 

lieferung" umgeben  werden.  Der  gi'oße  Vorzug  institutioneller  Ur- 
kundenbücher  ist  ja  gewiß  nicht  zu  leugnen,  allein  wegen  der 

Massenhaftigkeit  des  hier  in  Betracht  kommenden  Materials,  ins- 
besondere   gegen   Ende    des   Mittelalters,^)   wäre    die  Urbaredition 

den  Wert  der  Urbare  überschätzt,  wenn  er  (S.  201)  meint,  daß  sie  für  die  mittel- 
alterliche Bevölkerungstatistik  (Volksmenge,  Verhältnis  der  Geschlechter,  Volks- 

dichtigkeit) mit  zu  den  wichtigsten  Quellen  zählten. 

*)  Eine  ausführliche  Verwertung  der  österreichischen  Urbare  findet  sich 
bei  Alfons  Dopsch.  Die  ältere  Sozial-  und  Wirtschaf tsverfassung  der  Alpen- 

slaven, Weimar  1909.  Vgl.  dazu  die  Ausführungen  von  J.  Peisker  zum  gleichen 

Gegenstand  in  Viertelj.  f.  Soz.  u.  Wirtsch.-Gesch.  Bd.  7  (1909)  S.  326—337. 
^  vgl.  K.  Käser,   Viertelj.  f.  Soz.  u.  Wirtsch.-Gesch.  Bd.  5  S.  469 ff. 
^)  vgl.  F.  Philippi,  Über  Veröffentlichung  von  Kechtsquellen  und  Rechts- 

altertümern. Westd.  Zeitschr.  f.  Gesch.  u.  Kunst  Jahrg.  26  (1907)  S.  41. 

*)  vgl.  das  Vorwort  zu  den  rheinischen  Urbaren  Bd.  1. 

'•)  Dopsch,  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  6  S.  156. 
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ganzer  Läiulei-  iiacli  l.ampreclits  Vorschlag  ein<'  kaiiiii  zu  bc- 
Avältitreiule  Auffiabe,  uiul  somit  ist  wolil  dem  von  I)()|)S(  Ii  ̂ cwäliltt'n 
Verfahren  der  Vorzn«^  zu  geben. 

Besitzen  wir  also  reiches  Material  für  die  Apfraro:eschichte  der 

großen  Grundherrschaften,  so  erhebt  sich  die  Frage,  welche  (Quellen 

uns  für  die  Beurteilung  der  städtischen  Grundbesitzverhältnisse  zur 

Verfügung  stehen.  Anfänglich  wui'de  in  den  Städten  die  Eiiicn- 
tumsübertragung  an  Grundstücken  mündlich  vor  Kichter  und  Scli()llen 

vorgenommen,  eine  Beurkundung  fand  nicht  statt.  Das  war  natür- 
lich nur  möglich,  solange  die  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  ver- 

hältnismäßig wenig  zahlreich  und  daher  leicht  zu  übersehen  waren. 
Als  aber  das  Aufblühen  verkehrsreicher  Städte  eine  rasch  wachsende 

Zahl  von  Eigentumsübertragungen  mit  sich  brachte,  wurde  eine 

schriftliche  Festlegung  der  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  un- 
erläßlich notwendig. 

Für  die  schriftliche  Beurkundung  haben  die  einzelnen  Städte 

verschiedene  Formen  gefunden.^)  In  Köln,  der  im  12.  Jahrhundert 
größten  und  verkehrsreichsten  Stadt  Deutschlands,  begann  man 

zwischen  1130  und  1140  in  den  Sondergemeinden  der  St.  ̂ Martins- 
und  Laurentiuspfarre  mit  der  schriftlichen  Aufzeichnung  dinglicher 

Rechtsgeschäfte.  Die  Einträge  wurden  auf  Pergamentblättern  vor- 
genommen, welche  man  auf  Stäbe  aufgerollt  oder  g(4altet  in  dem 

Schrein  der  Teilgemeinden  hinterlegte,  Avoraus  die  Bezeichnung 
Schreinskarten  zu  erklären  ist.  Tn  den  nächsten  Jahrzehnten  legten 

auch  die  übrigen  Teilgemeinden  und  seit  1150  die  Gesamtgemeinde 

solche  Schreinskarten  an.  Später  trat  an  Stelle  der  einzelnen  Per- 
gamentblätter die  Aufzeichnung  in  Bücher,  welche  ebenfalls  im 

Schrein  aufbewahrt  wurden  (Schreinsbücher).-) 
Ebenso  wie  Köln  hat  sich  auch  die  Stadt  Andernach  solcher  loser 

')  vgl.  zum  folgenden  besonders  die  vortrefflichen  Ausführungen  von 
Redlich  (S.  186ff.)  mit  Angal)en  der  neuesten  Literatur  Steinacker  S.  265 ff. 

und  Beyerle,  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  11  (1910)  S.  184 ff. 

■-)  Die  Schreinskarten  und  Schieinsbücher  sind  durch  den  Druck  ver- 
öffentlicht von  Hoeniger,  Kölner  Schreinsurkunden  des  12.  .Jahrhunderts 

(=  Publ.  der  Gesellschaft  für  Rheinische  Geschichtskunde  Bd.  1),  2  Bde.  1884, 
1893/94.  Vgl.  dazu  die  bei  Redlich  (S.  186  N.  5)  erwähnten  Arbeiten  von 
Lau,  Seeliger,  Keussen  und  Beyerle;  ferner  Keussen ,  Verzeichnis  der 
Schreinskarten  und  Schreinsbücher,  in  Mitt.  aus  dem  Stadtarchiv  von  Köln  Heft  32 

(1904)  S.  1—158. 
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Pergamentstreifen  bedient,^)  die  an  einander  gelieftet  nnd  zur  besseren 
Anfbewaliruno-  auf  einen  Holzstab  aufgerollt  wurden.  Tu  ähnlicher 
Weise  ging  seit  den  ersten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts  auch 
in  Metz  die  Beurkundung  der  Rechtsgeschäfte  vor  sich.  In  jedein 
Pfarrbezirk  wurde  ein  Schrein  aufgestellt,  und  die  beiden  Parteien 

übergaben  dem  Beamten  eigens  ausgefertigte  Urkunden  zur  Auf- 
bewahrung im  Schrein,  wodurch  ihnen  Beweiskraft  verliehen  wurde. 

Rechtskraft  kam  diesen  Urkunden  jedoch  nur  dann  zu,  Avenn  das 
Rechtsgeschäft  zugleich  in  die  Bannrolle  eingetragen  ward.  Die 
für  Metz  erhaltenen  Bannrollen  beginnen  im  Jahre  1220  und  sind, 
soweit  das  IH.  Jahrhundert  in  Betracht  kommt,  durch  den  Druck 

veröffentlicht  worden.^) 
In  Köln  war  man,  wie  bereits  angedeutet,  aus  Gründen  der 

Zweckmäßigkeit  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  dazu  übergegangen, 
statt  der  lose  aufzubewahrenden  Karten  Bücher  anzulegen.  Diesem 
Beisi»iele  folgten  nun  seit  Mitte  des  Jahrhunderts  zahlreiche  andere 
Städte,  und  auch  von  den  Gemeinden,  welche  die  Einträge  vorher 
auf  Einzelblätter  vorgenommen  hatten,  wurde  jetzt  die  Buchform 
gewählt.  In  der  rechtsgeschichtlichen  und  der  diplomatischen 

Literatur  bezeichnet  man  diese  C^uellen  jetzt  allgemein  als  Stadt- 
bücher. Da  man  herkömmlicherweise  jedoch  unter  diesem  Begriff  auch 

Stadtrechtsquellen  und  Bücher  der  städtischen  Verwaltung  (Steuer- 
bücher. Rechnungsbücher  u.dgl.)  zusammenfaßt,^)  macht  Redlich 

(S.  189)  den  glücklichen  Vorschlag,  sie  wegen  ihres  besonderen  Cha- 

rakters als   privatrechtliche  Stadtbücher   zu  bezeichnen.^) 
Diese  privatrechtlichen  Stadtbücher  sind  in  Mittel-  und  Ober- 

deutschland  ziemlich  selten  und  haben  ihre  hauptsächliche  Ver- 
breitung im  Gebiet  des  sächsischen  Rechtes  gefunden.  Durch  den 

Einfluß  des  lübeckischen  und  magdeburgischen  Rechtes  breiteten 
sie  sich  auch  an  den  Städten  der  Ostsee  aus.    Nach  Steinacker 

')  Hoeniger,  Annalen  des  histor.Vereins  für  den  Niederrhein  Bd.  42  (1884). 
-)  Karl  Wichmann,  ftie  Metzer  Bannrollen  des  13.  Jahrh.  (=  Quellen 

zur  Lothringer  Geschichte  Bd.  5  u.  6)  1908.  Vgl.  auch  derselbe,  Die  Be- 
ileutung  der  Metzer  Bannrollen  als  Geschichtsquelle,  Jahrb.  d.  Ges.  f.  Lothr. 

-Gesch.  u.  Altertumskunde  Bd.  21  (1909)  S.  28-85. 

')  vgl.  die  Ausführungen  weiter  oben  S.  213. 
*)  Grundlegend  für  die  Erforschung  der  privatrechtliehen  Stadtbücher  ist 

'<iie  oben  erwähnte  Arbeit  von  Homeyer.  Vgl.  auch  Schröder,  Deutsche 
Rechtsgeschichte  (5.  Aufl.)  S.  720  N.  15  sowie  den  überaus  wichtigen  Aufsatz 

von  Karl  Beyerle,  Deutsche  Gesch.-Bl.  Bd.  11  (1910),  bes.  S.  151  ff. 
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(S.  266)  reichen  die  privatrechtlichen  8tadtbiicher  in  Mag-deburg-, 

Lübeck,  ̂ ^'ismar.  Hamburp:.  Stralsund  usw.  bis  in  die  erste  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  zurück,  und  im  14.  Jahrhundert  fehlt  das 

privatrechtliche  Stadtbuch  wohl  nur  in  wenigen  Städten  des  Nordens 
und  Nordostens. 

Dagegen  wurde  in  Süddeutschland  bei  dem  Abschluß  von 

Eechtsgeschäften  über  Grundstücke  der  von  Schöffen  und  Rat 

ausgefertigten  Siegelurkunde  der  Vorzug  gegeben.^)  Die  später  in 
diesen  Gebieten  (z.  B.  seit  1381  in  Konstanz)  geführten  Bücher  über 

die  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  haben  einen  wesentlich  anderen 
Charakter  als  die  obenerwähnten  Stadtbücher.  Sie  sind  nicht 

Protokolle  über  den  Vollzug  des  Rechtsgeschäftes,  sondern  ihr  Inhalt 

besteht  aus  kurzen  notizenhaften  Aufzeichnungen  über  die  wesent- 
lichen Bestandteile  der  Abmachung,  welche  als  Grundlage  für  die 

später  auszustellende  Urkunde  diente.^) 
Berücksichtigt  man  nun.  daß  im  15.  und  16.  Jahrhundert  die 

p]inrichtung  der  neueren  Grundbücher  aufkam,  welche  Quellen  ersten 

Ranges  darstellen,  so  erkennt  man,  welch  ein  gewaltiges  Material 
für  die  Geschichte  des  städtischen  Grundbesitzes  überliefert  worden 

ist.  Trotz  der  von  der  Diplomatik  geleisteten  trefflichen  Vorarbeiten 

auf  diesem  Gebiet  sind  jedoch  die  Quellen  für  die  Wirtschafts- 

geschichte noch  Avenig  erschlossen.  Neben  den  Kölner  Schreins- 
büchern, den  Metzer  Bannrollen  und  der  überaus  reichen  Literatur 

der  Stadtbücher  ^)  sind  besonders  die  in  süddeutschen  Urkunden- 
büchem  massenhaft  veröffentlichten  Urkunden  über  den  Verkauf 

von  Grundstücken  einer  eingehenden  Bearbeitung  nach  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen  Seite  würdig. 

Ganz  besonders  lohnend  wäre  eine  historisch-statistische  Aus- 
beute der  städtischen  Grundbücher,  Währschaftbücher  u.  dgl.,  wofür 

bis  jetzt  nur  spärliche  Ansätze  vorhanden  sind.  Da  sie  genügend 

Anhaltpunkte    bieten,    die   Eigentumübergänge    ein    und   desselben 

')  Eine  Sammlung  von  solchen  Urkunden  zur  Geschichte  des  Grundbesitzes 
in  Konstanz  bietet  K.  Beyerle,  Grundeigentumsverhältnisse  und  Bürgerrecht 
im  mittelalterlichen  Konstanz  2.  Bd. :  Die  Konstanzer  Grundeigentnrasurkunden 

der  Jahre  1152—1371,  Heidelberg  1902. 
-)  Redlich  S.  203. 
^)  Eine  ziemlich  vollständige  Übersicht  über  die  in  Frage  kommende 

liiteratur  bietet  Kleeberg  in  seiner  erwähnten  Arbeit  im  Archiv  für  Urkunden- 
forschung Bd.  2  (1909)  S.  480  ff. 
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Grundstücks  auf  längere  Zeit  zu  verfolgen,  bilden  sie  vortreffliche 
Quellen  zur  (Tescliichte  der  Grundrente,  liinsiclitlich  der  wir  für 
irüliere  Jahrhunderte  noch  völlig  im  Dunkeln  tappen.  Allerdings 
zählen  Untersuchungen  über  die  Geschichte  der  Grundrente  wohl 

zu  den  schwierigsten  Forschungen  der  deutschen  Wirtschafts- 
geschichte, weil  die  Verschiebung  der  Kaufkraft  des  Geldes  eine 

im  strengen  Sinn  exakte  Ermittlung  der  Wertveränderungen  in 
Frage  stellt. 

Außer  den  Grundbücliern  kommen  auch  noch  andere  Register 

der  städtischen  Verwaltung  zur  Erkenntnis  der  Grundbesitzverhält- 
nisse in  Betracht.  Für  die  Reichsstadt  Frankfurt  bieten  z.  B.  die 

vom  Ackergericht  geführten  Schutzlohnregister  eine  vortreffliche, 
statistisch  leicht  verwertbare  Quelle,  um  die  Verteilung  und  Größe 

des  privaten  Grundbesitzes  festzustellen.  Jeder  Besitzer  von  Acker- 
land, Wiesen,  Gärten  oder  Weinbergen  hatte  eine  nach  dem  Flächen- 

inhalt abgestufte  Gebühr  (Schutzlohn)  für  die  Bewachung  des 

(Trundstücks  durch  den  Flurschützen  zu  entrichten,  und  die  Schutz- 
lohnbücher dienten  zur  Veranlagung  des  Betrages  und  zur  Kontrolle 

der  eingegangenen  Zahlung.  Sie  enthalten  daher  für  jeden  Besitzer 
ein  eigenes  Konto,  aus  welchem  sein  Eigentum  an  Grundstücken 
mit  Angabe  des  Flächeninhalts  und  der  Gewannlage  zu  ersehen  ist. 

Zahlreiche  andere  Quellen  zur  Geschichte  des  Grundbesitzes- 
wären  hier  noch  zu  nennen,  so  z.  B.  die  böhmischen  Landtafeln 

und  polnischen  Grodbücher,  die  Währschaft-  oder  Gewährbücher, 
die  Satz-  oder  Insatzbücher  u.  a.  m.  Der  Kürze  halber  sei  hier 
auf  die  klare  Darstellung  bei  Redlich  (S.  195 ff.)  verwiesen,  wo 
eingehende  Literaturangaben  zu  finden  sind.  Dem  Grundbucliwesen 

von  Novgorod  hat  C.Brinkmann  ausführliche  Studien  gewidmet,^) 
und  für  die  Geschichte  des  Großgrundbesitzes  in  der  neueren  Zeit 

hat  Max  Bär  in  den  Vasallenlisten  der  i)reußisclien  Provinz  West- 
l)reußen  auf  eine  vielversprechende  Quelle  aufmerksam  gemacht, 
welche  besonders  auch  ermöglicht,  den  Wert  des  Grundbesitzes 

sämtlicher  adeliger  Untertanen  festzustellen.'^) 

')  C.  Brinkmann,  Die  ältesten  Grundbücher  von  Novgorod  in  ihrer  Be- 
deutung für  die  vergleichende  Wirtschafts-  und  Kechtsgescliichte,  Viertelj.  f. 

Soz.  u.  Wirtsch.-Gesch.  Bd.  9  (1911)  S.  84  ff. 

^  Max  Bär,  Der  Adel  und  der  adelige  Grundbesitz  in  Polnisch-Preulien 
zur  Zeit  der  preußischen  Besitzergreifung  (Mitt.  d.  Kgl.  Preuß.  Archivverw.  Heft  19),. 
Leipzig  1911.    Über  die  statistische  Behandlung  dieser  Vasallenlisten  vgl.  Bär, 
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II.  Historische  Bevöikerungstatistik. 

Unter  den  niunnifi-faltigen,  bis  jetzt  bekannten  Quellen  der 
historischen  Statistik  sind  wohl  die  wichtigsten  diejenigen,  welche 

uns  ermöglichen,  direkt  oder  indirekt  Schlüsse  auf  die  Bevölkerung, 
ihre  Zahl,  ihre  berufliche  Gliederung  usw.  zu  ziehen.  In  allen 

Fällen  handelt  es  sich  um  Aufstellungen,  die  zu  ganz  anderen 

Zwecken  gemacht  wurden,  als  um  den  Stand  der  Bevölkerung  zu 
erkennen.  Vor  allem  hatten  die  mittelalterlichen,  hinsichtlich  der 

Versorgung  mit  Lebensmitteln  in  erster  Linie  auf  sich  selbst  an- 

gewiesenen Städte  das  größte  Interesse,  die  in  ihren  Mauern  be- 

findlichen Mengen  von  Brotgetreide  zu  erfahren,  um  etwaige  Be- 

lagerungen in  Kriegszeiten  aushalten  zu  können.^)  Um  die  Höhe 
der  Bevölkerungszahl  hat  man  sich  jedoch  wenig  gekümmert,  und 

es  •  ist  deshalb  auch  nicht  ganz  zutreffend,  diese  Erhebungen  als 

,. Volkszählungen"  zu  bezeichnen,  wie  das  so  oft  geschieht. 
Solche  Getreideaufnahmen  sind  für  verschiedene  Städte  im 

Mittelalter  und  der  Neuzeit  nachgewiesen  worden,  seit  Hegel  (1864) 

in  den  Chroniken  der  deutschen  Städte-)  auf  die  so  wertvolle  Nürn- 

berger Quelle  von  1449  aufmerksam  gemacht  hat.^)  Eheberg 
konnte  ähnliche  wichtige  Aufzeichnungen  für  Straßburg  aus  den 

Jahren  1473 — 1477^)  und  H.  Pirenne  für  Ypern  aus  dem  Jahr 

1491'^)  (Vorräte  an  Korn  und  Salz)  nachweisen.  Für  Frankfurt 
haben  sich  im  Stadtarchiv  ebenfalls  Akten  über  derartige  Er- 

hebungen auffinden  lassen,  die  aber  leider  nur  bruchstückweise  er- 
halten sind. 

Geben  also  diese  Quellen  eine  zahlenmäßige  Feststellung  der 

gesamten  Bevölkerung,  der  Einzelhaushalte,  der  Erwachsenen,  der 

Westprenßen  unter  Friedrich  dem  Großen  (=Publ.  aus  dem  Kgl.  Preuß.  Staats- 
archiv Bd.  83,84),  Leipzig  1909,  bes.  Bd.  1  S.  361  ff.,  über  die  Grundbücher  S.  375  ff. 

•)  vgl.  Inama- Stern  egg,  Die  Quellen  der  historischen  Bevölkerungs- 
statistik, Statist.  .Monatsschrift  Bd.  12  (1886)  S.  390. 

-)  Über  Nürnbergs  Bevölkerungszahl  und  Handwerkerverhältnisse  im  14. 
und  15.  Jahrhundert,  Chroniken  Bd.  2  S.  317  ff..  500. 

")  vgl.  hinsichtlich  der  Bearbeitung  von  Bücher  und  Jastrow  die  kritischen 
Bemerkungen  bei  Sander,  Die  reichsstädtische  Haushaltung  Nürnbergs,  dar- 

gestellt auf  Grund  ihres  Zustandes  von  1431-1440  (1902)  S.  902  ff. 
*)  Jahrbücher  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F.  Bd.  7  (1883)  S.  297  ff.,  Bd.  8  (1884) 

S.  413  ff. 

•^)  H.  Pirenne,  Les  denombrements  de  la  population  d'Ypres  au  XV e 
siecle  (1412—1506),  Viertelj.  f.  Sozial- u.  Wirtsch.-Gesch.  Bd.  1  (1903)  S.  Iff. 
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Kinder,  der  Dienstboten  u.  dg-1..  so  bietet  eine  andere  Gruppe  von 
Quellen  nur  Teile  der  Bevölkerung,  während  das  Fehlende  durch 
Schätzung  bezw.  nielir  oder  minder  genaue  Berechnung  ergänzt 
werden  muß.  Hierher  gehören  vor  allem  die  Listen  über  die  Zahl 
der  Haushaltungen,  der  Erwachsenen,  der  Waffenfähigen  sowie 
Bürgerlisten,  Eidregister,  Steuerbücher  u.  dgl.  Sie  sind  für  die 
Ermittlung  der  Bevölkerungsziffer  gegenüber  dem  obenerwähnten 
Material  Quellen  zweiten  Ranges,  denn  hier  ist  immer  durch  die 
Ergänzung  der  fehlenden  Bevölkerungsteile  eine  mehr  oder  minder 
große  Unsicherheit  in  die  Berechnung  hineingetragen.  Seit  den 
bahnbrechenden  Untersuchungen  von  Bücher  für  Frankfurt  ist 
eine  ganze  Literatur  entstanden,  und  für  eine  große  Zahl  deutscher 
Städte  Hjesitzen  wir  jetzt  Bevölkerungszahlen  aus  dem  Mittelalter 
Von  einem  näheren  Eingehen  auf  diese  Dinge  kann  hier  abgesehen 
werden,  da  eine  erschöpfende  Darstellung  mit  Angabe  der  neuesten 

Literatur  in  dem  von  I  n  a  m  a  -  S  t  e  r n  e  g g  bearbeiteten  Artikel 

„Bevölkerungswesen"  in  der  kürzlich  erschienenen  dritten  Auflage 
des  Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften  alles  Nähere  zu 

finden  ist.  Die  beste  Übersicht  über  die  methodischen  Fragen 

bietet  noch  heute  die  bekannte  Arbeit  von  J.  Jastrow/)  w^enn- 
gleich  sie  in  Einzelheiten  durch  die  sehr  zahlreichen  Neuerschein- 

ungen seit  den  25  Jahren  ihrer  Herausgabe  längst  überholt  ist. 

Besitzen  wir  also  für  die  Erforschung  der  mittelalterlichen 

Bevölkerung  in  einzelnen  Städten  zahlreiche  Hilfsmittel,  so  be- 
finden W'ir  uns  in  nicht  geringer  Verlegenheit,  wenn  wir  für  das 

Gebiet  eines  Territoriums  die  Bevölkerung  ermitteln  wollen.  Ge- 
legentlich seiner  Studien  auf  diesem  Gebiet  hat  P  aas  che  ganz 

allgemein  ausgesprochen,  es  sei  eine  absolute  Unmöglichkeit,  soweit 

das  germanische  Mittelalter  in  Betracht  kommt,  für  ganze  Terri- 
torien nachträglich  Aufschlüsse  über  ihre  Volkszahlen  zu  geben, 

da  es  an  jeder  Grundlage  für  eine  auch  nur  leidlich  sichere 

Schätzung  fehle.'^)  Zum  Glück  liegen  die  Dinge  jedoch  nicht  so 
ungünstig,  und  mit  Kecht  ist  Grotefend   dieser  unvorsichtigen 

*)  J.  Jastrow,  Die  Volkszahl  deutsclier  Städte  zu  Ende  des  Mittelalters 
und  zu  Beginn  der  Neuzeit  (1886).  Vgl.  auch  Daszynska,  Stoff  und  Methode 
der  historischen  Bevölkerungsstatistik,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  3.  Folge  Bd.  1 1 
(1896). 

-)  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat..  N.  V.  Bd.  5  (1.S8G)  S.  303  ff. 
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ÄußerunfT  Paasclies  entgegengetreten.  Er  erbraclite  den  Nachweis, 

daß  die  Akten  über  die  p]rliebung  des  gemeinen  Pt'emiigs  von  1495. 
welche  sich  an  manchen  Stellen  bruchstückweise  erhalten  habenj 
tatsächlicli  die  Bevölkerungsziffer  ganzer  Territorien  ermitteln 

lassen.^) 
Nach  der  Ordnung  des  gemeinen  Pfennigs  vom  Jahr  1495^1 

sollte  in  den  nächsten  vier  Jahren  eine  jährliche  Steuer  im  ganzen 
Kt-ich  erhoben  werden,  die  von  allen  Personen  über  15  Jahren  zu 
zahlen  war.  Der  Satz  betrug  bei  einem  Vermögen  von  weniger 
als  500  fl.  den  24.  Teil  eines  Guldens  und  war  für  alle,  die  mehr 

als  500  fl.  besaßen,  nach  dem  Vermögen  abgestuft.^)  Die  Erhebungs- 
listen weisen  also  nur  die  Zahl  der  Personen  über  15  Jahre  nach, 

sodaß  in  der  Ergänzung  der  fehlenden  Bevölkerungsteile  auch  hier 
wieder  ein  unsicherer  Faktor  in  die  Erscheinung  tritt.  Da  uns 
der  Altersaufbau  der  Bevölkerung  aus  jener  Zeit  nicht  bekannt  ist, 
sind  wir  auf  die  Zuhilfenahme  moderner  statistischer  Koeffizienten 

angewiesen,  wie  ja  auch  Bücher  zu  seinen  Berechnungen  der  unter 
12  Jahre  alten  Personen  die  Zählergebnisse  des  Jahres  1858  zu 
Hilfe  nehmen  mußte. 

Von  den  Steuerregistern  des  gemeinen  Pfennigs  haben  ins- 
besondere die  auf  Mecklenburg  bezüglichen  durch  Friedrich  Stuhr 

eingehende  Bearbeitung  und  Verwertung  für  die  historische  Be- 

völkerungstatistik gefunden.*)  Stuhr  wählt  zur  Ergänzung  die 
Ergebnisse  der  ersten  mecklenburgischen  Volkszählung  von  1819, 
wobei  er  vermutet,  daß  die  so  gewonnene  Zahl  der  Personen  unter 

15  Jahren  zu  groß  ausfalle,  die  Endergebnisse  also  Maximalzift'ern 
darstellen.     Aber   auf   eine   andere  Schwierigkeit  ist   noch    hinzu- 

')  vgl.  Frankfurter  Zeitung  1893  Nr.  34G  und  neuerdings  Grotefend.  Das 
Volkszählungsmaterial  im  Schweriner  Archiv.  Korr.-Bl.  1908  Sp.  476  ff. 

-)  vgl.  Zeumer.  Qiiellensammlung  zur  Geschichte  der  deutschen  Keichs- 
verfassung  in  Mittelalter  und  Neuzeit  {—  Quellensammlung  zum  Staats-,  Verw.- 
und  VölkerrecH  hrsg.  von  H.  Triepel,  Bd.  2)  S.  238  ff. 

*)  Nämlich  bei  einem  Gesamtvermögen  von  500  fl.  rhein. :  V-2  ̂^-  Steuer, 
bei  1000  fl:  1  fl.  und  „über  1000  fl.  über  einen  ganzen  Rheinischen  Guldin.  sovil 

sein  Andacht  ist".  Über  die  Erhebung  dieser  Reichssteuer  vgl.  E.  Gothein, 
Der  gemeine  Pfennig  von  1495  (Breslauer  Diss.  1877),  H.  Ulmann,  Kaiser 
Maximilian  1 .  1884  S.  379ff. 

•*)  Fr.  Stuhr,  Die  Bevölkerung  Mecklenburgs  am  Ausgang  des  Mittelalters, 
Jahrb.  des  Ver.  f.  Mecklenburgische  Geschichte  und  Altertumskunde  58.  Jahrg. 
0803)  S.  332 ff. 
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weisen,  die  in  der  Ung'leicliheit  des  Quelleiimaterials  liegt.  Die  Ord- 
nimg  des  gfemeinen  Pfennigs  von  1495  befahl  zwar  die  Aufstellung 
von  Erhebungslisten  durch  die  einzelnen  Bezirke,  gab  aber  keine 
Anweisung  über  ihre  Einrichtung,  und  so  erklärt  sich,  daß  die  Register 
der  einzelnen  Orte  inhaltlich  nicht  selten  verschieden  ausgefallen 

sind.^)  Einige  der  uns  überlieferten  Register  nennen  die  Personen 
mit  Namen  und  Steuerleistung,  andere  wieder  nur  die  Summe  der 
aus  den  einzelnen  Orten  bezw.  Verwaltungsbezirken  eingegangenen 
Beträge.  So  hat  oft  Stulir  für  seine  Mecklenburger  Statistik  vor 
der  Frage  gestanden,  ob  z.  B.  der  Betrag  von  Va  A-  ̂ ür  eine  Person 
mit  500  fl.  Vermögen  oder  für  zwölf  Personen  mit  einem  Ver- 

mögen unter  500  fl.  bezahlt  war.  Hinsichtlich  des  Mecklenburger 
^laterials  mißt  Stulir  dieser  Schwierigkeit  allerdings  keine  große 
Bedeutung  bei,  da  hier  Güter  im  AVert  von  500  fl.  selten  waren  und 
sich  nur  in  den  Handelszentren  und  im  Besitz  weniger  Adeligen 
befanden. 

Diese  Bedenken  kommen  natürlich  überall  dort  in  Betracht, 

wo  das  Material  nur  Gesamtergebnisse  mitteilt  und  nicht  die  Einzel- 
personen namhaft  macht.  Große  Vorsicht  in  der  Verwertung  des 

Materials  ist  auch  besonders  dann  am  Platze,  wenn  es  sich  heraus- 
stellt, daß  in  einem  Territorium  gewisse  Gruppen  von  Personen 

aus  irgendeinem  Grunde  die  Steuerleistung  verweigert  haben.  So 
konnte  z.  B.  Hans  W  i  d  m  a  n  n  bei  seiner  sehr  vorsichtigen  und 
kritischen  Bearbeitung  der  für  das  Erzbistum  Salzburg  aufgefundenen 
Register  nur  zu  ungefähren  Ergebnissen  gelangen,  da  weder  die 

Untertanen  des  Stifts  im  bahamischen  Herzogtum  noch  die  Grund- 
liolden  einzelner  Adeligen  und  die  Reichsritterscliaft  ihren  Beitrag- 

geleistet hatten.  Abgesehen  davon  stellte  sich  heraus,  daß  die 

Listen  für  manche  Städte  überhaupt  fehlten.-) 
Im  Anschluß  an  die  Ausführungen  von  Grotefend  hat  Rudolf 

Jung  das  reichhaltige,  im  Frankfurter  Stadtarchiv  befindliche 

Material  ausführlich  beschrieben,'')  um  die  historisch -statistische 
Forschung   auf   diese   einzigartige  Quelle   aufmerksam   zu  machen. 

M  Eingehende  kritische  Bemerkungen  hierüber  bei  K.  Jung,  Die  Akten 
über  die  Erhebung  des  gemeinen  Pfennigs  von  1495 ff.  im  Stadtarchive  zu 

Frankfurt  a.  M.    Korr.-Bl.  1909  Sp.  331. 

*)  vgl.  Hans  Widmann,  Die  Erheljung  der  ersten  Reiclissteuer  in  Salz- 
burg im  Jahre  1497,  Mitt.  der  Ges.  für  Salzburger  Lande.sgesuhiclite  Bd.  öU. 

')  Korr.-Bl.  1909  Sp.  328 ff. 
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Ganz  besonders  eingehend  sind  die  Register  des  Bistums  Speyer, 
welclie  den  Kindruck  großer  Vollstiindigkeit  machen,  wie  ich  aus 

eigener  Anschauung  des  (^uellenmaterials  bestätigen  kann.  Hier 
sind  die  weltlichen  Einwohner  der  Ämter  Lauterburg,  Kißlau, 

Udenheim,  Kirrweiler,  Bruchsal,  Altburg  und  Deidesheim  sowie 

der  Stadt  Landau  (Angehörige  der  zwölf  Zünfte  nebst  den  Hinter- 
sassen) einzeln  aufgezählt,  und  am  Schluß  wird  die  Geistlichkeit 

des  ganzen  Bistums  in  den  einzelnen  Kirchenbezirken  namhaft 

gemacht. 

Sehr  eingehend  sind  auch  die  Nachweise  für  zahlreiche  Ort- 
schaften des  Bistums  Konstanz,  während  die  Aufzeichnungen  für 

(h\s  Herzogtum  Wirtemberg  oder  den  linksrheinischen  Teil  des  Erz- 
stiftes Mainz  nur  die  Gesamtsummen  angeben.  Es  ist  durchaus 

nicht  zu  viel  gesagt,  wenn  Jung  von  einem  Diözesankalender  der 

Geistlichkeit,  einem  Adreßbuch  der  Stadt  Mergentheim  oder  einem 

Studenten-  und  Dozentenverzeichnis  der  Universität  Freiburg  spricht. 

Die  Tatsache,  daß  hier  ein  ganz  vortreffliches,  bis  jetzt  nur  spär- 
lich verwertetes  historisch -statistisches  Quellenmaterial  vorliegt, 

das  noch  wenig  bekannt  zu  sein  scheint,  mag  ein  näheres  Eingehen 

hierauf  entschuldigen.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  sich  im 
Laufe  der  Zeit  außer  den  Mecklenburger  und  Frankfurter  Listen 
auch  solche  noch  anderwärts  auffinden  lassen. 

Li  den  bis  jetzt  genannten  Registern  besitzen  wir  also  Quellen^ 
welche  für  einzelne  Städte  oder  größere  Gebiete  eine  einmalige 

Beobachtung  der  Bevölkerung,  also  Querschnitte  zu  bestimmten 

Zeitpunkten  ermöglichen.  In  der  neuesten  Zeit  wird  man  immer 
mehr  aufmerksam  auf  eine  Quellengruppe,  welche  etwa  vom  zweiten 
Viertel  des  16.  Jahrhunderts  ab  nicht  nur  den  Stand,  sondern 

auch  die  Bewegung  der  Bevölkerung  erkennen  läßt,  nämlich  die 
Kirchenbücher. 

Die  Sitte  der  christlichen  Kirche,  über  geAvisse  Amtshand- 
lungen (Taufen,  Trauungen,  Beerdigungen)  Register  zu  führen, 

reicht  bis   in   die   Zeiten   des   frühen  Mittelalters   zurück.^)     Eine 

')  Einen  vortrefflichen  Cberblick  über  die  Geschichte  der  Kirchenbuch- 
iührung  gibt  Jacobs  im  Korr.-Bl.  1902  Sp.  44ff..  worauf  hier  auch  für  das 

Folgende  verwiesen  wird.  Die  bes'en  Teile  dieses  Aufsatzes  hat  Heyden- 
reich  in  seiner  , Quellenkunde  der  Familiengeschichte"  (1909)  verwertet  und 
zwar  in  einer  Weise,  die  von  einem  Plagiat  nicht  sehr  weit  entfernt  ist. 
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reo:elrechtfc*  Kirclienbiiclifüliruno;  beo;iniit  jedoch  erst  seit  den  20  ej- 
Jahren  des  16.  Jahrhunderts  unter  dem  Einfluß  der  Reformation 

und  bezweckte  hauptsächlich,  das  Bekenntnis  zu  einer  bestimmten 

Relig-ionsgemeinschaft  einwandfrei  nachzuweisen.  Die  Einriclituno- 
der  Kirchenbücher  ofewann  seit  dem  Jahre  1522  rasche  Verbreituno-, 
und  man  kann  sie  nach  Jacobs  verfolgen  in  dem  breiten  Land- 

streifen, w^elcher  von  den  Schweizer  Alpen  nach  dem  Norden  über 
Elsaß.  Nassau.  Schwaben.  ]\Iainfranken  nacli  den  säclisischen  Lauchen. 
Nordböhmen  und  Schlesien  zieht.  Besonders  weit  reichen  dalier 

die  Kirchenbücher  in  den  Ländern  zurück,  welche  schon  frühzeitig 

die  Reformation  eingeführt  haben,')  denn  fast  sämtliche  reforma- 
torischen  Kirchenordnungen  seit  1533  verpflichten  die  Geistlichen 
zur  Führung  von  kirchlichen  Registern.  Für  die  katholische  Kirche 
wurde  die  Einführung  eigentlicher  Kirchenbücher  erst  durch  das 
Konzil  von  Trient  (1563)  angeordnet;  die  Vorschrift  ist  jedoch  im 

Anfang  wenig  befolgt  worden,  und  ihre  Dvu-chführung  in  den 
deutschen  Bistümern  hat  etwa  ein  halbes  Jahrhundert  in  Anspruch 
genommen.  In  England  und  Frankreich  hat  die  Staatsregierung, 
unabhängig  von  den  kirchlichen  Vorschriften,  in  den  Jahren  1538 

bezw.  1539  die  Führung  von  Tauf-.  Trauungs-  und  Begräbnis- 
registern in  allen  Pfarreien  angeordnet,  und  aus  dem  Jahre  1538 

sind  heute  noch  812  englische  Kirclienbücher  erhalten.-) 

Das  Verdienst,  den  hohen  "Wert  der  kirchlichen  Register  für 
die  historische  Bevölkerungstatistik  voll  erkannt  zu  haben,  ge- 

bührt neben  Jastrow,  der  mindestens  eine  vollständige  Inventari- 

sierung dieser  Quellen  forderte,  besonders  Inama-Sternegg.^) 
Dieser  gab  im  Jahre  1886  die  Anregung  zu  einer  von  der  k.  k. 
Statistischen  Zentralkommission  ausgeführten  Erhebung,  welche  die 

Feststellung  aller  in  ganz  Österreich  erhaltenen  kirclilichen  Standes- 
register bezweckte  und  gleichzeitig  deren  Zustand  und  Alter  er- 

mittelte. In  der  Einleitung  zu  dem  Bericht  über  die  vorläufigen 

Ergebnisse  dieser  Erhebung*)  hat  I  n  a m  a  -  S  t  e  r  n e g g  sehr  treffend 

')  Also  besonders  in  Sachsen,  wo  sich  für  Zwickau  schon  Kirchenbücher 
aus  dem  Jahre  1522  nachweisen  lassen.  Vgl.  Blanckmeister ,  Korr. -Hl. 
1901  Sp.  1. 

■^)  Über  die  Einführung  der  Standesregister  in  den  ein/einen  Kulturstaaten 
vgl.  die  Übersicht  bei  Ferd.  Schmid.  Statistische  Monatsschr.  Bd.  15  (18S9) 
S.  404  ff. 

«)  Stutist.  Monatsschr.  Bd.  12  (183G)  S.  402/03,  406. 

*)  Desgl.  Bd.  15  (1889)  S.  400 ff. 
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ausj^eführt.  daß  die  Probleme  der  Bevülkerimgstatistik  in  riiuiii- 

liclier  Begrenzun«^-  bei  zeitlicher  Ausdelimino-  der  Beobachtung-  weit 
erfolgreicher  zu  lösen  sind,  als  umgekehrt  bei  Verwendung-  des 
massenhaften  Materials  großer  (4ebiete  mit  zeitlicher  Beschränkung. 

Statt  der  so  sehr  überschätzten  Zahlenbilder  ganzer  Staaten,  deren 

naiv  beAvunderte  Kegclmäßigkciten  sich  nur  durch  Verwischung- 
aller  Einzelheiten  erklären  ließen,  befürwortet  er,  an  Hand  dieser 

Register  von  einer  Auswahl  besonders  geeigneter  Orte  die  Be- 

völkerungsbewegung für  den  Zeitraum  von  3 — 400  Jahren  zu  ver- 
folgen, wobei  auch  die  besonderen  lokalen  P^intiüsse  gebührend 

untersucht  werden  könnten.  Diese  vortrefflichen  Worte  verdienen 

umsomehr  hervorgehoben  zu  werden,  als  der  erwähnte  Aufsatz 

heute  fast  vergessen  zu  sein  scheint.  Wenigstens  habe  ich  ihn 

gerade  in  den  Untersuchungen  vermißt,  welche  sich  neuerdings  mit 
der  Verarbeitung  dieses  Materials  beschäftigen  und  den  AVert  der 
Kirchenbücher  sehr  hoch  einschätzen. 

Diese  in  Österreich  durchgeführte  statistische  Erhebung  hätte 

auch  in  Deutschland  Nachahmung  verdient,  um  die  für  ganz  Deutsch- 
land noch  heute  vorhandenen  Quellen  festzustellen  und  die  wissen- 

schaftlichen Interessenten  auf  dieses  unerschöpflich  reichhaltige 
Material  aufmerksam  zu  machen.  Zwar  sind  für  einzelne  Gebiete 

schon  Erhebungen  dieser  Art  mit  großem  Erfolg  vorgenommen 

worden,  so  z.  B.  in  mustergültiger  A\'eise  für  die  evangelischen 
Kirchenbücher  des  Regierungsbezirkes  Wiesbaden,^)  und  für  zahl- 

reiche Länder  und  Provinzen  Deutschlands  sind  Übersichten  über 

den  Bestand  der  Kirchenbücher  veröffentlicht  worden.-)  Die  An- 
regung zu  diesen  Veröffentlichungen  ging  seinerzeit  von  dem  Ge- 

samtverein der  deutschen  Geschichts-  und  Altertunisvereine  aus, 
welcher  auf  Betreiben  des  Pfarrers  Gmelin  seit  etwa  zwei  Jahr- 

zehnten das  Interesse  auf  den  hohen  Quellenwert  dieser  Register 

gelenkt    hat.^)      Wenngleich    von   privater  Seite   sowie   durch   die 

')  K.  Spieß,  Die  evangelischen  Kirchenbücher  des  Regierungsbezirks  Wies- 
baden, Annalen  des  Ver.  f.  Xassauische  Altert.-Kunde  und  Geschichtsf.  Bd.  39 

0909)  S.  Iff. ;    vgl.  insbes.  den  Fragebogen  S.  1  u.  2  sowie  die  Tabelle  S.  34ff. 

'-)  vgl.  Blanckmeister,  Die  Kirchenbücher  im  Königreich  Sachsen 
(=  Beiträge  zur  Sächsischen  Kirchengeschichte  Heft  15)  S.  27ff. 

'^1  vgl.  Gmelin,  Die  Verwertung  der  Kirchenbücher,  Deutsche  Gesch. -Bl. 
Bd.  1  (1900)  Sp.  157  ff.  (Sp.  165 ff.  über  die  Ausbeutung  zu  statistischen  Zwecken), 
ferner  Korr.-Bl.  1897  Sp.  15  ff.,  1908  Sp.  Gl  ff. 
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Tätiofkeit  der  lokalen  Geschichtsvereine  nnd  historischen  Kom- 

missionen ein  cri'oßer  Teil  der  Kirclienbiicher  in  Deutschland  bereits 
inventarisiert  worden  ist,^)  so  würde  sich  noch  heute  eine  zentral- 

statistische Erhebung:  über  ganz  Deutschland  lohnen.  Sie  wäre 
schon  deshalb  zu  empfehlen,  weil  durch  eine  von  behördlicher  Seite 

vorg^enommene  Verzeichnung  der  Bestände  die  amtierenden  TH'ari-er, 
welchen  diese  Schätze  anvertraut  sind,  bezüglich  der  Instandlmltung, 
feuersicheren  Verwahrung  u.  dgl.  mehr  kontrolliert  werden  könnten, 
als  dies  jetzt  möglich  ist. 

Es  ist  bekannt,  daß  schon  Graunt  und  Süßmilch  die  kirchlichen 
Register,  mit  großem  Erfolg  zu  bevölkerungsstatistischen  Zwecken 
verwertet  haben.  Bis  vor  zwei  Jahrzehnten  etwa  wurde  jedoch 
den  Kirchenbüchern  als  Quelle  für  die  historische  Statistik 

wenig  Bedeutung  beigemessen,  und  die  Anregungen  Inama-Sterneggs 
sind  im  allgemeinen  nicht  auf  fruchtbaren  Boden  gefallen.  Erst 
jetzt  beginnt  man  mit  der  praktischen  Ausbeute,  und  die  bis  jetzt 
vorliegenden  Arbeiten  haben  die  großen  Erwartungen,  die  man  an 

eine  Verwertung  dieses  Materials  geknüpft  hatte,  vollauf  gerecht- 
fertigt. , 

Hinsichtlich  der  Methode,  die  Kirchenbücher  für  die  historische 
Bevölkerungstatistik  nutzbar  zu  machen,  sind  insbesondere  zwei 
Arbeiten  von  großer  Bedeutung.  Die  eine  stammt  von  Roller  und 

untersucht  die  Bevölkerung  der  Stadt  Durlach  im  18.  Jahrhundert,''^) 
und  die  andere  ist  eine  Studie  von  Gmelin  über  die  Bevölkerungs- 

bewegung der  Stadt  Hall  l  AV.  nebst  einer  Anzahl  der  umliegen- 
den Landgemeinden  von  der  Mitte  des  16.  bis  gegen  Ende  des 

19.  Jahrhunderts.'^» 
Die  von  Roller  angewendete  Methode  wird  von  ihm  als  die 

genealogische  bezeichnet,  Sie  besteht  darin,  daß  alle  Einträge  aus 
den   Kirchenbüchern    auf   einzelne  Blättchen  geschrieben  werden, 

')  vgl.  Krieg,  Inventarisierung  der  Kirchenl)üclier,  Korr.-Bl.  1907  Sp.  192 ff. ; 
Gmelin,  Korr.-Bl.  1908  Sp.  61. 

^  Otto  Konrad  Roller,  Die  Einwohnerzahl  der  Stadt  Durlach  im  18.  Jahr- 
hundert in  ihren  wirtschafts-  und  kulturgeschichtlichen  Verhältnissen  dar- 

^estfllt  au.s  ihren  Stammtafeln,  Karlsruhe  1907. 

=')  .Julius  Gmelin,  Bevölkerungsbewegung  im  Hallischen  seit  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts.  Allgemeines  Stat.  Archiv,  hsg.  v.  G.  v.  Mayr.  Bd.  6,  1,  Halbb., 

|1902)  S.  240—283,  Vgl,  dazu  dessen  Aufsatz,  Die  Verwertung  der  Kirchen- 
bücher, in  Deutschen  Gesch.-Bl.  Bd.  1  (lOai)  S.  157—170. 
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wobei  die.  festzustellenden  Merkmale  bezüji^licli  der  (reburt.  des 

Todes,  der  Heirat,  Patenschaft  u.  dgl.  beizufiig'en  sind.  Nach 
alphabetischer  Ordnung-  werden  mit  Hilfe  dieser  Rlättchen  Stamm- 

tafeln hergestellt,  aus  welchen  dann  Listen  sämtlicher  während 
des  zu  untersuchenden  Zeitraumes  nachweisbarer  Personen  gewonnen 
werden  können. 

Diese  Methode  ermöglic^ht  also,  auf  Grund  der  Tauf-,  Trauungs- 
und Sterberegister  den  Stand  der  Bevölkerung  für  jedes  einzelne 

Jahr,  ihre  Einteilung  in  Altersgruppen,  sowie  ihre  Gliederung  nach 
Geschlecht,  Familienstand  und  Beruf  zu  ermitteln.  Ganz  besonders 

wertvoll  ist,  daß  auch  die  Bevölkerungsbewegung,  sogar  die  Zu- 
und  Abwanderung  erfaßt  werden  kann,  wobei  Roller  von  der  Fiktion 
ausgeht,  daß  die  Geborenen,  für  die  kein  Sterbeeintrag  vorliegt, 
abgewandert  und  die  Verstorbenen,  für  welche  kein  Geburteintrag 
zu  ermitteln  ist,  zugewandert  seien.  Die  Zugewanderten  tauchten 

teils  als  Paten  bei  Kindtaufen,  teils  in  anderen  Registern  (Steuer- 
büchern u.  dgl.)  wieder  auf,  sodaß  sich  auch  für  ihre  Feststellung 

zahlreiche  Anhaltpunkte  ergaben.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
daß  den  ziffernmäßigen  Ergebnissen  kein  Anspruch  auf  absolute 

Genauigkeit  zukommt,  und  daß  sie  wohl  mehr  als  Wahrscheinlich- 
keitziffern  aufgefaßt  werden  müssen.  Allerdings  ist  es  für  die 
Sorgfalt  der  Arbeitweise  von  Roller,  sehr  bemerkenswert,  daß  die 
aus  amtlichen  Zählungen  festgestellten  Ergebnisse  der  Jahre  1755. 

1787  u.  1800  an  Genauigkeit  von  den  aus  den  Kirchenbüchern  ge- 
wonnenen Zahlen  erheblich  übertroffen  wurden.^)  Die  von  Roller 

erzielten  Ergebnisse  sind  in  mancher  Hinsicht  überraschend,  und  man 
darf  von  einem  weiteren  Ausbau  und  einer  Verfeinerung  dieser 
Methode  für  die  Zukunft  nur  das  Beste  erwarten. 

Wesentlich  verschieden  von  der  hier  beschriebenen  Methode 

ist  das  Verfahren,  das  G  m  e  1  i  n  zur  Erforschung  der  Bevölkerungs- 

bewegung ,.im  Hällischen''  angewendet  hat.  Er  untersucht  die 
Bevölkerungsvorgänge  von  17  Gemeinden  für  die  Zeit  von  der  Mitte 
des  16.  Jahrhunderts  bis  zur  Gegenwart,  also  etwa  350  Jahre,  und 
kommt  zu  dem  unerwarteten  Ergebnis,  daß  die  Bevölkerung  der 
Jahre  1690  und  1790  in  allen  Orten  gegenüber  den  für  das  Jahr 
1590  ermittelten  Zahlen  ein  ̂ linus  aufweist. 

Gmelin    ist    nicht    von    der   faktischen   Bevölkerung    aus- 

»)  vgl.  Roller  a.  a.  0.  S.  1S6. 
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frejranoren.  da  nach  seiner  Meinuno-  im  vorlieg-enden  Falle  ein  ein- 

heitlicher ^Maßstab  g:et'ehlt  hätte,  um  die  Bevölkerungsbewegung-  für 
Stadt  und  Land  zu  vergleichen.  Er  wählt  statt  dessen  die  sogen. 

\-  i  r  1 11  e  1 1  e  Bevölkerung,  d.  h.  die  Summe  der  Lebendgeborenen 
aus  ileii  letzten  80,  dem  Uutersuchuugsjahr  vorhergehenden  Jahren 
und  tindet  für  diese  Annalmie  eine  Bestätigung  in  der  modernen 

Bevölkerungstatistik  der  in  Betracht  kommenden  Gemeinden.  F'ür 
die  Stadt  Hall  allein  würden  allerdings  nach  den  Zählergebnissen  des 
Jahres  1890  nicht  30,  sondern  etwa  36  vorausgehende  Jahre  zur 
Ermittlung  dieser  virtuellen  Bevölkerungsziffer  nötig  sein,  allein 

wenn  man  Stadt-  und  Landgemeinden  zusammennimmt,  genügen 
nach  Feststellung  Gmelins  auch  hier  30  Jahre. 

Damit  gibt  aber  eigentlich  Gmelin  schon  zu,  daß  seine  Be- 
rechnungen auf  einer  schwankenden  Grundlage  aufgebaut  sind. 

Mit  dieser  virtuellen  Bevölkerungziffer  trägt  er  in  seine  Statistik 

der  Bevölkerungsbewegung  doch  einen  Faktor  hinein,  dessen  Un- 
sicherheit er  wahrscheinlich  bedeutend  unterschätzt.  Er  geht  eben 

von  einer  Voraussetzung  aus,  Avelche  die  historische  Bevölkerung- 
statistik erst  beweisen  soll.  Diese  Geburtsjahrenziffer,  wie  man 

sie  vielleicht  nennen  kann  und  die  von  Gmelin  einfach  mit  30  an- 

genommen ist,  hängt  doch  in  erster  Linie  von  der  Geburtenhäufig- 
keit ab  und  diese  selbst  ist  wieder  abhängig  vom  Altersaufbau  der 

Bevölkerung.  Zweifellos  ist  bei  einer  Bevölkerung,  deren  höhere 

Altersklassen  stärker  besetzt  sind  als  die  niedrigeren,  die  Zeugungs- 
fähigkeit bezw.  Gebärfähigkeit  eine  viel  geringere,  als  wenn  die 

mittleren  Altersschichten  häufiger  vertreten  sind.  Dadurch  aber 
ist  die  prozentuale  Häufigkeit  der  Geburten  eine  geringere  und  die 
(Teburtsjahrenziffer  entsprechend  höher.  Berücksichtigt  man  nun, 
wie  der  Einfluß  verheerender  Kriege,  Auswanderungen,  Pestepidemien 

u.  dgl.  noch  viele  Jahrzehnte  im  veränderten  Altersaufbau  der  Be- 
völkerung nachzuweisen  ist,  so  ergibt  sich,  daß  die  Fehlerquelle 

dieses  Faktors  sehr  erheblich  sein  kann. 

Daher  wäre  es  empfehlenswert,  gerade  den  umgekehrten  Weg 
einzuschlagen,  nämlich  in  ähnlicher  Weise,  wie  das  Roller  getan 
hat,  zuerst  den  Stand  der  Bevölkerung  für  jedes  Jahr  zu  ermitteln. 
Dann  läßt  sich  durch  Verwertung  der  Taufregister  die  Anzahl  der 

Lebendgeborenen  einer  gewissen  Anzahl  vorausgegangener  Jahre 

in  Beziehung  setzen  zu  der  im  Untersuchungsjahr  wirklich  fest- 
gestellten  Bevölkerungszahl.     Die   Ermittlung  .  der  faktischen   Be- 
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Vülkrnnm-  ist  überliaupt  die  erste  Aufg-abe  jeder  bevölkei-iing-s- 

statistischeii  Untersuchung?,  da  sie  die  (irrundlag-e  bildet  t'üi-  alle 
Feststellung:en  der  Bewegung  der  Bevölkerung. 

Wenngleich  vom  Standpunkt  der  statistischen  Methode  und 

Technik  noch  manche  Einwendung  gegen  die  Arlx'it  von  (Tmelin 

erhoben  werden  können,  so  bilden  seine  mühevollen  ujul  zeiti-auben- 
den  Untersuchungen  methodisch  immerhin  einen  großen  Fortschritt 

und  eröffnen  hoffnungsvolle  Ausblicke  auf  die  Zukunft.  Sie  zeigen, 
daß  wir  exaktes  statistisches  Material  besitzen,  um  für  viele  Orte 

die  Bewegung  der  Bevölkerung  früherer  Jahrhunderte  zu  ermitteln. 

Mit  Hilfe  der  Kirchenbücher  ist  die  "Wirkung  der  Pestjahre,  Hunger- 
jahre, des  30  jährigen  Kriegs  usw.  auf  die  Volkszahl  festzustellen,  für 

welche  wir  bis  jetzt  größtenteils  noch  auf  abenteuerliche  Schätzungen 

und  mehr  oder  weniger  phantastische  chronikalische  Mitteilungen 

angewiesen  sind.  Insbesondere  Averden  wir  auch  in  der  Lage  sein, 

die  Frage  des  Geschlechtsverhältnisses  der  Geborenen,  der  Kinder- 
sterblichkeit, des  Altersaufbaus  der  Bevölkerung,  der  Legitimität 

und  manches  andere  lehrreiche  bevölkerungsstatistische  Problem 

mehrere  Jahrhunderte  weit  zurückverfolgen.  Für  zahlreiche  Orte 

ließe  sich  wohl  auch  eine  genaue  Absterbeordnuug  früherer  Jahr- 
hunderte aufstellen. 

In  manchen  Städten  hat  das  Interesse,  die  jährliche  Bevölkerungs- 
bewegung nach  den  Eintragungen  der  kirchlichen  Kegister  kennen 

zu  lernen,  schon  verhältnismäßig  früh  zur  Aufstellung  statistischer 

Tabellen  geführt,  welche  durch  den  Druck  bekanntgemacht  wurden. 
Solche  für  die  Zeit  ihrer  Entstehung  bereits  ziemlich  ausführliche 

Nachweisungen  besitzen  wir  für  Frankfurt  a.  M.  seit  dem  Jahre 

1635,  dem  berüchtigten  Pestjahr,  und  es  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  diese  Seuche  den  ersten  Anstoß  zum  1  )ruck  dieser 

tabellarischen  Übersichten  in  Frankfurt  a.  M.  gegeben  hat.^) 
Neben  diesem  bis  jetzt  erwähnten  Quellenmaterial  für  die  Er- 

kenntnis der  Bevölkerung  früherer  Jahrhunderte  kommt  noch  zahl- 
reiches von  amtlichen  Volkszählungen  herrührendes  archivalisches 

Material  in  Betracht,  das  noch  nicht  veröifentlicht  ist.-)     So  besitzt 

^)  Handschriftliche  Tabellen  dieser  Art  weisen  die  Kirchenbücher  sclion 
lange  vorher  auf.  Die  von  1635  bis  zur  Gegenwart  lückenlos  erhaltenen  ge- 

druckten Jahrestabellen  sind  in  einem  Sammelband  vereinigt,  der  sich  im  Besitz 
der  Frankfurter  Stadtbibliothek  befindet. 

^)  Ausführliche  geschichtliche  Nachriciiten  ül)er  die  Volkszählungen  der 
Stieda-Festschrift.  17 
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z.  B.  das  Amorbacher  Arcliiv  reiche  Bestände  an  älterem  Zähl- 
material seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts,  welches  in 

kurpt'älzischen,  kurmainzischen  und  wiirzburgischen  Amtsrechnungen 
enthalten  ist>)  Besonderes  Interesse  verdienen  die  für  Amorbach 

1649.  für  Miltenberg  1655  angelegten  Register,  welche  nach  Be- 
endigung des  30jährigen  Krieges  die  vorhandenen  Haushaltungen 

nachweisen  sollten,  um  die  Maßnahmen  für  Neubesiedelung,  Steuer- 
erhebung und  militärische  Dienstleistungen  vorzubereiten. 

Sehr  reichhaltiges  Volkszählungsmaterial  ist  dann  aus  dem 
18.  Jahrhundert  vorhanden,  da  von  jetzt  ab  amtliche  Erhebungen 

über  die  Bevölkerung  ziemlich  allgemein  geworden  sind.  So  be- 
sitzen wir  für  Brandenburg-Preußen  zahlreiche  Nachweise  dieser 

Art  in  dem  Buch  von  Otto  Behre  über  die  Geschichte  der 

Statistik  in  Brandenburg-Preußen,-)  und  für  die  erste  kurbayrische 
Volkszählung  von  1771  bis  1781,  welche  durch  eine  gewaltige  Preis- 

steigerung veranlaßt  war,  ist  sehr  wertvolles  Material  vorhanden, 

das  in  einer  Arbeit  von  Schorer^)  eingehend  beschrieben  wird. 
Über  die  Ergebnisse  der  österreichischen  amtlichen  Zählungen  be- 

richtet Gürtler  in  einer  Spezialstudie,^)  welche  zwar  nur  die 
Endergebnisse  der  Zählungen  seit  1754  wiedergibt,  aber  dennoch 

eine  Vorstellung  von  der  großen  Reichhaltigkeit  des  Quellen- 
materials ermöglicht. 

Die  historische  Bevölkerungsstatistik  hat  also  ein  weit  aus- 
gedehntes Feld  der  Betätigung  vor  sich.  Allem  Anschein  nach 

ist  ihr  für  Massenbeobachtung  auf  breiterer  Grundlage  die  Zeit 

des  frühen  Mittelalters   auf  immer   verschlossen,*'^)   und   die   mühe- 

deutschen Einzelstaiiten  finden  sich  in  „Die  Volkszahl  der  deutschen  Staaten 

nach  den  Zählungen  .seit  1816",  Stati.stik  des  Deutschen  Reiches  Bd.  37.2.  1879. 
')  vgl.  Krebs,  Altes  und  neues  Volkszählungsmaterial  im  Amorljacher 

Archiv,  Korr -Bl.  1909  Sp.  126  ff. 

*)  Otto  Behre,  Geschichte  der  Statistik  in  Brandenburg-I'reußen  bis  zur 
Gründung  des  Kgl.  Statistischen  Bureaus,  1905. 

2)  Hans  Schorer,  Die  Vornahme  der  kurbayrischen  Volkszählung  von 
1771  bis  1781,  Archival.  Zeitsehr.  N.  F.  Bd.  11  (1904)  S.  157  ff. 

^j  Alfred  Gürtler,  Die  Volkszählungen  Maria  Theresias  und  Josefs  II. 
(1753-1790),  Insbruck  1909.     (Vgl.  besonders  die  Tabellen  im  Anhang.) 

*)  Für  die  Statistik  der  Bevölkerung  Englands  seit  dem  11.  Jahrhundert 
bieten  die  Stiftslisten  und  kirchlichen  Eingangsverzeichnisse  ülier  die  Erhebung 

des  Peterspfennigs  wichtige  Anhaltpuiikte.  Vgl.  0.  Jensen,  Der  englische 
Peterspfennig  und  die  Lehenssteuer  aus  England  und   Irland  an  den  Papststulil 
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vollen  Untersuchungen  von  Laraprecht*)  und  Caro'-)  liaben  die 
Hoffnungslosigkeit  gezeigt,  auf  Grund  des  unzulänglichen  Quellen- 

materials einigermaßen  sicliere  Ergebnisse  zu  erzielen.  Dagegen 
steht  ihr  für  das  ausgehende  Mittelalter  und  besonders  vom  ersten 
Viertel  des  16.  Jahrhunderts  ab  ein  Material  zur  Verfügung,  dessen 
systematische  Ausbeute  zu  den  größten  Hoffnungen  berechtigt.  Von 
allen  Zweigen  der  Statistik  ist  heute  die  Bevölkerungsstatistik 
methodisch  und  technisch  am  feinsten  durchgebildet;  sie  liefert 

dank  der  vortrefflichen  Organisation  der  standesamtlichen  Register- 
führung gesicherte  Ergebnisse  wie  vielleicht  kein  anderer  Zweig 

der  statistischen  Wissenschaft. 

Freilich  erklärt  sich  der  bedeutende  methodische  Fortschritt 

auf  diesem  Gebiete  und  die  Erfassung  aller  der  feinen  Nuancen 
teilweise  dadurch,  daß  sich  die  moderne  Statistik  ihre  Quellen 
selbst  schaffen  kann;  sie  braucht  nur  hinsichtlich  der  Organisation 

und  Technik  der  amtlichen  Statistik  die  nötigen  Änderungen  herbei- 
zuführen. Die  historische  Statistik  dagegen  muß  sich  stets  mit 

den  vorgefundenen  Quellen  begnügen;  der  Bereich  ihres  Forschungs- 
gebietes findet  stets  in  den  überlieferten  Tatsachen  und  ihrer  mög- 

lichen Kombination  seine  Grenze,  er  läßt  sich  nicht,  wie  bei  der 
modernen  Bevölkerungsstatistik,  nach  Wunsch  ausdehnen. 

Für  historische  Zeiten  wird  also  die  Bevölkerungswissenschaft 
bei  ihren  Untersuchungen  nicht  annähernd  die  Vielseitigkeit  und 
die  Exaktheit  erreichen  können  wie  für  die  Gegenwart,  schon  aus 
dem  Grunde  nicht,  weil  sich  in  der  chronologischen  Reihe  der 
Register  oft  große  Lücken  befinden  und  zahlreiche  von  ihnen 
durch  Krieg,  Brand,  Verschleppung  und  Verwahrlosung  für  immer 
vernichtet  sind.  Aber  noch  ist  so  übeiTeiches  Material  vorhanden, 
daß  viele  Generationen   an  seiner  Verwertung  zu  arbeiten  haben. 

im  Mittelalter,  Heidelberg  1903.  Natürlich  kommt  hier  auch  das  an  anderer  Stelle 

{S.  238)  erwähnte  Domesday-book  als  Quelle  für  das  ausgehende  11.  Jahrhundert 
in  Betracht. 

')  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  Bd.  1  S.  161  ff.,  Bd.  2  S.  17ff. 
-)  G.  Caro,  Jahrb.  f.  Schweizer  Geschichte  Bd.  27  S.  187,  besonders  auch: 

Zur  Bevölkerungstatistik  der  Karolingerzeit,  Deutsche  Gesch. -Bl.  Bd.  ö  (1904) 
S.  195  ff. 

17* 
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III.  Münz-  und  Geldgeschichte. 

Von  allen  ZAveigen  der  wirtscliaftsgeschichtlichen  Forschung  ist 
wohl  die  Geldgeschichte  heute  noch  am  wenigsten  ausgebaut.  Das 
ist  um  so  mehr  zu  bedauern,  als  gerade  sie  die  uneutbelirliche 

Voraussetzung  und  Grundlage  für  eindringende  wirtschaftsgeschicht- 
liche Studien  bildet.  Jeder,  der  Wirtschaftsgeschichte  betreibt, 

wird  —  ob  er  nun  lokal  vorgeht  oder  Vorgänge  in  größeren  Ge- 

bieten untersucht  —  auf  Fragen  der  Münz-  und  Geldgeschichte 
stoßen,  die  ihn  nicht  selten  zu  sehr  zeitraubenden  Spezialstudien 

zwingen.  Den  Untersuchungen  über  die  Steuer-  und  Finanz- 

geschichte, die  Geschichte  der  Preise  und  Löhne,  der  I^ebens- 
haltung  usw.  fehlt  die  sichere  Grundlage,  falls  sie  sich  nicht  auf 

eine  Münz-  und  Geldgeschichte  des  zu  untersuchenden  Gebietes 
stützen  können. 

Diese  Vernachlässigung  geldgeschichtlicher  Studien  erklärt 

sich  zum  großen  Teil  aus  den  fast  unüberwindlichen  Schwierig- 
keiten, welche  sich  dem  Bearbeiter  entgegenstellen,  insbesondere 

aus  der  Notwendigkeit,  die  grundlegenden  numismatischen  Vor- 
arbeiten zu  liefern.  Die  primären  Quellen  insbesondere  für  eine 

Kenntnis  der  alten  und  frühmittelalterlichen  Geldgeschichte  sind 

die  ]\Iünzen,  w^elche  teils  durch  sj^stematische  Ausgrabungen,  teils 
durch  Zufallsfunde  in  großen  Mengen  zutage  gefördert  werden.  Dank 

des  unermüdliclien  i)rivaten  Sammlerfleißes  und  der  Aufmerksam- 
keit, welche  man  diesen  Denkmälern  seitens  unserer  öffentlichen 

Museen  durch  Gründung  eigener  Münzkabinette  schenkt,  sind  wir 

im  Besitz  eines  gew^altigen  Materials. 

Die  erste  Voraussetzung  zur  Erforschung  der  älteren  Geld- 
geschichte, für  die  uns  scliriftliche  Aufzeichnungen  meistens  fehlen, 

ist  eine  genaue  Beschreibung  der  Münzen,  welche  insbesondere  das 

Gewicht  und  den  Feingehalt,  den  Münzberechtigten  und  die  ̂ lünz- 
stätte  feststellen.  Vereinzelt  waren  bereits  im  16.  Jahrhundert 

Neigungen  A'orhanden  zur  Sanmilung  und  Beschreibung  von  Münzen, 
aber  erst  das  18.  Jahrhundert  hat  eine  reiche  numismatische  Lite- 

ratur   aufzuweisen.^)      Aus    dieser   Fülle   von   Münzbeschreibungen 

')  Einen  Überblick  über  die  Literaturgeschichte  der  Numismatik  gibt 

Luschin  v.  El)engreuth  in  seiner  „Allgemeinen  .Münzkunde  und  Geld- 

geschichte des  .Mittelalters  und  der  neuereu  Zeit"  (=  Handb.  der  mittleren  und 
neueren  Geschichte,  hrsg.  von  v.  Below  u.  .Muiuecke,  Bd.  5)  15JÜ4.  S.  6ff. 
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rajren  jedoch  nur  wenio^e  hervor,  weh-he  über  das  Interesse  eines 
Sammlers  und  Liebhabers  hinausgehen  und  durch  kritische  Beliand- 
lung  numismatischer  Fragen  wissenscliaftlichen  Wert  besitzen. 

Einer  dieser  wenigen  ist  vor  allem  Eckhel,  welcher  durch  seine 

,.T)octrina  nummorum  veterum"  (Wien  1792  ff.)  für  die  antike 
Numismatik  eine  wissenschaftliche  Grundlage  schuf,  und  Mader, 

welcher  in  seinen  „Kritischen  Beiträgen  zur  Münzkunde  des 

"Mittelalters"  vorbildliches  geschafl'en  hat. 
Die  wissenschaftliche  und  kritische  Numismatik  hat  nun  im 

11».  Jahrhundert  erhebliche  Fortschritte  gemacht  und  zum  Teil  vor- 
treffliches geleistet.  Eine  Reihe  hervorragender  Einzelforscher  haben 

sicli  durch  die  Methode,  die  gefundenen  Münzen  zu  bestimmen  und 

zu  beschreiben,  bleibende  Verdienste  erworben,  insbesondere  sind 

hier  die  Namen  Grote,  Dannenberg,  Menadier,  v.  Höfken 

unter  vielen  anderen  zu  nennen.^)  Durch  das  Handbuch  von 
Luschin  sind  wir  jetzt  in  der  Lage,  auch  die  überall  zerstreuten 

numismatischen  Einzelforschungen  (es  bestehen  allein  gegen  100 

Zeitschriften)  einigermaßen  zu  übersehen,  sodaß  auch  der  Nicht- 
numismatiker  sich  ohne  allzu  große  Mühe  zurechtfinden  kann. 

In  viel  weniger  glücklicher  Lage  als  die  Numismatik  befindet 

sich  die  Geldgeschichte.  Weder  sind  bei  ihr  die  Methoden  so  aus- 
gebildet, noch  verfügt  sie  über  eine  so  reichhaltige  Literatur,  ja 

es  ist  noch  nicht  einmal  ihr  Forschungsgebiet  in  wünschenswerter 

Weise  abgegrenzt.  Die  Wirtschaftshistoriker  haben  sich  bis-lier 
leider  viel  zu  wenig  um  die  Ergebnisse  der  münzkundlichen  For- 

schungen gekümmert  und  sind  meist  ihre  eigenen  ̂ ^'ege  gegangen, 
da  sie  herkömmlich  in  schriftlichen  Aufzeichnungen  die  einzige 

Quelle  der  Geldgeschichte  erblicken.  So  erklärt  sich  der  un- 

befriedigende Zustand  unserer  geldgeschichtlichen  Literatur  haupt- 
sächlich daraus,  daß  nur  wenige  Gelehrte  die  numismatischen 

Kenntnisse  mit  dem  Rüstzeug  des  in  Verfassungs-  und  Wirtschafts- 

geschichte geschulten  Historikers  vereinigen.  ̂ )  Die  Münzkunde 
und  Geldgeschichte  sind  gar  nicht  voneinander  zu  trennen,  und  die 

M  Eine  gutgewählte  ZusanimeiKStelluiig  der  wichtigsten  numismatischen 

Arheiten  gibt  E.  Bernheim,  Lehrbuch  der  historischen  Methode  und  der  Ge- 

schichtsphilosophie 5.  Aufl.  (1908)  S.  30S/U9. 

-1  Darauf  hat  gelegentlich  schon  Grote  und  nach  ihm  besonders  treffend 
Wuttke  (Numismatische  Zeitschr,  1S97  Bd.  29  S.  238ff )  hingewiesen.  Vgl.  auch 
die  Bemerkungen  bei  Luschin  a.  a.  0.  S.  133. 



262     Kritische  ̂ fudieii  Yur  Literatur  u.  t^uellenkunde  der  Wirtschaftsgeschichte. 

letztere  kann  nur  durch  eine  fruchtbare  Verbindung-  dieser  beiden 
Zweig-e  der  Gescliichtswissenschaft  auf  eine  sichere  Grundlage  ge- 

stellt werden.  Erfreulicherweise  beginnt  in  neuester  Zeit  sich 
in  dieser  Beziehung  ein  größeres  Verständnis  anzubahnen,  allein 

es  wird  noch  eine  geraume  Zeit  dauern,  bis  diese  Erkenntnis  all- 
gemein durchgedrungen  sein  wird.  Jedenfalls  ist  gegenwärtig  die 

Zahl  der  Forscher,  welche  in  gleicher  Weise  beide  Gebiete  aus- 
reichend beherrschen,  noch  sehr  gering.  Besondere  Erwähnung 

verdienen  vor  allem  Luschin  v.  Ebengreuth,  der  hervorragende 
Kenner  der  österreichischen  Geldgeschichte,  v.  Schrötter,  der  sich 

durch  Erforschung  des  neueren  preußischen  Münz-  und  Geldwesens 
verdient  machte,  und  Julius  Cahn,  dessen  Arbeiten  über  die 
Straßburger  Geldgeschichte,  den  Rappenmünzbund  und  neuerdings 

die  Geldgeschichte  des  Bodenseegebiets  in  vieler  Beziehung  vor- 
bildlich zu  nennen  sind. 

Die  Ergebnisse  der  geldgeschichtlichen  Forschung  werden 

also  ganz  wesentlich  davon  abhängen,  wie  sehr  der  Wirtschafts- 
historiker  in  die  von  numismatischer  Seite  geleisteten  Vorarbeiter 
einzudringen  vermag.  Es  muß  also  das  mehr  zufällige  Moment 
einer  Vereinigung  numismatischer  und  wirtschaftsgeschichtlicher 

Kenntnis  beseitigt  und  der  wissenschaftlich  zu  betreibenden  Münz- 
kunde an  den  Universitäten  eine  bleibende  Stätte  eingeräumt 

werden.  Dem  A\'irtschaftshistoriker  ist  es  meist  unmöglich,  sich 
während  seiner  akademischen  Studien  selbst  über  elementare 

Fragen  der  Numismatik  zu  unterrichten,  denn  nur  an  wenigen  Uni- 
versitäten werden  ab  und  zu  Vorlesungen  über  die  Münzkunde 

des  Altertums  (Berlin,  Jena,  Bonn,  Erlangen,  Wien)  und  über  mittel- 
alterliches Münzwesen  (Graz,  Prag,  Straßburg,  Wien)  gehalten. 

Als  regelrechte  Hilfswissenschaft  der  Geschichte  ist  die  Numis- 
matik noch  nicht  anerkannt,  sie  wird  eben  noch  immer  zu 

sehr  als  Tummelplatz  mehr  oder  weniger  gelehrter  Dilettanten  an- 
gesehen. Mit  Recht  hat  man  daher  neuerdings  die  Gründung  von 

Lehrstühlen  für  Münzkunde  und  die  Errichtung  von  Münzsamm- 

lungen an  den  Universitäten  zu  Studienzwecken  warm  befürwortet.') 

Wenngleicii    die    uns    zur   Verfügung    stehenden    schriftlichen 

')  vgl.  Renner,    Welche  Wege   sind  einzuschlagen   zur   hesseren  Heran- 

bildung des  jungen  numismatischen  Nachwuchses?     Korr.-Bl.  1911  Sp.  2'i4ff. 
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Quellen  für  die  Geldgeschichte  des  Altertums  verj2:leichs\veise  nur 
spärlich  fließen,  so  sind  wir  dank  dem  zahlreich  aufgefundenen 

i\Iünzmaterial  und  der  sclion  frühzeitig  ausgebildeten  antiken 

Numismatik  und  Metrologie  über  diesen  Zeitraum  recht  gut  unter- 
richtet. Den  besten  zusammenfassenden  tTjerblick  über  die  Ver- 

hältnisse im  Altertum  bietet  wohl  Eduard  j\lever,  der  hervor- 
ragende Kenner  der  alten  Geschichte  in  seinem  vortrefflichen 

Artikel  „Orientalisches  ]\Iünzwesen*'  im  Han(hv(»rterbuch  der  Staats- 

wissenschaften,^)  welcher  besonders  Babylonien,  Ägypten,  Griechen- 
land und  das  Perserreich  berücksichtigt.  Sehr  lehrreich  ist  auch 

der  an  diesen  Artikel  anschließende  Abschnitt  über  römisches 

Münzwesen  von  B.  P i  c k.-) 
Was  speziell  die  römische  Münz-  und  Geldgeschichte  betrifft, 

so  besitzen  wir  das  epochemachende  Werk  von  Th.  Mommsen, 
das  heute  nach  einem  halben  Jahrhundert  seines  Erscheinens  noch 

immer  grundlegend  ist,  und  aus  neuerer  Zeit  die  allerdings  mit 

Vorsicht  zu  benutzende  Darstellung  von  Babel on  über  die  rö- 

mischen und  griechischen  Münzen.^)  Freilich  sind  die  Einzel- 
ergebnisse Mommsens  in  vieler  Beziehung  überholt  worden,  denn 

ihm  stand  seinerzeit  ein  nicht  annähernd  so  reichhaltiges  ̂ lünz- 
material  zur  Verfügung  wie  den  heutigen  Forschern  auf  diesem 
Gebiet.  So  hat  u.  a.  H.  Willers  auf  Grund  zahlreicher  Wägungen 

der  in  Betracht  konnnendeii  ^Münzen  die  Kesultate  Monmisens  viel- 

fach berichtigen  können.*)  Seine  Schilderung  der  römischen  Kupfer- 
prägung vom  Bundesgenossenkrieg  bis  auf  Kaiser  Claudius  bietet 

gerade  geldgeschichtlich  sehr  viel,  da  zugleich  eine  Übersicht 
über  das   vorrömische  Münzwesen   in  großen  Zügen  gegeben  wird. 

Eine  geradezu  hervorragende  Neuerscheinung  auf  diesem  Ge^ 
biet  ist  das  kürzlich  von  J.  Haeb erlin  veröffentlichte  Werk 

über  das  römische  und  mittelitalische  Schwergeld.^l  Unennüd- 

licher  Sammlei'fleiß  und  tiefgründige  Gelehrsamkeit  haben  hier  zu- 
sammengewirkt,  um  in  gänzlich  dunkle  Gebiete  Licht    zu  bringen, 

')  3.  Aufl.  (lUll)  Bd.  6  y.  824-832. 

")  Ebenda  S.  832-839. 
^)  E.  Babelon,  Tratte  des  monnaies  grecques  et  romaines  (1901). 
*)  Heinrich  Willers,  Geschichte  der  römischen  Kupferprägung  vom 

Bundesgenossenkrieg  bis  auf  Kaiser  Claudius,  Leipzig  und  Berlin  1909. 

■'*)  E.  J.  Haeberlin.  Aes  grave,  das  Schwergeld  Roms  und  Mittelitaliens 
einschließlich  der  ihm  vorausgehenden  Rohbronzewährung,  Frankfurt  a.  M.  1910. 
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uml  namentlich  in  der  Bestinnnun(>-  des  (anfscliriftlo.sen)  Sdiwer- 
^eldes  ist  hier  Vortreftliches  geleistet  worden.  Die  Forschungen 

von  Haeberlin  weisen  u.  a.  nach,  daß  Rom  aucli  in  früheren  Zeit- 
räumen im  Geldwesen  eine  führende,  bisher  kaum  geahnte  Rolle 

spielte,  daß  nicht  eine,  sondern  zwei  Hauptmünzstätten  für  römisches 

vStaatsgeld  bestanden,  nämlich  in  der  Hauptstadt  und  in  Capua.^) 
AVährend  ]\lommsen  seine  Feststellungen  über  die  Münzgewichte 

zum  größten  Teil  der  Literatur  entnahm,  hat  Haeberlin  die  Wägung 

von  etwa  13  000  Originalmünzen  vorgenommen  und  dadurch  ein  so 

umfangreiches  Material  beigebracht,  daß  fast  von  jeder  Schwer- 
geldsorte das  Durchschnittsgewicht  mit  hinreichender  Sicherheit 

ermittelt  werden  konnte.  Seine  Forschungen  sind  also  für  die  Auf- 
hellung des  römischen  Münzwesens  und  insbesondere  die  ̂ Metrologie 

des  Altertums  bahnbrechend,  da  seine  Gewichtsbestimmungen  er- 

möglichen, das  zu  den  ̂ Münzen  gehörige  Gewichts-  bezw.  Währungs- 

S3'stem  aufzufinden.  Ein  besonderes  Verdienst  von  Haeberlin  ist 
€S,  für  das  Schwergeld  der  Nord-  und  Ostregion  den  Zusammenhang 

mit  dem  babylonischen  und  phönizischen  Gewichtsystem  in  einwand- 
freier Weise  festgestellt  zu  haben. 

Im  Verhältnis  zum  Umfang  der  zu  lösenden  Aufgaben  sind 

wii-  für  die  ]\Iünz-  und  Geldgeschichte  des  früheren  Mittelalters 
viel  weniger  eingehend  unterrichtet,  insbesondere  soweit  die  deutschen 
Verhältnisse  in  Betracht  kommen.  Als  verdienstvolle  Beiträge  zur 

deutschen  Geldgeschichte  sind  bekannt  geworden  die  Arbeiten  von 

Soetbeer  über  die  karolingische  Geldgeschichte,-)  die  Forschungen 

von  Hanauer'')  über  das  elsässische  Münz-  und  Geldwesen,  die 
Münzstudien  von  Grote,*)  die  Untersuchungen  von  Eheberg 

über  das  ältere  deutsche  Münzwesen,"^)  die  eingehenden  Forschungen 

von  Lamp recht,*)    die   kölnische  Geldgeschichte  bis   1386  von 

»)  vgl.  auch  Haeberlin,  Berliner  Münzblätter  Bd.  2  (1904)   S.  lUTff. 
-)  Soetbeer,  Beiträge  zur  (leschichte  des  Geld-  und  Münzwesens  in 

Deutschland  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  1,  2,  4,  6),  Göttingen 
ISßiff. 

*)  Hanauer,  fctu'ies  economiques  sur  l'Al.sace  ancienne  et  moderne  (1876). 
Bd.  1 :  Les  monnaies. 

*)  H.  Grote,  Münzstudien,  4  Bde.,  Leipzig  1854-18GG. 

*)  Th.  Eheberg,  über  das  ältere  deutsche  Münzvvesen  und  die  Haus- 
genossen, besonders  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung  (:^  Staats-  und  sozialw. 

Forschungen,  herausgegeben  von  Schmoller  Bd.  2  Hett  5)   1879. 

«)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  (1886)  Bd.  2 
S.  424  ff. 
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Kruse')  und  die  zusanimenfassende  Darstellung:  von  Ina  m  a  - 
Sternegg  in  seiner  deutschen  Wirtscliaftsgeschichte.'') 

Dagegen  ist  das  ausgezeichnete,  für  die  ältere  deutsche  Münz- 
und  Geldgeschichte  geradezu  grundlegende  Buch  von  .1  o  h  a  n  n 

Heinrich  Müller,")  dem  ehemaligen  Konservator  am  Ger- 
manischen Museum,  keineswegs  nach  Verdienst  gewürdigt.  Leider 

ist  von  dem  auf  drei  Bände  berechneten  ^^'erk  nur  der  erste  er- 
schienen, welcher  bis  zu  den  Ottonen  reicht,  also  mit  dem  Zeit- 

punkt abschließt,  seit  welchem  sich  das  deutsche  Münzwesen  selb- 
ständig entwickelte.  Müller  hat  als  einer  der  ersten  die  Un- 

zulänglichkeit der  rein  münzbeschreibenden  Forschung  eingesehen 
und  eine  Verwertung  der  numismatischen  Einzelergebnisse  für  die 
deutsche  Geldgeschichte  gefordert.  Erst  die  Münzbeschreibung  in 
Verbindung  mit  einer  Verarbeitung  des  urkundlichen  Materials,  der 
Feststellung  des  Wertverhältnisses  der  Edelmetalle  u.  dgl.  kann 

nach  ̂ lüller  in  richtiger  Weise  den  Gang  der  Entwicklung  auf- 
klären. Wenngleich  seit  dem  Erscheinen  dieses  Buches  ein  halbes 

Jahrhundert  verflossen  ist,  kann  es  m.  E.  noch  heute  als  die  gründ- 
lichste und  eindringendste  Darstellung  des  ältesten  deutschen  Münz- 

und  Geldwesens  bezeichnet  werden. 

Große  Beachtung  verdienen  vor  allem  auch  die  erwähnten 

Arbeiten  von  Julius  Ca h n ,  bei  welchem  durchgängig  eine  Be- 
herrschung der  numismatischen  Einzelheiten  mit  geldgeschichtlicher 

Durchdringung  des  Stoffes  in  glücklicher  Weise  vereinigt  ist.  Ins- 
besondere die  Arbeit  über  den  Kappenmünzbund^)  ist  ein  wertvoller 

Beitrag  zur  deutschen  Geldgeschichte  des  Mittelalters.  Sie  bildet 
die  sichere  Grundlage  für  die  ausgezeichnete  Darstellung  von 

Harms  über  die  Münz-  und  Geldpolitik  der  Stadt  Basel,^)  welche 

')  Kruse,  Kölnische  Geldgeschichte  bis  1386  nebst  Beiträgen  zur  Kur- 

rheinischen  Geldgeschichte  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  (=  Erg.-Heft  der  Westil. 
Ziitschr.  für  Geschichte  und  Kunst)  ISSS. 

-)  Bd.  3,  2   S.  3G3ff.     Vgl.  auch    seinen   Aufsatz:    Die   Goldwährung   im 
Deutschen   Reiche  während    des  .Mittelalters,  Zeitschrift    für  Sozial-    und  Wirt 

schaftsgeschichte  Bd.  3  (1893). 

=')  Joh.  Heinr.  Müller,  Deutsche  Münzgeschichte  bis  zur  Ottonenzeit, 
Leipzig  1860. 

')  Julius  Cahn.  Der  Riippenmünzbund.  Eine  Studie  zur  .Münz-  und 
Geldgescliichte  des  oberen  Rheintales  lüOl. 

''}  Bernhard  Harms,  Die  Münz-  und  Gtldpolitik  der  Stadt  Basel  im 
Mittelalter  (=  Erg  -Heft  2'j  der  Zeitschr.  für  die  ges.  Stoatsw.)  1907. 
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iianieiitlioli  die  Volkswirt scliaftlidien  Momente  (Wert Verhältnis  der 

Edelmetalle,  Ausprägung:sverliältnisse,  AVährungsfragen  u.  dg\.)  in 

den  Yorderg-rund  rückt  nnd  mit  zn  dem  besten  frehört,  was  die 
neueste  ofeldgfeschiclitliche  Literatur  aufzuweisen  hat.  In  vieler 
Heziehunof  vorbildlieh  für  geldgeschichtliche  Forschungen  ist  die 
soeben  erschienene  neueste  Arbeit  von  Cahn,  welche  es  unter- 

nimmt, die  badische  Münz-  und  Geldgeschichte  aufzuhellen.  Der 

bis  jetzt  vorliegende  erste  Band  behandelt  Konstanz  und  das  Boden- 
seegebiet im  Mittelalter/)  weitere  Bände  sollen  die  oberrheinischen 

Gebiete,  die  Ortenau  und  die  eigentliche  Markgrafschaft  beschreiben, 
sodaß  nach  Vollendung  des  Werkes  eine  bis  zur  Gegenwart 
reichende  Darstellung  für  nahezu  alle  Gebiete  vorliegen  wird,  welche 
das  heutige  Großherzogtum  Baden  ausmachen.  Der  große  Vorzug 
von  Cahns  Arbeiten  ist,  daß  der  Verfasser  die  Münz-  und  Geld- 

geschichte im  engsten  Anschluß  an  die  wirtschafts-  und  verfassungs- 
geschichtliche Entwicklung  schildert  und  dabei  die  numismatischen 

Einzelheiten  völlig  beherrscht. 
Einer  der  größten  Mängel  unserer  geldgeschichtlichen 

Forschungen  ist.  daß  wir  über  Fragen  der  ]\Iünzpolitik  und  ̂ ^'ährungs- 
fragen  in  der  deutschen  Vergangenheit  nur  sehr  wenig  unterrichtet 
sind.  Einen  lehrreichen  Versuch,  die  Währungsverhältnisse  der 

deutschen  Geldgeschichte  in  ein  S3^stem  zu  bringen,  hat  Karl 
Helfferich  unternommen,-)  der  sich  bekanntlich  um  die  Erforschung 
des  neueren  deutschen  Geldwesens  große  Verdienste  erwarb.  Auch 

Schmoller  zeigt  in  einer  vortrefflichen  Skizze  über  die  Scheidemünz- 
politik die  richtigen  Wege  zur  Klarstellung  der  Währungsverhält- 

nisse  in  der  Vergangenheit.*)  Er  geht  dabei  aus  von  der  für  die 

A\'ährungsgeschichte  sehr  lehrreichen  Arbeit  von  Nagl  über  die 
(4oldwährung  im  >AIittelalter,*)   schildert   die  Währungsverhältnisse 

')  Julius  Cahn,  .Münz-  und  (icldgeschichto  von  Konstanz  und  des  Boden- 

seegebirtes  im  Mittelalter  bis  zum  Reiehsmünzgesetz  von  1559  (—.Münz-  und 

Geldgeschichte  der  im  Großherzogtum  Baden  vereinigten  Gebiete,  heraus- 
gi-geben    von  der  liadischen  historischen  Kommis-ion.    Hd.  1),    Heidellterg  1911. 

*)  Karl  Helfferich.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Münzsysteme. 

Jahrb.  für  Xat.  u.  Stat.  3.  Folge  Bd.  9  (1S9Ü)  8.  SOI— 828. 

^)  G.  Schmollcr,  Über  die  Ausbildung  einer  richügen  Scheidumünzpolitik 
vom  14.  bis  19.  Jahrhundert,  Jahrb.  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volksw. 

Jahrg.  1900  Heft  4. 

♦)  Nagl,  Die  Goldwährung  und  die  handelsmäßige  Geldrechnung  im  .Mittel- 
alter, Wiener  Numismatische  Zeitschrift  Bd.  26  (1894). 
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von  Florenz  und  Venedig,  sowie  die  deutsclien  und  besonders  aus- 

t'ührlicli  die  preußisclien  münzpolitischen  Bestrebungen. 
Wie  sehr  die  deutsche  Geldg-eschichte  noch  im  Rückstand  ist, 

zeigt  sich  daraus,  daß  oft  über  die  wichtigsten  Vorgänge  noch 
keine  Klarheit  geschaffen  ist,  selbst  Avenn  das  Material  an  der 

Oberfläche  liegt.  So  hatten  wir  bis  vor  kurzem  noch  keine  akten- 
mäßige Schilderung  der  Vorgänge,  welche  zum  Erlaß  der  Reichs- 

münzordnungen von  1524.  1551  und  1559  führten.^)  Jetzt  hat  dies 
F.  v.  S  c  h  r  ö  1 1  e  r  einigermaßen  nachgeholt  in  einer  soeben  er- 

schienenen Arbeit,  welche  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Gesetze 
in  großen  Zügen  wiedergibt.  Er  unternimmt  es.  hauptsächlich  das 
Ringen  der  damals  herrschenden  drei  großen  Münzsysteme  um  die 

Vorherrschaft  zu  schildern:  nämlich  des  Sj'stems  der  rheinischen 
Goldguldeu.  der  tirolisch-sächsischen  Silbergulden  und  der  weißen 
Pfennige  von  Augsburg  und  Nürnberg,  den  in  jener  Zeit  bedeutendsten 

Handelsstädten.-)  Mit  der  Entwicklung  des  preußischen  Geldwesens 
in  der  Zeit  von  1525  bis  1569  beschäftigt  sich  eine  sehr  ein- 

dringende Studie  von  Seh  wink  owski,^)  die  hauptsächlich  auch 
die  Technik  des  Münzbetriebes,  Einkäufe  und  Preise  der  Edel- 

metalle, Münzgewichte  und  Recheneinheiten  sowie  die  Münzsorten 
ausführlich  behandelt. 

Die  Reichsmünzordnung  von  1559  bildet  in  der  deutschen  Geld- 
geschichte eine  wichtige  Epoche,  denn  mit  ihr  beginnt  die  Neuzeit 

im  Münz-  und  Geldwesen.  Für  den  nun  folgenden  Zeitraum  kennen 
wir  nur  die  allerwichtigsten  Vorgänge,  das  Gerippe  der  historischen 
Entwicklung,  und  es  bleibt  hier  fast  noch  alles  zu  tun  übrig. 

Für  die  Zeit  bis  zum  Beginn  des  30  jährigen  Krieges  ist  die  er- 
wähnte Darstellung  von  Janssen  sehr  zu  empfehlen,  und  den 

Zustand  des  Geldwesens  zur  Zeit  der  Kipper  und  Wipper  bis  zu 
den  Reformen   des  Jahres  1623    schilderte  Opel   in  mustergiltiger 

')  Ein  lehrreicher,  viel  zu  wenig  beachteter  Überblick  über  das  deutsche 
Geldwesen  vom  ausgehenden  Mittelalter  bis  zum  Beginn  des  iSOjährigen  Krieges 
findet  sich  bei  J.  Janssen,  Gf schichte  des  deutschen  Volkes  seit  Ausgang  des 
.Mittelalters  Bd.  8.  (13.  Aufl.  von  Pastor  1903)  S.  49ff. 

-)  F.  V.  Schrötter.  Das  Münzwesen  des  Deutschen  Reiches  von  loOO  bis 
1566,  Jahrb.  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volksw.  (herausgegeben  von 

Schmoller)  35.  Jahrg.  (1911)  S.  1697—1740.  Von  der  Arbeit  ist  bis  jetzt  nur  der 
erste  Teil  erschienen. 

^)  Walter  Schwinko  wski ,  Das  Geldwesen  in  Preußen  unter  Herzog 
Albrecht  (1525-1069),  Königsberger  Diss.,  Berlin  1909. 
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Weise  in  einem  Aufsatz  über  „die  F'inanznot  beim  Beg-inn  des 

SOjährig'en  Krieges".^)  Sehr  beachtenswert  ist  ferner  die  hierher 
gehörige  überaus  gründliche  Arbeit  von  Wuttke  über  die  Pro- 

bationsregister des  sächsischen  Kreises,  deren  Hauptwert  in  den 

mühevolh'n  Bereclinungen  bei  AufsteUung  der  Tabellen  zu  suchen  ist.-) 
Verhältnismäßig  gut  sind  wir  dann  unterrichtet  über  einige 

Zeiträume  der  neueren  preußischen  Münz-  und  Geldgeschichte  durch 
die  ausgedehnten  Forschungen  F.  v.  Seh  r  öt  t  ers  in  den  Acta 

Borussica,  die  sich  auf  die  Zeit  des  18,  Jahrhunderts  beziehen.  Seine 

bis  jetzt  vorliegenden  Arbeiten  behandeln  die  Münzverwaltung  unter 
Friedrich  I.  und  Friedrich  Wilhelm  I.,  die  Begründung  des  preußischen 

Münzsystems  durch  Friedrich  d.  Gr.  und  Graumann  und  ferner  die  Zeit 

des  siebenjährigen  Krieges  sowie  die  Münzreform  nach  dem  Frieden.'^) 
Allerdings  steht  bei  Schrötter  nicht  so  sehr  das  geldgeschichtliche 
als  das  münzgeschichtliche  und  technische  Moment  im  Vordergrund, 

allein  seine  Forschungen  zählen  dennoch  zu  dem  besten,  was  wir 

über  die  neuere  deutsche  Münz-  und  Geldgeschichte  besitzen. 

A\'enn  also  auch  verschiedene  tüchtige  Einzelarbeiten  vorliegen, 
so  ist  doch  der  Gesamtzustand  der  deutschen  geldgeschichtlichen 

Forschung  ein  sehr  unbefriedigender.  Überall  dort,  w^o  zusammen- 

hängende Darstellungen  versucht  worden  sind,  zeigt  sich,  daß  wii- 
von  einer  deutschen  Geldgeschichte  noch  weit  entfernt  sind,  da 

Vorarbeiten  gerade  für  die  wichtigsten  Landesteile  noch  fehlen. 
Leider  sind  auch  die  beiden  Artikel  des  Handwörterbuchs  der 

Staatswissenschaften  keineswegs  geeignet,  einen  richtigen  Überblick 

über  die  bisherigen  Ergebnisse  der  geldgeschichtliclK'n  Unter- 
suchungen zu  geben.  Sommerlad  ist  es  bei  seiner  Darstellung 

des  mittelalterlichen  Münzwesens  nicht  gelungen,  die  großen  Züge 

der  Entwicklung  herauszuarbeiten,  er  haftet  an  Einzelheiten,  und 
das  von  ihm  entworfene  Bild  ist  verschwouunen  und  unklar,  was 

sich  allerdings  zum  Teil  durch  den  Mangel  genügender  Vorarbeiten 
erklärt.     Die    Darstellung   von   Lexis   verlegt    den    Schwerpunkt 

')  Hist.  Zeitschr.  1866  S.  213—268. 

•')  Xumisrnatisclie  Zeitschr.  Bd.  29  (1897)  S.  23Sff.  Vgl.  auch  die  Studie 

<lessell)en  Verfassers:  „Zur  Kipper-  und  Wipperzeit  in  Kiirsachscn",  Neues 
Arch.  f.  Sachs.  Geschichte  Bd.  15  S.  119  ff. 

**)  Acta  Borussica.  Denkmäler  der  preußischen  Staatsverwaltung  im 
18.  Jahrhundert,  herausgegeben  von  der  kgl.  Akademie  der  Wissenschaft :  Das 
preußische  .Münzwesen  im  18.  Jahrhundert,  1904  ff. 
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völlig  auf  die  neueste  Zeit,  und  gerade  die  wichtigsten  Vorgänge 

der  deutschen  Geldgeschichte,  nämlich  der  Eingriff  der  Keichs- 
gesetzgebung,  die  Überweisung  des  Münzwesens  an  die  Kreise  und 

ilire  Folgen,  die  gewaltige  Geldkrisis  der  Kipper-  und  Wipperzeit  usw., 
sind  bei  ihm  entweder  nur  angedeutet  oder  überhaupt  nicht  berührt. 

Das  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  unsere  wichtigste 

Nachschlagequelle  zur  raschen  Orientierung,  versagt  also  auch  in 

der  eben  erschienenen  3.  Auflage  füi*  die  neuere  deutsche  Geld- 
geschichte vollständig,  und  es  würde  sich  empfehlen,  bei  der  nächsten 

Auflage  doch  dem  deutschen  Geldwesen  einen  selbständigen  und 
ausführlichen  Artikel  zu  widmen. 

Hinsichtlich  der  Quellen  für  die  (Teld-  und  Münzgeschichte  ist 
ja  bereits  erwähnt,  daß  die  Münzkunde  für  die  Zeit  des  Altertums 
und  des  früheren  Mittelalters  die  wiclitigste  Rolle  spielt,  allein  für 
manche  Perioden  verschiedener  Kulturvölker  des  Altertums  besitzen 

wir  jetzt  schon  eine  erstaunliche  Fülle  schriftlicher  Zeugnisse  über 

den  Zustand  der  Geld-  und  Währungsverhältnisse.  Durch  die  oben 
(S.  196)  erwähnten  Papyrusfunde  wird  in  jüngster  Zeit  für  die 

Geldgeschichte  Ägyptens  von  der  Ptolemäerzeit  etwa  1000  Jahre 

vorwärts  ein  Material  erschlossen,  dessen  Reichhaltigkeit  in  Er- 
staunen setzt.  Es  ist  in  solcher  Fülle  zutage  gefördert  worden, 

daß  es  der  wissenschaftlichen  Forschung  bis  jetzt  nur  zum  kleinsten 

Teil  zugänglich  gemacht  werden  konnte.  Einen  Überblick  über 

die  bisherigen  Forschungsergebnisse  mit  zahlreichen  literatur- 
angaben über  ägyptische  Münzverhältnisse  und  Währungsfragen 

bietet  Wilcken  im  ersten  Bande  seines  obengenannten  Werkes.^) 
Für  die  Geldgeschichte  Babylons,  des  wichtigsten  vorderasiatischen 

Handelsgebietes,  kommen  vor  allem  in  Betracht  die  Keilschrift- 
urkunden  über  Kaufakte,  Mieten,  Darlehn  u.  dgl.,  welche  sich  von 

babylonischen  Städten  seit  der  Mitte  des  dritten  vorchristlichen 
.lahrtausends  nachweisen  lassen.  Eine  große  Auswahl  solcher  Stücke 

mit  Übersetzungen  ist  von  F.  P  eis  er-)  herausgegeben  worden;  sie 
l)eweisen,  daß  die  Verwendung  der  Münze  noch  unbekannt  war 
und  die  Zahlungen  sämtlich  in  Edelmetall  vorgenommen  wurden. 

Für  gewisse  Zeiträume  des  Mittelalters  sind  wir  viel  weniger 
mit  schriftlichen  Quellen  versehen  wie  für  das  Altertum.    Für  das 

')  Wilcken  a.  a.  0.  Bd.  1  (bist.  Teil)  1.  Hälfte  S.  LXI  ff . 

•-)  Keilinschriftliche  Bibliothek,  hrsg.  von  E.  Scbrader,  Bd.  4  (1896). 
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Vorhandensein  einer  Münzstätte,  den  Betrinn  des  Münzrechtes  eines 
Territoriums  usw.  sind  oft  die  Münzen,  welche  aus  Grabfunden, 
Schatzfunden  oder  Handelsfunden  stammen,  unsere  einzige  Quelle. 
Der  Fundort  gibt  häufig  Aufschluß  über  die  räumliche  Verbreitung 
der  in  einem  Territorium  geschlagenen  Münzen,  über  die  Züge  und 
Kiditungen  des  Handelsverkehrs  und  vieles  andere. 

Durch  die  Forschungen  von  Dannenberg  und  neuerdings  von 

Julius  Cahn  ist  festgestellt,  daß  verschiedene  Münzanstalten  ent- 

weder vorzugsweise  oder  ausschließlich  für  den  P'ernverkehr  prägten, 
ihre  Erzeugnisse  also  nur  geringe  lokale  Bedeutung  besaßen.  Nur 
selten  sind  z.  B.  die  Konstanzer  Pfennige  durch  Heimatfunde  ans 
Licht  gekommen;  in  den  meisten  Fällen  wurden  sie  im  slavischen 
Gebiet,  jenseits  der  Elbe,  an  den  Küstenländern  der  Ostsee,  in 

Pommern,  Dänemark  und  Schweden  zutage  gefördert.  Diese  merk- 
würdige Erscheinung  ist  dadurch  zu  erklären,  daß  sich  im  10.  und 

11.  Jahrhundert  der  lokale  Verkehr  auf  dem  Konstanzer  Wochen- 
markt noch  fast  ausschließlich  in  naturalwirtschaftlichen  Formen 

vollzogen  hat.') 
Urkundliches  Material  besitzen  wir  für  die  Zeit  des  früheren 

Mittelalters  in  den  Volksrechten  und  Kapitularien,  welche  durch 
die  Veröffentlichung  der  Monumenta  Germaniae  jetzt  der  Forschung 
in  bequemer  Weise  zugänglich  gemacht  werden.  Allerdings  sind 

hier  die  Zeugnisse  oft  recht  spärlich,  und  sie  werden  erst  aus- 
giebiger seit  Ausbildung  der  Privaturkunde.  In  den  zahlreichen, 

bis  jetzt  herausgegebenen  Urkundenbüchern  ist  zwar  viel  geld- 
geschichtliches  Material  zutage  gefördert,  aber  nur  spärlich  aus- 

gebeutet worden.  Seine  Verwertung  ist  durch  das  erwähnte  Fehlen 
eines  Sachregisters  bei  den  meisten  Urkundenbüchern  aufs  äußerste 
erschwert,  und  der  geldgeschichtlicli  Interessierte  muß  in  mühseliger 
Weise  das  ganze  Material  durcharbeiten,  um  verhältnismäßig  wenige 
Angaben  zu  gewinnen. 

Für  die  Zeit  des  Übergangs  von  der  Natural-  zur  Geldwirtscliaft 
bilden  die  kirchlichen  Einnahme-  und  Ausgaberegister  vorzügliches 
Quellenmaterial.  Eine  wichtige  Aufgabe  der  künftigen  geld- 

geschichtlichen Forschung  wird  es  gerade  sein,  nachzuweisen, 

welcher  Anteil  an  der  Verbreitung  und  Ausbildung  der  Geld- 
wirtschaft  der   kirchlichen   Finanzverwaltung   zukommt.     Die   ge- 

')  fahn  a  a.  0.  S.  48. 



B.  B«!SonJure  «Quellen.  271 

wältige  Orofanisatiou  der  Kirclie  umspannte  ja  die  jrnnze  Kultnrwelf, 

und  die  kirchliche  Finanz verwaltnnj»-  war  für  die  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  Rom  und  weit  entfernten  Gebieten  schon 

frühe  auf  geldwirtschaftliche  Formen  angewiesen.  In  England 

bestand  schon  im  9.  und  10.  Jahrhundert  der  Peterspfennig  als  frei- 

willige Gabe  der  angelsächsischen  Könige  an  das  römische  Pilger- 
quartier und  seit  AMlhelm  dem  Eroberer  als  regelmäßige,  vom 

Papst  geforderte  Abgabe  an  die  päpstliche  Kammer,  die  von  den 

Haus-,  Vieh-  oder  Grundbesitzern  erhoben  wurde.^) 
Schon  frühe  machte  ein  streng  geregeltes  System  von  Abgaben 

der  Geistlichkeit  an  die  päpstliche  Finanzverwaltung  einen  regel- 
rechten Geldverkehr  zwischen  Rom  und  weit  entfernten  Ländern 

notwendig,  und  so  erklärt  es  sich,  daß  die  Kirche  bereits  eine  aus- 
gebildete geldwirtschaftliche  Verfassung  besaß,  als  die  Territorien 

und  Städte  noch  tief  in  der  Naturalwirtschaft  steckten.^)  In  dieser 

Hinsicht  ist  gerade  von  den  jetzt  durch  die  Görres-Gesellschaft 

herausgegebenen  Rechnungsbüchern  der  päpstlichen  Hof-  und  Finanz- 
verwaltung des  14.  Jahrhunderts  für  die  Geldgeschichte  ein  reicher 

Ertrag  zu  erwarten.^^)  Schon  der  erste  Band,  welcher  die  Ein- 
nahmen umfaßt  und  von  Emil  Göller  bearbeitet  ist,  enthält 

zalilreiche  Nachrichten  über  die  Münzprägung,  Abgaben  des  Münz- 
meisters an  die  päpstliche  Kammer,  die  Legierung,  den  Betrag  der 

Prägung  usw.^)  Insbesondere  hat  jedoch  der  zweite  soeben  er- 
schienene Band,  von  K.  H.  S  c  h  ä  f  e  r  bearbeitet,  welcher  die  Aus- 

gaben unter  Johann  XXII.  umfaßt,  reiches  geldgeschichtliches 

Material  zutage  gefördert.  Vieles  davon  ist  vom  Herausgeber  auch 

für  die  Darstellung  verwendet  worden,  und  die  von  ihm  aufgestellten 

Kurstabellen  über  die  \\'ertvergleiche  des  Florentiner  Goldguldens 
mit  den  von  etwa  1200  bis  1375  in  Westeuropa  umlaufenden  Geld- 

sorten   sind    für    die    deutsche  Geldgeschichte    äußerst    wertvoll,^) 

')  vgl.  O.Jensen,  Der  englische  Peterspfeiiiiig  und  die  Lehenssteuer  aus 
England  und  Irland  an  den  P.ipststuhl  im  ̂ littelalter,  Heidelberg  lOOJ. 

'-)  Hinsichtlich  des  Übergangs  von  der  Natural-  zur  Geldwirtschaft  vgl. 

\\'.  Lo  tz.  Das  Aufkommen  der  Geldwirischaft  im  sfaiitlichen  Haushalt  (=  Volks- 
wirtschaftliche Zeitfragen  Nr.  233),  Berlin  1903. 

*)  Näheres  über  diese  Quellen  siehe  oben  S.  223  ff. 

*)  vgl.  auch  P.  M.  Baumgarten,  Vatikanische  Akten  zur  Geschichte  der 
päpstlichen  Hof-  und  Finanzverwaltuug  von  1316—1378.  Hist.-pol.  Blätter  für 
das  kath.  Deutschland  Bd.  145  (1910)  S.  719. 

')  Der  umfangreiche   geldgeschichtliche  Teil   der   Arbeit   von  Schäfer   ist 
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Avennfrlt'ich  von  iiuinisniatisclieii  Sacliverständigen  an  der  Arbeit 
von  Schäfer  erlieblielie  Aiisstellimg^en  gemacht  worden  sind. 

^lit  dem  14.  Jahrhundert  beginnen  die  schriftlichen  Quellen 

für  die  Münz-  und  Geldgeschichte  überhaupt  reichlicher  zu  fließen. 
Neben  den  nuissenhaft  überlieferten  Urkunden  über  aboeschlossene 

Rechtsgeschäfte,  den  Gültbriefen,  Stadtrechtskodifikationen  usw. 

sind  die  städtischen  Rechnungsbücher,')  welche  jetzt  allgemein  auf- 
kommen und  sich  für  nmnclie  Städte  lückenlos  bis  zur  Gegenwart 

erhalten  haben,  als  wichtige  Quelle  zu  bezeichnen.  Mit  ihrer  Hilfe 

lassen  sich  die  Münzrechens3'steme,  die  Ankäufe  und  Preise  von 
p]delmetall,  das  Wertverhältnis  der  verschiedenen  Sorten  zu  einander, 

der  Sclilagschatz  und  vieles  andere  feststellen. 

Einen  noch  weit  besseren  Einblick  in  diese  Dinge  ermöglichen 

die  vom  städtischen  Münzmeister  geführten  Rechnungsbücher  und 

die  zugehörigen  Akten,  die  allerdings  gewöhnlich  erst  zu  Ausgang 

des  Mittelalters  begimien.  Sie  gewähren  vollen  Einblick  in  alle 

J'rägungsverhältnisse  und  ermöglichen,  die  wichtigen  währungs- 
politischen Grundsätze  in  die  Vergangenheit  zurückzuverfolgen. 

Gerade  das  münzpolitische  Moment  ist  von  den  meisten  Arbeiten 

nicht  berücksichtigt  worden,  und  es  wäre  zu  wünschen,  daß  bei 

geldgeschichtlichen  Untersuchungen  insbesondere  das  zahlenmäßige 
Verhältnis  der  einzelnen  Sorten,  die  Umprägung  verrufener  Münzen, 

die  Bezugsquellen  für  den  Ankauf  von  Edelmetallen,  die  Menge  der 

geprägten  Münzen  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  falls  letztere  fest- 
zustellen ist,  eingehender  untersucht  würde,  als  dies  bisher  geschah. 

Es  ist  bekannt,  daß  bei  der  territorialen  Zersplitterung  des 

deutschen  Münzwesens  stets  eine  große  Menge  der  verschiedensten 

Münzsorten  g- 1  e  i  c  h  z  e  i  t  i  g-  im  Umlauf  gewesen  ist.  Insbesondere 

war  dies  bei  Grten  mit  regem  Handels-  und  ]\[eßvei'kehr  der  F'all. 
Die  Kaufleute  aus  aller  Herren  Länder  brachten  ihr  eigenes  (4eld 
nach  den  ]\leß-  und  Handelsstädten  mit  und  vermehrten  so  die  Zahl 

der  umlaufenden  Sorten  oft  ins  Ungemessene.  Manche  von  den 

fremden  Münzsorten  erhielten  durch  Taritierung  den  Charakter  als 

Kui-rantgeld,   und  wir  kennen  die  wichtigsten  jeweils  umlaufenden 

auch  separat  erschienen  unter  dem  Titel:  K.  II.  Schäfer,  Der  Geldkurs  im 
13.  und  14.  Jahrhundert,  Kurstafeln  und  urkundliche  Wertvergleiche  des  Florentiner 

Goldguldeu  zu  den  Edelmetallen  und  den  wichtigsten  europäischen  Gold-,  Silher- 
iind  Sclieidemünzen,  F'aderborn  1911. 

')  Näheres  über  den  Wert  dieser  Quellen  im  allgemeinen  s.  oben  S.  222  ff. 
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Sorten  aus  drii  zalilrciclifii  ]\riinztai-ifHii.  welclic  iiifistt-iis  durch  den 

Druck  verüfteutlicht  oder  sdiistwic  lickannt  iicniaclit  wui-dcn.  AlN^in 

diese  tarifierten  Sorten  l)il(l(ii  nur  einen  kleinen  'leil  dei-  umlaufenden 
Münzen,  eben  nur  die  ()hri<ikeitlicli  ausdrücklich  zujielasseneii. 

Kine  bisher  noch  nicht  beachtete  Quelle  zur  P^eststelluiifi^  der 

in  einem  bestinmiten  AN'irtschaftsjrebiet  umlaufenden  Sorten  besitzen 
wir  in  den  <'ei'ic]itlicli  aufi^-enoHinienen  \'ermöji:ensinveuta)'en  \'er- 
storbener  PersoinMi,  di(^  uns  an  manchen  Stellen  (z.  H.  im  Frank- 

furter Stadtarchiv)  massenhaft  überliefert  woi'den  sind.  Die  Ver- 
mögensbestände sind  so  genau  aufgezeichnet,  daß  bei  den  Bar- 

vorräten die  einzelnen  Sorten  genannt  werden,  sogar  der  Inhalt 

der  Sparbüchsen  ist  genau  verzeichnet.  S  c  li  n  a  p  p  e  r  -  A  r  n  d  t  hatte 
seinerzeit  den  Versuch  unternommen,  die  Inventare  nach  dieser 

Richtung  für  geklgescliichtliclie  Forschungen  zu  verwerten,  und  in 
seinem  Nachlaß  befindet  sich  unter  anderem  noch  eine  sehr  wert- 

volle Zusammenstellung,  welche  den  Zeitraum  von  1500  bis  1800 

umfaßt  und  die  in  den  Inventaren  und  Depositenbüchern  des 

P'rankfurter  Stadtarchivs  verzeichneten  Münzsorten  wiedergibt. 
Um  die  deutsche  Geldgeschichte  auf  eine  einigermaßen  sichere 

Grundlage  zu  stellen,  ist  es  vor  allen  Dingen  nötig,  daß  das  un- 

ermeßlich weitschichtige  Material,  w^elches  in  Münzedikten  über- 
liefert ist,  wenigstens  in  den  allerwichtigsten  Stücken  in  zuver- 

lässigen Ausgaben  dei-  wissenschaftlichen  Forschung  zugänglich 
gemacht  wird.  In  dem  umfangreichen  und  sehr  verdienstvollen 

Sammelwerk  von  Hirsch^)  wird  zwar  ein  umfassendes  Material 

an  Münzedikten  des  Keichs,  der  Kreise,  Teri'itorien  und  freien 
Städte  vorgeführt.  Allein  der  Abtlruck  ist  nicht  zuverlässig,  und 
vor  allen  Dingen  gibt  Hirsch  nur  einen  Teil  des  Materials  wieder, 
auch  ist  die  Auswahl  bei  ihm  eine  ziemlich  willkürliche.  Was 

not  tut,  ist  eine  streng  lokal  vorgehende,  kritische  Ausgabe  aller 

wichtigen  gesetzlichen  Voischiiften  über  das  Münzwesen  im  Reich, 

den  wichtigsten  Territorien  und  freien  Städten  sowie  der  ̂ lünz- 

gesetze  in  den  zehn  Reichskreisen,  die  seit  1571  mit  der  Durch- 

führung des  Münzwesens  betraut  wurden.^)  Allerdings  ist  die  Arbeit 
eine  gewaltige  und  übersteigt  bei  weitem  die  Kraft  eines  einzelnen, 

')  J.  C.  Hirsch,  Des  Teutschei)  Kelches  Münzarcliiv.  '.J  Teile.  17üÜ  — ITt.S. 
-)  Für  Frankfurt  ist  eine  Sammlang  der  Münzedikte  durchgeführt  worden 

vuii  dem  Senator  Cleynmann,  dessen  „Diplomatarium  monetarium"  im 
Frankfurter  Stadtarchiv  aufliewahrt  wird, 

Stieda-Festschrift.  18 
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•  sie  kann  daher  nur  bei  entsprechender  Arbeitsteilun»-  und  durch 
eine  Anzahl  ofeeig-neter  Fachleute  bewältigt  werden.  Schon  die 
Durcharbeitung  der  Kreismünzakten  erfordert  einen  außergewölin- 
lithen  Aufwand  an  Zeit  und  Arbeitskraft.  Um  das  Ziel  zu  erreichen, 

wäre  eine  planmäßige  Organisation  etwa  durch  eine  gelehrte  Gesell- 
schaft oder  ein  eigens  zu  begründendes  Institut  empfehlenswert. 

Die  Publikation  dieser  Denkmäler  der  deutschen  Münz-  und  Geld- 
geschichte wäre  eine  verdienstvolle  und  dringliche  Aufgabe  der 

deutschen  Geschichtsforschung  und  den  Veröffentlichungen  dei- 
Monumenta  Gennaniae,  der  Reichstagsakten  und  der  hansischen 
Geschichtsquellen  würdig  an  die  Seite  zu  stellen. 

Viel  zu  wenig  berücksichtigt  ist  auch  in  der  deutschen  geld- 
geschichtlichen Forschung  die  Popularliteratur,  welche  sich  in 

Zeiten  wirtschaftlicher  Krisen  oft  sehr  eingehend  mit  dem  Münz- 
und  Geldwesen  beschäftigt  hat.  Unter  dem  P^influß  der  Reformation 
ist  im  16.  Jahrhundert  eine  weitverbreitete  Flugschriftliteratur 
entstanden,  die  sich  anfangs  nur  mit  theologischen  Fragen,  später 
al)er  auch  sehr  eingehend  mit  den  Problemen  des  Wirtschaftslebens 
beschäftigt  hat  und  insbesondere  im  17.  Jahrhundert,  zur  Zeit  der 

Kipper  und  Wipper,  eine  große  Ausdehnung  gewann.^) 
Der  Wert  dieser  Schriften  ist  sehr  verschieden,  und  sie  sind 

natürlich  wie  alle  Flugschriften  als  Geschichtsquelle  nur  mit  Vor- 
sicht zu  benutzen.  Neben  einer  Menge  von  minderwertigen  oder 

gar  wertlosen  Erzeugnissen  gibt  es  zahlreiche  theoretisch  hoch- 
achtbare Leistungen,  wie  z.  B.  das  bekannte  als  Flugschrift  ver- 
breitete Gutachten  des  Reichspfennigmeisters  Geizkofler,  die  von 

W.  Lotz  herausgegebenen  albertinisch-ernestinischen  Münzschriften 
oder  das  von  Gothein  ans  Licht  gebrachte  Colloquium  zwischen 

Bürger,  Bauer  und  Edelmann.^)  Treffliche  literarische  Erzeugnisse 
der  älteren  Literatur  vom  Geldwesen  sind  schon  völlig  vergessen, 
und  es  wäre  verdienstvoll,  eine  Auswahl  der  besten  von  ihnen 
durch  Neudrucke  wieder  bekannt  zu  machen,   um  unsere  Kenntnis 

')  Eine  kurze  Charakteristik  dieser  Flugsihrilteniiteratur  gibt  \V.  Koscher 

in  seiner  „Geschichte  der  Nationalökonomie  in  Deutschland"  1S74  8.  173  —  18.'. 
Seine  Darstellung  ist  jedoch  keineswegs  erschöpfend,  sondern  berücksichtigt 
nur  einige  besonders  wichtige  und  stark  verbreitete  Schriften. 

*)  Die  beiden  von  Lotz  und  Gothein  besorgten  Neudrucke  sind  ersciiienen 
in  der  von  Brentano  und  Leser  herau.sgegebenen  „Sammlung  älterer  und 

neuerer  staatswis-senschaftlicher  Schriften  des  In-  und  Auslandes"  (Nr.  2  und  3). 
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vom  deutschen  Geldwesen  der  Vergano^enheit  auch  litt  rargeschicht- 
lich auf  eine  sichere  Grundlao-e  zu  stelh'i». 
Der  Aufbau  einer  deutschen  Münz-  und  (Teldgeschichte  setzt 

also  eine  gewaltige  und  mühselige  Vj^rarbeit  und  das  Zusammen- 
wirken der  verschiedensten  (-relehrtenkreise  voraus.  Den  Erfolg 

für  die  gesamte  deutsche  wirtschaftsgeschichtliche  Forschung  kann 
umn  kaum  hoch  genug  einschätzen.  Da  entsprechend  der  lokalen 
Zersplitterung  des  deutschen  Geldwesens  nur  eine  große  Anzahl 
lokalgeschichtlicher  Forschungen  die  erforderliche  Grundlage  liefern 

können,  so  wären  besonders  die  landesgeschichtlichen  Publikations- 
institute die  berufenen  Organe  zur  Förderung  dieser  Bestrebungen, 

Ihre  erste  Aufgabe  sollte  es  eigentlich  sein,  die  "\^Mrtschaftsgeschichte 
ihres  Gebietes  durch  die  Herausgabe  einer  Münz-  und  Geldgeschichte 
auf  sicheren  Boden  zu  stellen,  ehe  sie  sich  an  die  Erforschung 
wirtschaftsgeschichtlicher  Einzelheiten  begeben.  Allerdings  wird 
vorläufig  die  Hauptschwierigkeit  sein  und  für  längere  Zeit  auch 
bleiben,  geeignete  Persönlichkeiten  für  die  Bearbeitung  lokaler 

]\Iünz-  und  Geldgeschichten  zu  gewinnen,  allein  wenn  einmal  die 
wissenschaftliche  Numismatik  eine  bleibende  Stätte  an  unseren  Uni- 

versitäten erhält,   wird  auch  diesem  Mangel  bald   abgeholfen  sein. 

I 

I 

18* 



Die  Bedeutung  des  Unternehmerstandes  für  den 
industriellen  Fortschritt  in  Sachsen. 

Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  sächsischen  Industrie. 

Von  Johannes  März. 

Tu  eiiu'in  Voitiatic  in  der  Gelie-Stiftung-  zu  Divsileii  liat 

Ludwitr  PolileM  eine  die  Bedeutung'  für  den  industriell-gewerb- 

lichen Fortschritt  aut'zeioende  AVürdiouno-  des  Unternehnierstandes 
<i:e<ieben,  die  zu  dem  wenigeniiutengehürt,  wasdie  neue  volksAvirtschatt- 
liclie  Literatur  über  die  vielumstrittene  Bedeutung  des  Unternehmers 

für  die  Volkswirtschaft  hat  verlauten  lassen.  Daß  der  Unternehmer- 

stand im  öffentlichen  Leben  und  in  einem  großen  Teile  der  National- 
ökonomie oft  nur  geringes  Verständnis  findet,  ja  daß  nmn  ihm,  dem 

führenden  Stande  des  heutigen  Wirtschaftslebens,  eine  zum  Teil 

leidenschaftliche  Gegnerschaft  entgegenbringt,  sowohl  in  der  Schicht, 

die  er  ül)erflügelt  hat,  dem  Mittelstand,  als  auch  bei  denen,  an 

welchen  er  die  ökonomische  Führung  direkt  ausübt,  den  Lohn- 
arbeitern, hebt  die  genannte  Schrift  als  eine  bekannte  Tatsache 

nicht  ohne  Bedauern  hervor. 

Man  darf  behaupten,  daß  für  eine  objektivere  A\'ürdigung  »h'i- 
J Leistungen  des  Unternehmerstandes  so  lange  keine  besseren  Aus- 

sichten vorhanden  sind,  als  die  sozialistische  zum  Moralisieren  und 

Ethisieren  neigende  Betrachtungsweise  die  auch  im  soziologiscli- 

liolitischen  Leben  einflußreichen  iikononiisclien  Schulen  beherrscht.^) 

')  Ludwig  Pohle,  Der  l'nternehmerstand,  Vorträge  der  Gehe-Stiftung  zu 
Dresden,  Bd.  3.  1910. 

")  Die  Notwendigkeit,  bei  der  Betrachtung  der  modernen  Berufsstände  aucli 
den  Unternehmerstand  mehr  und  objektiver  als  bisher  zu  berücksichtigen,  betont 

außer  Pohle  seit  längerer  Zeit  auch  Ehrenberg,  namentlich  im  Thünen- 
.\rchiv.  ferner  Julius  Wolf-Breslau.  Die  Arbeiten  Alexander  Till  es,  die 

von  der  gleichen  Erkenntnis  ausgehen,  sind  wegen  dt-r  Extravaganz  des  Ver- 
fassers in  Hinsicht  der  wirtschaftlichen  Auffassung,  der  politisierenden,  stark 

ins  Agitatorische    sich  verlierenden  Darstellung    und   der  Sonderbarkeit   seiner 



Die  Bedeutung  des  rnteinehinerstaiides  usw.  277 

H'u'V  konzenti'ici't  sich  das  IiitHvsse  auf  den  zweitHii.  tiii-  die  iiKjdcrne, 
\()lks\virtschatt  charakttTistisclieii  Stand,  die  Lohnai-beiterscliaft, 
deren  soziale  Stellung:  wissenschaftliche  Kreise  sehr  früh  zu  ein- 
oehender  Betrachtun<2:sweise  veranlaßt  hat.  Die  (Iriinde  für  das 

Zurücktreten  des  llnternehmerstandes  bei  der  Hehandlun":  der 

UKidernen  Berufsstände  in  der  nationalökonomischen  A\'issenschaft 
sind  verschiedene.  Sie  liefen  eiinnal  in  (h-ni  überraja^enden  P^influß 

der  Theorie  von  der  kai)italistis('hen  W'irtschaftsauffassunji-.  Die 
t;inseitig:keiten  der  an  Adam  Smith  und  die  Engländer  anknüi)fendeu 

Schule,  di«  Unternehmer  =  Kapitalist  setzen,  sind  durchaus  nicht, 

wie  Brentano^)  bemerkt,  vollständig-  überwunden.  Wenn  auch  dem 
Unternehmer,  als  dem  ..Träger  des  menschlichen  Geistes,  der  die  Pro- 

duktionselemente trennt  und  verbindet  und  so  das  Produkt  schafft", 

gegenüber  der  weitverbreiteten  ..Popularlehre  von  der  alleinig-en 

Pr()(hiktivität  und  dem  alleinigen  objektiven  "Wert  der  materiellen 

Arbeit"  eine  gebührende  \\'ür(ligung  heute  wenigstens  in  einem  Teil 
der  nationalökonomischen  Wissenschaft  zuteil  wird,  so  erkennt  man 

doch  auch  hier  noch  dem  Kapital  eine  Kolle  zu,  der  geg-enüber  die 

Bedeutung  des  Unternehmers  wesentlich  zurücktritt.  Hiergeg-en 
wendet  sich  mit  Recht  Biermann.-)  Nicht  kann,  wie  Brentano'') 
behauptet,  der  Unternehmer  seine  die  Produktionselemente  trennende 
und  verbindende  Tätigkeit  nur  in  dem  Maße  ausführen,  als  er  über 

Kapital  verfügt,  sondern  erst  durch  den  Unternehmer,  als  den  ein- 
zigen Produktions f a k 1 0 r ,  werden  die  Elemente  der  Produktion: 

Natur,  Kapital  und  exekutive  Arbeit,  in  den  Dienst  der  Produktion 

gestellt.     Diese   letztere   Auffassung  ßiermanns*)   scheidet    richtig 

Tenniiiologie,  wie  Eeliandliing:  der  Sprache,  wissenschaftlich  wertlos.  Hervor- 
zuheben sind  dagegen  die  Arbeiten  von  Wirniinghans  sowie  dem  Schweizer 

Nationalrat  Dr.  Ednard  Su  Izer-Zieger.  Eine  schöne  Würdigung  der  Verdienste 
des  Unternehmerstandes  um  die  Entwicklung  und  die  Fortschritte  eines  Industrie- 

zweiges gibt  auch  Stieda  in  dem  Schlußwort  seiner  Monographie  über  „Die 

keramische  Industrie  in  Bayern  während  des  18.  Jahrhunderts".  Leipzig,  B.  G. 
Teubner  1906. 

')  Brentano.  Der  Unternehmer,  Vortrag,  gehalten  am  8.  Januar  1907  in 
der  Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  in  Berlin.  Erschienen  in  „Volkswirt- 

schaftliche Zeitfragen'.  Vorträge  und  Abhandlungen,  hrsgeg.  von  der  Vcdks- 
wirtschaftlichen  Gesellschaft  in  Berlin,  Jahrg.  XXIX. 

-)  W.  Ed.  Bier  mann,  Zur  Lehre  von  der  Produktion  und  ihrem  Zu- 
sammenhang mit  der  Wert-,  Preis-  und  Einkommenslehre,  Lpz.  1904. 

■^)  Brentano  a.  a.  0.  S.  20. 
*)  Von   dieser  Auffas.-^ung   aus    kommt  Bier  mann  auch  bereits  zu  einer 
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(las  Kaiiital  von  den  Produktionsanlajren.  T^nter  diesem  Begriffe 
sind  zu  verstehen  die  Betriebsgebäude,  Werkzeuge,  Maschinen, 
])roduzierte  Produktionsmittel,  deren  Kennzeichen  ist,  daß  sie  durch 
Arbeit  entstellen.  Kapital  sind  die  durch  Sparen  entstandenen 

..werbenden  (Teldsummen".  Große  Geldmittel  sind  sehr  oft  bei  den 
Anfängen  selbst  der  grüßten  Unternehmungen  noch  nicht  vorhanden 
gewesen  und  man  kann  bereits  auf  Grund  der  heute  vorhandenen 

Unterlagen  nachweisen,  daß  der  weitaus  größte  Teil  der  Unter- 

nehmer Deutschlands  ohne  dieses  soeben  charakterisierte  „Kapital*' 
ihre  Tätigkeit  begonnen  haben.  So  besaß  Krupp  nach  25  Jahren  der 
Führung  der  im  Jahre  1826  übernommenen  verfallenen  Gußstahl- 

fabrik noch  kein  nennenswertes  Vermögen.  ,.Es  ist  bekannt,  daß  im 
Jahre  1826  die  verfallene  Gußstahlfabrik  ohne  Vermögen  mir  zur 

Führung  anvertraut  wurde.  IsUt  wenig  Leuten  fing  ich  an,  sie  ver- 

dienten mehr  und  lebten  bessei-  als  ich;  so  ging  es  fast  25  Jahre 
fort  mit  Sorgen  und  mühevoller  Arbeit,  und  als  ich  dann  eine  größere 
Zahl  von  Leuten  beschäftigte,  war  dennoch  mein  Vermögen  geringer, 

als  was  heute  mancher  Arbeiter  der  Gußstahlfabrik  besitzt."  ̂ ) 
Von  der  Seite  wissenschaftlicher  Betrachtung  aus,  die  Biermann 

richtigen  Einschätzung  der  volkswirtschaftliclieu  Bedeutung  des  Unternehmer- 
Standes  als  solchen,  wie  sie  Pohle  in  seinem  Vortrag  darlegt.  ,.Es  gehört 

zu  den  ungeheuerlichsten  Verirrungen  des  menschlichen  Geistes,  wenn  kom- 
munistische Denker  (freilich  im  Anschluß  an  die  klassische  Schule,  insbe- 

sondere an  Ricardo)  gerade  die  materielle  Arbeit  als  allein  produktiv  bezeichnet 

haben.  Die  lächerliche  Geringschätzung  der  geistigen  Arbeit,  die  jeder  Lebens- 
kenntnis bare  Unterschätzung  eines  geistig  hochstehenden  Unternehmertums 

ist  die  Signatur  des  historischen  Materialismus  geworden.  Natürlicli  verhält 

es  sich  gerade  umgekehrt:  Die  organisatorische  „dispositive"'  Arbeit  des 
„Unternehmers"  (im  weitesten  Sinne  des  Wortes)  ist  der  einzige  Produktions- 

faktor, die  materielle  Arbeit  dagegen  nur  ein  Element.  Sie  trägt  erst  dann 
zum  Enderfolge  iler  Produktion  bei,  wenn  sie  durch  schöpferische  Intelligenz 
und  Organisation  der  geistigen  Arbeit  in  den  Dienst  der  Produktion  gestellt 

worden  ist.  Die  ..exekutive'  Arbeit  ohne  das  Ferment  der  organisatorischen 
„dispositiven"  Arbeit  ist  einem  großen  Heere  ohne  einen  Feldherrn  vergleich- 

bar. Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  eine  sidche  Zurückweisung  übertriebener 

Schätzungen  der  rein  materiellen  Arbeit  des  Lohnarbeiters  und  eine  gerechtere 

Würdigung  der  geistigen  Arbeit  in  ihrer  Bedeutung  für  das  volkswirtschaft- 
liche Geschehen  auch  in  der  Wert-  und  Preislehre,  sowie  in  der  Verteilungs- 
lehre ZQ  anderen  Resultaten  gelangen  muß  wie  jene  einseitige  Glorifizierung 

der  mechanischen  Handarbeit."  Biermann  a.  a.  0. 
')  Krupp,    Ein  Wort   an  die  Angehörigen  meiner  gewerblichen  Anlagen. 

Als  Manuskript  gedruckt.   Essen,  Buchdruckerei  des  Kruppschen  Etablissements. 
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mit  anderen  vertritt,  wird  sonach  ih-r  rntcrnt'hnu'r  als  rrodnktions- 

faktor  gegenüber  der  ilm  völlig  negierenden  kajjitalistisch -marxi- 
stischen Wirtschaftsauffassung  gewürdigt.  Eine  wissenschaftliche 

Behandlnng  des  Unternclinierstandes  als  solchen,  seiner  Stellung 

und  Bedeutung  innerhalb  der  Volkswirtschaft  ist  aber  damit  nicht 

gegeben,  wenngleich  sie  natürlich  ihren  Ausgangspunkt  an  dieser 
vStelle  nehmen  würde.  Die  weiteren  Unterlagen  wären  dann  erst 

zu  gewinnen,  wenn  die  Geschichte  der  indu.striellen  und  gewerb- 
lichen EntAvicklung  eine  ausreichende  Bearbeitung  gefunden  hat. 

Vorarbeiten  hierzu  sind  bisher  mir  vereinzelt  gemacht  worden, 

meist  nur  dort,  w^o  der  Unternehmerstand  ins  Kiesenhafte  gehende 

Unternelimungen*)  schuf.  Dabei  wird  die  überragende  Bedeutung 
einzelner  führender  Persönlichkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Industrie 

naturgemäß  gewürdigt.  Es  wäre  aber  ein  Irrtum,  wenn  man  an- 

nehmen wolle,  daß  es  zu  der  großartigen  industriellen  und  gewerb- 
lichen Entwicklung  der  Neuzeit  nur  des  Anstoßes  einzelner  bedurft 

hätte.  So  bedeutsam  solche  Pioniere  auch  gewesen  sind,  auch  ihre 

Anregungen  wären  nicht  nutzbar  gemacht  worden,  wenn  nicht  die 

große  Menge  der  Unternehmer  in  allen  Zweigen  des  Gew'erbes 
Arbeitskraft,  Intelligenz,  Erfindungsgabe,  Fleiß  und  Ausdauer  an- 

gewendet hätten,  mit  denen  die  Tausende  der  industriell -gewerb- 
lichen Unternehmungen  zur  Höhe  gebracht  wurden  und  noch  heute 

geleitet  werden.  Dies  festzustellen,  würde  Aufgabe  einer  Geschichte 
der  Industrie  Sachsens  und  Deutschlands  sein. 

Das  Material  zu  einer  solchen  Geschichte  der  Industrie  und  der 

Gewerbe,  namentlich  derjenigen  GeAverbe,  die  zur  industriellen  Ent- 

Avicklung übergegangen  sind,-)  ist,  wie  gesagt,  leider  noch  sehr  lücken- 

')  Vgl.  Ehrenberg,  Die  Unternehmungen  der  Gebrüder  Siemens.  Der- 
selbe, Große  Vermögen.  Auch  andere  bedeutende  Unternehmer  und  Unter- 

nehmungen haben  ihren  Geschichtsschreiber  gefanden. 

'^)  Das  betont  besonders  auch  Stieda  in  dem  Artikel  „Fabrik"'  im  HWB. 
der  Staatsw.  Die  Forschung  hat  das  dunkle  Gebiet  der  Entstehung  des  Fabrik- 

wesens noch  nicht  im  Zusammenhange  beleuchtet,  es  existieren  auch  nur  wenige, 

zum  Teil  auch  nur  bruchstückartige  Arbeiten  über  die  Entwicklung  einzelner  In- 
dustriezweige. Wo  sie  vorhanden  sind,  tritt  der  Anteil  des  Uniernehmerstandes 

an  dieser  gewöhnlich  kaum  hervor.  Wie  solche  Untersuchungen  interessant 
und  auch  für  die  Würdigung  der  Bedeutung  des  Unternehmerstandes  für  den 
industriellen  Fortschritt  nutzbar  gemacht  werden  können,  zeigt  Stieda  in 

seinen  Untersuchungen  über  die  Entwicklung  der  keramischen  Industrie  in  ver- 
schiedenen deutschen  Landesteilen  (Bayern,  Thüringen  u.  a ). 
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liat't;  (las  *>ilt  auch  von  den  VdrlH'jicnden  üntersucliunjien  über  die  Ge- 
vsehielite  und  Eilt  wiekluii.ü-  eiiizeliieiliidustriezweige  in  volkswirtseliaft- 
lielier  Hinsiclit.  ]\lan  muß.  will  man  über  das  Ganze  der  industriellen  Ent- 

Aviekluno- etwas  erfahren,  auf  die  historisclien  Darstellungvn  der  Tech- 

nik zurückgreifen,  die  g-ewiß  auch  wertvolles  Material  für  die  Ge- 
t;cliichte  des  Unternehmerstandes  bieten.  Sie  enthalten  aber  in  der 

Eegel  natürlicli  nur  die  Namen  derer,  die  speziell  Techniker,  sei  es 

mit  entsprechender  Vorbildung,  sei  es  durch  Genie  und  Begabung, 

gewesen  sind.  Aber  der  größte  Teil  der  Unternehmer  war  früher 
und  ist  heute  noch  Techniker  und  Kaufmann  zugleich,  wenn  auch 

die  kaufmännische  Tätigkeit  nach  außen  mehr  hervortritt.^)  Eine 
Geschichte  der  Industrie  und  der  Gewerbe  nach  volksAvirtschaft- 
lichen  Gesichtspunkten  Avürde  darum  auch  über  den  Anteil  des 

Unternehmerstandes  am  technisch-industriellen  Fortschritt  wertvolles 
Material  zutage  fördern  und  die  Namen  aller  derjenigen  festhalten, 

die,  sei  es  auch  nur  durch  kleinere  Erfindungen,  zweckmäßige 

Organisationsweiseii.  Verpflanzimg  bisher  nur  im  Auslande  betriebener 

FabrikationsniHthoden  oder  technische  Verbesserungen  an  einzelnen 

Erfindungen  oder  Produktionsprozessen,  zur  Entwicklung  der  In- 
dustrie zu  ihrer  heutigen  Höhe  beigetragen  haben. 

l)i(^  Entwicklung  der  Industrie  Sachsens  wird  nur  in  einigen 

Gesamtdarstellungen'-)  der  sächsischen  Volkswirtschaft  behandelt. 
Das  für  unsern  Zweck  Brau(dibare  drängt  sich  hier  aber  auf 

wenige  Angaben  über  Namen  und  Lebensdaten  hervorragender 
Untermdimer  und  Entstehung  oder  Vergehen  der  bedeutsamen 

Unternehmungen  Sachsens  zusammen.  Das  Fortschreiten  der  Ent- 
wicklung vom  Mangelhaften  zum  Besseren  und  die  Anteilnahme 

des  Unternehmerstandes  an  der  technischen  Vervollkommnung  tritt 

fast  nirgends  hervor.  Gerade  hierauf  würde  es  aber  ankommen, 
um  die  Bedeutung  des  Unternehmerstandes  für  die  Volkswirtschaft 

')  Hierauf  maclit  Pohle  aufmerksam.  Das  Bestreben  des  Unternehmers 
muß  ständig  auf  Herabdrückung  der  Selbstkosten  gerichtet  sein,  um  nicht  im 

Zeitalter  der  Gewerbefreiheit  iilötzlich  durch  einen  Betrieb  mit  niedrigeren  Pro- 
duktionskosten vom  Markt  verdrängt  zu  werden.  Diese  Verbilligung  der  Pro- 

duktionskosten kann  erfolgreich  nur  vorgenommen  werden,  wenn  der  Unter- 
nehmer selbst  die  technischen  Kenntnisse  seines  Produktionszweiges  besitzt. 

Pohle  a.  a.  0.  S.  23. 

-)  6o  vor  allem  Gebauer,  Die  Volkswirtschaft  im  Königreich  Sachsen, 
3  Bde..  Dresden  1893. 
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Sachsens  zu  zeij^vn.  ̂ Nlonomaidiicn  über  einzelne  fiilirende  Persön- 

lichkeiten aiit  industriellem  Gebiete  und  kleinere  Arbeiten  iibei- 

bestimmt  umgrenzte  Teile  oder  einzelne  Industriezwei«-e  sind  zwar 
vorhanden,  aber  naturgemäß  nicht  ausreichend,  um  ein  Bild  von 

der  Bedeutung  des  sächsischen  Unternehmerstandes  als  solchen 
zu  entwerten.  Es  fehlt  eben  auch  in  Sachsen  noch  an  bearbei- 

tetem Material  für  eine  zusammenhängende  Darstellung  dei-  Wirk- 
samkeit  des  Untei-nelimcrstandes.  obwohl  gerade  Sachsen  viel- 

leicht die  größte  Zahl  der  Mäimer  autzuweisen  hat.  die  ihre 

Lebensarbeit  auf  Vervollkommnung-  und  Ausbildung  der  gi'oßtMi 
englischen  Erfindungen  auf  dem  (4ebiete  der  Maschinentechnik  ver- 

wendet haben,  neben  einer  Reihe  von  Erfindern  von  Arbeitsmaschinen, 

Apparaten,  neuen  technischen  Verfahren  und  Betriebs-  oder  Fabrika- 

tionsmethoden  zur  Herstellung-  einzelner  Artikel,  die  heute  die  Grund- 
lage bedeutsamer  Industriezweige  bilden.  Indessen  sind  wir  nicht 

ganz  ohne  Nachrichten,  wenigstens  über  die  frühesten  Zeiten  der  Ent- 

wicklung- der  sächsischen  Industrie,  und  es  trifft  sich  glücklich,  daß 
die  cameralistischeu  Schriftsteller  des  18.  Jahrhunderts  einer  sub- 

jektiven Schreibweise  huldig-fen,  die  auf  die  Persönlichkeit  einen 

gewissen  A\'ert  legt.  Ihnen  erschienen  die  Männer,  die  für  die 
Entwicklung-  des  Gewerbes  Bedeutendes  leisteten,  erwähnenswert, 

ihre  Tätigkeit  wurde  an  ihrer  Bedeutung  für  das  "\\'ohl  des  Landes 
gemessen,  und  so  bilden  denn  die  gewerblichen  Journale,  die  Aus- 

stelhmgsberichte,  die  ,,Produkteu-.  Manufaktur-  und  Handelskunden- 
des 18.  und  19.  Jahrhunderts  ein  willkommenes  C^uelhMunaterial  für 

eine  Geschichte  der  sächsischen  Industrie  unter  dem  Gesichtspunkt 

der  Leistungen  der  sächsischen  gewerblichen  Unternehmer. 

Ihren  erfinderischen  Geist  rühmt  vor  allem  Kößig')  in 
st-iner  1803  herausgegebenen  Handelskunde:  ,.I)ie  erfinderische 

Industrie  der  Sachsen  belegen  nicht  nur  die  Zeugnisse  der  Aus- 
länder und  Reisenden,  sondern  auch  viele  Erfindungen  in  dem 

^Manufaktur-  und  Fabrikwesen  selbst.  Für  das  erstere  redet  das 

Zeugnis  Riesbecks  in  den  Briefen  eines  reisenden  Franzosen  über 

Deutschland:  „Ein  fleißigeres  Volk  als  die  Sachsen,  sagt  er,  habe  icji 

noch  nie  gesehen.  Das  ganze  Gebirge  wimmelt  von  geschäftigen 
]\Ienschen,  und  dem  nackenden  Felsen  brechen  sie  Nahrung  ab  . . .  Ihr 

')  C.  G.  R  ö  ß  i  g .  Die  Produkten-.  P^abrik-.  Manufaktur-  und  Handelskunde  vdn 
Chursachsen  und  dessen  Landen  in  zwej-  Teilen,  in  Römers  Staatsrecht  und 
Statistik  des  Kurfürstentums  Sachsen.  Leipzig  1804,  4.  Bd. 
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♦•rfindsHmer  Geist  ist  iinerniüdet  und  iinerschöpflicli.  Wenn  die  Mode 
oder  die  Mitwerbung  ihrer  Nachbarn  ilinen  einige  Arten  ihrer 

Manufakturen  niederschlägt,  so  haben  sie  in  einem  Augenblick 

zehn  andere,  um  die  ersteren  wieder  zu  ersetzen". 
Kößig  beweist  diese  Mitteilungen  an  interessanten  Beispielen,  die 

er  den  von  ihm  gesammelten  Nachrichten  über  die  damalige  sächsische 

Industrie  entnimmt.  Er  beschreibt  eingehend  ihre  Produktionweise, 

die  zum  großen  Teil  noch  gewerblich  war  oder  doch  erst  in  den  ersten 

Anfängen  der  Entwicklung  zur  industriellen  P'abrikation  stand.  Da 
Maschinen  in  dieser  Zeit  der  Entwicklung  der  sächsischen  Industrie 

nodi  etwas  Besonderes  waren,  so  gibt  er  von  allen  derartigen  Kon- 
struktionen eine  eingehende  Beschreibung  und  nennt  die  sächsischen 

Unternehmer,  deren  erfinderische  Tätigkeit  und  konstruktive  Be- 
gabung dabei  tätig  gewesen  sind.  Zu  den  ihm  besonders  merkwnirdig 

erscheinenden  ^laschinen  geholt  das  ,.Filatoriunr',  eine  Maschine, 
welche  zum  Zwirnen  und  Doublieren  der  Seide  verwendet  wurde, 

8ie  existierte  zu  Rößigs  Zeit  nicht  mehr,  doch  besaß  die  in  Sachsen 
noch  lebende  Familie  noch  die  Risse  und  Zeichnungen.  Als  ihr 

Erbauer  wird  Kammerrat  Rabe,  der  um  die  Hebung  der  Seiden- 
manufaktur in  Sachsen  sich  große  Verdienste  erworben  hat.  genannt, 

„nachdem  sachverständige  Leute  mit  vielen  Kosten  und  Lebens- 

gefahr das  ]\Iuster  in  Bologna  abgesehen  hatten";  sie  kostete  mit- 
samt dem  Haus,  in  welcliem  sie  aufgestellt  war,  50000  Taler.  Das 

Filatorium  arbeitete  mit  80  000  Spulen  und  leistete  in  einem  Tage 

ebensoviel,  als  500 — 600  Menschen  in  dieser  Zeit  niclit  leisten 

konnten.  Das  ganze  Werk  konnte  durch  14 — L5  Personen,  meistens 
Kinder,  bedient  w^erden.  Sein  Ruhm  war  so  weit  gedrungen,  daß 

P'riedricii  IL  gelegentlich  seines  feindlichen  Einfalls  in  Sachsen  die 
^laschine  durdi  eine  Wache  vor  Bescliädigungen  und  Zerstörungen 

der  lierumschweifenden  Truppen  soll  liaben  sichern  lassen. 

Peinige  Kaufleute,  die  späterhin  in  den  Besitz  der  Masciiine 

kamen,  vermochten  anscheinend  nichts  mit  ihr  anzufangen  und  so 

wurde  sie  scliließlicli  vernichtet.  Das  Beispiel  zeigt  neben  anderen, 

wie  eifrig  auch  in  Sachsen  um  die  Zeit  der  epocliemachenden  Er- 

findungen auf  dem  Gebiet  des  Maschinenwesens  konstruiert  w'urde, 
wenn  auch  diesen  Konstrukteuren  der  Eifolg  nicht  blühte,  den  die 

englischen  Ei-finder  erringen  konnten.  Rußig  nennt  weiter  einen 
Kaufmann  Aiinit  in  Düben.  dei-  im  Jalire  1800  eine  englische 

Wollspinnmascliine  autstellte,  feiiiei-  die  F'al)rikanten  Wühler  und 
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Bernliai'dt.  die  zuerst  in  Sacliseii  Baiiiiiw(»llsi)iiiimias(liiiien  nach 

en<rlisclieni  Muster  autstellten.  Vor  den  nach  en^dischei'  Alt  ein- 
fferichteten  Spinnmaschinenen  hatten  säclisische  Konstrukteure  be- 

reits Handspinnniaschinen  aufjjft'stellt  sowie  Handki-enipelniaschinen, 
die  durch  sinnreiciie  Kinri(htun<r«"n  immer  wieder  verbessert  wurden. 

Eine  solche  Verbesserun<r  brachte  beispielsweise  ein  Chemnitzer 
Fabrikant  an  dem  Le  inen-Dara  ast- Webstuhl  an,  indem  er 

mittels  eines  Speri'holzes  die  Kette  offen  hielt.  ..so  daß  der  Weber, 
der  auf  der  einen  Seite  das  Schiffchen  einschießt,  während  es 

zwischen  der  offenen  Kette  durchschießt,  auf  dei-  anderen  Seite 
solches  beheben,  auffan<ien  und  zurückwei-fen  kann". 

Andere  in  Sachsen  herg'estellte  bezw.  nach  fremden  Mustern 
konstruierte  Maschinen  sind  die  Tramirmaschine  (eine  Maschine, 

welche  mittels  eines  Rades  mehrere  Spindeln  zum  ,.Nesselg:arn 

drehen"'  bewerte),  die  Feuennaschine,  welche  für  die  Salinen  zu 
Kötschau  und  Teuditz  errichtet  war,  um  bei  dem  (jradieren  vor- 

züglich nicht  so  abhängig-  von  dem  Wasservorrat  oder  Mangel  zu 
sein,  die  Maschinerie  des  Amalgamii'werkes  in  Halsbi'ückerhütte  bei 
Freiberg,  wo  der  Maschinenmeister  Mende  um  das  Maschinenwesen 

große  Verdienste  sich  erwarb.  Aus  der  gi'oßen  Zahl  der  Namen  von 
Unternehmern,  die  um  die  Fortentwicklung  der  Industrie  sich  verdient 

gemacht  haben,  nennen  wir  mit  Hößig  dann  noch  1791  Friedrich  (Gottlob 
Meißner,  der  eine  Zwirnmanufaktur  einrichtete  und  mit  Hilfe  eines 

sachkundigen  Konstrukteurs  die  Zwirnmaschine  zu  großer  Vollkommen- 
heit brachte,  ferner  die  Familie  Leonhardi,  deren  Mitglieder  eigent- 

lich ursprünglich  Schwarz-  und  Blaufärbei'  waren  und  bereits  in  den 
90  er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  denbunten  Leinwanddruck  zu  Grimma 

..ins  Große"'  trieben.  Sie  besaßen  4  ̂ lanufakturhandlungen  in  Grimma 

und  vertrieben  ihre  A\'aren  bis  nach  (Jstindien  über  Holland.  Das  Roh- 
material bezogen  sie  aus  der  Oberlausitz.  Hier  hatten  sich,  nament- 

lich um  die  Damastweberei  in  Großschönau  bereits  zu  Ende  des 

17.  Jahrhunderts  einzelne  Unternehmer  verdient  gemacht.  Ein  ge- 
wisser Christoph  Krause,  der  sich  mit  einem  Mustermaler  und 

einem  Stuhlbauer  verband,  fertigte  einen  Webstuhl,  auf  welchem 

eine  kostbare  Tischgedeckgarnitur  für  den  Kaiser  mit  dem  kaiser- 
lichen Wappen  in  jeder  Serviette  gearbeitet  werden  konnte. 

Unter  den  Schleierfabrikanten  (Mousseline)  nennt  Rößig  einen 

Fabrikanten  Matt  ig,  der  einen  Ailikel  von  lustriertem  Flor  und 

*  4  breiter  Gaze  erfand.    Er  arbeitete  lange  in  der  Stille  mit  vielem 
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K(tstt-ii;uit\v;uul.  bis  er  1771  am  Bl.  Januar  die  eisten  Vollkonunen- 

heiten  dem  Zittauer  Rat  vorlegen  konnte,  welche  dem  sclnveizerischeu 

und  französischen  »leichkamen.  Um  die  Wollzeug-Manufaktur,  die 

1558  durch  einen  Antwerpener  Meister  in  F'rankenberg  eingeführt 
worden  sein  soll,  haben  sich  die  sächsischen  AWbei-.  deren  KunstfleiÜ 
besonders  gerühmt  wird,  sehr  verdient  gemacht.  Es  können  hier 

"weitere  Beispiele  nicht  aufgeführt  werden,  wenngleich  Rößig  deren 
noch  eine  ganz(^  Reihe  bringt.  Zu  l)edauern  ist  nur.  daß  bei  der 

Kürze  der  Darstellung,  die  durch  den  enzj'klojjädischen  Charakter 
der  Rößigschen  Darstellung  bedingt  war.  nicht  eingehendere  und 

nameutlich  mehr  den  Zusammenhang  mit  der  Entwicklung  aut- 
deckende Darstellungen  bei  Rößig  zu  finden  sind. 

In  dieser  Beziehung  bietet  ein  Schriftsteller,  der  ein  lialbes 

.lainhundert  später  Aufzeichnungen  über  die  sächsische  Industrie 

gemacht  hat.  außerordentlich  interessantes  Material.  Es  ist  Georg- 
Friedrich  Wieck.^)  dessen  Aufzeichnungen  ebenso  wie  diejenigen 
Rößigs  neben  dem  historischen  Wert  seiner  Darstellung  für  die 

Elntwicklung  der  Industrie  in  Sachsen  überliaui)t  wichtige  Finger- 
zeige über  die  Leistungen  des  sächsischen  Unternehmerstandes  für 

den  industriellen  Fortschritt  zu  geben  vermögen.  AVenn  Wieck 

schon  damals  sagen  konnte,  daß  sächsischer  GeAverbefleiß  ,.si(h 

nicht  zui'  exotischen  Riesenmäßigkeit  englischer  Fabriktätigkeit 

emporschwingen"  könne,  dagegen  durch  ,.merkwürdige  Vielseitig- 
keit und  naturgemäße  Entfaltung"  hervorrage,  so  ist  damit  zu- 

gleich der  Charaktei-  der  säclisischen  Industi'ie  von  heute  fest- 
gehalten. Nur  daß  die  technische  Vervollkonunnung  und  die  Viel- 
seitigkeit der  industriellen  Betätigung  seitdem  Riesenschritte 

gemacht  haben.  Fnd  diesen  Weg  zur  Höhe  technischer  Vollendung 

gegangen  zu  sein,  ist  die  bedeutsame  Arbeit,  die  der  Untemehmer- 

stand  in  Sachsen  für  die  Vidkswii'tschaft  des  Landes  geleistet  hat. 
In  den  vierziger^^Jahicn  des  vorigen  .Jahrhunderts  wiesen  sehr 

viele  fabi'ikmäßig  betriebene  Zweige  des  sächsischen  Gewerbes  noch 
gewisse  Mängel  auf.  i^esonders  die  schon  damals  wichtigsten  Industrie- 

zweige, der  Textilindustrie  und  des  Maschinenbaues  hielten  keinen 

Vergleich  mit  den  entsprechenden  Fabrikationszweigen  des  Auslandes, 

namentlich  Englands,  aus.     So  urteilt»^  der  Ausstellungsbericht^)  von 

')  G.  F.  Wieck,   Indu-striellt-  Zustände  Sachsens,   Das   Gesamtgetüet    des 
sächsischen  Manufaktur-  und  Falirikwesens.  Handels  und  Verkehrs,  Chemnitz  1840. 

^  Mitgetfilt  von  Wieck  a.  a.  0.  S.  2.^3. 
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1881  z.  B.  Über  die  Flaclisspinncivi:  „In  der  Bercitniifi'  iU's  K'oliHMchses 
liiit  sich  Sacliseii  das  verbcssci-tc  Verfahren,  weh-hes  namentlich  in 
Hraunschweig,  den  Niederlanden  usw.  anj^ewendet  wird,  noch  nicht 

zu  eigen  geniaclit.  Ebenso  steht  ersteres  hinter  dem  Auslände  in 

der  Halbfabrikation  der  P'lachsspinnerei  zurück.  Zwar  beschäftigt 
diese  in  der  Obei'huisitz  in  den  (4cri<'htsbezirken  ]*in-schenstein, 

I'faffroda  und  dortiger  rnigegeiid.  auch  in  und  hei  Kdlditz  zalil- 
reiclie  Hände,  aber  gewiß  werden  jährlich  noch  gegen  10  000  Zentner 

leinenes  Garn,  hauptsächlich  aus  Schlesien,  iler  preußischen  Ober- 
lausitz und  Böhmen  eingeführt,  während  Tansende,  die  sich  sonst, 

namentlich  im  Vogtlande  und  Erzgebirge,  von  der  Handspinnerei, 

früher  der  Baumwolle,  zuletzt,  wiewohl  schon  in  verminderter  An- 
zahl, der  Kammwolle  nährten,  in  der  Flachsspinnerei  Ersatz  für 

den  Verlust  jener  Erwerbszweige  finden  könnten"'. 
Von  anderen  Industriezweiyen  war  nach  Wieck  älmliches 

zu  sagen. ^) 
Die  obererzgebirgische  Eisenfabrikation  sei  namentlich  hin- 

sichtlich der  vollkommeneren  Verarbeitung  ihrer  Erzeugung  zum 

Behufe  einer  fortgeschrittenen  Maschinenbauerei  und  anderen  Eisen- 
arbeiten der  Gewerbe  sehr  bedeutend  zurückgeblieben.  Der  selbst- 

tätige Webstuhl  sei  in  der  Kunstweberei  in  Sachsen  noch  nicht 
eingeführt.  Die  Tuchnmnufaktur  Sachsens  stehe  keineswegs  auf 

dem  höchsten  Punkt  der  \'()llkommenheit.  die  sächsische  Spinnerei') 
nicht  auf  der  Höhe  der  englischen,  die  Weberei,  Druckerei  und 

P'ärberei  seien  vom  englischen  ]\Iai'kte  noch  fortwäliicnd    abhängig 

*)  Über  die  ehemals  lilühende  Bandfabrikation  urteilt  der  Ausstellungs- 
bericht von  1839:  „Es  handelt  sich  hier  nicht  mehr  darum,  ob  man  dem  auf 

Handarbeit  beschränkten  zunftraäßigen  Betrieb  oder  der  durch  Fabrikbetrieb 

bedingten  Anwendung  mechanischer  Hilfsmittel  den  Vorzug  geben,  sondern  viel- 
mehr darum,  ob  man  das  Gewerbe  überhaupt  erhalten  oder  es  ganz  und  rettungs- 

los fallen  lassen  wolle.  Was  in  der  Schweiz  und  in  Frankreich  hierin  geleistet 
Avird,  ist  zu  allgemein  bekannt,  als  daß  es  einer  ausführlichen  Nachweisung 
bedürfte.  Nur  mit  denselben  Waffen  kann  die  Überlegenheit  dieser  Leistungen, 
in  denen  sich  durch  Benutzung  aller  Hilfsmittel  der  Mechanik.  Vollkommenheit 

der  Technik  mit  Woblfeilheit  des  Preises  vereinigt,  bekämpft  werden".  Wieck 
a.  a.  0.  S.  343. 

-')  Das  Lob.  welches  der  Ausstellungsbericht  von  1837  der  sächsischen 
Baumwollspinnerei  zollte,  indem  er  behauptete,  dali  sich  dieser  Zweig  auf 
seinem  höheren  Standpunkte  erhalten  habe,  bezeichnet  Wieck  als  einen 
Irrtum  (a.  a.  0.  S.  54). 
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und  könne  »'ine  sichere  Basis  in  der  inländischen  Spinnerei  niclit 

finden;  das  Posamentiergewerbe  ginj^-e  zurück,  weil  es  nicht  den 
Fortschritten  des  Auslands  folgte;  den  sächsischen  Flanellen  machte 
man  den  Vorwurf,  daß  sie  nicht  die  schöne  Weiße  hätten  und  in 

der  "Wäsche  einliefen;  die  in  Hainichen  hergestellten  gestreiften 
Flanelle  und  Kattune  seien  zwar  wohlfeil,  „aber  eine  sehr  leichte 

Ware". 
Über  die  Maschinenfabrikation  klagt  Wieck,  daß  sie  in 

mancher  Beziehung  gegen  ihre  rheinische,  schlesische,  Magde- 
burger und  Berliner  Konkurrenz  nicht  aufzukommen  vermöge. 

Den  Grund  hierfür  findet  er  teilweise  in  den  teuren  Preisen  der 

Rohstoffe,  namentlich  der  Kohlen,  ferner  aber  darin,  daß  nament- 
lich am  Rhein  die  Eisenarbeiter  in  allen  Kategorien  vorgeschrittener 

und  tätiger  seien  als  die  sächsischen,  so  daß  sie  in  der  Regel  ein 
dreifaches  Maß  der  Leistung  hervorbringen.  Dadurch  erkläre  sich 
die  Möglichkeit  des  Absatzes  rheinischer  Maschinen  nach  Sachsen, 

der  besonders  im  Fache  der  Dampf-  und  Appreturmaschinen,  der 
Maschinen  für  die  Tuchfabrikation  nicht  unbedeutend  sei.  Während 

Preußens  und  Bayerns  Maschinenfabriken  ihre  Erzeugnisse  mit  Vor- 
teil nach  Sachsen  importierten,  sei  der  Export  der  sächsischen 

Maschinenindustrie  nur  gering. 

Eine  damals  sehr  bekannte  Firma  Fiedler  &  Lech  1er  in 

Scharfenstein  bezog  ihre  Spinnmaschinen  aus  Lüttich.  Kammwolle- 

spinnmaschinen w'urden  aus  Frankreich  eingeführt,  und  mit  wenig 
Ausnahmen  wurden  die  Maschinen  für  Tuchfabrikation  in  Sachsen 

noch  gar  nicht  hergestellt.  Diese  wenig  erfreulichen  Tatsachen 

veranlaßten  Wieck  dazu,  der  Maschinenindustrie  zu  raten,  in  der  eigent- 
lichen Fabrikation  voranzuschreiten  und  neue  ̂ Maschinen  billig  und 

schnell  anzubieten.  Es  sei  Aufgabe  des  sächsischen  Maschinen- 

baues gewesen,  die  neuesten  Maschinen  für  die  Tui^hfabi'ikation 
herbeizuschaffen.  Er  habe  dies  den  Rheinländern  überlassen,  wie 

er  überhaupt  die  Schritte  verabsäumt  habe,  die  jede  Fabrikations- 
branche  zu   tun   genötigt  sei,   wenn  sie  nicht  zurückbleiben  wolle. 

Ein  ähnliches  Urteil  wird  über  die  Metallwarenfabrikation 

gefällt,  in  welcher  hochwichtigen  Branche  Sachsen  noch  nicht  die 
Stufe  der  Ausbildung  erlangt  habe,  auf  der  andere  Fabrikländer 
damals  schon  standen.  Zwar  erkennt  unser  Wirtschaftshistoriker 

in  dem  von  ihm  geschriebenen  Ausstellungsbericht  über  die  Gewerbe- 
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aiisstellung-  in  Dresden  vom  Jahre  1845  M  nn,  daß  die  Mannt'aktur- 
und  Fabrikindustrie  des  Könif^reichs  Sachsen  einen  ehrenvollen 
Platz  in  der  Stellung  der  deutschen  Gesamtindustrie  einnehme,  und 

es  steht  diese  sehr  günstig-e  Beurteilung  in  einem  merkwürdigen 
Gegensatz  zu  den  Feststellungen,  die  Wieck  in  dem  oben  zitierten 
Buche  über  einige  Mängel  der  wichtigsten  Industriezweige  gemacht 
hat.  Der  Ausstellungsbericht  scheint  also  in  dieser  Beziehung 
etwas  gefärbt  zu  sein;  denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  in  den 
fünf  Jahren  alle  die  Übelstände  hätten  behoben  sein  sollen,  die  im 
Jahre  1840  von  Wieck,  der  die  sächsische  Industrie  aus  eigener 
Anschauung  sehr  genau  kannte,  festgestellt  worden  waren. 

Stellt  man  dem  Bilde  der  technischen  Ansl)ildung  der  säch- 
sischen Industrie,  wie  sie  sich  im  Jahre  1840  darstellt,  das  heutige 

gegenüber,  so  wird  man  des  ungeheuren  Fortschritts  gewahr, 
der  seitdem  von  der  sächsischen  Industrie  zurückgelegt  worden  ist. 

Diese  Fortschritte  eingeleitet  und  durchgeführt  zu  haben,  ist  zweifel- 
los das  Verdienst  des  sächsischen  Unternelinierstandes,  der  mit  ver- 

ständnisvoller Förderung  durch  die  damalige  Regierung  das  Mög- 
lichste getan  hat.  die  Erfindungen  der  Technik  nutzbar  zu  machen 

und  auszugestalten,  vor  allem  einen  sächsischen  Arbeiterstamm 
heranzuziehen,  der  in  erster  Linie  nötig  war,  um  die  Mängel 
in  der  Fabrikationsweise,  die  zu  der  damaligen  Zeit  noch 
bestanden,  zu  überwinden.  Dieses  Fehlen  eines  leistungsfähigen, 
mit  der  fabrikmäßigen  Herstellung  der  Ware  vertrauten  und 
geübten  Arbeiterstammes  war  überhaupt  für  die  ersten  Zeiten 
der  industriellen  Entwicklung  in  Sachsen  ein  großer  Übelstand 

und  die  Ursache  vieler  Mißerfolge.  Schon  Wieck-)  bemerkte 
bei  der  Besprechung  des  Maschinenbaues,  daß  der  wenig  vorge- 

schrittene Zustand  der  sächsischen  Maschinenindustrie  zurück- 
zuführen   sei    auf    das    Fehlen    eines    geeigneten  Arbeiterstandes. 

')  Die  Manufaktur-  und  Fabrikindustrie  im  Königreich  Sachsen.  Bei  Ge- 
legenheit der  GevverbeaussteUung  in  Dresden  im  Jahre  1845  beschrieben  von 

F.  G.  Wieck,  Leipzig,  B.  G.  Teubner. 

*)  Wieck  fordert  an  verschiedenen  Stellen  seines  weiter  oben  zitierten 
Werkes  auf,  tüchtige  Arbeiter  aus  England  zu  holen,  um  „unseren  Arbeitern 

zu  zeigen,  wie  man  dort  die  Dinge  angreift".  Er  hat  auch  selbst  im  Jahre  1835 
zwei  englische  Eisenarbeiter  mit  herüber  gebracht,  die  den  sächsischen  Ma- 

schinenbauarbeitern erst  das  richtige  Hauen  mit  dem  Schrotmeiliel  (chipping) 
zeigen  sollten,  was  den  Eisenarbeitern  von  großem  Vorteil  sei. 
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Ebenso  t'elilte  ein  solclier  in  der  Mascliinenweherei.  .."Wir  sind 
fest  iiberzenjüft.  sagt  Wieck^)  bei  der  Besprechung'  der  Baum- 

wollspinnerei, daß  es  noch  lange  dauern  wird,  ehe  sich  ein  Fabrik- 

arbeiterstanim  in  Sachsen  einrichtet,  der  imstande  ist,  es  den  eng- 
lischen Arbeitern,  die  durch  ausgezeichnete  Maschineubehandluug 

unterstützt  werden,  gleichzutuu."'  Kbeuso  fehlten  besonders  in  den 
Siiinnereien  und  Webereien  geschulte  Werkmeister  und  Direktoren. 

In  dieser  Beziehung  sei  in  Sachsen  noch  viel  zu  tun.  Die  meisten 

Spinnereien  entbehren  des  Direktors,  der  das  Ökonomische  zugleich 

mit  dem  Technischen  des  Spinnfachs  versteht.-)  Werkstätten  seien 

mit  wenigen  Ausnahmen  geleitet  gew^esen  mehr  „von  Leuten  aus  prak- 
tischer Schule"'  als  von  solchen,  die  ,.Erfahrung,  AVissenschaft  und 

die  Anschauungen  der  großen  Leistungen  des  Auslandes"'  weiter  gefor- 
dert hätten.  Gewiß  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  an  dem  mangel- 

haften Zustand  der  sächsischen  Industrie  der  20er  und  30er  Jahre  des 

vorigen  Jahrhunderts  auch  manche  wirtschaftlichen  Zustände  schuld 

waren,  so  namentlich  die  Hindernisse  der  gewerblichen  Gesetze, 

Innungssatzungen  usw.,  das  Fehlen  der  Eisenbahnverbindungen,  die 
mißlichen  Zollverhältnisse,  vor  allem  auch  der  mangelnde  Zollschutz, 

der  den  damals  überlegeneu  englischen  und  französisclien  Fabrikaten 
den  sächsischen  Markt  auslieferte.  Die  Hauptursachen  für  die 

Mängel  in  der  damaligen  Industile  Sachsens  lagen  aber  doch  wohl 
darhi,  daß  es  einen  industriellen  Lnternehmerstand  noch  nicht  gab, 

und  daß  somit  die  bedeutsame  Erziehungsarbeit  fehlte,  •welche  der 
rnternehmerstand  an  der  sächsischen  Arbeiterschaft  geleistet 

hat  und  leisten  mußte,  um  sie  zur  Behandlung  der  komplizierten 

Maschinen  brauchbar  zu  machen,  daß  ferner  die  Erfahrungen  in  dei- 
Durchbildung  der  Fabrik-  und  Arbeitsorganisation  noch  nicht  vor- 

lagen, die  namentlich  der  englischen  industriellen  Erzeugung  zur 
Seite  standen.  Die  Anfänge  zu  all  diesen  Vervollkommnungen  liegen 

aber  in  derselben  Zeit,  in  der  die  Mängel  einzelner  Zweige  der 

sächsischen   Industrie   dem  Unternehmerstand  von  damals  so  nach- 

')  Wieck  a.  a.  0. 

■-)  „Die  meisten  Spinn-  ximl  Kreiii]ielineister  besorgen  ihr  Geschäft  zu  sehr 
empirisch,  nicht  rationell  und  wissenschaftlich  genug.  So  wollen  z.  B.  Kenner 

der  Spinnerei  das  Wollige  und  L'negale  der  sächsischen  Garne,  den  Mangel  an 
jener  Festigkeit,  wodurch  die  englischen  Gespinste,  ohne  doch  zu  viel  Draht 
zu  besitzen,  sich  auszeichnen,  Fehlern  beim  BaumwoUmischen  in  den  Krempeln 

und  den  Strecken  zuschreiben."     Wieck  a.a.O.  S.  8-L 
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lialtiff  vor  Aiis-en  <>efiilirt  wurden.  Wiecks  Ai'bciten  über  die 

sächsische  Industrie  stelh'ii  sicii  unter  diesem  Gesichtspunkte  dar 
als  eine  Gescliichte  der  Anfänge  des  sächsischen  Unternehmertums, 

Eine  große  Reihe  von  Namen  industrielh-r  [Unternehmer,  deren 
Firmen  zum  Teil  noch  heute  bestehen,  sind  in  den  Schritten  Wiecks 

festo-ehalten,  ihre  Tätigkeit  gekennzeichnet.  Treffliche  Urteile  über 
ihre  volkswirtschaftliche  Bedeutung-  für  das  Land,  zum  Teil  auch 

eine  scharfe  Kritik  ̂ )  d(M-jenigen  Unternehmer,  welche  zu  wenig- 
Zeit  auf  die  technische  Vervollkommnung  ihrer  Betriebe  verwandten, 

zeig-en,  wie  schwer  das  Fehlen  eines  leistungsfähigen  Unternehmer- 
standes in  einer  Zeit  empfunden  Avorden  ist,  als  die  Königlich 

Sächsische  Staatsregierung  noch  mit  Darlehen,  Privilegien  und  Sub- 
ventionen eingreifen  mußte,  um  den  Anfängen  der  fabrikmäßigen 

Gütererzeugung  über  die  schweren  Zeiten  hinwegzuhelfen. 

Diese  Anfänge  der  sächsischen  industriellen  Gütererzeugung  kenn- 

')  Hierher  gehört  die  scharfe  Kritik  des  sächsischen  Maschinenbaues:  „Diese 
Tatsachen  stellen  freilich  dein  sächsischen  Maschinenbau  kein  ganz  erfreuliches 

Prognostikon,  indes  ist  anderseits  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  daß  es  ihm  dennoch 

möglich  werden  kann,  sich  für  gewisse  Maschinenkategorien  zu  erhalten,  wenn 

er  den  Forderungen  der  Zeit  entspricht  und  nicht  seine  eigentliche  Aufgabe 

verabsäumt,  nämlich  die,  der  eigentlichen  Fabrikation  voranzuschreiten  und  ihr 

neue  Maschinen  billig  und  schnell  anzubieten.  Es  war  Aufgabe  des  Maschinen- 
baues, die  neuesten  Maschinen  für  Tuchfabrikation  herbeizuschaffen ;  er  überließ 

dies  den  Rheinländern,  die  Flachsspinnerei  mußte  er  schon  vor  fünf  .Jahren  so 

maschinenfertig  stehen  haben,  daß  ein  Unternehmer  keinen  Zweifel  an  der 

Rentabilität  hegen  durfte ;  nicht  minder  war  er  verpflichtet,  die  neuesten 

Maschinen  für  die  Baumwidlspinuerei  (wir  erinnern  nur  an  die  eclipse  roving 

trame,  seif  acting  mule)  in  Modellen  voj-rätig  stehen  zu  haben.  Der  Maschinen- 
bau hat  die  Schritte  verabsäumt,  die  jede  Fabrikationsbranche  genötigt  ist  zu 

thun,  wenn  sie  nicht  zurückbleiben  will.  Gewiß  ist  es  noch  Zeit,  die  verlorene 

Strecke  nachzuholen  und  neue  Gegenstände  der  Fertigung  hervorzuziehen,  wenn 

die  alten  nicht  mehr  abgehen  wollen,  sicher  wird  dies  aucli  von  den  gegen- 
wärtigen geschäftskundigen  Disponenten  der  resp.  sächsischen  geschehen,  und 

hoffen  wir  somit,  daß  sie  in  nächster  Zukunft  wieder  frisch  und  kräftig  auf- 

blühen möge ;  denn  ihr  Gedeihen  ist  einflußreich  für  die  gesamte  Industrie"'  (a.  a.  0. 
S.  -68).  Das  Urteil  war  wohl  zu  hart.  Wieck  unterschätzte  die  technischen  Schwierig- 

keiten, die  es  bei  dem  Fehlen  geschulter  Mechaniker  und  Techniker  zu  überwinden 

galt.  Die  Geheimnisse  des  englischen  3Iaschinenbaues  waren  schwer  zu  er- 
kunden, da  auf  der  Auslieferung  von  Zeichnungen  und  Modellen  schwere  Strafen 

standen.  Selbst  wenn  man  die  Modelle  besaß,  war  es  in  den  primitiven 

Mechaniker-,  Schmiede-  und  Tischlerwerkstätten  mit  ungeübten,  meist  auch 

ungebildeten  Arbeitern  schwer,  Maschinen  mit  einiger  l'räzisinn  zu  bauen. 
Stieda-Fcstschiift .  10 

k 



290  '-*''-'  Bedeutung  des  Uuteiiiehnieistaiules  usw. 

zeiclineii  sich  diiirli  eine  Fülle  von  Versuchen  einzelner  teils  technisch 

gebildeter,  teils  kaufmännisch  geschulter,  teils  ohne  jede  Schulung 
von  einem  natürlichen  Unternehmergenie  begabter  Leute,  die  vom 

Auslande  kommenden  Anregungen  aufzunehmen,  sie  mit  den  be- 
stehenden Möglichkeiten  für  gewerbsmäßige  Herstellung  von  In- 

dustrieerzeugnissen zu  verschmelzen,  teils  auch  ganz  neue  Maschinen 
und  Verfahren  oder  die  Verbesserung  der  vom  Ausland  übernommenen 

^lethoden  zu  ersinnen.  Die  kaufmännische  Tätigkeit,  die  heute  viel- 
fach im  Vordergründe  steht,  war  damals  das  Sekundäre,  meist  wohl 

auch  uoeh  vom  eigentlichen  industriellen  Unternehmer  geschieden.^) 
„Die  leitenden  Kräfte,  die  in  der  Kunstweberei  und  Maschinen- 

weberei in  der  damaligen  Zeit  dieses  Schaffen  und  Neugestalten 

leiten  und  fördern  wollten,  liegen*',  so  sagt  Wi eck,  ,.in  der  In- 
telligenz und  Arbeitsfähigkeit  der  Gesamtheit  der  Fabrikanten- 

Kaufleute,  der  Fabrikanten,  der  Meister -Weber  und  Arbeiter,  die 

in  steter  ̂ ^'echselwirkung,  in  wohltätigen  Ideenreibungen,  in  nicht 
immer  ganz  zu  verwerfender  Konkurrenz  miteinander  wetteifern, 

irgendein  Ziel  zu  erreichen,  eine  Ausbeute  zu  gewinnen." 
Unter  diesen  Unternehmern  nennt  Wieck  eine  große  Reihe  von 

Namen,  die  auch  dem  Außenstehenden  nicht  unbekannt  sind,  wie 

u.a.  den  „rastlos  strebenden  und  sinnenden"'  Haubold, 2)  Bern- 
hard,'^) Wöhler,  Schönherr,  welch  letzterer   erst   kürzlich  in 

')  Wieck  nennt  neben  den  ̂ Fabiikanten"  und  den  „Unternehmern" 

noch  Fal)rikanten-Kaui'leute.  die  anscheinend  dem  heutigen  Verleger  entsprachen 
und  die  Waren  der  „Fabrilianten"  in  Vertrieb  nahmen,  selbst  aber  nur  in  kleinerem 
Umfange  produzierten,  während  die  Fabrikanten  nicht  immer  bloße  Techniker 

oder  Werkmeister  gewesen  sein  dürften.  Ein  genauer  Unterschied  läßt  sich  l)ei 
Wieck  nicht  erkennen. 

*)  Haubold  kiinn  als  der  Vater  der  sächsischen  Maschinenindustrie  bezeichnet 
werden.  Wieck  gedenkt  seiner  mit  der  größten  Hochachtung;  ihm  sei  kein 

technisches  Problem  zu  schwer  g-ewesen,  dessen  Lösung  er  nicht  versucht  hätte. 

')  Bernhard,  ein  Chemnitzer  vermögender  Kaufmann,  hat  mit  \N'öhler  zu- 
sammen die  erste  mechanische  Baumwollspinnerei  angelegt  und  dabei  sein 

ganzes  Vermögen  verloren.  Die  Spinnureiunternehmer  mußten  sich  eigene 

.Maschinenwerkstätten  zuvor  einrichten,  um  ihre  Vorspinn-  und  Spinnmaschinen 

zu  hauen.  Aus  England  geholte  Mechaniker  legten  Schlosserei  und  Sciimiede- 
werkstätten  an  und  die  Drehbänke  ans  Wasser,  wodurch  eine  bisher  nicht  gekannte 

Präzision  in  der  Metallbearbeitung  erreicht  wurde.  Die  englischen  Maschinenbauer 

fanden  in  den  Chemnitzer  Handwerkern  sehr  aufmerksame  und  gelehrige  Schüler, 

die  großen  Eifer  entwickelten,  die  Fortschritte  des  englischen  Maschinenbaues  sich 

zu  eigen  zu  machen  und  dem  Vorbilde  ihrer  Meister  nachzustreben.     Die  Bau- 
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lioliem  Alter  «vstorben  ist.  Die  Scliwierigkeiteii.  mit  denen  diese 

Pioniere  des  industriellen  Fortschritts  in  Sachsen  zu  känii)ten  hatten, 

beweisen  ihre  Bedeutung;  sie  zeig'en  zugleich,  daß  es  mit  der  Auf- 
stellung von  ̂ Maschinen,  sei  es  des  Auslandes  oder  selbsterfundener, 

nicht  getan  war.  Vorurteile.  Zunftsatzungen,  ergebnislose  Versuche, 

Ungeschicklichkeit  der  Arbeiter  und  Widei-stände  der  Innungsmeister 
waren  zu  überwinden,  das  Fehlen  oder  plötzliche  Versiegen  barer 

Mittel  machte  oft  die  zweckmäßige  Durchführung  guter  Ei-findungen 
unmöglich.  Daneben  stand  die  durch  größere  technische  Voll- 

endung und  A\'olilfeilheit  drückende  Konkurrenz  des  Auslandes.  Der 
8  c  h  ö  n  h  e  r  r  sehe  Webstuhl  hatte  z.  B.  trotz  der  Empfehlungen,  die 

ihm  durch  den  Sächsischen  Industrieverein  wurden,  einen  schweren 

Kampf  gegen  die  Schweizer  Kraft  Webstühle  und  die  Maschinen  nach 

englisch-französischem  Muster  zu  l)estehen.  Auch  die  Handweberei, 
von  der  man  sich  zum  Teil  nicht  trennen  wollte,  weil  man  den 

Vorteil  der  neuen  Betriebsweise  nicht  einsah,  hemmte  seine  Ver- 
breitung. Die  zunftmäßig  organisierten  Gewerbe  scheinen  überhaupt 

der  Einführung  mechanischer  Stühle  starken  Widerstand  entgegen- 
gesetzt bezw.  die  Initiative  zum  Übergang  zum  maschinellen  Betrieb 

nur  selten  gefunden  zu  haben. 

So  war  z.B.  nach  Wie ck  die  obererzgebirgische  Posamentier- 
bandfabrikation.  die  sich  schon  seit  Jahren  im  dauernden  Rück- 

gang befand,  durch  Aufrichtung  von  Maschinenstühlen  nicht  wieder 
zu  beleben.  Das  Fallissement  eines  talentvollen  und  unternehmenden 

Fabrikanten,  der  besonders  sich  die  Ausbildunti-  der  Bandfabrikation 

nach  französischem  und  schweizerischem  Sj'stem  zur  Aufgabe  ge- 
stellt hatte,  trug  noch  mehr  dazu  bei,  den  schon  gesunkenen  Mut 

vollends  zu  lähmen,  so  daß  man  den  Posamentierfabrikanten  den 

Rat  gab,  ihr  Interesse  der  Seidenweberei  zuzuwenden. 

Ähnlich  lagen  die  Verhältnisse  in  der  Tuchmacherei.  Diese  wollte 

durch  den  Umschwung  vom  handwerksmäßigen  zum  fabrikmäßigen 

Betrieb,  teilweise  wegen  der  Armut  der  Handwerksmeister,  teilweise 

auch  wegen  der  Vorurteile  der  Zunft-  und  Innungssatzungen  und  der 
Bedenklichkeiten,  die  der  Übergang  vom  Alten  zum  Neuen  bei  den 

kleinen  Meistern  erregte,  nur  schwer  vorwärts  kommen,  obwohl  eine 

Werkstätten  der  Wöhlerschen  und  Bernhard«ohen  Spinnereien  l)ildeten  gleichsam 
die  Schule  für  eine  Reihe  begabter  Holz-  und  Metallarbeiter,  aus  denen  sich 
die  ersten  Maschinenliauer  in  Chemnitz  rekrutierten.  (Vgl.  Geschichte  der 
Maschinenfal)rik  Germania,  vorm.  J.  S.  Schwalbe  &  Sohn  in  Chemnitz,  1911.) 

19^ 
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«rioße  Anzahl  von  Unterneliniern  die  Betriebsmetlioden  des  Aus- 

landes einzuführen  versuchte.  Die  Bedeutun«',  die  g-erade  in  der 

Entwicklung-  dieser  Branche  einzelnen  unternehmenden  Persönlich- 
keiten beizumessen  war,  schildert  AVieck^)  in  anschaulicher  AVeise: 

„Ans  der  Schilderung  der  Betriebsweise  der  Tuchmacher  er- 

gibt sich  die  Notwendigkeit  des  Eintritts  seiner  Metamorphose,  ,die 

Entpnppung  des  Fabrikschmetterlings'.  Diese  Betriebsweise  ver- 
hindert durchaus  die  Einführung  der  neuen  Fabrikationsmethoden, 

da  kein  kleiner  Tuchmachermeister  wegen  Mangel  an  Fonds  imstande 

ist.  sich  jene  höchst  kostspieligen  Maschinen,  über  die  nachher 

einiges  gesagt  werden  soll,  anzuschaffen,  hätte  er  auch  die  größte 
Lust  dazu  und  fehlte  es  ihm  auch  nicht  an  Urteilskraft,  einzusehen, 

daß  er,  auf  altem  Standpunkt  des  Fabrizierens  beharrend,  aufhören  . 

oder  zugrunde  gehen  müßte. 
So  ist  es  denn  auch  gekommen,  daß  die  Tuchmacherei  in 

mehreren  Städten  ganz  darniederlag,  bis  irgendein  tüchtiger  und 
einsichtsvoller  Fabrikant  die  Zügel  ergriff  und  neues  Leben  ins 

Geschäft  brachte,  indem  er  sich  der  Betriebsmethoden  des  Aus- 

landes bemächtigte.  So  verdankten  Lößnitz,  Grimma,  Öderan,  Großen- 
hain, Leisnig,  Zschopau,  Annaberg,  Bischofswerda  und  mehrere  andere 

Städte  nur  den  ehrenwerten  Fabrikanten  Heinrich  Meyer, 

G.  AVendler,  A.G.Fiedler,  F.M.Eckhardt,  J.G.  Herrmann 

i^-  Sohn,  Th.  Wislicenus,  Gebr.  Gensei,  Gebr.  Seelig  den 

W'iederaufschwung  des  Tuchgewerbes, 
Diese  und  mehrere  ihrer  Kollegen  (Tuchfabrikanten)  in  anderen 

Bezirken  haben  eine  der  niederländischen  und  pi'eußisclien  ähnliche 
Betriebsweise  eingeführt.  Sie  kaufen  die  Tücher  entweder  roh  oder 

lassen  sie  von  eigenen  Meistern  fertigen  und  vollenden  sie  in  ihren 
Etablissements  bis  zum  Verkauf.  Dies  ihr  Beispiel  wirkt  anregend 

auf  ihre  Umgebung,  welche,  die  günstigen  Erfolge  vor  Augen,  zur 

Nacheiferung  angespornt  wird  und  es  durch  einzelne  oder  vereinte 

An.strengung  den  Vormännern  in  der  Fabrikation  gleichzutun  .*<n(lit. 

Mit  einem  Zauberschlage  ist  dies  Verlassen  alter  Vei-fahrungsweisen 

inzwischen  nicht  bewirkt.  Vei-mögensverhältnisse,  Hang  an  \'or- 
urteilen,  Zunft-  und  Innungssatzungen,  das  vielen  Unbequeme  und 
Bedenkliche  des  Überganges  vom  Alten  zum  Neuen  verzögert  die 

Umgestaltung,   und   bis   auf   den  heutigen  Tag   begegnen   sich   die 

')  Wieck,  Industrielle  Zustände  Sachsens  S.  ■J2ff. 
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Fabrikate  der  kleinen  ]\reister  und  der  größei-en  TM])rikanten  kon- 
kurrierend auf  dem  Markte,  wiewohl  sehr  unterscheidljar  durch  ihre 

resp.  eig'entümliehe  Qualität*'. 
Wenn  auch  die  Darstellung  Wiecks,  trotzdem  er  dies  im  Vor- 

wort für  sich  in  Anspruch  nimmt,  keineswet^s  vollständi<r  ist,  so 

ist  doch  der  Zeitraum  der  Kntwicklung-.  den  ei"  überblickt,  ein 
großer,  sein  Urteil,  namentlich  über  die  Bedeutung;  der  Einzel- 

persönlichkeit für  die  industrielle  Untersuchung-  ein  oft  über- 
raschendes, von  moderner  Auffassung  getragenes.  So  w'enn  er  z.  B. 

den  mit  kühnem  Unternehmungsgeist  ausg-estatteten  Christian 
Gottfried  Becker  schildert,  der  die  zu  europäischer  Berühmt- 

heit gelangte  Kattunmanufaktur  von  Becker  &  Schraps  in  Ohemnitz 

begTündete.  Becker  war  der  Sohn  eines  Geistlichen  aus  Mitt- 
weida,  1797  als  Kommis  mit  Schulden  aus  dem  Hause  Kreisig  &  Co. 
abgegangen.  Seine  interessante  Unternehmerpersönlichkeit  mag  mit 

AVieck's  eigenen  A\'orten  geschildert  sein: 
Becker^)  besaß  das  Talent,  mit  kluger,  rascher,  vielumfassender 

Tätigkeit  eine  ebenso  glückliche  und  weltgeschichtliche  als  schnell 

vorübergehende  Konjunktur  dergestalt  zu  benutzen,  daß  sein  groß- 
artiges Etablissement  auf  solider  Basis  mit  einer  in  Sachsen  bei- 

spiellosen Schnelligkeit  emporstieg.  Mit  merkantilistischer  Gewandt- 
heit Avußte  er  seinen  Unternehmungen  Kredit  und  seiner  Produktion 

durch  spekulative  Berührungen  die  Vorzügliclikeit  der  ausländischen 
zuzuwenden.  Fortschritte  aus  fernerliegenden  Quellen  ableitend, 
machte  er  sich,  ohne  selbst  Techniker  zu  sein,  um  die  Verbesserung 
des  Fabrikates  doch  wesentlich  verdient.  Viele  seiner  Konkurrenten 

waren  nicht  so  glücklich;  ihre  Etablissements  gingen  wieder  ein, 

teils  Avegen  mangelhafter  Leitung,  teils  weil  die  mittellosen  Fabri- 
kanten oft  teuren,  überspannten  Kredit  zu  Hilfe  nahmen  und  dann 

zur  Deckung  ihrer  Verbindlichkeiten  bei  fehlgeschlagenem  Absatz 

oder  verfehlter  Fabrikation  die  Ware  mit  großem  Schaden  reali- 
sieren mußten. 

Es  ist  interessant,  mit  dieser  Schilderung  eines  Unternehmers 

')  Er  starb  erst  49  Jahre  alt.  Neben  seiner  großartigen  merkantilistischen 
Begabung  wird  seine  Tätigkeit  zum  Wohle  der  Allgemeinheit  gerühmt.  Er  war 
einer  der  ersten,  der  die  Notwendigkeit  der  Errichtung  von  gewerbUchen  Schulen 
zur  Heranbildung  de.s  Arbeiterstammes  einsah,  und  hat  selbst  in  Chemnitz  eine 
Fabrikschule,  die  erste  ihrer  Art.  begründet. 
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'.aus  den  Anfängen  der  sächsischen  Industrie  die  Beschreibung:  eines 

für  die  industrielle  Entwicklung-  Sachsens  hochverdienten  ]\[annes 
der  neuesten  Zeit  zu  vergleichen.  Über  Theodor  Bickel,  den 
Begründer  der  sächsischen  Tüllspitzenindustrie,  schreibt  Otto 

Tröger  ̂ )  in  einer  kleinen,  sehr  lesenswerten  ^Monograjdiie: 
..Von  der  erstaunlichen  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens 

im  neuen  Deutschen  Reiche  profitierte  auch  die  Industrie  Plauens, 
die.  mit  der  führenden  Firma  F.  A.  Mammen  &  Co.  an  der  Spitze, 
immer  mehr  an  Bedeutung  unter  den  Industrien  des  Königreichs 

Sachsen  gewann.  Freilich  blieben  gelegentlich  Rückschläge  bei 
dieser  von  der  jeweiligen  Mode  abhängigen  Industrie  nicht  aus. 
In  solchen  kritischen  Zeiten  des  geschäftlichen  Tiefstandes  trat  die 

Tüchtigkeit  und  die  erfinderische  Gabe  Bickels  glänzend  her- 
vor. Schier  unerschöpflich  schien  die  Fülle  seiner  Ideen  für  die 

Hervorbringung  origineller  Neuheiten;  mit  feinem  Spürsinn  folgte 

er  den  launenhaften  Sprüngen  der  Mode  oder  eilte  ihr  voraus.^) 
Durch  einzelnes  Nichtgelingen  seiner  Versuche  ließ  er  sich  niemals 
abschrecken,  mit  eisernem  Willen  und  mit  zäher  Ausdauer  verfolgte 
er  ein  sich  selbst  gestecktes  Ziel.  Vorsichtig  und  kühl  berechnend 
von  Hause  aus,  ging  er  mit  dem  ganzen  Wagemut  seiner  kraftvollen 
Persönlichkeit  vor,  sobald  er  die  innere  Überzeugung  hatte,  daß 
seine  Berechnungen  für  geAvisse  geschäftliche  Konjunkturen  sich  als 
zutreffend  erweisen  müßten.  Diese  verschiedenen  Fähigkeiten  und 

Eigenschaften  eines  ganzen  Kaufmanns  fanden  sich  bei  ihm  in 
selten  schöner  Vereinigung  zusammen,  und  ihnen  verdanken  wir  es, 

')  Otto  Tröger:  Theoilor  Bickel,  der  Begründer  der  Tüllspitzenindustiie  zu 
Plauen  (ohne  Jahreszalil). 

'-)  Von  Bickel  gilt  d;isselbe  wie  von  Becker.  Auch  Bickel  ging  durchaus 
nicht  in  dem  Interesse  für  Gelderweib  auf,  wie  man  dies  vielfach  dem  Unter- 

nehmertum vorwirft,  tlber  Bickel  als  Mensch  urteilt  Tröger  a.  a  0.,  der  selbst 

in  der  Branche  Bickels  tätig  war  und  ihn  persönlich  keni.en  gelernt  hat:  Aber 
nicht  nur  als  Kaulmann  und  Fabrikant  ragte  B  ekel  hervor,  sondern  auch  als 
Mensch  und  Charakter  von  vornehmer  Gesinnung  und  wahrer  Herzensbildung 
lernte  ihn  der  Schreiber  dieser  Zeilen  in  jahrelangem  Umgang  kennen.  Er  war 
abhold  allem  leeren  Schein  und  Tand,  ein  Feind  aller  Halbheit;  auf  äußerliche 

Ehren,  Titel  und  Orden  keinen  Wert  legend,  war  der  Grundzug  seines  Wesens 
echte  Bescheidenheit.  Hervorstechend  war  sein  tiefausgeprägtes  Gefühl  für 

Wahrhaftigkeit  und  Rechtlichkeit,  welches  er  hineintrug  auch  in  alle  seme  ge- 

.schäftlichen  Unternehmungen  und  Handlungen  und  dadurch  zum  Erfolge  wesent- 
lit  h  mit  führte. 
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(laß  er  zum  Scliöpfer  einer  neuen  Industrie  wurde,  der  Spitzen- 
industrie Plauens  und  des  Vogtlandes.  Im  Jahre  1881  gelanjr  ihm, 

wie  schon  an  anderer  Stelle  gesagt,  die  Herstellung  der  gestickten 
Tüllspitze.  Diese  Tat  war  die  Krönung  seines  Lebenswerkes  und 
sicherte  ihm  den  ersten  Ehrenplatz  als  Fülirer  in  dieser  Industrie 

für  alle  Zeiten.  Welchen  gewaltigen  Aufschwung  die  Stickerei- 
industrie mit  einem  ]Male  nahm,  veranschaulicht  am  besten  die 

Zunalime  der  Stickmaschinen.  Vom  Jahre  1858  bis  Ende  1881 

waren  ca.  2350  Stickmaschineu  zur  Aufstellung  gelangt,  Ende  1884 
war  deren  Zahl  4700,  in  drei  Jahren  hatten  die  Unternehmer 
ebensoviel  Maschinen  angeschafft  als  in  den  vorhergehenden  23 

Jahren  zusammengenommen*'.') 
Solcher  Persönlichkeiten  hat  es  in  Sachsen  zu  Hunderten  ge- 

geben. Obwohl  zunächst  für  eigenen  Erwerb  sorgend,  bedeutet 
doch  ihre  Lebensarbeit  einen  dauernden  Vorteil  für  die  Entwick- 

lung der  Industrie  und  des  Landes.  Heute  blühende  Industrie- 

zweige verdanken  ihnen  ihr  Entstehen,  und  es  scheint,  wie  Stieda-) 
mit  Recht  bemerkt,  als  eine  der  Ausführung  wohl  würdige  Aufgabe, 
das  ..Andenken  an  die  Anstalten  und  die  Männer,  auf  deren  Schultern 
wir  heute  stehen  und  mit  deren  Hilfe  wir  es  so  herrlich  weit  gebracht 

haben'',  wieder  aufzufrischen.  Für  die  sächsische  Industrie  sind 
einzelne  Gestalten  auch  durch  neuere  Biographen  festgehalten,  wie 
die  des  Maschinenbauers  Richard  Hartmann  u.a.  Aber  da  handelt  es 

sich  nur  um  wenige  markante  Persönlichkeiten,  deren  Firmen  zu 
besonderer  Größe  und  Berühmtheit  gelangten,  während  die  große 
Schar  der  anderen,  für  die  Entwicklung  ebenso  bedeutsamen  fast 
in  Vergessenheit  zu  geraten  scheint,  wenn  nicht  einmal  in  einer 

geschichtlichen  Darstellung  der  sächsischen  Industrie  all  das  wert- 
volle Material  verarbeitet  wird,  das  in  Festschriften  von  Firmen, 

Monographien.  Zeitungsbeilagen,  Katalogen  usw.,  in  reicher  Fülle 
vor  allem  in  den  Archiven  liegen  dürfte.  Neben  dem  rein 
sachlichen  Inteivsse.  das  eine  Geschichte  der  Entwicklung:  der 

Industrie  in  Sachsen  und  der  hier  im  Laufe  der  Jahrzehnte  ge- 
machten  technisch  -  industriellen    Fortschritte    beansprucht,   würde 

')  Die  Ähnlichkeit  der  l)eiden  Schilderungen  ist  überraschend:  die  typischen 
Unteruehmerzüge  erscheinen  bei  beiden,  doch  so  verschiedenen  Zeitepochen  an- 

gehörenden Biographen  trefflich  herausgearbeitet. 

-)  Stieda,  Die  Entwicklung  der  keramischen  Industrie  in  Bayern,  Leipzig 
190G,  S.  234. 
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auch  eine  persöiilithe  Anteilnalinie  an  diesen  Männern  erweckt  werden, 
die  in  ihrer  überwiegenden  ]\Iehrzahl  aus  den  unteren  Schichten 

des  Volkes  hervorgegang-en  sind,  von  denen  sie  heute  so  heftig  be- 
kämpft werden.  Auch  wer  moralische  Sentiments  in  der  Volks- 

wirtschaft nicht  anerkennt,  muß  zugestehen,  daß  es  eine  Pflicht 
der  historischen  Forschung  ist,  das  heute  in  der  Allgemeinheit  und 
namentlich  in  der  Anschauung  des  arbeitenden  Volkes  verzerrte  Bild 
eines  volkswirtschaftlich  so  wichtigen  Standes  richtigzustellen.  Die 
meisten  Pioniere  der  sächsischen  Industrie  sind  Männer  nicht  allein 

von  technischer  und  kaufmännischer  Begabung,  sondern  auch  von  hohem 

.sittlichen  Ernst  und  von  einem  eisernen  Fleiß  und  einer  Genügsam- 
keit gewesen,  auf  die  man  heute  mit  Bewunderung  zurückschauen  muß. 

Ihre  einfache  Herkunft  und  die  oft  sehr  mangelhafte  Schulbildung  hat 
ihnen  ihren  erfolgreichen  AVeg  in  vielen  Fällen  nicht  gerade  erleichtert. 

Ihre  persiinlichen  Bedürfnisse  stellten  sie  meist  hinter  die  des  Ge- 
schäfts. Sie  haben  sich  mannigfache  Genüsse  versagt  und  unter 

schwersten  persönlichen  Entbehrungen  die  Mittel  für  die  Anforde- 
rungen des  Geschäfts  beschafft.  Durch  Fehlschläge  nicht  zu  er- 
müden, oft  durch  verhältnismäßig  geringfügige  Kleinigkeiten  um 

den  erträumten  Erfolg  ihrer  Erfindungen  und  maschinellen  Kon- 
struktionen betrogen,  haben  sie  in  ihrem  kleinen  Kreise  qualitativ 

das  gleiche  geleistet,  was  an  den  großen  Urhebern  der  weltbewegen- 
den Erfindungen  als  unvergeßlich  gerühmt  wird.  In  der  Summe 

dieser  Einzelfortschritte,  in  der  Gesamtheit  der  Erfolge  dieser  er- 
folgreichen und  auf  dem  Felde  der  Arbeit  verbrachten  Lebensläufe 

liegt  die  technische  Vollkommenheit  und  die  bewundernswürdige 
Vielseitigkeit  der  heutigen  Industrie  in  Sachsen  verankert. 

"Wie  schon  gesagt  ist  die  Wertung  dieser  Persönlichkeiten  leider 
nur  gering,  die  über  all  diese  Einzelheiten  nicht  informierte  Öffentlich- 

keit pflegt  über  die  Verdienste  dieser  Männer  zur  Tagesordnung  über- 
zugehen, in  den  Kreisen  derArbeiterschaft  werden  sie  und  ihreLeistungen 

vielfach  herabgesetzt,  wennschon  einzelne  Ansätze  zu  einer  besseren 

Würdigung  der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  des  Unternehmer- 
Standes  vorhanden  zu  sein  scheinen.  Pohle')  zitiert  eine  darauf 
hindeutende  Äußerung  des  Sozialdemokraten  Q  u  e  s  s  e  1 ,  der  in  den 

„Sozialistischen  Monatsheften"  die  obei-flächliche.  die  volkswirt- 
schaftlichen Zusammenhänge  vollständig  vei-kennende  Beurteilungs- 

')  Po  hie  a.  a.  0.  S.TZ. 
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Aveise  des  füliiviulen  Standes  der  deutsclien  Volkswirtschaft  kritisit*i-t: 
„In  der  Regel  fehlt  dem  Proletarier  die  Erkenntnis,  daß  er  nicht 
nur  für  den  Unternehmer,  sondern  auch  für  die  (Gesellschaft  arbeitet. 

Der  Arbeiter  sieht  es  dem  Geld,  das  er  als  Lohn  erhält.  iTk  ht  an. 

daß  sich  dahinter  ein  o-esellschaftliches  Produktionsvei'hältnis  ver- 
birgt. Nichts  ist  mir  so  schwer  geworden,  als  meinen  Bekannten 

klarzumachen,  daß  auch  heute  schon  jeder  Arbeiter  für  die  Ge- 

sellschaft arbeitet,  ein  bestimmtes  gesellschaftliches  Bedüi-fnis  be- 
friedigt, wenn  er  auch  scheinbar  nur  dem  Unternehmer  dienstbar 

ist,  der  seine  Arbeitskraft  kauft".  Früheren  Zeiten,  die  das  Schlag- 
woi't  des  Kapitalismus^)  noch  nicht  kannten,  ist  solche  Betrach- 

tungsweise, die  Fohle  als  etwas  ganz  Neues,  als  einen  Fortschritt 

bezeichnet,  durchaus  g-eläufig-.  Wieck  betont  jedenfalls  diesen 
Punkt  an  verschiedenen  Stellen  seines  Werkes.  Wenn  er  gelegent- 

lich bemerkt,  daß  der  deutsche  Handel  der  Entwicklung  des  deutschen 

Kunstfleißes  vorausgeeilt  sei,  so  führt  er  doch  wie  zur  Entschul- 

digung auch  die  Schwierigkeiten  ins  Feld,  die  den  Unternehmer- 
staud  hindern,  so  rasch  nachzukommen,  „da  der  Handelsstand  den 

großen  Vorteil  der  mehr  individuellen  Führung  seines  Wirkungs- 
kreises voraus  hat  vor  dem  Fabrikstande,  der  nicht  nur  sich  selbst 

beleben  und  sich  regen,  sondeni  auch  ringsum  viel  Ungelehrige 

auf  die  rechte  Bahn  zum  Ziele  leiten  soll''. 

Die  Nähe,  aus  der  Wieck  die  Fortschritte  der  meisten  säch- 
sichen  IndustriezAveige  beobachtete,  ließ  ihn  die  Bedeutung  eines 

».leistungsfähigen  Fabrikantenstammes"  erkennen,  den  heranzubilden 
die  sächsische  Regierung  sich  damals  so  gi'oße  Mühe  gab.  Und 
es  Avar  gerade  die  E  i  n  z  e  1  p  e  r  s  ö  n  1  i  c  h  k  e  i  t ,  deren  Wert  für  den 
industriellen  Fortschritt  in  jener  Zeit  er  besonders  erkannte.  Die 

geringen  Erfolge  und  mangelliaften  Ergebnisse  der  Aktienmaschinen- 
bauanstalten  auf  dem  (^ebiete  der  technischen  Vervollkommnung  führte 

man,  wie  Wieck  mitteilt,  nicht  ganz  mit  Unrecht  zum  Teil  darauf 
zurück,  daß  sie  eben  des  leitenden  Hauptes,  wie  es  die  individuelle 

')  Die  Einsicht  in  das  wiikliche  Wesen  der  heutigen  Wirtschaftsverfassung 

wird  durch  die  Ausdrücke  „Kapitalismus'*  und  „kapitalistiscii"  jedenfalls  mehr 
gehemmt  als  gefördert.  Im  Urunde  sind  diese  Beziehungen  auch  wohl  weniger 
Mittel  der  Erkenntnis  als  Mittel  der  Anklage.  Die  häufige  Verwendung  dieser 

Schlagworte  dient  vor  allem  dazu,  beim  Leser  eine  ganze  Skala  von  rein  ge- 
iülilmäßig  bestimmten  Werturteilen  in  der  Wirtschaftsordnung  hervorzurufen. 
{Po hie,  a.  a.  0.) 
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riiteiiu'liniuiifr  aufweist,  entbehren;  der  ..Aktienverein"  kann  durcli 

einen  ̂ leclianiker  die  „für  den  Unternehmer  nötio-e  Miscliung-  von 
(lenialitiit  und  Pedanterie,  von  freudigem  Eifer  und  ruhii>er  Aus- 

dauer" nicht  innuer  ersetzen.  Die  AVorte  sind  so  bezeiclmend  für 
den  scharf  beobachtenden  Blick  (h^s  Verfassers,  daß  sie  hier  im 

A\'ortlaut^)  folgen  mög-en: 
..Haben  die  Erfolge  den  Erwartungen  bis  dahin  nocli  nicht  ganz 

entsprochen,  so  darf  die  Schwierigkeit  nicht  übersehen  werden, 

welche  bei  Verwaltung  von  Aktienunternehmen  überhaui)t  hervor- 
tretend, bei  Maschinenanstalten  in  um  so  höherem  (Trade  sich 

äußern  dürfte,  je  mehr  hiei-  alles  nicht  allein  auf  die  theoretische 
und  praktische  Bildung,  sondern  auch  auf  die  ganze  Persönliclikeit 

und  daneben  auf  die  Selbständigkeit  und  freie  Bewegung  des 

Dirigenten  ankommt''. 
..Dem  Künstler  näherstehend  als  dem  Fabrikanten,  bedarf  der 

Mechaniker,  um  einen  großartigen  Wirkungskreis  g-anz  auszufüllen, 

eine  eigentümliche  Mischung-  von  Genialität  und  Pedanterie,  von 
feurigem  Eifer  und  ruhiger  Ausdauer.  Eigenschaften,  die,  überall 
selten  vereint,  bei  einem  aus  eigener  Kraft,  aus  dem  Druck  der 

l^mstäiuie  sich  herausarbeitenden  Manne  gleiclnvolil  nicht  selten 
sich  glänzender  entwickeln  als  bei  dem  besoldeten  Vorstande  einer 

auf  fremdes  Kapital  gegründeten  Unternehmung.'' 
]\Ian  vergleiche  mit  diesen  Sätzen  die  kurze  Würdigung  der 

Eigenschaften,  die  nach  Pohle  dem  modernen  Unternehmer  eigen 

sein  müssen,  der  ebenfalls  auf  die  wichtige  Sjiithese  technischer 
und  kaufmännischer  Fähigkeiten  und  Kenntnisse  hinweist,  wenn 

der  Unternehmer  die  ihm  obliegenden  Aufgaben  mit  Erfolg  lösen 

soll :  A\'agemut,  Neigung  zur  Spekulation,  aktiver  Geist,  daneben 
Energie,  Willenskraft,  organisatorische  und  technische  Befähigung,  so 
wird  man  das  treffsichere  Urteil  des  Ausstellungsberichts  recht 

würdigen.  Die  Zeit  Wiecks  stand  den  ?'rfindern  viel  näher  als 
heute,  wu  die  (iiiindlagen  geAVonnen  sind  und  als  etwas  Selbst- 

verständliches gelten,  während  sie  für  die  damalige  Zeit  etwas 

Außerordentliches  waren.  Die  heutigen  technischen  Fortschritte 

sind  zum  gi'oßen  Teil  Verfeinerungen  und  ([ualitative  Ausgestaltungen 
oder  Erfindungen,  deren  Herstellung  erst  auf  einer  sehr  entwickelten 

Leistungsfähigkeit    der     IndustriezAveige    möglich   ist.      Zweifellos 

')  Aus  «leiii  .Ausstellungshericlit  von    1S30,    mitgeteilt    liei  \\'icck  a.  ;i.  0. 
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o-elit  heute  ein  Zurückweichen  dei-  individuellen  Unternelinmng 
und  ein  Zu<;-  nadi  Ver<re>;ellschaftunff  indnstrieHer  rnternelimunoen 
durcli  die  Industiie.  namentlich  auch  in  Sachsen,  (it^wiß  ist  auch 

die  Gesellschaft  nach  Po  hie  eine  Oro-anisationsfonii  der  Neuzeit, 

die  den  ei-finderischen  (ieist  bet'ördei-n  kann.  ..Die  technisclie  und 
die  kaufmännische  Intelligenz  und  event.  als  Dritter  im  Bund,  der 

Kapitalist,  sollen  sich  zu  erfolgfreicher  Tätigkeit  die  Hand  reichen." 
(4ewiß  kann  auch  durch  solche  industrielle  Triumvirate  Bedeutendes 

auf  dem  Gebiete  der  Industrie  «releistet  Averden.  Allein  es  wäre, 

wie  Sulzer-Ziegfler  treffend  bemerkt,  ein  großer  Nachteil  für 
die  gesamte  Volkswirtschaft,  wenn  der  individuelle  Unteniehmer, 
der  allein  des  Kisiko  des  Betriebes  trägt  und  seine  ganze  p]xistenz 

auf  seine  Fabrik  gründet,  ausgeschaltet  würde.  Was  der  Unter- 
nehmungsgeist einzelner  Persinilichkeiten  einmal  geschaffen  hat, 

das  kann  schließlich  ohne  viel  Geist  weitergeführt  werden:  wenn 

aber  die  Menscliheit  auf  das  hätte  warten  müssen,  was,  wie  der 

Marxismus  es  will,  Staat  und  Gesellschaft  an  schöpferischer  Arbeit 

zu  leisten  geruht  hätten,  wir  hätten  wohl  kaum  annähernd  den 

Stand  der  heutigen  Volkswirtschaft,  der  heutigen  Kultur  erreicht. 

Diese  Worte  Sulzer-Zieglers  gelten  in  vollem  Umfange  von  der 
sächsischen  Industrie.  Auch  sie  ist  durch  solche  Männer  der  Unter- 

nehmungslust groß  geworden  und  wird  heute  noch  von  ihnen  ge- 
führt. Die  technische  Findigkeit  der  sächsischen  Fabrikanten  ist 

bekannt,  die  Notwendigkeit,  jede,  auch  die  kleinste  Verbesserungs- 
möglichkeit  im  Betriebe  auszunutzen,  ist  schon  gegeben  diiirh  die 
geringen  Gewinne,  die  die  meisten  von  der  sächsischen  Industrie 

hergestellten  Artikel  gewährleisten  und  die  daher  möglichst  bilKge 

Herstellungskosten  unter  Ausnutzung  aller  technischen  Möglichkeiten 
bedingen. 

Neben  den  erfolgreichen  Namen,  die  eine  (4esciiiclite  des 

sächsischen  Unternehmerstandes  aufweisen  würde,  darf  das  An- 

denken derer  nicht  übergangen  werden,  die  durch  PVhlschläge  und 

Mißgeschick  verfolgt,  für  die  Gesamtheit  Großes  geleistet  haben, 

ohne  für  sich  etwas  erreichen  zu  können.  Der  Weg,  den  die  Ent- 
wicklung der  sächsischen  Industrie  genommen  hat.  ist  mit  solchen 

Opfern  nur  zu  zahlreich  markiert:  auch  Wi eck  nennt  iin-er  viele 
und  gedenkt  des  nachhaltigen  Eindrucks,  den  solche  Fallissements 
in  den  Zeiten  des  industriellen  Anfanges  auf  die  Fortbildung  der 

Industriezweige  ausübten.     Die  gewaltigen  Verluste,  welche  in  der 
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Bauinwollspinnerei  durch  den  Fall  der  Kontinentalsperre  hervor- 
gerufen worden  waren,  ließen  ihn  daher  auch  für  einen  mäßigen 

Schutzzoll  eintreten  als  eine  Art  ,.Ausoleicliungssteuer,  um  die 
geographischen  und  pekuniären  Vorteile  der  englischen  Konkurrenz 

zu  überkommen  und  den  St<in(li)unkt.  den  diese  in  technischer  und 

fabrikökonomischer  Durchbildung  einnimmt,  auch  zu  erreichen". 
Ein  Gebiet,  auf  dem  nach  den  Mitteilungen  AViecks  sächsischer 

Unternehmungsgeist  sich  jahrelang  mit  schmerzlichen  Erfahrungen 

betätigte,  war  die  Zeug-  und  Kattundruckerei,  die  durch 
die  Schutzzollbewegung  der  europäischen  Staaten  in  den  Jahren 

der  Entstehung  des  Deutschen  Zollvereins  so  stark  in  Schwierig- 
keiten geriet,  daß  ein  Teil  auswanderte,  ein  Teil  aber  völlig  zum 

Erlöschen  gebracht  wurde.  Blühende  Unternehmungen,  auch  solche. 

die  erst  durch  technische  Neuerungen  in  die  Höhe  gekommen 

waren,  gingen  damals  in  großer  Zahl  zugrunde.  Wieck  hebt  be- 
sonders hervor  das  Unternehmen  von  Ackenuann  &  Co.  in  Chemnitz, 

das  sich  einer  ausgezeichneten  technischen  Führung  erfreute,  seit 

1828  eine  tüchtige  mehrfarbige  Walzendruckmaschine  in  Gang  ge- 
setzt und  lebhaft  für  den  überseeischen  Export  gearbeitet  hatte. 

Diese  Mißerfolge  ließen  aber  gleichwohl  die  Energie  des  sächsischen 
Unternehmerstandes  nicht  erlahmen.  Die  Beschreibungen  Wiecks 

geben  einen  trefflichen  Einblick  in  die  unermüdliche  Tätigkeit  der 

Unternehmer  dieser  Branche  und  die  Erfolge,  die  „sächsische  Müh- 

samkeit"' endlich  nach  langen  Fehlschlagen  erzielte.  „Mit  verdienst- 
vollem Eifer,  ̂ )  doch  unter  manchen  Schwierigkeiten  und  Aufopfe- 
rungen suchten  einige  Firmen  überseeische  Verbindungen  anzuknüpfen 

und  fremde  Intelligenz  durch  Anstellung  wissenschaftlich  und  tech- 
nisch gebildeter  Ausländer,  in  Sachsen  wirksam  zu  machen.  Dem 

Fortstreben  in  der  Produktion  besserer  Druckwaren  mußte  eine 

abermalige  Reform  der  A\'eberei  vorangehen,  und  da  vor  der  An- 
wendung der  verbesserten  Gewebe  zum  Druck  dieselben  oft  erst 

infolge  fruchtloser  Versuche  und  nur  nach  und  nach  gesammelt 

werden  konnten,  die  Garne  und  Arbeitslöhne  in  der  ersten  Hälfte 
dieses  Zeitabschnittes  aber  im  steten  Fall  waren,  so  gingen  nicht 

selten  10  ])is  20  g  an  der  rollen  Ware  vor  ihrer  Verarbeitung 
verloren. 

Wer    die    dem    Auslande    gegenüber   nötigen   Fortschritte    zu 

»)  Wieck  u.a.  0.  S.  193. 
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maclien  strebte,  erlitt  daher  bei  einem  olineliin  unter  so  vielen 

Nachteilen  fast  unterlieg-enden  Geschäfte  noch  manche  Verluste, 

welche  beim  Verfolg'en  des  gebahnten  Schlendrianjrleises  nicht  aufs 
Spiel  gesetzt  werden. 

Bis  in  die  zweite  Hälfte  dieser  Periode  fanden  <lie  falsch- 

farbigen,  in  P'rankenberg,  Hainchen.  (TroBenliain  gefertigten  Kattune 
vielseitigen  Vertrieb,  sowohl  zu  Kleidern  als  zu  ̂ löbeln  und  Tapeten, 

zuerst  nach  Polen  und  Kußland,  dann  nach  den  türkisclien  Provinzen, 

später  nach  der  Nordküste  von  Afrika,  ̂ ^'estindien  und  Südamerika, 
bis  endlich,  indem  man  die  höchste  Empfehlung  dieses  Artikels 

in  der  größten  Lebhaftigkeit  der  Farben  suchte,  welche  auch  des- 
halb oft  gar  nicht  mehr  gewässert  wurden,  der  Überschuß  an 

Säuren  die  Gewebe  zerstörte,  ihr  Geruch  und  ihre  Zerstörbarkeit 

sogar  in  Afrika  sie  für  pestbehaftet  ansehen  ließ  und  die  von 

der  Leipziger  Messe  nach  dem  Norden  und  Osten  oder  aus  den 

Fabriken  nach  den  entferntesten  Gegenden  versandten  A\'aren  zu- 
weilen als  Lumpen  zurückgebracht  wurden,  wodurch  sich  ein 

Fabrikant  aus  Frankenberg  genötigt  sah,  plötzlich  den  Meßplatz 
Leipzig  zu  verlassen,  vor  den  zornigen  Brodyern  und  Jassyern 

fliehend,  und  dann  sein  Etablissement  zu  liquidieren,  während  man 

andere  mit  Prozessen  verfolgte. 

Es  wurden  dem  fernen  Auslande  aber  auch  solidere  ̂ \'ai'en  in 
dieser  Periode  zugeführt.  Mau  exportierte  gewalzte  und  andere 

schmale,  äußerst  billige  Kattune  namentlich  über  Hamburg  und 

Bremen  nach  "\^'estindien  ohne  Verlust,  während  bei  Versuchen 

nach  Ostindien  mit  dieser  AVare  fast  der  ganze  A\'ert  eingebüßt 
wurde.  Von  dorther  sowie  bei  Aussendungen  nach  Brasilien 

wurden  an  den  Retouren  oft  50  bis  60  ̂ !q  verloren,  Resultate,  welche 
der  britische  und  französische  Export  zwar  auch  erfuhr,  die  sich 

jedoch  dort  im  großen  Durchschnitte  überwinden  lassen,  während 

mißglückte  erste  und  einzelne  Versuche,  aus  einem  Binnenlande 

hervorgehend,  sofort  abschrecken  müssen.  ]\Ian  sandte  feinere  breite 
Kattune  nach  Mexiko  und  den  übrigen  sonst  spanischen  Kolonien, 

lebhaft  kolorierte  Tücher  nach  Rio,  Nationalartikel  für  die  Malayen 

(Schurze,  Sarongs)  über  Singapore  und  Sumatra,  über  die  Häfen 
des  Schwarzen  Meeres  und  Konstantinopel  Männerkleider  (Agalugs) 

und  Kopftücher  nach  Mittelasien,  wobei  man  sich  anzustrengen 

hatte,  die  größtenteils  eingemalten,  äußerst  lebhaften  Farben 
indischer  Fabrikation   an  (Tlanz   und  Echtheit   zu  erreichen.     Mit- 
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iintfi-  lolmti^  g'üustiger  Erfols".  der  sich  durcli  wiederholte  Aus- 

seiiduiigeii  ausspnu'h.  Als  Aut'gaben  für  die  sächsische  Mühsamkeit 
wurden  durch  die  in  jener  Zeit  mehr  als  später  erscheinenden, 

neue  Verbindunoen  aufsuchenden  Ausländer  oft  Ideen  komponiert, 

um  in  neuer  A\'eise  für  die  Nationaltracht  weißer,  brauner  und 
schwarzer  Menschen  Annehmliches  zu  liefern.  Ein  Fabrikhaus, 

das  für  eines  der  industriöseren  galt,  hatte  am  häufigsten  derartige 

Aufgaben  zu  lösen,  und  zuweilen  brachte  die  Erfindsamkeit  Segen. 

]\Ian  fertigte  Frauenkleider  mit  Bordüren  auf  möglichst  breiter 

A\'are,  um  den  jenseits  teuren  Nählohn  zu  schonen,  und  vorüber- 
gehende Versuche  damit  nach  Peru  und  Chile  schlugen  glücklicher 

ein  als  in  Mexiko,  dann  Lendenschurze  für  die  Neger  von  Surinam 

(Pandjes)  sowie  die  wegen  ihrer  Fertigung  in  Berlin  als  prussian 
Shawls  in  Nordamerika  bekannten  baumwollenen  Köpertücher  mit 

Franzen.  In  letzteren  überboten  jedoch  die  Hunderttausende  von 

Dutzenden  des  Bei'liner  Fabrikates  die  diesseitigen  stets  an  Wohl- 
feilheit und  oft  im  Geschmack.  Auch  Italien  bezog  diesen  Artikel 

sowie  gedruckte  Pikees.  Es  wurden  über  Triest  und  Livorno  zum 
Transithandel  in  die  Levante  von  einem  Hause  zuletzt  sehr  nach- 

teilig ausfallende  Geschäfte  mit  bunten,  auf  starkes  Tuch  (40  r  u. 

60  r)  gedruckten  Kattunen  gemacht.  Auch  nach  Norwegen  gingen 
sächsische  Druckwaren;  nach  Schweden  wurden  sie  gepascht;  denn 
selbst  im  hohen  Norden  will  man,  fast  unerklärlicherweise,  durch 

Prohibitiven  eine  Fabrikation  heben,  deren  Produkte  für  das  Klima 

nur  sehr  wenig  geeignet  sind.  Dahin  zogen  vorzugsweise  in  Zschopau 

und  Frankenberg  gefertigte  Kattuntücher  von  unglaublicher  Billig- 
keit. Nach  Belgien  und  Holland  vertrieb  man  ebenfalls  trotz  der 

hohen  Zölle  und  oft  unverzollt  eingehend  gedruckte  Waren.  In 

den  ungünstigsten  Zeiten  versuchte  nmn  den  Absatz  gebleichter 

Kattune  als  Imitationen  von  Leinen  —  z.  B.  Platilles,  Estopolles  — 
nach  Westindien;  ungebleichte  starke  Ware  ging  nach  Mexiko 

(Domestiks,  Mantas)  und  nach  C'hile  und  Pein  (Tocujos);  nach  Ost- 
indien verschiffte  man  violettblau  gefärbte  schwere  Kattune  als 

Salampores. 

Man  darf  sagen,  daß  kein  Ausweg  unversucht  gelassen  wurde, 

um  das  bedrängte  Geschäft  nicht  ganz  sinken  zu  lassen.  Allerdings 

arbeiteten  einige  kleinere  Druckereien  mit  besserem  Erfolge  als 

die  größeren  für  das  Inland,  für  die  freigebliebenen  deutschen 
Staaten,  z.H.  in  Nationalfarben  für  Altenburg .  usw.    Die  Schürzen, 
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welelie  zu  Hundcrttausendeii  vt'rtiud)e-n  wiirdni  in  j^edi-iickter  Ware, 
erschienen  eine  Zeitlan"-  für  dieses  (Teseliätt  und  die  damit  ver- 

bundene Näherei  als  eine  sehr  ersprießliche  Neuig-keit.  Die  Pariser 
Mode  o-lücklich  auffassend  und  schnell  benutzend,  brachte  man  auch 

große  gedruckte  Herrentiicher  für  den  deutsclien  Absatz  in  Kang-, 

und  baumwollene  ..Kibbse".  die  über  ein  Dezennium  verwendungslos 
g:eblieben  waren,  tauchten  in  bunten  Farben  auf  als  ein  woiilfeiler 

Westenartikel,  der  ziemlichen  Verbrauch  fand.  Vorhäng-e  und 
Kouleaux  in  gotischem  Ueschmack  erschienen  als  sächsisches  Manu- 

fakt,  ehe  man  das  derartig:e  eng-lische  auf  den  deutschen  Messen 
sah.  Das  Gesuch  g:edruckter  wollener  Waren  kam  eine  Zeitlang 

zu  Hilfe.  Nur  gvringen  (jewinn,  aber  doch  Beschäftigung  ge- 
während, wurden  Tausende  von  Stücken  englischer  Merinos,  die  in 

einfachen  Farben  nicht  Absatz  fanden,  bedruckt.  In  die  gleiche 

gewinnlose  Kategorie  geliöite  das  Überdrucken  gewebter  Waren, 
namentlich  mit  nur  schwarzen  Figuren,  das  sogen.  Litliographieren. 

Lohnender  war  die  Imitation  des  Jacquart-Gewebes  auf  Mäntel- 
stoffe (Circassiennes).  die  z.  B.  starken  Begehr  nach  Italien  fanden, 

sowie  der  Druck  feiner  sächsischer  Thibets  und  halbwollener  ge- 

.streifter  Zeuge.*' 
Wenn  wir  hier  den  wörtlichen  Ausführungen  Wiecks  einen 

breiteren  Raum  vergönnten,  so  geschah  dies,  weil  wir  in  diesen 

Darlegungen  von  so  plastischer  Deutlichkeit  und  Lebendigkeit  einen 

treiflichen  Beleg  für  die  Feststellungen  erblicken,  deren  Beweis 
uns  am  Herzen  liegt. 

Wieck  behandelt  das  Kapitel  Zeug-  und  Kattundruckerei,  dem 
das  letzte  entnommen  war.  in  seinen  Industriellen  Zuständen 

Sachsens  besonders  ausführlich  und  mit  der  Berücksichtigung  einer 

Menge  von  Einzelheiten,  die  der  unmittelbaren  Beobachtung  seiner 

Zeit  entsprungen  sind.  Der  Grund,  weshalb  er  gerade  auf  diesen  Zweig 

so  besonders  eingeht,  mag  bei  dem  Interesse,  welches  Wieck  für 

die  Betätigung  des  Unternehmerstandes  in  den  einzelnen  Industrie- 

zweigen an  den  Tag  legt,  darin  zu  suchen  sein,  daß  gei-ade  in  diesem 
Zweig  das  Auf  und  Ab  der  Konjunktur,  das  Stürmische  und  bald 

wieder  Nachlassende  der  Entwicklung  und  die  daraus  sich  für  den 
Unteniehmerstand  ergebenden  schwierigen  Aufgaben,  die  nicht  immer 

glücklich  gelöst  worden  sind,  besonders  deutlich  zu  beobachten  war. 

Die  Kattundrnckerei  soll  nach  \\'ieck  in  Sachsen  etwa  im 
Jahre  175-4  eingeführt  worden  sein,  und  zwar  durch  einen  Kattun- 

drucker, der  aus  Nürnberg  nach  Plauen  im  Vogtlande  kam.     Teils 
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mit  eifriieiii  Kapital,  teils  durch  eine  Gesellschaft  von  Schleier- 
tabrikaiiten  tinanziell  uuterstützt,  hat  er  eine  Druckerei  eröffnet, 

die  sich  sehr  g:ut  rentierte  und  «rößere  Aufträge  aus  Bayern  er- 
hielt, während  merkwürdigerweise  die  Chemnitzer  Kattundruckerei 

ihre  Fabrikate  noch  nach  Augsburg-  zum  Drucken  sandte.  1840, 
also  ungefähr  nach  100  Jahren,  konnte  Wieck  in  diesem  Zweig 

schon  vier  Perioden  unterscheiden,  innerhalb  deren  eine  lebhafte  Auf- 
wärtsentAvicklung  und  ein  darauffolgender  Abstieg  zu  verzeichnen 

war.  Die  schlimmste  Zeit  des  Niederganges  haben  wir  in  den  eben 

zitierten  Ausführungen  bereits  kenntlich  gemacht.  Die  Zeit,  in  der 

"Wieck  selbst  schrieb,  hatte  den  stärksten  Schlag  bereits  über- 
wunden, so  daß  die  in  den  Druckereien  beschäftigten  Arbeiter 

wieder  zu  besseren  Löhnen  gelangten.  Anscheinend  ist  jedoch 

die  frühere  Höhe  nicht  wieder  erreicht  worden.  ZAvar  gab  es 

einzelne  Häuser,  die  in  bezug  auf  ̂ Mannigfaltigkeit  des  Kattun- 

druckes. Neuheiten  der  Muster  und  Herstellung  der  neuesten  Voll- 
kommenheiten eine  führende  Stellung  in  der  Branche  einnahmen. 

Die  verschiedensten  Firmen  waren  auch  fortwährend  auf  Verbesse- 

rung namentlich  des  Walzendruckes  bedacht,  doch  scheint  es  nicht, 

als  ob  man  die  im  Ausland  in  dieser  Branche  gemachten  Fort- 
schritte eingeholt  hätte. 

Die  Blüte  der  Kattundruckerei  liegt  in  Sachsen  in  der  Zeit 

der  Kontinentalsperre,  während  welcher  die  englischen  Fabrikate 

V(»m  ]\Iarkte  ausgeschlossen  waren.  Es  scheint,  daß  die  sächsische 
Industrie  ihre  größere  technische  Vollkominenheit  nach  Aufhebung 

der  Kontinentalsperre  erlangte,  ̂ ^'enigstens  gab  ein  sächsischer 
Druckfabrikant  in  den  Mitteilungen  des  Industrievereins  seinen 

Kollegen  den  Rat,  daß  sie  ans  der  Geschichte  der  Entwicklung 

und  Fortbildung  der  Druckerei  in  Sachsen  die  Mahnung  entnehmen 

sollten,  daß  ..selbst  in  der  günstigsten  Zeit  die  einträglichste 

Fabrikation  ohne  sorgsame  merkantilistische  Überwachung,  ohne 

eifernde  Beol)achtung  der  neuen  Erscheinungen  im  In-  und  Aus- 

lande" nicht  bestehen  kann.  Das  unaufhöiliche  Weiterstreben  der 
sächsischen  Druckereien  sei  notwendig,  sowohl  in  mechanischer, 

als  auch  in  chemisch-technischer  Hinsicht,  sowohl  in  bezug  auf 
schönere  Leistung  als  auf  Billigkeit.  Namentlich  auf  das  letztere 

komme  gegenwärtig  alles  an.  da  die  Berliner  Konkurrenz  mächtig 

und  entschieden  auftrete  und  auf  den  Leipziger  Messen  eine  gün- 
stige Aufnahme  finde.  In  die  Kührijrkeit  und  Findigkeit  der 

FabrikniitciiiHlimer  setzte  man  die  Hoffnung,  daß    sie  es  den  Ber- 
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linerg'leii'lituii  würden;  es  läßt  sich  aber  ausWiecks  Aiifzeiclinunf,'en 
nicht  entnehmen,  wie  weit  dies  in  der  Folfj-ezeit  aucli  gescliehen  ist. 

Den  Weg-  des  ständigfen  Fortschritts,  der  unaufliörlichen 
technischen  Vervollkommnung:  hat  die  sächsische  Industrie  aber  seit 

den  Zeiten,  da  Wieck  seine  Betrachtunfren  über  die  industriellen 

Zustände  Sachsens  schrieb,  ̂ »"etan.  Wenn  Keuleaux  der  deutschen 
Industrie  auf  der  Weltausstellung'  in  Philadelphia  1876  das  Ur- 

teil „billig:  und  schlecht"  glaubte  anhängen  zu  können,  so  ist,  ab- 
gesehen von  der  Einseitigkeit  dieses  Urteils,  dieses  keines- 

wegs für  die  ganze  sächsische  Industrie  zutreffend  gewesen.  Wo 

es  aber  richtig  war,  da  hat  auch  Sachsens  Unternehmer- 
Stand  schon  längst  die  Scharte  ausgewetzt,  denn  die  Weltaus- 

stellungen in  Brüssel  und  Tuiin  haben  der  deutschen  Industrie 
und.  soweit  sie  vertreten  war,  auch  der  sächsischen,  das  Prädikat 
der  Vollkommenheit  der  ausgestellten  Gegenstände  zuerkannt.  Sie 

haben  sich  neben  den  amerikanischen  und  französischen  sowie  eng- 
lischen Erzeugnissen,  welch  letztere  sie  zu  den  Zeiten  Wiecks  noch  sehr 

zu  fürchten  hatten,  glänzend  behauptet.  Inz"\vischen  hat  Sachsens  In- 
dustrie, deren  Produkte,  wie  aus  AViecks  Darstellungen  zu  ersehen, 

schon  immer  vom  Auslande  gesucht  wurden,  in  weiterem  Umfange 

den  Weltmarkt  erobert.  Sächsische  A\'eltfirmen  konkurrieren  mit 
englischen  und  französischen  auf  allen  Teilen  der  Erde,  und  wer 
durch  die  Werkstätten  geht  und  Fühlung  hält  mit  den  führenden 
^Männern  der  sächsischen  Industrie,  der  kann  den  Eifer  und  die 

Kastlosigkeit  beobachten,  mit  der  auch  heute  noch  weiter  ge- 
arbeitet wird.  Die  Summe  der  dabei  aufgewendeten  Intelligenz 

und  der  Arbeitsleistung  der  Unternehmer,  die  zunächst  wohl  für 
die  Befriedigung  des  eignen  Erwerbstriebes,  darüber  hinaus  aber 
doch  für  die  ganze  Volkswirtschaft  getan  wird,  bildet  einen 
Faktor  in  der  modernen  industriellen  Fortentwicklung,  dessen 
Bedeutung  die  landläufige  Auffassung,  wie  dargetan,  zu  übersehen 
leider  nur  zu  sehr  geneigt  ist.  Mit  Theorien  kann  wirksam  gegen 
diese  Gleichgültigkeit  nicht  angekämpft  werden.  Das  läßt  sich  nur 
dann,  wenn  an  Beispielen  gezeigt  wird,  was  erreicht  und  was  in 
vergangenen  Jahrzehnten  von  dem  Stande  geleistet  worden  ist,  der, 
wie  Pohle  treffend  bemerkt,  die  heutige  Volkswirtschaft  geschaffen 

hat,  dem  Unternehmerstand,  Dankbar  ist  es  daher  zu  begi'üßen, 
wenn  auch  die  Wissenschaft  sich  der  Aufhellung  der  hinter  uns 

liegenden  Zeiten  der  gewerblich-industriellen  Entwicklung  widmet. 
Stieda-Feslschrift.  20 
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Die  Arbeiten  Stiedas  über  die  keramische  Industrie  haben  den 

Weg:  gezeigt,  auf  welchem  diese  wichtigen  Gebiete  erfolgreich  be- 

arbeitet werden  können.  "Was  mit  diesen  Untersuchungen  erzielt 
werden  soll,  ist,  daß  zunächst  der  Gang  der  Heranbildung  einer 

vielgestaltigen  Industrie  selbst  vor  den  Augen  der  Gegenwart  klar- 
gelegt, daß  gezeigt  wird,  wie  die  Entwicklung  eines  IndustriezAveiges 

einesteils  den  in  der  modernen  Zeit  auftauchenden  Bedürfnissen 

entgegenkommt,  anderenteils  die  Befriedigung  derselben  vielfach 
veredelt,  zum  Teil  auch  neue  Bedürfnisse  schafft;  wie  sie  weiterhin 
die  mannigfachsten  Schwierigkeiten  technischer  und  materieller  Natur 
überwunden  hat,  hier  tastend  vorwärts  gehen,  dort  die  Anregungen 
vorgeschrittener  Vorbilder  aneignen,  verarbeiten  oder  aus  eigenen 
Gedanken  neue  Formen  der  Arbeit  schaffen  mußte. 

Bei  dieser  Bearbeitung  wird  auch  zugleich,  was  dem  Verfasser 

dieses  als  eine  ebenso  notwendige  wie  interessante  Aufgabe  er- 
scheinen möchte,  der  Anteil  des  Unternehmerstandes  an  den  Fort- 
schritten der  Industrie  festgehalten  werden  können.  Und  auch  das 

ist,  wie  im  Vorstehenden  erörtert  wurde  und  wie  Stieda  selbst  am 

Schlüsse  des  Nachwortes  seiner  ,,keramischen  Industrie  in  Baj'ern" 
sagt,  eine  Arbeit,  ernster  Forschung  wert. 

In  diesem  Sinne  mögen  die  bereits  eingangs  erwähnten  "\^^orte 
Stiedas  am  Schlüsse  dieser  Ausführungen  im  Wortlaut  folgen: 

„Trotzdem  werden  die  vorstehenden  Schilderungen  keinen  un- 
erquicklichen Eindruck  hinterlassen.  Sie  gewähren  Bilder  rastlosen, 

nicht  versagenden  Fleißes.  Ernste,  sicher  zum  Teil  sehr  begabte 
Männer,  Pioniere  der  Arbeit,  getragen  von  der  Hoffnung,  einmal 
die  Früchte  ihres  unermüdlichen  Schaffens  ernten  zu  können, 

sieht  man  in  Tätigkeit.  Sind  aucli  nicht  alle  belohnt,  haben  die- 
jenigen, die  die  er.ste  Anregung  gegeben  haben,  keine  Erfolge  er- 

zielt, für  das  Land  und  das  Volk  ist  der  Segen  doch  nicht 
ausgeblieben.  Wie  schon  in  der  Einleitung  erwähnt,  erfreut  sich 
Bayern  heute  einer  bemerkenswerten  Porzellanindustrie.  Sie  wäre 

nicht  möglich  gewesen  ohne  all  diese  Vorläufer,  von  deren  Schick- 
salen vorstehend  ausführlich  die  Rede  gewesen  ist.  Darum  ver- 
dient auch  das  Andenken  an  jene  Anstalten  und  Männer,  auf 

deren  Schulteni  Avir  heute  stehen  und  mit  deren  Hilfe  wir  es  ,so 

herrlich  weit  gebracht",  wieder  aufgefrischt  zu  werden."') 

*)  Stieda  a.  a.  0. 



Das  Stellenvermittlungsgesetz  und  seine 
Bedeutung  für  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise. 

Von  Alexander  Dominicus. 

(Vortrag,   gehalten   auf  der  2.  Jahresversammlung  des  Landesverbandes  öffent- 
licher  gemeinnütziger    Arbeitsnachweise    im    Königreicli   Sachsen    zu   Dresden 

am  2.  März  1912.) 

Wenn  wir  das  Reichs-Stellenvermittlergesetz  vom  Jahre  1910 
und  seine  Bedeutung  für  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise  betrachten 
wollen,  so  müssen  wir  uns  zunächst  einmal  das  Ziel  klar  machen, 
das  mit  diesem  Gesetze  für  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise  an- 

gestrebt wurde.  Sie  wissen,  daß  da  zwei  Richtungen  in  der 
Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  miteinander  gerungen  haben, 
eine  weitergehende  radikale  Richtung  und  eine  mildere.  Zu  der 
radikalen  Richtung  habe  auch  ich  gezählt,  und  es  ist  mir  auch 
von  den  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlern  recht  übel  angerechnet 

worden,  daß  ich  die  Übergangszeit  bis  zu  ihrer  endgültigen  Be- 
seitigung so  sehr  wie  nur  irgend  möglich  abkürzen  wollte.  Der 

Gesetzgeber  war  ja  darin  auch  mit  den  Radikalen  unter  uns  einig, 
daß  er  die  Existenz  der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittler  als 
schädlich  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  anerkannte,  und  der 
Unterschied  zwischen  der  definitiven  Fassung  des  Gesetzes  und  der 
mehr  radikalen  Richtung  bestand  im  wesentlichen  darin,  daß  die 
radikale  Richtung  die  möglichst  baldige  Beseitigung  der 
gewerbsmäßigen  Stellenvermittler  herbeisehnte.  Zu  diesem  Zwecke 
war  von  ihnen  gewünscht  worden,  daß  nach  einer  bestimmt  zu 

normierenden  Übergangszeit  die  jetzt  erteilten  Konzessionen  über- 
haupt erlöschen  sollten,  und  zwar  ohne  daß  eine  Entschädigung 

bezahlt  zu  werden  brauchte,  wie  sie  in  Frankreich  für  diesen  Fall 

vorgesehen  war.  Auf  diesen  Boden  hat  sich  der  Gesetzgeber 
jedoch  nicht  gestellt,  und  als  Männer  der  praktischen  Verwaltung 
haben  wir  uns  damit  zu  beschäftigen,  was  denn  tatsächlich  das 
Gesetz  normiert  hat. 

20* 
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Das  Gesetz  liat  bekamitlidi  in  seinem  §  2  zu  der  früher 

hrreits  bestehenden  Bestimmuno',  daß  der  betreifende  frewerbsniäßi^e 
Stellenvermittler,  der  nm  die  Konzession  einkommt,  persönlich 

geprüft  werden  muß  in  bezug  auf  seine  Zuverlässigkeit,  noch  ein 

zweites  Moment  gebracht,  aber  auch  dieses  erste  Moment,  die 

persönliche  Zuverlässigkeit  des  Stellenvermittlers,  ist  jetzt  in  dem 

neuen  §  2  Abs.  2  Ziff.  1  des  Gesetzes  in  eine  viel  schärfere  Fassung 
gekleidet  worden.  Es  heißt  heute,  daß  die  Erlaubnis  zu  dem 

Gewerbebetriebe  versagt  werden  muß,  „wenn  Tatsachen  vorliegen, 
welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  bezug  auf  den 

beabsichtigten  Gewerbebetrieb  oder  auf  seine  persönlichen 

Verhältnisse  dartun".  Diese  Fassung  ist  eine  verhältnismäßig 
sehr  weitgehende,  und  darauf  darf  ich  die  Herren,  die  in  der  Praxis 

stehen,  besonders  hinweisen. 

Früher  hat  unsere  Gewerbeordnung,  die  ja  ein  Kind  der 

liberalen  Wirtschaftsauffassung  der  60er  und  70er  Jahre  des  vorigen 

.lahrhunderts  ist,  sich  außerordentlich  dagegen  gesträubt,  die 

Konzession  zu  einem  Gewerbebetriebe  von  der  Erlaubnis  der  Be- 

hörde abhängig  zu  machen,  und  wenn  sie  das  so  machen  mußte, 

dann  wurden  immer  Tatsachen  nach  ganz  bestimmter  Richtung 

verlangt.  Die  Erfahrungen  haben  speziell  auf  diesem  Gebiet  hier 

gezeigt,  daß,  wenn  man  wirklich  Sehaden  in  der  Praxis  vermeiden 

will,  man  den  Verwaltungsbehörden,  denjenigen  Personen,  die  diese 
Konzessionen  zu  verleihen  haben,  aucli  ein  gewisses  Vertrauen  in 

ihre  Unparteilichkeit  entgegenbringen  muß.  und  deshalb  ist  dieses 

Gesetz  hier  prinzipiell  insofern  sehr  interessant,  als  es  eine  weitere 
Abkehr  von  diesem  Ideal  der  Zeit  vor  40,  45  Jahren  darstellt. 

Ich  darf  mir  also  erlauben,  die  Herren  noch  einmal  ausdrücklich 

darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  zwar  Tatsachen  angegeben 
werden  müssen,  um  die  Konzession  zu  versagen,  daß  aber  diese 

Tatsachen  sowohl  die  Unzuverlässigkeit  des  Nachsuclienden  in  bezug 

auf  seinen  Gewerbebetrieb  im  speziellen  beweisen  können  und 

sollen  als  auch  auf  seine  persönlichen  Verhältnisse  im  allgemeinen. 

Dieser  letzte  Zusatz  scheint  mir  deshalb  auch  besonders  berück- 

sichtigenswert  und  durchaus  berechtigt,  weil  die  Erfahrung  doch 

gezeigt  hat,  daß  sich  in  diesem  Gewerbe  der  Stellenvermittler  eine 
ganze  Anzahl  von  Elementen  zusammenfinden,  die  oft  nicht  ganz 

lauter  genannt  werden  können.  Ich  kann  wenigstens  aus  meiner 

praktischen  Erfahiimg   nur  berichten,  daß,   wenn  man  sich  einmal 
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diese  g-eweibsniäßi^en  Stellenveruiittler  und  -Vermittlerinnen  einzeln 
ansieht,  sich  eine  o:anze  Meng-e  von  vorbestraften  Leuten  darunter 

betinden  und  von  Leuten,  die  einen  höchst  wenig-  erininlichen 
Lebenswandel  führen.  Ich  weiß  nicht,  ob  man  das  generalisieren 

kann,  ich  habe  al)er  von  allen  Praktikern  in  dieser  Kichtung 

Bestätigung-  gefunden,  und  aus  diesem  (irunde  begrüße  ich,  daß 
diese  weitherzige  Fassung  von  §  2  Abs.  2  Ziff.  1  des  Gesetzes  jetzt 
eine  Handhabe  gibt,  die   Konzession  solchen  Leuten  zu  versagen. 

Nun  konnnen  wir  aber  zu  der  noch  viel  wichtigeren  Ziff.  2 

des  Abs.  2,  die  ja  ein  vollkommenes  Novum  darstellt.  Hier  sagt  das 

Gesetz,  daß  die  Konzession  zu  versagen  ist,  wenn  ein  Bedürfnis 
nach  Stellenvermittlern  nicht  vorliegt,  und  für  diese  Feststellung 
des  Bedürfnisses  sind  auch  erfreulicherweise  bestimmte  Normen 

angegeben  worden.  Es  ist  insbesondere  in  den  Ausführungs- 
bestimmungen der  meisten  Staaten  vorgeschrieben  worden,  die 

öffentlichen  gemeinnützigen  Arbeitsnachweise  zu  hören.  Darauf 

'möchte  ich  ganz  besonders  aufmerksam  machen.  Es  ist  eine  Pflicht 
und.  ich  möchte  sagen,  eine  Ehrenpflicht  der  öffentlichen  Arbeits- 

nachweise, nachdem  jetzt  wesentli(;h  auf  unsere  Initiative,  auf 

unsere  langjährigen  Forderungen  hin  dieses  Gesetz  erlassen  worden 
ist,  nun  auch  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Vollmacht,  die  in  dem 

Gesetze  den  öffentlichen  gemeinnützigen  Arbeitsnachweisen  gegeben 

wird,  von  diesen  ausgeübt  wird,  und  deshalb,  meine  ich,  ist  es  eine 
absolute  Notwendigkeit,  daß  sich  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise 

ständig  in  Fühlung  halten  mit  der  Behörde,  welche  die  Konzession 
zu  erteilen  hat.  um  auf  diese  Weise  festzustellen,  daß  nicht  einmal 

aus  Versehen  eine  derartige  Befragung,  wie  sie  hier  im  Gesetz 

oder  den  Ausführungsbestimmungen  vorgeschrieben  ist.  überhaupt 
unterbleibt. 

Ein  Moment  aber  in  dieser  Ziff.  2  verdient,  glaube  ich.  noch 

besonders  die  Beachtung.  Es  heißt  dort,  daß  anzuhören  ist  der 
für  den  Ort  oder  den  wirtschaftlichen  Bezirk  bestehende 

öffentliche  gemeinnützige  Arbeitsnachweis.  Das  ist  auch  ein  ganz 
interessantes  Novum  in  unserer  Gesetzgebung  und  verdient  auch 
vom  rein  theoretischen  und  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus 

Beachtung.  Während  wir  uns  sonst  in  unseren  Gesetzen  aus 
Gründen  der  Vereinfachung  der  Verwaltung  streng  an  die  politische 

Bezirkseinteilung  des  jeweiligen  Landes  halten,  ist  hier  zum  ersten 
Male   in   einem  Gesetz  anerkannt  worden,   daß  die  wirtschaftliche 
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Entwicklung  docli  die  Hauptsache  und  von  höherstehender  Bedeutung- 
ist  als  die  altüberlieferte  Grenz-  und  Bezirkseinteilung,  daß  also 

die  wirtschat'tliche  Entwicklung  der  Dinge  dazu  führen  kann.  Orte 
und  Bezirke  miteinander  zu  verknüpfen,  die  in  politischer  Beziehung 

in  bezug  auf  die  Kreis-  und  Bezirkseinteilung  voneinander  getrennt 
sind.  Und  wenn  für  irgend  ein. Gebiet  des  öffentlichen  Lebens  es 
berechtigt  ist,  der  wirtschaftlichen  Gestaltung  der  Dinge  das 
Hauptgewicht  zuzumessen,  das  größere  Gewicht  als  der  politischen 

Tradition,  so  ist  es  wohl  das  Gebiet  des  öffentlichen  Arbeits- 
nachweises. Das  wird  natürlich  in  der  Praxis  auch  zu  manchen 

Schwierigkeiten  führen,  bis  sich  da  eine  gewisse  Tradition  gebildet 
und  festgestellt  hat,  was  denn  nun  der  wirtschaftliche  Bezirk  ist, 
für  den  der  betreffende  öffentliche  Arbeitsnachweis  Gültigkeit  hat. 

Da  gehört  eben  dazu  auch  wieder  von  Hinen,  als  den  Vertretern 
des  öffentlichen  Arbeitsnachweises  Wachsamkeit  und  Fühlung  mit 
den  öffentlichen  Behörden.  Sie  müssen  selbst  an  Hire  Behörden 

herangehen  und  ihnen  sagen:  Meine  Herren,  wir  sind  hier  zwar 
bloß  Arbeitsnachweise  für  die  Stadt  soundso,  aber  der  wirtschaftliche 

Bezirk  dieser  Stadt  erstreckt  sich  hinüber  in  diese  ganzen  Ort- 
schaften unter  Umständen  der  Amtshaui)tmannschaft,  die  im  Nachbar- 

kreise domiziliert.  Auf  diesen  Punkt  wollte  ich  daher  noch  einmal 
Ihre  Aufmerksamkeit  richten. 

Somit  wäre  die  erste  Seite  der  Bedeutung  des  Stellenvermittler- 

gesetzes  für  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise  die,  bei  der  Neu- 

konezssionjierung  eines  Stellenvermittlers  aufmerksam  die  Inter- 
essen des  öffentlichen  Arbeitsnachw^eises  wahrzunehmen,  also  zunächst 

festzustellen,  daß  die  Anhörung,  die  im  Gesetz  vorgeschrieben  ist, 

auch  stattfindet,  daß  sie  stattfindet  in  dem  richtigen  wirtschaftlichen 
Bezirke,  wo  der  betreffende  Arbeitsnachweis  die  Übersicht  hat, 
und  daß  endlich  hier  nun  auch  der  Arbeitsnachweis  das  Votum  in 

dem  Sinne  gibt,  in  dem  es  das  Gesetz  wünscht.  Da  kann  doch 

kein  Zweifel  darüber  sein,  daß  das  Gesetz  im  allgemeinen  von 

dem  Wunsche  ausgeht,  neue  Konzessionen  nach  Möglichkeit 

zu  verhindern.  Nur  dort,  wo  wirklich  das  wirtschaftliche  Be- 

dürfnis es  erheischt,  wo  die  Maschen  des  öffentlichen  Arbeits- 
nachweises leider  noch  zu  weit  geknüpft  sind,  nur  da  darf  eine 

neue  Konzession  erteilt  werden,  und  ich  glaube,  auf  diesem  Gebiete 
hat  Ihr  Verband  sich  ein  Verdienst  erworben  dadurch,  daß  er  jetzt 

schon    eine    statistische    Umfrage    darüber    veranstaltet    hat,    in 
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welchem  umfange  neue  Konzessionen  hier  in  Sachsen  erteilt 
worden  sind. 

Vor  mir  liegt  das  Ergebnis  dieser  Umfrage,  und  das  ist,  wie 

mir  scheinen  will,  ein  sehr  erfreuliches,  denn  von  allen  den  an- 
geführten Städten,  die  da  als  Mitglieder  Ihres  Verbandes  Bericht 

erstattet  haben,  ist  nur  in  zweien,  in  Würzen  und  Großenhain,  die 

erste  Frage,  ob  neue  Konzessionen  seit  dem  Erlaß  des  Stellen- 
vermittlergesetzes  erteilt  worden  sind,  bejaht  worden,  und  auch 
nur  in  je  zwei  Fällen.  Dagegen  wird  von  einem  anderen  Orte, 
Döbeln,  mitgeteilt,  daß  sich  vier  abgemeldet  haben,  und,  was  vor 
allen  Dingen  wichtig  ist,  von  den  ganz  großen  Städten  ist  nach 
dieser  Auskunft,  von  der  ich  hoffe,  daß  sie  auch  tatsächlich  richtig 
ist,  keine  einzige  Neukonzession  erteilt  worden.  Das  ist  an  und 
für  sich  unzweifelhaft  ein  erfreuliches  Ergebnis,  und  wenn  die 
Sache  in  der  Praxis,  wie  sie  hier  jetzt  eingeleitet  worden  ist,  in 
/demselben  Sinne  weiter  gehandhabt  wird,  dann  kann  man  wohl 

hoffen,  daß  man  zu  einem  allmählichen  Aussterben  der  gewerbs- 
mäßigen Stellenvermittelung  gelangen  wird. 

Aber  das  möchte  mir,  der  ich  mich  Ihnen  vorhin  als  einen 

Kadikaieren  vorgestellt  habe,  noch  nicht  genügen,  ich  möchte  viel- 
mehr fragen,  ob  nicht  noch  weiter  unser  Gewissen  gegenüber  dem 

neuen  Gesetz  verlangt,  auf  eine  weitere  Einschränkung  der  ge- 
werbsmäßigen Stellenvermittelung  hinzuarbeiten,  und  ich  möchte 

diese  Frage  bejahen  aus  dem  weiteren  Paragraphen  des  Gesetzes 
heraus.  Denn  das  Gesetz  spricht  ja  nicht  bloß  von  der  ersten 
Erteilung  einer  neuen  Konzession,  sondern  mit  vollem  Keclite  macht 

es  dann  darauf  aufmerksam,  daß  auch  die  Mißbräuche  und  Aus- 
wüchse, die  früher  bei  erteilten  Konzessionen  bestanden  haben,  nach 

Möglichkeit  hintangehalten  werden  sollen,  und  in  dieser  Beziehung 

hat  das  Gesetz  eine  ganze  Reihe  von  Ausführungs-  und  Kontroll- 
vorschriften teils  jetzt  schon  selbst  als  Gesetz  für  das  Deutsche 

Reich  erlassen,  teils  die  Landeszentralbehörden  zum  Erlaß  derartiger 

weiterer  polizeilicher  Vorschriften  ermächtigt.  Und  derartige  Vor- 
schriften sind  dann  auch  in  allen  deutschen  Bundesstaaten  erlassen 

worden.  Diese  Vorschriften,  die  fast  überall  übereinstimmen,  zeigen 
nun  eine  ziemlich  starke  Detaillierung.  Es  sind  da  eine  ganze 

Menge  von  Bestimmungen  erlassen,  die  Sie  ja  alle  kennen,  die  ins- 
besondere z.  B.  den  gleichzeitigen  Betrieb  des  Gewerbes  des  Stellen- 

vermittlers mit  einem  anderen  Gewerbe  einschränken  und  ähnliche 
derartige  Vorschriften.     Wenn   wir   uns   nun  die  Tragweite  dieser 
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.Kontrollbestiniinunseii  klarinachen  wollen,  so  müssen  wir  voi-  allen 
Dingen  znnäelist  einmal  zngestehen.  daß  sie  ein  vollkommenes  Novuni 

gar  nicht  darstellen;  schon  vor  dem  1.  Oktober  1910,  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes,  bestand,  glaube  ich,  in  fast  allen  deutschen 

Bundesstaaten  eine  ganze  Keihe  von  ortspolizeilichen  Verfügungen 

über  die  Art  des  Betriebes  des  Stellenvermittlergewerbes,  und  wenn 

trotz  der  Existenz  aller  dieser  Verfügungen  der  Ruf  nach  diesem 

neuen  Gesetze  so  laut  geworden  war  und  sich  durchgesetzt  hat, 

so  muß  uns  das  etwas  skeptiscli,  stimmen,  es  muß  uns  zum  Beweise 

dienen,  daß  es  durchaus  nicht  genügt,  auf  dem  Papier  eine  ganze 

Menge  wunderschön  redigierter  Vorschriften  zu  haben,  sondern  daß 

es  viel  wichtiger  ist,  diese  Vorschriften  in  das  lebendige  Leben 
überzuführen.  Das  ist  tatsächlich  der  Hauptfehler,  der  vor  dem 

I.Oktober  bestand,  daß  eine  wirkliche  intensive  Kontrolle  der 

Ausführung  dieser  polizeilichen  Überwachungsvorschriften  nicht 
stattfand.  Und  das  scheint  mir  unsere  wichtigste  Aufgabe  zu  sein, 

dafür  zu  sorgen,  daß  nun  jetzt  eine  gründliche  Änderung  auf  diesem 
Gebiete  eintritt  und  daß  der  Sinn  und  Zweck  des  Gesetzes,  das 

eine  wirkliche  Überwachung  haben  will,  auch  wirklich  in  die  Praxis 

übergeführt  werde.  Wenn  wir  das  aber  bewirken  wollen,  so  müssen 

Avir  uns  darüber  klar  sein,  warum  denn  vor  dem  Jahre  1910  eine 
wirksame  Kontrolle  nicht  stattfand,  und  ich  mijchte  den  Grund  für 

dieses  Versagen  der  Kontrolle  in  der  früheren  Zeit  darin  finden, 
daß  die  Kontrolle  den  ordentlichen  staatlichen  oder  städtischen 

Polizeibehörden  übertragen  war.  Und  bei  den  ordentlichen  staat- 
lichen Polizeibehörden  kann  man  bei  aller  Anerkennung  ihres  pflicht- 

mäßigen Eifers,  der  selbstverständlich  ist,  nicht  erwarten,  daß  diese 

Kontrolle  sachgemäß  und  eindringend  genug  geübt  wird.  Das  ist 
einfach  unmöglich  und  für  den  praktischen  Verwaltungsbeamten 

ganz  einleuchtend.  Wer  einmal  gesehen  hat,  was  für  eine  Fülle 
der  verschiedenartigsten  Verwaltungskontrollvorschriften  in  einem 
Polizeirevier  einer  Großstadt  zu  beobachten  und  auszuführen 

sind,  der  staunt  über  das  Maß  der  Belesenheit  und  der 

Gesetzeskenntnis,  das  dem  simplen  Polizeisergeanten  oder  Wacht- 
meister zugemutet  wird.  Und  da  ist  es  ganz  unmöglich,  daß  diese 

Leute  mehr  als  eine  ganz  oberflächliche  Kenntnis  der  Bestimmungen 

haben,  wenn  sie  sie  in  dem  Spczialfache  überliaupt  iiaben  können. 

Infolgedessen  wird  eine  derartige  behördliche  Kontrolle,  wie  das 
jeder   Fachmann    weiß,    in    höchst    mechanischer   Weise   ausgeübt. 
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Da  hat  der  Keviervoistand  am  1.  -lanuar  jeden  Jahivs  an  seine 

Polizeidirektion  zu  berichten.  Und  da  wird  am  letzten  Ta^e  vor- 

her der  betreffende  Schutzmann  instruiert  und  ̂ efrag-t:  Was  ist 
da  geschehen  ?  Und  da  wird  das  Simile  vom  vorigen  Jahre  heraus- 

gesucht und  genau  so  abgeschrieben,  wenn  niclit  zufällig  in  dem 
betreffenden  Revier  ein  ganz  haarsträubender  Fall  in  den  letzten 
14  Tagen  sich  ereignet  hat.  Also  auf  dem  Wege  wird  man  zu 
einer  wirksamen  Kontrolle  niemals  kommen.  Nun  ist  abei-  doch 
einmal  die  Durchführung  dieser  polizeilichen  Kontrolle  den  Orts- 

polizeibehörden übertragen,  und  da  fragt  es  sich :  Wie  können  wir 
denn  die  Ortspolizeibehörde  dazu  führen,  daß  ihrem  guten  Willen, 
an  den  ich  durchaus  glaube,  auch  das  nötige  sachliche  und  fachliche 
Verständnis  beigebracht  wird?  Und  da  möchte  ich  mich  wieder 
an  Sie  wenden  und  sagen:  Sie  sind  die  Instanz,  von  der  allein 

g/ehofft  werden  kann,  daß  die  Kontrolle  der  Polizeibehörde  den  In- 
halt bekommt,  den  das  Gesetz  wünscht.  Sie  müssen  sich  in  persön- 

lichen Beziehungen  halten  mit  diesen  unteren  Kontrollinstanzen  der 
polizeilichen  Lokalverwaltung  und  müssen  die  Leute  laufend,  nicht 
bloß  zu  den  bestimmten  Terminen,  auf  alle  Fälle  von  besonderen 
Zuwiderhandlungen  aufmerksam  machen,  die  Ihnen  irgendwo  zu 
Ohren  gekommen  sind. 

Aber  das  allein  genügt  noch  nicht,  sondern  Sie  müssen  auch 
versuchen  darauf  hinzuwirken,  daß  zu  den  behördlich  vorgeschriebenen, 
regelmäßigen  Kontrollterminen  auch  Ihre  Mitwirkung  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  zugezogen  wird.  Da  weiß  ich  nun,  da  wird 
mir  der  Einwand  erhoben  werden:  Wie  ist  das  möglich,  daß  ein 
Mann,  der  kontrolliert  werden  soll,  kontrolliert  wird  durch  seinen 
Konkurrenten?  Und  der  Einwand  ist  auch  mir  erhoben  worden 

von  der  staatlichen  Verwaltungsbehörde,  als  ich  in  meinem  früheren 
Wirkungskreis  zum  ersten  Male  an  das  Ministerium  des  Innern  in 

Elsaß-Lothringen  herantrat  und  sagte :  Schafft  euch  doch  die  Hilfs- 
organe für  diese  polizeiliche  Überwadiungsaufgabe  dadurch,  daß 

ihr  die  Beamten  des  öffentlichen  Arbeitsnachweises  mit  dieser  Neben- 
arbeit und  als  Auskuuftsstelle  beauftragt  und  heranzieht.  Da  sagten 

mir  die  Herren  Verwaltungsbeamten  im  Ministerium:  Das  geht 

doch  nicht,  das  sieht  furchtbar  parteiisch  aus.  Und  diesen  An- 
schein muß  man  auch  zugeben.  Aber  ich  glaube,  jetzt  nach  dem 

neuen  Gesetze  ist  doch  darin  eine  erhebliche  Änderung  eingetreten, 
denn  in  dem  neuen  Gesetze  ist  erklärt  worden,  daß  schon  bei  Neu- 
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konzessionieruno:  als  der  berechtip-te  Faktor  zum  Mitreden,  als  der 
berechtigte  Gutachter  der  öffentliche  Arbeitsnachweis  anzuhören 

ist.  Und  was  liegt  da  näher,  als  daß  man  dieselbe  Instanz  zur 

Lebendicrmachunp-  der  laufenden  Kontrolle  heranzieht.  Und  auch 

in  den  letzten  Paraci'aphen  des  Gesetzes,  wo  davon  die  Rede  ist^ 

daß  auf  Grund  der  späteren  Feststellung-  der  Unzuverlässigkeit 
eines  Gewerbetreibenden  die  bereits  übertragene  Konzession  ent- 

zogen werden  kann,  ist  ja  davon  gesprochen,  daß  ein  derartiger 
Antrag  von  dem  Träger  des  öffentlichen  Arbeitsnachweises  gestellt 

werden  kann.  Aus  diesen  Gesetzesbestimmungen  geht  meines  Er- 
achtens  ganz  klar  hervor,  daß  es  dem  Sinn  und  Geist  des  Gesetzes 

durchaus  entspricht,  die  Träger  des  ()ffentlichen  Arbeitsnachweises 

zu  der  laufenden  Kontrolle  und  Überwachung  der  gewerbsmäßigen 

Vermittler  heranzuziehen.  Und  zu  meiner  Freude  kann  ich  kon- 
statieren, daß  diese  Schlußfolgerung  auch  in  der  Zwischenzeit  von 

einer  ganzen  Reihe  staatlicher  Verwaltungsbehörden  gezogen 
worden  ist. 

Und  zw^ar  waren  es  in  erster  Linie  die  süddeutshen  Regierungen, 
die  sich  zu  diesem  Schritt  bereit  erklärt  haben.  So  hat  z.  B.  das 

Großherzoglich  Badische  Ministerium  des  Innern  eine  generelle  An- 
weisung an  seine  sämtlichen  Bezirksamtmänner  erlassen,  daß  diese 

Bezii'ksamtmänner  zu  den  laufenden  Kontrollen  die  Beamten  des 
öffentlichen  Arbeitsnachweises  heranzuziehen  haben.  Ebenso  ist  im 

Königreiche  AVürttemberg  und  dem  Reichslande  Elsaß-Lothringen 

verfahren  worden.  Ich  habe  das  in  Straßburg  selbst  mit  durch- 
gesetzt und  kann  Ihnen  nur  berichten,  daß  das  die  allererfreulichsten 

Erfolge  gehabt  hat.  Der  betreffende  Vorstand  des  städtischen  Arbeits- 
nachweises bekam  von  dem  Polizeirevier  zunächst  einmal  die  Melde- 

bücher, die  offiziellen  Formulare  übersandt,  die  die  einzelnen  Stellen- 
vermittler, sagen  wir  alle  Vierteljahre  vorzulegen  haben.  Und 

während  der  Polizeivorstand  weder  die  Zeit  noch  das  Verständnis 

hatte,  die  Listen  auf  die  gesetzliche  Richtigkeit  durchzuprüfen,  sah 

dieser  Spezialist  auf  dem  Gebiete  des  Arbeitsnachweises  in  ein  paar 

Minuten  die  Lücken  und  gesetzlichen  ]\längel  der  Listenführung 

ohne  weiteres  und  konnte  dann  in  mündlichem  Gespräche  mit  dem 
betreffenden  Polizeireviervorstande  sofort  darauf  aufmerksam  machen: 

Hier  ist  die  Taxe  überschritten,  hier  hat  der  Maini  nicht  bloß  die 

Hälfte  von  dem  Arbeitnehmer  erhoben,  sondern  mehr,  hier  wird 

gleichzeitig  irgendein  Ausschank  betrieben,  und  ähnliche  Geschichten. 
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Alles  Einzelheiten,  die  man  dem  g-ewöhnlichen  Polizeisergeanten  beim 
besten  Willen  nicht  znmuten  kann.  Da  hat  sir-li  dann  erjreben, 
daß  auch  in  den  Fällen  der  gröberen  Beanstandung  der  betreffende 
Vorstand  des  Polizeirevieres  den  Vorstand  des  öffentlichen  Arbeits- 

nachweises zu  der  Lokalbesichtigung  niitjrpnomnien  hat,  und  das 
ist  in  den  krassen  Fällen  der  Zuwiderliandlung  unter  Umständen 

absolut  notwendig.  Erst  dann  hat  die  Lokalbesichtigung  einiger- 
maßen auf  Erfolg  zu  rechnen,  wenn  ein  Fachmann  mitgeht,  der  inner- 

halb einer  Viertelstunde  an  Ort  und  Stelle  feststellt,  wie  der  Geschäfts- 
betrieb gehandhabt  wird.  Natürlich  ist  zu  derartigen  Revisionen 

ein  gewisser  Takt  seitens  des  Beamten  des  öffentlichen  Arbeits- 
nachweises erforderlich.  Das  ist  ganz  selbstverständlicii.  Er  muß 

sich  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß,  wenn  es  ihm  auch  unerwünscht 
ist,  eine  einmal  erteilte  Konzession  legal  berechtigt  ist,  und  daß 
er  nicht  das  Recht  hat,  derartig  zu  Recht  bestehende  Konzessionen 

ohne  weiteres  zu  befehden.  Er  muß  sich  darauf  beschränken,  fest- 
zustellen, ob  die  Polizeivorschriften  auch  befolgt  sind,  und  wenn 

sie  befolgt  sind,  hat  er  sich  in  der  vollkommensten  Höflichkeit  und 

Liebenswürdigkeit  zu  benehmen.  Wenn  aber  der  betreffende  Stellen- 
vermittler gegen  die  Gesetzesbestimmungen  handelt,  so  hat  der  be- 

treffende Beamte  des  öffentlichen  Arbeitsnachweises  das  Recht  und 

die  Pflicht,  den  Polizeibeamten  darauf  aufmerksam  zu  machen,  und 

wenn  das  Nämliche  wiederholt  vorkommt,  seine  Behörde  zu  ver- 
anlassen, daß  das  Bürgermeisteramt  nunmehr  an  die  Polizeidirektion 

den  Antrag  stellt,  die  früher  erteilte  Konzession  zum  Gewerbe- 
betriebe zurückzuziehen.  In  dem  Sinne  und  in  dem  Geiste  möchte 

ich  Sie  bitten,  die  Kontrolle  auch  Ihrerseits  wahrzunehmen,  und  ich 
hoffe,  daß  auch  das  sächsische  Ministerium  sich  damit  einverstanden 
erklären  wird,  daß  eine  derartige  Ausführung  der  polizeilichen 

Kontrolle  Hand  in  Hand  mit  dem  Träger  des  öffentlichen  Arbeits- 
nachweises dem  Sinne  und  dem  Geiste  des  Gesetzes  entspricht  und 

allein  geeignet  ist,  eine  wirkliche  Kontrolle  durchzuführen. 
Das  scheint  mir  die  Aufgabe  zu  sein,  die  das  neue  Gesetz 

Ihnen  bei  der  Neuerteilung  der  Konzessionen  und  bei  der  laufenden 

Kontrolle  stellt.  Aber  ich  glaube,  darauf  dürfen  Sie  sich  nicht  be- 
schränken. Wenn  Sie  kontrollieren  wollen,  wenn  Sie  sich  des 

Rechtes,  das  das  Gesetz  Ihnen  verliehen  hat,  in  der  Beziehung 
würdig  erweisen  wollen,  dann  müssen  Sie  aber  auch  mit  allen 
Mitteln  darnach  streben,  daß  Ihre  Geschäftsführung  und  die  Erfolge 
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.Ihrer  Gescliäftsfühnin^  deiijenifren  (Tesdiäftsbetrieben  vorbildlich 
siud,  die  8ie  zu  küiitrolliereii  sich  selbst  das  Recht  zuerkannt  haben. 

Und  deswegen  möchte  ich  heute  an  die  Herren  den  Appell  richten, 
daß,  wenn  Sie  auf  der  einen  Seite  vor  sich  ein  großes  Feld  einer 
neuen  Berechtigung  und  einer  erweiterten  Tätigkeit  sehen,  Ihnen 

das  auf  der  anderen  Seite  als  Ansporn  zu  einer  ständigen  immer- 
währenden Ausdehnung  Ihrer  eigenen  Geschäftstätigkeit  dienen  möge. 



Einiges  über  die  Stellung  der  fremden,  insonderheit 
der  niederländischen  Schiffahrt  in  Bremen  während 

des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts.» 
Von  Johannes  Tack. 

I. 

Bereits  das  15.  Jalirliundert  sah  die  Niederländer  eifrig  Scliiff- 
fahrt  nach  der  Nord-  und  Ostsee  betreiben.  Der  in  das  folgende 
Jahrhundert  fallende  Freiheitskampf  mit  Spanien  begründete  ihre 

dominierende  Stellung  im  damaligen  Welthandel ;  ihre  Schiffe  über- 
stiegen an  Zahl  und  Raumgehalt  die  der  übrigen  seefahrenden 

west-  und  nordeuropäischen  Völker.  Zugleich  waren  sie  an  die 
Stelle  der  Hansa  getreten. 

Auch  für  die  bremische  Schiffahrt  kam  die  niederländische 

als  Hauptkonkurrent  in  Frage,  nicht  nur  in  der  großen  Fahrt  nach 
dem  Norden  und  Osten,  nach  England  und  den  südlich  gelegenen 
Ländern,  sondern  vor  allem  im  Verkehr  mit  den  vereinigten  sieben 
Provinzen  selbst,  mit  denen  Bremen  in  lebhaftem  Warenaustausch 
stand.  Groningen.  Delfzyl,  Kempen,  Deventer,  Zwolle,  P^nkhuizen, 
besonders  aber  Amsterdam  waren  Märkte  des  bremischen  Handels 

und  Zielpunkte  bremischer  Schiffahrt,  wie  Bremen  einen  bedeutenden 
Markt  für  den  niederländischen  Handel  und  damit  für  die  ihm 
dienende  fremde  Schiffahrt  bildete.  Neben  den  Holländern  und 

Seeländern  waren  es  in  großem  Umfange  die  Friesen,  die  mit  ihren 

Schiffen  in  Bremen  erschienen.  Die  Küstenschiffahrt  lag  über- 
wiegend in  deren  Hand.  Bereits  im  16.  Jahrhundert  empfanden 

die  bremischen  Schiffer  die  Konkurrenz  der  Niederländer  in  mehr- 
facher Beziehung  als  nachteilig  und  versuchten  sich  ihrer  vor  allem 

in  der  eigenen  Vaterstadt  zu  erwehren. 
In  der  wirtschaftlichen  Auffassung  jener  Zeit  und  der  folgenden 

Jahrhunderte  lag  es  begründet,   daß   der  Kampf  gegen  die  fremde 

^)  Nach  Akten  des  bremischen  Staatsarchivs  (R.  Ild3  und  11c)  und  de* 
Archivs  der  Handelskammer  in  Bremen  (C.  35  c  I— III). 
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Konkurrenz,  der  Kampf  um  die  Erlialtung'  der  Vorherrschaft  in 
dem  eigenen,  einheimischen  Wirtscliaftsgebiet  unter  Mitwirkung- 
und  durch  die  staatliche  Macht  geführt  wurde.  Der  bremisclie 
Rat,  als  Vertreter  und  Hüter  auch  der  wirtschaftlichen  Interessen 

seines  Gemeinwesens  und  dessen  Bürger  mußte  daher  Stellung 
nehmen  und  tat  es.  In  seinem  Vorgehen  auf  diesem  Gebiete  spiegelt 

sich  daher  ein  Stück  der  bremischen  Wirtschafts-,  insonderheit 
der  Schiffahrts-  und  Handelspolitik  wider.  Wie  man  den  eigenen 
Handel  und  das  eigene  Gewerbe  möglichst  vor  der  fremden  Kon- 

kurrenz zu  schützen  suchte,  das  eigene  Wirtscliaftsgebiet  möglichst 
dem  Bürger  der  Stadt  vorzubehalten  sich  bestrebte,  so  lag  es  nahe, 
den  gleichen  Schutz  der  einheimischen  Schiffahrt  angedeihen  zu 
lassen.  Aber  die  Interessen  dieser  Schiffahrt  und  die  des  Handels 

waren  nicht  auf  das  eigene  Wirtschaftsgebiet  beschränkt,  sie  lagen 
vielmehr  darüber  hinaus  und  griffen  hinüber  in  fremde  Gebiete. 
Die  zu  ihrem  Schutze  in  Bremen  zu  erlassenden  Bestimmungen 
konnten  und  mußten  in  den  fremden  Handelsplätzen  j\Iaßnahmen 

auslösen,  die  ungünstig  zurückwirkten  auf  das  bremische  Wirt- 
schaftsleben. Es  lag  auf  der  Hand,  daß  man  in  anderen  Seestädten 

ein  reziprokes  Verfahren  gegenüber  den  bremischen  Schiffern  an- 
wenden w^ürde.  War  schon  hierdurch  eine  ausschließliche  Begünstigung 

der  einheimischen  Schiffahrt  von  vornherein  ausgeschlossen,  und 
mußte  vor  allem  aus  diesem  Grunde  wie  aus  allgemeinen  Elrwägungen 
der  Eiufuhrhandel  der  fremden  Schiffahrt  ohne  Beschränkung  frei 
gelassen  werden,  so  kam  bezüglich  des  Ausfuhrhandels  hinzu,  daß 
nicht  allemal  die  Interessen  von  Handel  und  Schiffahrt  in  der 

gleichen  Kichtung  liefen.  Die  völlige  Ausschließung  der  fremden 
Schiffahrt  hätte  zu  einem  Monopol  der  einheimischen  führen  müssen, 
das  durch  Frachttaxen  und  obrigkeitliche  Verordnungen  allein  für 
den  Handel  niemals  hätte  erträglich  gestaltet  werden  können.  Der 
Handel  fordert  seiner  Natur  nach  nicht  nur  billige,  sondern  auch 
mannigfaltige  und  reichliche  Transportgelegenheiten,  die  zu  bieten 
die  Bremer  Schiffalirt  an  sich  schon  niclit  in  der  Lage  war. 

II. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  scheint  sich  die 

Konkurrenz  der  niederländischen  Schiffer  besonders  stark  geltend 
gemacht  zu  haben,  während  andrerseits  in  einigen  friesischen  Städten 

die  Bremer  Schift'ahrt  auf  Erschwerungen  und  Hinderungen   stieß. 
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1563  versuchte  der  Kat  zu  Bremen  dieser  Beuiu-liteilio-ung-  zu  steuern. 
Aber  bereits  15(56  beklagten  sich  die  Bremer  Schnuickscliifter^)  vun 
neuem  darüber,  daß  die  Groniuger  Scliiffer.  entgegen  dem  Rats- 

bescheide vom  17.  Februar  1653,  in  Bremen  befrachtet  würden, 
ehe  ihre  eigenen  Schmacken  behiden  seien.  Dies  treffe  sie  um  su 

härter,  als  ihnen  in  F'riesland  nicht  die  gieiclie  Behandlung  zuteil 
werde.  Während  ihnen  früher  in  Groningen  und  Delfzyl.  ob  sie 

nun  beladen  oder  leer  dort  angekommen  seien,  gestattet  sei.  Ladung 

einzunehmen,  erlaube  man  es  ihnen  jetzt  nicht  mehr  in  Delfzyl, 

sondern  nur  im  Groninger  Diep,  einem  für  sie  sehr  ungelegenen 

Platze.  Die  Groninger  bestritten  die  Berechtigung  der  Klagen  und 
behaupteten,  daß  den  bremischen  Schiffen,  die  beladen  in  den  beiden 

genannten  Plätzen  ankämen,  niemals  verwehrt  sei,  Ladung  ohne 

Rücksicht  auf  die  Groninger  Schifte  einzunehmen. 

Der  Rat  entschied  unter  dem  19.  Februar  1566.  daß  die  Gegen- 
seitigkeit garantiert  sein  müsse ;  die  Groninger  Schiffer  sollten  daher 

eine  Bescheinigung  ihres  Rates  darüber  beibringen,  daß  „die  Ladunge 

deme  Bremer  Schepperen  aldar  tho  Groninge  unnd  dem  Delfsyle 

frig  gelaten''.  Anders  sollten  sie  in  Bremen  nicht  zugelassen  werden. 

Da  sich  die  Klagen  der  Bremer  Schift'er  wiederholten,  entschloß 
sich  der  Rat,  eine  allgemeine  Regelung  vorzunehmen,  und  erließ 

1587  eine  Verordnung:  ,.Von  uthländischen  Schepen.  so  loß-)  oder 

geballastet  ankamen". •'■)  Diese  Verordnung  bestimmte  allgemein, 

daß  alle  fremden,  d.  h.  nichtbremischen  Schift'er,  die  leer  oder  mit 
Ballast  in  Bremen  ankämen,  nur  dann  ihr  Scliift"  beladen  und  be- 

frachten lassen  dürften,  wenn  zuvor  alle  bremischen  Schifte  beladen 
und  befrachtet  wären.  Nur  wenn  der  fremde  Schifter  mit  beladenem 

Schiffe  an  die  Stadt  gekommen  sei,  könne  er  sofort  Fracht  nach 

seinem  Heimatshafen  nehmen.  ,.averst  anders  nergen  hen".  In 
diesem  Falle  brauchte  er  keine  Rücksicht  auf  den  Bremer  Schiffer 

zu  nehmen. 

Wenn  auch  diese  Verordnung  prinzipiell  den  Schutz  der  ein- 
heimischen Schiffahrt  proklamierte  und  erst  sekundär  die  fremde 

zuließ,   durchbrach   sie   dieses  Prinzip   in  einem  wichtigen  Punkte, 

')  Schmack:  Barke  von  50— 80  Last,  mit  einem  Gaffelmast. 
-)  loß  =  leer. 
^)  Abgedruckt  in :  Forschungen  zur  Hambiirgischen  Handelsgeschichte , 

II;  Die  Börtfahrt  zwischen  Hamburg.  Bremen  und  Holland,  von  Dr.  Ernst  Baasch 
(S.  101). 
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nämlich  in  der  Konzession  an  die  fremden  Sdiiffe,  die  eine  pfrößere 

Ladnnp-  von  A\'aren  nach  Bremen  gebracht  hatten,  eine  Rückfracht 
nach  ihrem  Heimatshafen,  wenn  sie  sich  ihnen  sofort  nach  beendeter 

Enthidung  bot.  anzunehmen.  Sie  durften  also  nicht  leer  liegen 
bleiben  und  auf  Befrachtung  warten.  Das  entscheidende  Moment 

war  die  Kiicksicht  auf  Handel  und  Schiffahrt  der  eigenen  Bürger. 
Der  Handel  erhielt  eine  vermehrte  Gelegenheit  für  den  Transport 
seiner  AVaren,  aber  auch  zum  Absatz  insofern,  als  die  fremden 
Schiffer  vielfach  auf  eigene  Rechnung  kauften.  Den  bremischen 
blieb  die  Möglichkeit  erhalten,  in  fremden  Häfen  Rückfracht  nach 
Bremen  zu  nehmen,  indem  sie  die  gleiche  Behandlung  dort  erwarten 
durften,  die  dem  dortigen  Schiffer  hier  zuteil  wurde.  Dies  war  für 
die  Bremer  um  so  wichtiger,  als,  wie  aus  der  Beschwerde  von 
1566  hervorgeht,  die  Einfuhr  aus  einzelnen  niederländischen  Städten 
die  bremische  Ausfuhr  dorthin  überragte.  Daß  die  Möglichkeit 
einer  Rückfracht  auf  die  den  Handel  belastenden  Frachtkosten 

günstig  einwirkte,  wird  gleichfalls  nicht  ohne  Einfluß  gewesen  sein. 

Trotz  der  angedrohten  Strafe  —  Verlust  der  Fracht  und  fünf 
bremische  Mark  Buße,  die  je  zur  Hälfte  an  den  Fiskus  (Kämmerei) 

und  an  die  ,.Arme  Seefahrt"',  jetziges  Haus  Seefahrt,  fielen  — wurden 
die  Bestimmungen  der  Verordnung  von  1587  vielfach  außer  acht 
gelassen.  Die  ausländischen  Schiffer  versuchten  sie  dadurch  zu 
umgehen,  daß  sie,  nachdem  sie  an  anderen  Orten  den  Hauptteil 
ihrer  Fracht  gelöscht  hatten,  mit  nur  ganz  geringer  Ladung  einliefen 
und  Fracht  nach  ihrem  Heimatshafen  nahmen;  sie  scheuten  sich 
auch  nicht,  die  Ladungsberechtigung  zu  erschwindeln,  indem  sie 
angaben,  nach  dem  Heimatshafen  zurückzufahren,  tatsächlich  aber 
nach  einem  anderen  Hafen  segelten.  Daß  sie  dies  in  den  Fällen, 
in  denen  sie  nicht  auf  eigene  Rechnung  ihr  Schiff  befrachteten, 
nicht  ohne  Mitwissen  der  bremischen  Kaufleute  taten,  ist  anzunehmen. 
Besonders  im  Herbste  und  im  Frühjahr,  also  vor  dem  Auflegen 

der  Schiffahrt  und  beim  Wiederbeginn,  scheinen  letztere  häufig  aus- 
ländische Schiffe  befrachtet  zu  haben ;  wohl  aus  dem  Grunde,  weil 

sie  zu  beiden  Zeiten  billigere  Frachten  erhitdten,  im  Herbste,  weil 
die  fremden  Schiffer  die  Heimfahrt  lieber  beladen,  wenn  auch  bei 

geringem  Verdienste,  als  leer  antraten,  —  im  Frühjahr,  weil  letztere, 
wenn  sie  den  Winter  hatten  in  Bremen  überliegen  müssen,  erst 
recht  unter  der  Konkurrenz  der  bremischen  Schiffahrt  zu  leiden 

hatten  und  daher  zu  jeder  annehmbaren  Fracht  bereit  waren. 
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Audi  (\^v  zu  l)t'i(leii  Zeiten  iresteifrert»' Wai'envcikclii'.  Ix^sonders 

mit  Koni  und  amlcn'n  Masseniutikeln.  wird  von  Kintlnß  «gewesen 

sein,  "wie  der  Umstand  ferner,  daß  wohl  im  P'iiilijalir  nach  Anfgfangf 
der  Sc"hiffahi-t  eine  gfrößere  Anzahl  fremder  ScIiiltV  mit  fremden 

"\^'aren  gleithzeitis-  an  die  Stadt  kamen. 

Um  diese  Mißbräuclie  abzustellen,  erneuerte  der  Kat  die  \'ei- 
ordnung-  von  1587  unter  dem  24.  Aug-ust  1592,')  verbot  gleichzeitig- 
den  nur  mit  ..einei-  Last  gudi^s  effte  twe''  einlaufenden  tVemden 

Schillern  P^i'acht  zu  nehmen  und  ebenso  ihre  Befrachtung-  im  Herbst 
und  Frühjahr,  wenn  Bremer  Schiffe  noch  unbef rächtet  an  der  Stadt 
lagen. 

Beiin  Abwägen  des  Interesses  aber  dv.s  bremischen  Kaufmanns 

und  der  bremischen  Schiffahrt  nahm  der  Rat  eine  Stellung-  zug:unsten 
des  ersteren  ein  und  zwang  ihn  nicht,  auf  Jeden  Fall  sich  der 

letzteren  zu  bedienen,  sondern  nur  wenn  kein  passendes  Schiff  zur 

Verfügung-  stand.  "War  es  zu  klein  oder  zu  g-roß,  um  nach  dem 
in  Frage  kommenden  Hafen  zu  laden,  so  war  der  Kaufmann  frei 

in  der  Benutzung  fremder  Schilfe.-)  Doch  hatte  er  sich  der  Ent- 
scheidung der  Weddekommission,  einer  Katskommission  aus  vier 

^Mitgliedern  derselben,  zu  unterwerfen,  die  überhaupt  zur  Schlichtung 

von  Streitigkeiten,  auch  über  die  Befrachtung  selbst,  bestellt  war. 

Auf  einige  Jahrzehnte  scheint  ein  befriedigender  Zustand  ein- 
getreten zu  sein.  Jedenfalls  verlauten  keine  Klagen  aus  dieser  Zeit. 

Aus  dem  Jahre  1630  zuerst  liegt  wiederum  eine  Beschwerde  der 

Bremer  Schiffer,  die  auf  Holland  fuhren,  gegen  die  holländischen, 
insonderheit  ostfriesischen  Schiffer  vor  darüber,  daß  diese  ihnen 

die  Holzladungen  aus  dem  Amte  Blumenthal,  die  im  bremischen 

Hafen  Vegesack  eingeladen  wurden,  Avegnehmen.  1631  wurde  die 

Beschwerde  wiederholt  und  ferner  darauf  hingewiesen,  daß  die 

Holländer,  die  mit  ihren  Waren  und  Kramereien  an  die  Schlachte  ̂ ) 
kämen,  dort  nicht  drei  bis  vier  Tage,  wie  sonst  überall  gebräuchlich, 
liegen  blieben,  um  die  AVaren  zu  verkaufen,  sondern  etliche  Wochen. 

1640  baten  sämtliche  auf  Holland  und  Westfriesland  fahrenden 

Schiffer  von  neuem,  der  Rat  möge  für  die  Aufrechterhaltung  der 

Verordnung  von  1592  ernstlich  Sorge  tragen.    In  allen  drei  Fällen 

^)  Abgedruckt  in  der  vorgen.  Schrift  von  Dr.  Baase h  (S.  102). 
^)  Hierbei   wird   es   sich   um  sogen.  Rusefahrten  gehandelt  haben,   nicht 

Ulli  den  Stückgüterverkehr. 

^)  Löschplatz  an  der  Stadt. 
Stieda-Festschrift.  21 
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fülirteii  sie  besonders  darüber  Klage,  daß  man  in  Holland  nnd 

A\'estfriesland  den  Bremer  Schiffern  nicht  erlaube,  Fracht  nach 
Bremen  oder  anderen  Städten,  nicht  einmal  direkte  Rückfracht 
nach  Bremen  zu  nehmen,  auch  sogar  dann  nicht,  wenn  es  der 
Schiffer  eigene  Waren  seien. 

Der  Rat  wies  1640  die  vier  Kämmerer  an,  darauf  acht  zu  haben, 
daß  die  Fremden  den  Bremern  nicht  vorgezogen  würden,  wenn 
diese  um  gleiche  Fracht  und  zu  gleicher  Zeit  abfahren  wollten. 
Doch  sollten  sie  darauf  sehen,  daß  den  Fremden,  die  Waren  an 
die  Stadt  gebracht  hätten,  die  Rückfracht  verstattet  würde.  Diese 
Anordnung  zeigt  durch  den  Zusatz:  um  gleiche  Fracht  nnd  zu 
gleicher  Zeit  eine  dem  Handel  entgegenkommende,  mildere  Praxis 

gegenüber  der  ausländischen  Schiffahrt,  wie  sie  auch  in  der  Ver- 
ordnung von  1592  bereits  anklingt. 

Als  trotzdem  die  Klagen  nicht  aufhörten,  erging,  in  An- 
erkennung der  Mißstände,  eine  neue  Ordnung  am  2.  April  1647. 

die  jedoch  an  den  Grundgedanken  der  von  1592  festhielt.  Zur  Beauf- 
sichtigung wurde  ein  Kollegium  von  sechs  Männern,  je  zwei  aus  dem 

Rat,  der  Bürgerschaft  und  den  Schiffern  eingesetzt,  die  in  Zweifels- 
fällen zu  entscheiden  und  auf  gute,  seetüchtige  Fahrzeuge  zu  achten 

hatten.  Es  scheint,  daß  gerade  in  dieser  Hinsicht  die  einheimischen 
Schiffe  manches  zu  wünschen  übrig  ließen  und  daß  schon  aus  diesem 
Grunde  der  Kaufmann  die  fremden  oft  bevorzugte ;  denn  auch  später 
wies  die  Kaufmannschaft  gerade  auf  die  ungenügende  und  schlechte 
Beschaffenheit  der  bremischen  Schiffe  hin. 

In  dieser  Ordnung  von  1647  ̂ )  wurden  gleichzeitig  die  ersten 
Bestimmungen  über  die  Börtfahrt  auf  Amsterdam  ^)  getroffen ;  auch 
in  dieser  Reihefahrt  wurden  die  fremden  Schiffer  nur  subsidiär  zu- 

gelassen. Diese  Börtordnung  wurde  jedoch  bereits  am  29.  Januar 

1653  ̂ )  auf  Ersuchen  der  an  der  Fahrt  nach  Holland  beteiligten 
Mitglieder  der  Schiftergilde  aufgehoben  und  an  ihrer  Stelle  die 
Verordnung  von  1592  wieder  in  Kraft  gesetzt.  Zugleich  sali  sich 
der  Rat  veranlaßt,  sich  noch  aus  einem  besonderen  Grunde  mit  der 
auswärtigen  Konkurrenz  seiner  einheimischen  Schiffahrt  zu  befassen. 
Infolge   des  Kriegszustandes,   in   dem   sich   die  Niederlande  in  der 

')  Über  die  bremische  Börtfahrt  auf  Amsterdam  und  Hamburg  siehe: 
Forschungen  zur  hamburgischen  Handelsgeschichte,  II:  Die  Börtfahrt  zwischen 
Hamburg,  Bremen  und  Holland,  von  Dr.  Ernst  Baasch,  wo  auch  die  Verordnungen 
von  1647  und  1653  abgedruckt  (S.  103  u.  105). 
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Mitte  des  17.  Jalirluiiiderts  mit  Eno:lan(l  befanden,  hatten  die  nieder- 

ländischen Schiffer,  um  der  Weg-nalime  von  Schift"  und  Ladung-  durch 
die  feindlichen  Kaper  zu  entgehen,  versucht,  beides  mit  neutraler 
Flagge  zu  decken.  Sie  waren  deshalb  auch  in  Bremen,  und  mit 
Erfolg,  um  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes,  und  zwar  des  billigeren 

neustädtischen,  eingekommen,  worauf  ihnen  (h-r  Kat  auch  die  nötigen 
Seebriefe  ausgestellt  hatte.  Sie  hatten  al)er  bei  diesem  Vorgehen 
nicht  daran  gedacht,  dauernd  sich  in  Bremen  niederzulassen,  sondern 
ihre  Familien  ruhig  in  ihrer  Heimatstadt  belassen.  Gegen  solches 
Vorgehen  wandten  sich  die  bremischen  Bürger,  wiesen  darauf  hin, 
daß  sie  alle  städtischen  Lasten  zu  tragen  hätten,  während  jene, 
zumal  sie  überhaupt  keine  Wohnung  in  der  Stadt  besäßen,  hiervon 
freiblieben,  auch  nicht  die  Gebühren  an  die  Schiffergilde  entrichteten. 
Der  Rat  verbot  nunmehr  den  Erwerb  des  Bürgerrechts  durch  fremde 
Schiffer,  sofern  diese  nicht  ernstlicli  gewillt  seien,  sich  mit  ihrer 
Familie  dauernd  in  Bremen  niederzulassen  und  ihren  Pflichten  in 

vollem  LTmfange  nachzukommen.  Den  inzwischen  mit  dem  Bürger- 
recht begnadeten  wurde  die  Ladung  verwehrt,  bis  sie  dauernden 

Wohnsitz  in  der  Stadt  genommen  hätten. 

Klagen  des  Rates  zu  Eukhuyzen  und  die  Aufhebung  der  Bört- 
orduung  von  1647  gaben  dem  Bremer  Rat  Anlaß,  sowohl  in  Euk- 

huyzen als  auch  in  Amsterdam  bei  dem  dortigen  Rate  auf  strikte 

Gegenseitigkeit  in  der  Behandlung  der  Scliiffahrttreibenden  hinzu- 
wirken. Im  übrigen  suchte  man  in  Bremen  der  Beachtung  der  Be- 

stimmungen durch  die  fremden  Schiffer  dadurch  einen  besonderen 
Nachdruck  zu  geben,  daß  man  sie  gegebenenfalls  ihre  Angaben  über 
das  Reiseziel  eidlich  erhärten  ließ,  was  von  diesen  lästig  empfunden 
wurde  und  zu  dem  Schreiben  des  Rates  zu  Enkhuyzen  führte,  vom 
Bremer  Rate  aber  gebilligt  wurde. 

Die  mehrfach  erneuerte  Verordnung  von  1592  ist  die  Grund- 
lage der  Berechtigungen  der  fremden  Schiffer  geblieben.  Aber  eben- 

so bleibend  sind  die  Streitigkeiten  gewesen  zwischen  den  bremischen 
und  den  fremden  Schiffern  wie  zwischen  den  ersteren  und  der 

bremischen  Kaufmannschaft.  Diese  hatte  sich  in  den  vergangenen 

Jahren  der  niederländischen  Schiffahrt  in  erheblichem  Umfange  be- 
dient und  empfand  die  1653  erfolgte  Erneuerung  der  Verordnung 

um  so  lästiger,  als  sich  die  auf  Niederlandt  fahrenden  bremischen 
Schiffer  zu  einer  Gilde  fester  zusammengeschlossen  hatten  und  durch 
die   Ordnung   von  1653   an   der  Beaufsichtigung   durch   vier  ihrer 

21* 
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«  ̂litg-lieder.  je  zwei  aus  den  nicht  mehr  fahrenden  und  ans  den  noch 
fahrenden  Schiffern,  beteiligt  waren.  Diese  übten,  besonders  durch 
den  aus  ihnen  bestellten  Gildemeister  und  den  Gildeknecht,  nicht 

nur  eine  besonders  scharfe  Aufsicht,  sondern  suchten  auch  die 
fremden  Schiffer,  soweit  es  möglich  war,  überhaupt  auszuschließen. 
Kein  Wunder,  daß  es  zu  Streitigkeiten  zwischen  der  Kaufmannschaft 
und  der  Schiifergilde  kam,  zumal  der  Gildemeister  und  sein  Knecht 
das  Aufsichtsrecht  in  rücksichtsloser  Weise  ausgeübt  zu  haben 

scheinen.  Die  Differenzen  führten  1659  zu  einer  heftigen  Be- 
schwerde des  Kollegiums  der  Älterleute,  im  Auftrage  der  Kaufmann- 

schaft, über  die  Handhabung  der  Verordnungen. 
Die  Klagen  der  Älterleute  betrafen  einmal  das  Verfahren  des 

Gildemeisters  und  des  Gildeknechtes  bei  der  Erteilung  des  sogen. 
Freizettels,  dessen  der  fremde  Schiffer  bedurfte,  um  Fracht  für 
einen  bremischen  Kaufmann  einzunehmen  und  damit  die  Stadt 

zu  verlassen,  ferner  die  Abnahme  des  Eides,  wobei  behauptet 

wurde,  die  fremden  Schiffer  seien  gezwungen,  den  Eid  in  Abwesen- 
heit des  GUdemeisters  und  seines  Knechts  vor  deren  Frauen  und 

Trichtern,  ja  sogar  den  Mägden  zu  leisten,  endlich  die  fiskalische 
Ausnutzung  des  Vorrechtes  durch  Erhebung  der  hohen  Gebühren 
von  den  fremden  Schiffern  zugunsten  der  Gilde.  Darüber  hinaus 
aber,  behaupteten  die  Älterleute,  seien  die  Verordnungen  von  1592 

und  1653  mißbräuchlich  angewendet  worden  auch  auf  die  sogen.  Kuse- 
frachten.^)  während  sie  nur  auf  die  regelmäßige  Schiffahrt  nach  den 
Niederlanden  zutreffe.  Es  sei  von  jeher  dem  Kaufmann  erlaubt 
gewesen,  in  der  Ruse  auch  den  fremden  Schiffer  zu  befrachten, 
hier  und  in  anderen  Handelsstädten,  und  zwar  im  Interesse  und 
zur  Beförderung  des  Handels.  Die  Beschwerde  machte  den 

bremischen  Schiffern  eine  rigorose  Ausnutzung  ihrer  bevorrech- 
tigten Stellung  und  die  Absicht  zum  Vorwurf,  ein  jVlonoi»ol  er- 

richten zu  wollen,  während  sie  sich  ihrer  Pflichten  aus  dem  ihnen 
schon  eingeräumten  Vorrechte  nicht  genügend  bewußt  seien.  Es 
felüe   an   tüchtigen  Schiffen,    insbesondere   an   kleinen,   schnelleren 

')  Rusefracht :  Befrachtung  eines  ganzen  Schiffes,  Avobei  der  Befrachter  die 
Fracht  nicht  nach  Lasten  oder  stückweise  bezahlt,  sondern  das  ganze  Schiff  für  eine 
Reise  chartert  und  eine  Gesamtfracht  akkordiert.  In  der  Rusefracht  wurden 

besonders  Massengüter  (Bier,  Korn,  Malz,  Hopfen,  Künrauch,  Eisen-  und  Holz- 
waren. Fässer)  verschifft,  besonders  auch  solche,  die  leicht  verderblich  waren 

oder  doch  keine  lange  Lagerung  im  Schiffe  vertrugen.  . 
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zwischen  5 — 20  Last.,  während  die  l)remischen  meist  20  Last,  und 

ofrößer  seien;  es  mangele  den  Schiffern  selbst  aber  an  dem  nötigen 

Eiter  und  der  erforderlichen  Sorg-falt,  des  Kaufmanns  Interessen 
während  der  Fahrt  und  ])ei  der  Al)ladun<r  und  dem  Verkauf  im 
fremden  Hafen  zu  wahren.  Endlich  aber  kämen  die  fremden 

Hchift'er  den  Kaufleuten  nicht  nur  im  Frachtpreis,  sondern  auch 
insofern  entgegen,  als  sie,  soweit  sie  die  Waren,  hauptsächlich  das 

Getreide,  nicht  gegen  bar  für  eigene  Rechnung  kauften,  was  sehr 

häutig  sei,  Vorschuß  auf  das  eingenommene  Getreide  gewährten 
und  damit  einen  Teil  des  Risikos  übernähmen,  was  nicht  nur  dem 

Kaufmann  allein  zugute  komme,  sondern  vor  allem  jungen  An- 
fängern, während  andererseits  der  Schiffer  an  guter  Beförderung 

und  vorteilhaftem  Verkauf  nunmehr  persönlich  und  daher  er- 
hölit  interessiert  sei.  Die  Beschwerde  resümierte  sich  dahin,  daß 

das  allgemeine  Handelsinteresse  Bremens  die  Freiheit  der  Ruse- 
frachten  und  damit  insoweit  eine  Einschränkung  des  Vorrechtes 
der  einheimischen  Schiffahrt  dringend  erfordere. 

Die  Schiffergilde  und  die  dazu  verordneten  „Herren  und 

Bürger-'  bestritten  die  Mißbräuche  und  die  Mängel  der  Mitglieder 
der  Gilde  und  ihrer  Schiffe,  vor  allem  aber  die  Freiheit  der  Ruse- 

frachten,  die  auch  an  aiulereu  Orten,  so  in  Amsterdam,  niclit  zu- 
gestanden werde. 

In  diese  Klagen  spielt  schon  die  Entwicklung  der  breniisclien 
Schiffahrt  nach  den  Niederlanden  hinein,  die  in  der  ersten  Bört- 

ordnung  von  1647  zu  dem  Versuch  einer  Regelung  der  Biu'tfahrt 
nach  Amsterdam  geführt  hatte.  Es  hatte  sich  tatsächlich  eine 

solche  Bort-  oder  Reihefahrt  bereits  entwickelt,  auf  die  die  Ver- 

ordnungen von  1592  und  1653  bezüglich  der  fremden  Schiffer  An- 
wendung fanden.  Die  Reihefahrt  fand  auch  der  Handel  für  seine 

Zwecke  nützlich,  aber  er  war  nicht  gewillt,  sie  zu  einem  ̂ Ionoi)ol 
auswachsen  zu  lassen,  sondern  wollte  in  gewissem  Umfange  eine  freie 

Bewegung  sich  erhalten  und  die  Konkurrenz  der  niederländischen 

Schiffahrt,  die  jährlich  in  großer  Zahl  mannigfache  ̂ ^'aren  ihres 
Heimatlandes  nach  Bremen  brachte  und  von  hier  vor  allem 

Getreide,  Holz  und  Bier  zurückzunehmen  bereit  war,  zu  seinem 

und  der  Allgemeinheit  Vorteil  ausnutzen.  Diese  Freiheit  be- 
anspruchte er  für  die  Rusefahrten,  die  außerhalb  der  Reihefahrt 

nach  dem  jedesmaligen  Bedürfnis  geschahen.  Für  die  einheimische 

Schiffahrt   aber,   das   mußte   ihr   zugestanden  Averden.   lag  die  Ge- 
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t'alir  vor,  daß  a  Conto  der  freien  Rusefraclit  ihr  Vorrecht  illusorisch 
gemacht  wurde.  solang:e  nicht  die  Zahl  der  Rusefrachtgüter  fest- 

gesetzt oder  andere  Bestimmungen  getroffen  waren,  die  den  Miß- 
brauch der  Rusefracht  verhinderten,  der  etwa  dadurch  entstehen 

konnte,  daß  als  Befrachter  formell  ein  Kaufmann  auftrat,  während 

die  Waren  tatsächlich  mehreren  gehörten. 

III. 

Der  Umstand,  daß  Amsterdam  1657  im  Anschluß  an  die  Bört- 
fahrt  nach  Hamburg  auch  eine  solche  nach  Bremem  einrichtete, 
und  die  vorerwähnten  Streitigkeiten  zwischen  Kaufmannschaft  und 

Schift'ergilde  führten  1664  zum  Erlaß  einer  neuen  bremischen  Bört- 
ordnung,^)  die  1717^)  erneuert  und  diu-ch  Verordnungen  von  1733^ 
1744  und  1749 -)  ergänzt  und  teilweise  geändert  wurde.  Auch  in 
ihr  mußten  Bestimmungen  bezüglich  der  fremden  Schiffer  getroffen 
werden.  Der  in  den  Börtordnungen  von  dem  Rate  eingenommene 
Standpunkt  war  der  einheimischen  Schiffahrt  günstig,  trotz  der 
wiederholten  Klagen  der  Kaufmannschaft  über  die  Mißstände  bei 

den  Börtschift'en  bezüglich  Größe  und  Tüchtigkeit  der  Schifte, 
rigorose  Verfolgung  des  Börtprivilegiums  und  anderes  mehr.  Die 
fremden  Schiffer  wurden,  entsprechend  dem  Vorgehen  von  Amsterdam 
und  Hamburg,  in  der  Börtfahrt  erst  zugelassen,  wenn  sie  sich  mit 

ihrer  Familie  dauernd  in  Bremen  niedergelassen  und  die  Gilde- 
gebühren und  die  sonstigen  öffentlichen  Abgaben  gezahlt  hatten, 

und  zwar  nach  Ablauf  einer  Karenzzeit  von  drei  Jahren.  Die  Amster- 
damer Börtfahrer  alternierten  mit  den  Bremern,  wie  dies  auch  in 

Amsterdam  der  Fall  war.  Hiervon  abgesehen  enthält  die  Bört- 
ordnung  von  1664  folgende  Bestimmungen: 

,.wen  alhier  keene  kage  edder  Schmacke  vorhanden  und 
sick  alsden  frombde  linden,  up  sulcken  fall  schall  dem 
Koepman  frystaen,  eine  frembde  kaege  edder  Schmacke 
tho  befrachten,  damit  den  Koepman  kene  Verhindernüs  in 

seinen  Handel  geschehen  möge." 
„wen  sick  gebörde,  dat  allhier  einige  frömde  Schippers 

loes   anquemeu,   de    schölen   nicht   Macht   hebben,    einige 

')  Abgedruckt  ebenfalls  bei  Dr.  Baas ch  S.  106. 

'^)  Gedruckt  in :  Sammlung  verschiedener  Verordnungen,  welche  in  Hand- 
lunga-,  Schiffahrts-  und  Polizeisaohen  der  kayserl.  freyen  Reichsstadt  Bremen 
ausgegangen  (Bremen  1750),  S.  114,  118,  122,  123. 
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Rnsefracliten  antlionelmicii.  so  lan«:e  alse  von  unser  Borofer 

Schippers  einig-e  tlio  Hiiess  sind,  de  bequem  sien,  umme 
den  Koepman  tho  bedelmen,  by  tein  Rickesdaler  Strafe, 

und  einen  Bremer  laten  dat  goet  innelimen". 
Danach  war  der  fremde  Schiffer,  soweit  er  niciit  der  Amster- 

damer Bort  angehörte,  von  der  Börtfalirt  retrelniäßig  aus- 
geschlossen. Die  Ordnung  gedenkt  im  12.  Artikel  noch  besonders 

des  Falles,  daß  diese  Schiffer  in  Bremen  zum  Schein  selbst  (liiter 

kauften,  um  sie  nach  den  Niederlanden  zu  bringen,  während  es 

sich  tatsächlich  um  eine  Befrachtung  durch  bremische  Kaufleute 

liandelte,  und  verbot  solche  Umgehungen.  Nur  wenn  kein 

bremisches  Schiff  oder  danach  Amsterdamer  Börtschift'  zur 
Verfügung  stand,  durfte  ein  fremdes  eintreten.  Handelte  es  sich 

um  eine  sogen.  Rusefracht,  so  war  der  Kaufmann  nicht  unbedingt 
an  die  Bremer  Schiffe  gebunden,  sondern  konnte,  falls  diese  nicht  in 

der  passenden  Größe  im  Hafen  lagen,  auch  ein  fremdes  befrachten. 

Andererseits  war  der  Bremer  Schiffer  gezwungen,  eine  Rusefracht, 
die  ihm  angetragen  wurde,  zu  akzeptieren.  Korn  sollte  stets  als 

Rusefrachtgut  behandelt  werden.  In  diesem  Umfange  kam  die 

Börtordnung  den  Bedürfnissen  des  Handels  entgegen,  wenn  auch 

nicht  zu  dessen  voller  Befriedigung, 

Als  Grundlage  für  das  Schiffahrtsreclit  der  fremden  Schiffer 

blieben  also  auch  hier  die  (Tedankeu  der  Verordnung  von  1592  be- 
stehen, auf  die  sich  die  Bremer  bei  ihren  Klagen,  die  auch  in 

Zukunft  nicht  ausblieben,  stützten.  Diese  erhoben  besonders 

1708  aufs  neue  Beschwerden  darüber,  daß  ihnen  fremde  „Retour- 

Fracht  machende  Schiffer"'  vorgezogen  würden,  worauf  der  Rat  das 
Amt  eines  beeidigten  Schiffsmaklers  zum  Schutze  der  einheimischen 

Börtfahrer  wie  auch  der  außerhalb  derselben  fahrenden  Schiff'er 
schuf.  Wie  ihm  die  Ordnung  der  Börtfalirt  und  die  Beauf- 

sichtigung der  Börtschiffe  übertragen  war,  hatte  er  zugleich  auf 

strikte  Innehaltung  der  die  Zulassung  der  fremden  Schiffahrt  be- 
treffenden Bestimmungen  zu  passen.  Dabei  sollte  er  auch  acht 

haben  auf  die  Lotsen,  die  vielfach  den  fremden  Schiffern  gegen 

Vergütung  zu  Frachten  verholten  hatten. 
In  den  ersten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts  hatte  der 

Handelsverkehr  mit  den  Niederlanden,  insonderheit  mit  Amsterdam 

ganz  erheblich  zugenommen ;  ein  großer  Teil  der  nordwestdeutschen 
AVarenausfuhr  ging  über  Bremen.  Dieser  Entwicklung  scheint  die 
bremische  Schiffahrt,   soweit  sie  börtmäßig  organisiert  war,    nicht 
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«feivclit  oewoiden  zu  sein,  so  daß  in  den  Jahren  1716  und  1717  von 

Seiten  der  Kaufmannscliat't  Beschwerde  über  Beschwerde  dem 
Senate  eingereicht  wurde.  Während  die  Schiffe  nach  Zustand 

und  Größe  vielfach  untauglich,  die  Schiffer  unzuverlässig,  un- 
pünktlich, faul  seien,  sich  um  die  Bestimmungen  der  Börtordnung 

nur  insoweit  kümmerten,  als  sie  ihnen  vorteilhaft  seien,  z.  B.  von 

den  ihnen  zur  Beförderung  angetragenen  Waren  nur  die  mit  hohen 

Frachtsätzen  belegten  annähmen,  nützten  sie  das  Privileg  so  rück- 
sichtslos aus.  daß  ein  Teil  der  aus  dem  Inlande  kommenden  Waren 

den  Weg  zur  Elbe  genommen  habe,  während  andererseits  die  Fracht- 
sätze von  Amsterdam  nach  Bremen  für  Hering  und  Tran,  welche 

Artikel  auf  holländischen  Schiffen  in  großer  Menge  zur  Einfuhr 

gelangten,  ganz  erheblich  gestiegen  seien,  da  der  holländische 

Schiffer  fast  keine  Rückfracht  in  Bremen  finde.  Die  Kaufmann- 

schaft beantragte  nicht  die  Aufhebung  der  Börtfahrt.  aber  der  Geist 

ihrer  Eingaben  läßt  doch  erkennen,  daß  man  sie  als  für  den  Handel 
eher  schädlich  als  nützlich  ansah.  So  sehr  dem  Kaufmann  an  einer 

häufigen  und  regelmäßigen  Verfrachtungsmöglichkeit  gelegen  sein 

mußte,  sowohl  in  seinem  eigenen  Interesse  als  auch  zur  Heran- 
ziehung der  binnenländischen  Produkte  zur  Ausfuhr  über  Bremen, 

so  sah  er  die  mit  solcher  festen  Ordnung  verbundenen  Nachteile 
zu  deutlicli  vor  Augen. 

Der  Senat  prüfte  die  Beschwerden  und  erließ  am  6.  Januar  1717 

eine  neue  Börtordnung,  die  aber  grundsätzlich  an  dem  börtfreund- 

lichen  Standpunkte  festhielt  und  die  von  der  Kaufmannschaft  er- 
strebte Bewegungsfreiheit  nicht  erbrachte.  Für  die  fremden  Schiffer 

kamen  in  Betracht  die  Bestimmungen  über  die  Rusefahrt,  zu  der 

sich  zwei  Kaufleute,  doch  nicht  mehr  zusammentun  durften,  und 

darüber,  daß  leicht  verderbliche  Waren,  wie  Mumme,  Künrauch,  Bier, 

die  keine  Verzögerung  in  der  Versendung  zuließen,  börtfrei  waren, 

ferner  die  Bestimmung,  daß  der  Börtzwang  von  Aufgang  der  Schiff- 
fahrt im  Frühjahr  nur  bis  acht  Tage  nach  Martini  dauern  solle 

und  dann  der  Kaufmann,  jedoch  in  der  Erwartung,  daß  er  auf  den 

zur  Fahrt  bereiten  Börtschifter  die  gehörige  Rücksicht  nehme,  in 

der  Verschiffung  seiner  Güter  frei  sein  solle.  In  diesen  drei  Fällen 

und  in  dem  P'all.  daß  auch  in  der  Bort  kein  bremisches  Schiff  im 
Hafen  war,  hatten  die  fremden  Scliifter  gemäß  den  Bestiiumungeu 

der  Verordnung  von  1592  und  1653  die  Verfrachtungsmöglichkeit. 
Ein  Eingriff  ihrerseits  in  die  Börtfahrt  war  unter  erhebliche  Strafe 

gestellt,  die  auch  den  beteiligten  Kaufnmnn  traf. 



Kiniges  übur  diu  Stelliiim  der  fremden,  usw.  H29 

Der  Erlaß  der  Rörtordmino:  von  1717  erreg-te  den  liet'tig'sten 
^^'ider.stand  der  Kanfniannschaft.  die  sich  in  ihren  Interessen  schwer 
geschädigt  sali.  Sie  erreichte  jedoch  die  erstrebte  Anfhebnng  nicht, 

half  sich  dagegen  dadurch,  daß  sie  die  Bestimmungen  nicht  ein- 
hielt, sowohl  bezüglich  der  Rusefrachten,  der  bfirtfreien  (lüter.  als 

vor  allem  der  Benutzung  der  fremden  Schiffe,  indem  man  die  ein- 
heimischen Schiffe  und  Schiffer  für  nicht  geeignet  erklärte.  Dies 

führte  wiederum  zu  Klagen  der  bremischen  Schiffer,  die  Kepliken 

der  Kaufleute  hervorriefen,  die  sich  in  derselben  Richtung  bewegten 

wie  früher.  Wiederum  prüfte  der  Senat  die  Verhältnisse.  "\Mederum 
aber  blieb  es  unter  dem  ̂ Widerspruch  des  Handels  bei  den  gelten- 

den Bestimmungen,  die  durch  die  Bort  Ordnung  von  1733  und  die 

Beschlüsse  von  1744  und  1749  ergänzt  wurden. 

Bezüglich  der  fremden  Schiffer  bestimmte  die  Verordnung  von 
1733,  daß  diese  zu  einer  Rusefracht  nicht  noch  eines  Dritten  Güter, 
auch  wenn  sie  börtfrei  seien,  in  ihr  Schiff  laden  dürften,  und  daß 

der  bremische  Börtschift'er,  wenn  er  eine  Rusefahrt  übernehmen 
wolle,  zu  bevorzugen  sei.  es  sei  denn,  daß  diese  Rusefahrt  nach 

dem  Orte  ginge,  woher  der  fremde  Schiffer  mit  seiner  Fracht  nach 

Bremen  gekommen.  Es  sind  auch  hier  die  alten  Grundsätze,  die 

zur  Anwendung  gelangen.  Die  Zahl  der  börtfreien  Waren  \Mirde, 

entsprechend  der  seit  längerem  bereits  tolerierten  Übung,  erweitert: 
Korn.  ]Munime.  Bier.  Brunnenwasser.  Blaussal.  Schaar,  Kienruß, 

Hohlglas,  Steine,  Holz  und  hölzerne  W\'aren,  sogen.  Jagdgüter,  als 
Heringe  und  Tran;  sie  konnten  mit  erster  Gelegenheit  verschifft 

werden,  also  gegebenenfalls  auch  auf  fremden  Schiffen.  Der  Be- 

schluß von  1749  betrachte  jedoch  eine  Erw^eiterung  der  Ruse- 
frachten durch  fast  völlige  Beseitigung  der  eben  erwähnten  Ein- 

schränkung von  1733,  eine  ̂ Maßnahme,  die  den  Kampf  zwischen 
der  Kaufmannschaft  und  den  Börtschiftern  zugunsten  der  ersteren 

«ntschied.  Der  Rat  bestimmte,  „daß  die  Ruse-Frachten  nicht  gar 
zu  sehr  einzuschränken,  sondern,  dem  Befinden  nach,  auch  von 

einem  dritten  noch  wol  ein  oder  ander  Stück  (so  dennoch  kein 

Börd-Guth  seyn  muß)  mit  zu  admittiren  seye'^.  Auf  das  Befinden 
der  Weddeherren  kam  es  an.  Daß  dieses  aber  dem  Handel  im 

allgemeinen  günstig  war.  bewiesen  die  späteren,  eindringlichen  und 

häufigen  Klagen  der  Börtschift'er. 
Noch  gut  ein  halbes  Jahrhundert  hat  die  Börtfahrt  bestanden, 

aber  in  ihrer  Bedeutung  für  Handel  und  Schiffahrt  im  allgemeinen 
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stäiidip:  in  ilirer  Bedeutimg:  sinkend.  Sowolil  mit  der  Änderung" 
und  Erweiterung  des  Handels-  und  Scliiffalirtsverkehrs  als  auch 

mit  dem  A\'echsel  der  wirtscliaftlichen  Anschauungen,  dem  auch 
das  jus  Stapuli  längst  zum  Opfer  hatte  fallen  müssen,  konnte  die 
Reihefahrt  auf  die  Dauer  im  Einklang  stehen.  Der  Kückgang  und 

das  endgültige  Verschwinden  der  Börtfahrt  (in  den  zwanziger  Jahren 

des  19.  Jahrhunderts)  sind  naturgemäß  auch  der  fremden  Schiffahrt 

zugute  gekommen. 
IV. 

Abgesehen  von  der  Börtfahrt  und  den  für  ihre  Regelung  ge- 
troffenen Bestimmungen  galten  für  die  fremden  Schiffer  generell 

die  Verordnungen  von  1592  und  1653.  Noch  1696  wird  auf  eine 

Beschwerde  bremischer  Schiffer  ausdrücklich  vom  Rat  erwidert, 

daß  es  bei  der  Verordnung  von  1653  verbleibe.  Auch  im  Anfang 
des  18.  Jahrhunderts  muß  sie  noch  in  Kraft  gewesen  sein.  1704 

wurden  die  Weddeherren  aufgefordert,  die  früheren  Beschlüsse  des 

Senats  zu  beachten,  auch  die  Lotsen  dahin  in  Eid  zu  nehmen,  daß 

sie  keinem  fremden  Schilfer  vor  den  bremischen  zur  Fraclit  ver- 

helfen. 1722  erteilte  der  Senat  den  Bescheid,  daß  bei  der  Ver- 
sendung von  Pfeifenstäben  nach  England  die  bremischen  Schiffer 

..billigerweise"  vorzuziehen  seien.  Dies  deutet  schon  auf  eine  Lockerung 
der  Handhabung  der  alten  Bestimmungen  hin,  und  es  ist  sehr 

fraglicli,  üb  sie  noch  in  irgendwelchem  Umfange  ernstlich  durch- 
geführt wurden.  Der  ganze  Kampf  zwischen  den  bremischen  und 

fremden  Schiffern  spielte  sich  im  18.  Jahrhundert  in  der  Haupt- 
sache im  Rahmen  der  Börtfahrt  ab.  Im  übrigen  scheinen  auch  die 

Verordnungen  von  1592  und  1653  allmählich  durch  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  stillschweigend  beseitigt  zu  sein. 
AVie  die  ganzen  Verhältnisse  sich  verändert  hatten,  erweist 

ein  Zirkularsöhreiben  des  l'raeses  Collegii  Seniorum  zu  Bremen  vom 
Dezember  1819,  worin  ersucht  wird, 

..daß  der  hiesige  Handelstand,  die  drückende  Lage 

unserer  Schiffahrt  berücksichtigend,  möglichst  dahin  wirken 

möge,  ihre  Güter  im  Auslande  vorzugsweise  in  Bremer 

Schiffe  verladen  zu  lassen,  wenn  sie  unter  gleichen  Be- 
dingungen wie  Andere  fahren,  und  zugleich  ihre  auswärtigen 

Correspondenten  dahin  vermöge,  ebenfalls  die  Versendung 

ihrer  über  Bremen  gehenden  Güter  mit  hiesigen  Schiffen 

vorzugsweise  geschehen  zu  lassen". 



Zur  Frage  der  Untervermietung  in  Leipzig. 
Von  Otto  Meißgeier. 

Während  in  Leipzio-  seit  Jahren  eine  umfangreiclie  gemein- 

nütziofe  Bautätig'keit  mit  Erfolg-  bemüht  ist,  den  Ban  von  kleinen 
Familienwohnnngen  zu  fördern,  ist  für  die  Unterbringung^  der  Zinnner- 

mieter und  Schlafleute  in  eigens  für  sie  geschaffenen  Käumen  bis- 
her noch  wenig  geschehen.  Von  einigen  Heimen  abgesehen,  die 

den  Charakter  von  "Wohltätigkeitsanstalten  tragen  und  nur  eine 
geringe  Personenzahl  aufnehmen  können,  sind  die  Zimmermieter  und 

Schlafleute  auf  die  Wohn-  und  Schlafgelegenheiten  angewiesen,  die 

ihnen  in  mehr  oder  minder  guter  Beschaffenheit  in  privaten  Haus- 
haltungen geboten  werden.  Es  handelt  sich  hierbei  keineswegs  um 

eine  geringe  Zahl  von  Personen.  Die  Zahl  der  Zimmermieter  und 

Schlafleute  zusammen  betrug- 

Männer Frauen Zusammen b Hanshaltungs- ävölkerung 

1890 28028 9  613 37  641 
108,3 

1895 24  493 8644 33137 
85,1 

1900 31  336 9  790 41126 
91,9 

1905*) 33477 10814 44291 
89,6 

Bis  auf  das  Jahr  1895,  das  noch  unter  dem  Einfluß  der  wirt- 
schaftlichen Krisis  am  Anfange  der  90  er  Jahre  stand,  zeigen  die 

absoluten  Zahlen  eine  aufwärtssteigende  Bewegung.  Wenn  auch 

im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  die  Zahl  der  Untermieter  etwas 

zurückgegangen  ist,  was  wohl  mit  der  Verlegung  größerer  Betriel)e 
nach  nichteingemeindeten  Vororten  zusammenhängt,  so  sind  die 
absoluten  Zahlen  erheblich  genug,  um  die  Frage  aufwerfen  zu  lassen, 

ob  die  gegenwärtige  rein  private  Befriedigung  des  A\'ohnungs- bedürfnisses  der  Untermieter  zu  Mißständen  geführt  hat,  die  eine 

andere  Art  der  Regelung  dieser  Frage  erfordern.  Auch  die  Tat- 
sache, daß  die  üntervermietung  sich  in  einer  verhältnismäßig  großen 

Zahl  von  Haushaltungen  flndet  (1905:  237,6"  „o),  muß  Bedenken 
erwecken. 

*)  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  191Ü  liegen  noch 
nicht  vor. 
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Eine  eiiisielieiule  Untersucliuno-  des  Unter-  bezw.  Teilvermietuno-s- 
wesens  haben  wir  nur  für  das  Jahr  1897.  Um  die  Durchführbarkeit 

eines  im  Jahre  1896  aufgestellten  Regulativs  über  Teilvermietungen  ^) 
zu  prüfen,  wurden  1897  sämtliche  Wohnungen  mit  Teilvermietung 
untersucht,  im  ganzen  22  037.  Die  Ergebnisse  dieser  Untersuchung 

waren  derart,  daß  der  Erlaß  des  g-enannten  Regulativs  aufgeschol)en 
■werden  mußte.  Von  den  untersuchten  Wohnungen  entsprachen 
64.57  "^  0  nicht  den  Anforderungen  des  Regulativs.  Die  Hau[»t- 
mißstände.  die  festgestellt  wurden,  waren  zu  geringer  Luftraum 
(weniger  als  10  cbm)  und  zu  geringe  Bodenfläche  (weniger  als 

3^/.,  (im)  auf  den  Kopf  der  Bewohner  in  den  Schlafräumen.  In 
11371  Fällen  wurde  das  geforderte  Luftminimum  nicht  erreicht, 
während  in  ungefähr  ebensoviel  Fällen  (11150)  die  ßodenfläche 
zu  gering  war.  1400  Personen  mußten  sich  sogar  mit  weniger  als 
5  cbm  Luftraum  begnügen.  Von  Mißständen  erheblicheren  Umfangs 
sei  dann  noch  hervorgehoben,  daß  in  2751  Fällen  Küchen  oder 
Räume,  die  nur  indirekt  oder  überhaupt  kein  Tageslicht  erhielten, 
zu  Schlaf  zwecken  benutzt  wurden.  In  2019  Fällen  fehlte  ferner 

für  die  abvermieteten  Räume  ein  direkter  Zugang  vom  Vorsaal 
oder  sie  waren  von  den  Räumen  des  Vermieters  nicht  getrennt. 
Auch  die  Abortfrage  war  zum  Teil  ungenügend  geregelt,  in 

3326  Fällen  entsprachen  die  ̂ \'ohnungen  nicht  den  Mindestforde- 
rungen des  Regulativs,  das  vorschrieb,  daß  ein  Abort  von  nicht 

mehr  als  10  Personen  oder  von  nicht  mehr  als  3  Familien  benutzt 

werden  sollte.  Bei  10,7"/,,  der  untersuchten  "\^^ohnungen,  die  nur 
aus  einem  heizbaren  Zimmer  mit  oder  ohne  Zubehör  bestanden, 

hätte  auf  Grund  des  Regulativs  die  Teilvermietung  untersagt  wei'den 
müssen. 

Ohne  Zweifel  waren  dies  Mißstände,  unter  denen  Gesund- 

heit und  Sittlichkeit  leiden  mußten.  In  der  Folgezeit  ist  nun  ver- 
sucht worden,  mit  Hilfe  der  von  der  Wohlfahrts-,  Bau-  und  Ge- 

.sundheitspolizei  ausgeführten  Wohnungskoutrollen  die  gröbsten 

Übel.stände  zu  beseitigen.  Aber  erst  1904  schienen  sich  die  Ver- 
hältnisse so  weit  gebessert  zu  haben,  daß  man  glaubte,  das  Teil- 

vermietungsregulativ in  Kraft  setzen  zu  können,  ohne  daß  seine 
Handhabung  zu  Härten  gegenüber  den  Betroffenen  führen  würde. 
Insbesondere  war  ein  größerer  Vorrat  an  kleinen  Wohnungen  vor- 

*)  Das  Regulativ   vom    18.  Dezember  1896  ist  erst  am  5.  November  19U4 
in  der  im  Anhang  abgedruckten  Fassung  in  Kraft  gesetzt  worden. 
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hancleii.    in    denen   die  P'aniilien.   deren  A\'()1innn<ien  auf  fTi-und  des 
Ke^aüativs   geschlossen  werden  mnßten.    Anfnulinu'  linden  konnten. 

Ob  durch  die  fortgesetzten  Wolinung'skontrollen  alle  Schäden 
des  Teilvermietung^swesens,  die  im  Jahre  1897  beobachtet  wni-den, 
beseitigt  sind,  läßt  sich  leider  nicht  feststellen,  da  eine  geordnete 

A>'ohnungsaut'sicht.  die  innerhalb  eines  gewissen  Zeitraumes  alle 
A\(ilinungen  mit  Teilvermietungen  besichtigen  könnte,  in  Leipzig 

nocii  nicht  vorhanden  ist  und  eine  neue  eingehende  A\'ohnungs- 

untersuchung  seit  1897  nicht  stattgefunden  hat.  Über  du-,  \'er- 
hältnisse  des  Teilvermietungswesens  geben  aber  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  Aufschluß  die  im  Zusanunenhang  mit  den  Volkszählungen 

vorgenommenen  Aufnahmen  der  Haushaltungen  und  Wohnungen; 

einen  Vergleich  mit  der  Untersuchung  vom  Jalire  1897  lassen  diese 

Aufnahmen,  die  rein  statistischer  Natur  sind,  allerdings  nur  in  sehr 

bescliränktem  Umfange  zu.  Insbesondere  ist  aus  der  Statistik 

nicht  zu  ersehen,  ob  der  in  den  Schlafräumen  auf  den  Kopf  der 
Bewohner  entfallende  Luftraum  sowie  der  Anteil  an  der  Bodenfläclie 

genügend  sind,  ebenso  erfahren  wir  nichts  darüber,  ob  in  A\'olinungen 
mit  Teilvermietung  noch  Küchen  oder  nicht  direkt  beleuchtete 

Räume  zum  Schlafen  benutzt  werden.  Immerhin  gibt  die  Wohnungs- 
und Haushaltungsstatistik  doch  auf  eine  Reihe  wichtiger  Fragen 

des  Teilvermietungswesens  Auskunft. 

Untersuchen  wir  zunächst,  wie  sich  im  allgemeinen  die  Unter- 
vermietung im  Jahre  1905  gegenüber  dem  Jahre  1900  entwickelt  hat. 

Es  betrug  die  Zahl  der 

Haushaltungen  mit  Zimnierniieter  und 
Zimmermietern  und  Schlaflente 

Schlafleuten  männlich  weiMich  Zusammen 

1900  25  828  31336  9  790  41 12ti 

1905  27  654  33  477  10814  44  291 

Sowohl  die  Zahl  der  Haushaltungen  als  auch  die  Zahl  der 
Zimmermieter  und  Schlaf leute  zeigen  eine  Zunahme.  Die  Zahl  der 

Haushaltungen  mit  Teilveiniietung  hat  sich  um  1826  vermehrt,  die 
Zahl  der  Untermieter  dagegen  bedeutend  stärker,  um  3165. 

Diese  im  Verhältnis  zu  den  Haushaltungen  stärkere  Zunahme 

der  Unteraiieter  braucht  nicht  notwendig  eine  stärkere  Zusammen- 

drängung der  Bewohner  der  abvermietenden  Haushaltungen  zu  be- 

deuten, offenbar  hat  vielmehr  eine  Verschiebung  der  Haus- 
haltungen mit  Teilvermietung  hinsichtlich  der  Größe  der 
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AV  oll  Illingen  stattgefunden.  Wie  sich  aus  der  nachstehenden 
Tabelle  ergibt,  sind  am  stärksten  beteiligt  an  der  Zunahme  der 
abvermietenden  Haushaltungen  solche  in  Wohnungen  mit  3  und  4 
heizbaren  Zimmern,  während  die  Abvermietung  in  Wohnungen  mit 
einem  heizbaren  Zimmer  mit  Zubehör. etwas  abgenommen  hat. 

Es  waren  Haushaltungen  mit  Zimmermietern  und  Schlat'leuten*) 

in  Wohnungen  von 190Ü 1905 
//U-  oaer 
Abnahme 

0              heizb. Zimmei 3 3 — 

1 » ohne Zubehör      18 
100 

4-    82 
1 

>• 

mit 
n 3078 2  921 

—  157 

2 r r » 10875 11258 
-f-383 

3 

>' 

r r 7  528 8469 

4-941 
4 n » n 

2  788 3  228 

+  440 

5 r r V 
950 995 

+    45 

6 « 

5? 

n 
335 368 

+    33 

7 
>7 

« n 
129 158 

+    29 

8  und  mehr  ,. H H n 124 154 

+    30 
Als  eine  Besserung  der  Verhältnisse  kann  diese  Verschiebung 

der  Untervermietung  nach  den  größeren  Wohnungen  hin  nicht  be- 
zeichnet werden.  Einmal  ist  die  Abnahme  in  den  unteren  Wohnungs- 

größenklassen viel  zu  gering,  dann  aber  bedeutet  die  Aufnahme 

von  Untermietern  in  größere  AA'ohnungen  immerhin  ein  Herab- 
drücken des  Wolmniveaus.  Allerdings  ist  dieses  letztere  Bedenken 

nicht  so  groß,  wenn  es  sich,  wie  sich  gleich  ergeben  wird,  bei  der 
Aufnahme  von  Untermietern  in  die  größeren  Wohnungen  in  der 
Hauptsache  um  Zimmermieter  handelt. 

A\'enn  wir  nämlich  die  Statistik  weiter  verfolgen,  so  finden 
wir  noch  eine  eigenartige  Veränderung  insofern,  als  i  m  s  o  z  i  a  1  e  n 

Charakter  der  Untervermietung  eine  starke  Ver- 
schiebung eingetreten  ist.  Von  1900  bis  1905  hat  sich,  wie 

sich  aus  der  nachfolgenden  Tabelle  ergibt,  nur  die  Zahl  der  Haus- 
haltungen mit  Zimmermietern  vermehrt,  dagegen  weist  die  Zahl 

der  Haushaltungen  mit  Schlafleuten  einen  starken  Rückgang  auf. 

Die  gleiche  Veränderung  zeigt  sich  bei  den  Zimmermietern  und 
Schlafleuten  selbst. 

*)  Die   Haushaltungen,    in     denen    sich   Zimmermieter  und   Schlafleute 
zugleich  befinden,    sind  immer  den  Haushaltungen  mit  Schlafleuten  zugezählt. 
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Es  betrug- 
die  Zahl  der  Haushaltungen  mit 
Zimmermietern      Schlafleuten 

11625 

15  520 
14  20H 
12  184 

die  Zahl  der 

Ziramermieter     ,  Schlafleute 

18  259  22  867 
25566  18  725 

_|_    3  895        —    2069        +    7  307        —    4142 

1900 

1905 

Zu-  oder 
Abnahme 

Da  mit  der  Abnahiiie  der  Zahl  der  Schlafleute  selbst  kein 

Eückgang  der  Untervermietung  im  g:anzen  eingetreten  ist.  sondern 

diese  sogar  eine  Zunahme  um  1826  Haushaltungen  mit  3165  Unter- 
vermietern autweist,  so  muß  sich,  zumal  auch  die  Zahl  der  Haus- 

haltungen mit  Zimmermietern  sowie  die  Zahl  der  Zimmermieter 

stärker  gewachsen  ist,  als  die  gesamte  Untervennietung,  eine  Ver- 
schiebung derart  vollzogen  haben,  daß  Schlafstellen  in  eine  sozial 

höhere  Form  der  Untervermietung,  in  eine  Art  „Gar^-onlogis"  um- 
gfewandelt  worden  sind. 

Das  ergibt  sich  schon  aus  der  Tatsache,  daß  nur  die  Zahl 
der  männlichen  Schlafleute  abgenommen  hat,  während  die  Zahl  der 

weiblichen  eine  kleine  Zunahme  zeigt.  Bei  den  Zimmermietern  ist 
dann  natürlich  auch  bei  den  männlichen  die  Vermehrung  am  stärksten. 

Es  betrugen  die  Zahlen  der 
Zimmerniieter 

männlich 
13  535 

19  894 

weiblich 

4724 

5672 

Schlafleute 

männlich  weiblich 

+    6  359        +    948 

17  801 
13  583 

4  218 

5066 

5142 

+      76 

1900 
1905 

Zu-  oder 
Abnahme 

Wie  stark  diese  Verschiebung  des  sozialen  Charakters  der 

Vermietung  in  den  einzelnen  Wohnungsgrößenklassen  ist.  zeigt 
folgende  Tabelle. 

Es  betrug-  die  Zahl  der  Haushaltungen  mit 
Zimmeriu ietern Schlafleuten 

in  Wohnungen mit        1900 1905 
Zu-  oder 
Abnahme 

1900 1905 
Zu-  oder 

Abnahme 

0  heizb. Z. 2 1 
—         1 

1 2 

+          1 1       „ „    ohne  Zub.       5 35 -f      30 
13 65 

+      52 
1       „ 

,,    mit ,.      626 
880 

+    254 

2452 2041 

—    411 

2       „ V „    3572 5082 -|-  1510 7303 6176 

—  1127 

3       „ >•        »• ,.    4126 
5411 

4-1285 
3402 3058 

—    344 

4       „ ,    2052 
2635 

+    583 

736 593 

—    143 
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iu  Wohnungen  mit 

Zimmennietern 

Si 

chlafh 

1900        1905      f "-  f'' 
Abnahme 

19Ü0 
1905 

756       862     -{■■    106 
194 133 

285       mi     +      46 
50 

37 
105       142     +      37 24 16 

96       141     4-      45 
28 

13 

Zu-  oder 
Abnahme 

5  heizb.  Z.  mit    Zub.    756       862     -{■■    106       194       133     —      61 
6                „      285       331     +      46         50         37     —      13 
7              105       142     +37         24         16—8 
S  11.  m          96       141     -f-      45         28         13     —      15 

Zum  Teil  dürfte  diese  ganze  Verschiebung-  wohl  auf  die  An- 
Aveiidung-  des  Reg'ulativs  über  Teilvermietung-en  zurückzuführen  sein, 
wonach  die  Küchen  und  Räume,  die  der  direkten  Belichtung  ent- 
beliren.  nicht  mehr  zum  Schlafen  benutzt,  und  ferner  Räume,  die 
keinen  eigenen  Zugang  vom  Vorsaal  haben,  nicht  mehr  abvermietet 
werden  dürfen.  In  vielen  Fällen  wird  man  diesen  Bestimmungen 
dadurch  Rechnung  getragen  haben,  daß  der  Schlafbursche  zum 
Schlafen  einen  besonderen  Raum  erhalten  hat,  ohne  daß  er  nun  gerade 

zum  ,.Gargonherrir'  aufgerückt  sein  wird.  Ob  diese  Verschiebung 
für  die  abvermietenden  Haushaltungen  eine  Verbesserung  des 

Wohnens  gebracht  hat,  darf  bezweifelt  werden,  meist  wird  die  Ab- 
gabe eines  besonderen  Raumes  an  den  Untermieter  eine  Einengung 

des  Schlafraumes  der  Familie  bedeuten. 

Die  Verschiebungen  im  sozialen  Charakter  der  Untervermietung 
können  allerdings  auch  auf  veränderte  m  S  p  r  a  c  h  g  e  b  r  a  u  c  h 
beruhen,  daß  nämlich  ein  großer  Teil  der  Schlafleute  neuerdings 

als  „Untermieter"'  bezeichnet  worden  ist.  Für  die  weitere  Unter- 
snchung  muß  daher  wegen  der  Unsicherheit  der  Untersclieidung 
von  Zimmermietern  und  Schlafleuten  von  einer  Vergieichung  der 
Zählungen  der  Jahre  1900  und  1905  abgesehen  werden. 

Betrachten  wir  nun  die  Verhältnisse  des  Teilvermietungswesens 

des  Jahres  1905  näher,  so  linden  wir  als  erste  uiierfreuliclie  Tat- 
sache, daß  die  Haushalt  u  n  g  e  n  m  i  t  U  n  t  e  r  v  e  r  m  i  e  t  u  n  g  s  i  c  h 

in  der  Hauptsache  in  den  kleinen  Wohnungen  von 
1 — 4  Zimmern  linden. 

Es  entfallen  von  den  Haushaltungen  mit L'ntermietern 
überhaupt Zimmermietern  Schlafleuten 

auf  W'olinungen  «/o  •'/o  'Vo 
mit   1  heizb.  Zimmer  m.  Zubehör       5,7  16,8  10,5 

..     2      „     32,7  50,9  40,7 

..     3      ,.  ..         ..         ..  34,8  25,2  30,6 

..     4    16,3  4,8  11,6 
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Die  Haiislialtung'eii  mit  Untervermietung  verteilen  sich  also 

liaiiptsäc'lilicli  auf  die  2-  und  3-Ziuimerwolinungen,  namentlich  die 
Sclilafstellenvermietuno:  bietet  ein  ungünstifres  Bild  insofern,  als  hier 

allein  61,1"  ̂   der  Haushaltungen  mit  Schlafleuten  sich  in  Wohnungen 
mit  1  und  2  Zimmern  linden.  Auf  eine  bedenkliche  Erscheinung 
sei  aber  vor  allen  Dingen  hingewiesen.  10,9%  der  Haushaltungen 

mit  Teil  Vermietung  (=  3024)  finden  sich  in  den  aller- 

kleinsten  Wohnungen  bis  zu  einem  heizbaren  Zimmer  mit  Zu- 
behör. Soweit  diese  Wohnungen  nur  aus  Stube,  Kammer  und  Küche 

bestehen,  ist  nach  dem  Kegulativ  über  Teilvermietungen  bis  auf  ge- 

wisse Ausnahmen  (s.  Kegulativ  §  2,  Abs.  2)  das  Abvennieten  über- 
haupt untersagt.  Trotzdem  wurde  1905  in  einer  so  beträchtlichen 

Anzahl  solcher  kleinen  Wohnungen  noch  Abvermietung  getrieben. 

Gegenüber  1900,  wo  die  Ziffer  dieser  A\'olinungen  3099  betrug,  ist 
der  Rückgang,  der  nur  75  ausmacht,  sehr  gering. 

Als  ein  weiteres  ungünstiges  Moment  ist  es  zu  betrachten, 

daß  auch  innerhalb  der  einzelnen  Wolinungsgrößenklassen  die  Haus- 

haltungen mit  Teilvermietung  bei  den  Wohnungen  von  1 — 4  Zimmern 
einen  erheblichen  Prozentsatz  ausmachen. 

Es  betrug  der  Anteil  der  Haushaltungen  mit 

Zimmermieter 

in  den  Wohnunsfen  « „ 
mit 1  heizb. 

2  ,. 
Zimmer m. Zubehör 

3,61 11,53 

'■ 

3      „ » 21.62 

24,62 

Untermietern 
inlatleute überhaupt 

'!o 

o; 

8,39 

12,00 

14,02 
25,55 

12,22 33,84 

5,54 
30.16 

Hier  tritt  die  s  t  a  r  k  e  A  n  h  ä  u  f  u  n  g  d  e  r  H  a  u  s  h  a  1 1  u  n  g  e  n 

mit  Teilvermietung  in  den  unteren  Wohnungsgrößen- 
klassen besonders  deutlich  hervor.  Bei  den  Wohnungen  mit 

3  heizbaren  Zimmern  steigt  die  Zahl  der  Haushaltungen  mit  Unter- 

vermietung bis  auf  33,84  vom  Hundert,  während  die  Summe  der  ab- 
vermietenden Haushaltungen  von  der  Gesamtzahl  der  Haushaltungen 

überhaupt  nur  23,76 "  ̂^  ausmacht. 

Noch  ungünstiger  ist  das  Bild  der  Verteilung  der  Haus- 
haltungen mit  Teilvermietung,  wenn  wir  die  Alt-Leipziger  Ver- 

hältnisse allein  betrachten. 

Stioda-Festschrift.  22 



338  7uir  Frage  der  Untervermietung  in  Leipzig. 

Es  kommen  in  Alt-Leipzig  auf  100  Haushaltungen  solche  mit 

in  den  ̂ ^^ohnungen 

Zimmermietern Schlafleuten Untermietern überhaupt 

mit  1  heizb.  Zimmer  u.  Zub. 

5;96 

10,04 16,00 

?•      "       n                 «            n       » 16,04 15,53 31,57 

n     "       n                 n           w        »? 

•  29,48 
13,55 43,03 

4 31,31 

5,86 

37,17 

Die  starke  Besetzung  der  unteren  Wohnungsgrößenklassen 
mit  Zimmermietern  und  Schlaf leuten  ist  natürlich  nicht  ohne  Ein- 

fluß auf  d  i  e  AV  0  h  n  d  i  c  h  t  i  g  k  e  i  t ,  die  wir  hier  allerdings  nur  aus 
der  Größe  der  Haushaltungen  ersehen  können.  Die  AVohndichtigkeit 
in  Wohnungen  mit  Teilvermietuiig  ist  regelmäßig  größer  als  der 

Gesamtdurchschnitt  aller  Haushaltungen  derselben  Wohnungs- 
größenklasse. 

Es  kommen  Personen  auf  die  Haushaltungen  mit 

mit 
in  Wohnungen 

Über- 

haupt 
Zimmer- mietern ohne 

Schlafleute 
Schlaf- 

leuten ohne 

Zimmer- mieter 
Schlaf- 

leuten  und 

Zimmer- mietern 

1  heizb.  Zimmer  m.  Zub. 
3,6 

4,3 4,5 5,5 

^       n                 «            r        >• 4,3 4,8 
5,4 

6,0 

"        «                     n              >!         )1 4,4 4,9 
5,8 

6,2 
4 4,6 5,3 6,6 

7,0 

Die  Haushaltungen  mit  Zimmermietern  allein  haben  eine 
stärkere  Wohndichte  als  die  Gesamtzahl  der  Haushaltungen;  die 
Wohndichtigkeit  steigt  dann  weiter  bei  den  Hauslialtungen  mit 
Schlafleuten  und  ist  schließlich  am  höchsten  ])ei  Haushaltungen, 
in  denen  sich  Zimmermieter  und  Schlafleute  zugleich  finden. 

Betrachtet  man  die  Haushaltungen  für  sich,  in  denen  der 
Haushaltungsvorstand  ein  Ehepaar  ist,  so  erhält  man  eine  noch 
stärkere  Steigerung  der  Wohudichtigkeit  bei  den  abvermietenden 
Haushaltungen. 
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In  Haushaltungen,  wo  der  Haushaltung-svorstand  ein  Ehepaar 
ist.  kommen  im  Durchschnitt  Personen  auf  die  Haushaltung:  mit 

Über- 
haupt Ziniiiier- mietern  ohne 

Schlafleute Schlaf- 
leuten ohne 

Zimmer- mieter 

Schlaf- leuten   und 

Zimnier- mietern 

in  Wohnungen 
mit  1  heizb.  Zimmer  m.  Zub. 3,9 5,0 5.0 

6,5 

1'    "     11            11        11     11 4,4 5,2 5,7 
6,5 

)•    "     11            1'        1'     11 
4,6 

5,4 6,1 6,8 

'^     11            )•        11     11 

4,9 
5,7 6,8 

7,5 

In  welcher  Weise  sich  die  Z  i  m  m  e  r  m  i  e  t  e  r  und  Schlaf- 

1  e  u  t  e  auf  die  einzelnen  ̂ ^'ohnung;sgrößenklassen  verteilen,  läßt  sich 
aus  dem  zur  Verfügung  stehenden  statistischen  Material  nicht  er- 

sehen. Es  kann  indessen  eine  Übersicht  gegeben  werden,  wie 

stark  die  Unter  Vermietung  in  den  einzelnen  Stadt- 
teilen verbreitet  ist  und  wieviel  Untermieter  im  Durch- 

schnitt auf  eine  Haushaltung  kommen.  Über  beide  Fragen 
geben  die  Tabellen  AI,  A2,  Bl,  B2  Auskunft.  Zu  diesen  Tabellen 
sei  bemerkt,  daß  die  Haushaltungen,  in  denen  sich  Zimmermieter 
und  Schlafleute  zugleich  finden,  sowohl  bei  den  Haushaltungen 
mit  Zimmermietern,  als  auch  bei  denen  mit  Schlafleuten  gezählt 
worden  sind. 

Aus  den  Tabellen  sei  folgendes  hervorgehoben:  Absolut  ge- 
nommen ist  die  Untervermietung  am  stärksten  in  Neu-Leipzig,  und 

zwar  überwiegen  in  Neu-Leipzig  die  Schlafstellen,  in  Alt-Leipzig 
die  Haushaltungen  mit  Zimmermietera.  Im  Verhältnis  zur  Zahl 
der  vorhandenen  Haushaltungen  ist  die  Untervermietung  aber  am 

weitesten  verbreitet  in  Alt-Leipzig,  wo  ein  Drittel  (33.20  7o)  der 
Haushaltungen  abvermietet,  gegenüber  einem  Fünftel  (19,96  ̂ o)  i^^ 

Neu-Leipzig.  Hinsichtlich  der  Zahl  der  Untermieter  ist  Alt-Leipzig 
mit  13,20%  der  Bevölkerung  Neu-Leipzig  überlegen,  wo  nur  6.49% 
der  Bevölkerung  Untermieter  sind.  Während  dann  Alt-Leipzig  mehr 
Zimmermieter  aufweist  als  Neu-Leipzig,  ist  es  bei  den  Schlafleuten 
umgekehrt.  Aus  dieser  Art  der  Verteilung  der  Haushaltungen  und 

Untermieter  ergibt  sich  dann,  daß  Alt-Leipzig  auch  hinsichtlich 
der  auf  eine  Haushaltung  entfallenden  Durchschnittszahl  der  Unter- 

mieter ungünstiger  dasteht  als  Neu-Leipzig,  und  zwar  sowohl  hin- 
sichtlich der  Zimmermieter  als  auch  der  Schlafleute. 

22* 
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A\'enii  wir  die  einzelnen  Stadtteile  der  inneren  Stadt  be- 
tiachten.  so  ergfeben  sich  noch  ungünstigere  Verhältnisse.  Die 
höchste  Zahl  der  Haushaltungen  mit  Untermietern  finden  wir  in 

der  inneren  Südvorstadt  i43,62*'/„),  dann  folgen  die  Südostvorstadt 
(40.11«  J,  die  Nordostvorstadt  (39.89%),  die  innere  Nordvorstadt 
(39.81 "  ̂)  usw.  Wie  die  Durchschnittszahl  der  auf  eine  Haus- 

haltung entfallenden  Untermieter  in  diesen  Stadtteilen  eine  höhere 

ist  als  der  Gesamtdurchschnitt  —  für  die  Zimmermieter  steigt  die 
Durchschnittszahl  bis  2.1  (Südvorstadt),  für  die  Schlafleute  l)is  2,3 

(äußere  Nordvorstadt)  — ,  so  wird  auch  die  ̂ ^'ohndichtigkeit  in  diesen 
Bezirken  höher  sein   als  der  oben  mitgeteilte  Gesamtdurchschnitt. 

Das  Schlaf  Stellenwesen  ist  verhältnismäßig  am  stärksten  ver- 

breitet in  Plagwitz  (16,45"/,,  der  Haushaltungen),  in  Kleinzschocher 
(14,84%)  und  in  Lindenau  (13,54''/^),  doch  sind  die  Zahlen  der  auf 
eine  Haushaltung  im  Durchschnitt  entfallenden  Schlafleute  niedriger 

als  in  Alt-Leipzig. 

Für  die  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Be- 
deutung der  Untervermietung  ist  die  Beantwortung  der  Frage 

wichtig,  welche  Kreise  sich  mit  dem  Vermieten  von  Teilen  ihrer 

A\'ohnung  beschäftigen.  Hier  gibt  das  statistische  Material  nur 
Aufschluß  über  Geschlecht  und  Familienstand  der  Haushaltungs- 
vorstände. 

Als  abvermietende  Haushaltungen  kommen  in  erster  Linie 
solche  in  Frage,  deren  Vorstand  ein  Ehepaar  ist,  als  zweitstärkste 
Gruppe  die  alleinstehenden  Frauen  und  dann  die  alleinstehenden 
Männer.  Die  nachfolgende  Tabelle  zeigt  die  absoluten  Zahlen  dieser 

(Tnipi)en  und  zugleich  den  sozialen  Charakter,  den  die  Unter- 
vermietung bei  ihnen  hat. 

Unter     den     Haushaltungsvorständen,     welche     abvermieten, 
finden  sich 

Ehepaare Einzelne  Frauen Einzelne  Männer 

19  390 7567 
697 

Davon  vermieteten  ab 
an  Zimmennieter 10326 4745 449 

,.    Schlafleute 
8  317 2423 

218 
,.    Zimmennieter  und 

Schlafleute 747 399 
30 
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Für  die  wiitscliaftliche  Bedf utuno-  der  Abvermietunj?  besonders 
wichtig  ist  es  zu  wissen,  in  welchem  Verhältnis  diese  abvermietenden 
Haushaltungen  zur  Gesamtzahl  der  Haushaltungen  dieser  (Truppen 
stehen.     Es  ergibt  sich  da  folgendes  Resultat: 

Es  vermieten  ab  von  den  Haushaltungen,  deren  Vorstand 

ein  Ehepaar  21j7% 

eine  einzelne  Frau  '^^ß^'o 
ein  einzelner  Mann  12j6"/o 

Während  also  die  Ehepaare,  absolut  genommen,  das  Haupt- 
kontingent der  Abvermieter  bilden,  wird  in  der  (Gruppe  der  allein- 

stehenden Frauen  verhältnismäßig  die  stärkste  Untervermietung 
getrieben.  Bei  dieser  Gruppe  dürfte  die  Einnahme  aus  der  Teil- 

vermietung einen  größeren  Teil  des  Einkommens  ausmachen.  Be- 
sondere Mißstände  scheinen  hier  aber,  soweit  sich  dies  auf  Grund 

der  Statistik-  beurteilen  läßt,  nicht  vorzukommen,  wenigstens  ist  die 

Wohndichtigkeit  in  den  einzelnen  "Wohnungsgrößenklassen  ver- 
hältnismäßig gering. 

Im  Anschluß  hieran  sei  noch  die  Frage  erörtert,  ob  in  Leipzig 
aus  der  Untervermietung  ein  Geschäft  größeren  Umfanges  gemacht 
wird,  derart,  daß  in  ungesunder  Weise  an  eine  den  Räumen  nicht 
entsprechende  Anzahl  von  Leuten  Schlafstellen  venuietet  würden. 

W^o  man  solche  Verhältnisse  vermuten  könnte,  nämlich  in  den 
Wohnungen  von  5  Zimmern  und  darüber,  in  denen  sich  Schlafleute 
sowie  Zimmermieter  und  Schlafleute  zugleich  befinden,  scheinen, 

soweit  sich  dies  aus  den  Gesamtzift'ern  und  der  ̂ ^'()hndichtig•keit 
ersehen  läßt,  größere  Übelstände  nicht  zu  herrschen. 

Es  finden  sich 

Haushaltungen  Personen  auf 
mit  Personen  eine  Haus- 

Schlafleuten  haltung 

in  Wohnungen  mit 
5  heizb.  Zimmern  87  628  7.2 

6  ,.  ,,  17  146  8,6 
7  „  „  11  73  6,6 
8  ,.  ,.  4  35  8.7 

9  .  „  _  _  _ 
10  ,.  „  u.  mehr                  3  24  8,0 
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in  Wohnung 
en 

mit 

Haushaltungen  mit 
Schlafleuten  und 
Zimmermietern 

Personen 
Personen  auf 

eine  Haus- 

haltung 

5  heizb.  Zimmer 
46 

364 7,9 6     „ 20 
169 8,4 

7     « 5 
48 9,6 

8     „ 2 18 

9,0 

9     „ 
0     „ u. mehr 4 

52 

13,0 

Diese  Übersieht  zeigt  eine  ungewcilinlicli  holie  Durchsclinitts- 

zilfer  der  Haushaltsang-ehörigen,  die  indes  nur  dann  schädlich  zu 
sein  braucht,  wenn  sich  mehrere  solcher  Hanshaltungen  in  einer 
AVohnung  befinden  sollten,  was  aus  der  Statistik  nicht  hervorgeht. 

Im  übrigen  ist  aber  die  Zahl  dieser  Wolmnng-en  über  5  Zinmier, 
in  denen  sich  Schlafstellen  finden,  so  gering,  daß  von  einem  er- 

heblichen Mißstand  nicht  gesprochen  werden  kann. 

Fassen  wir  unsere  bisherige  Untersuchung  zusammen,  so  ergibt 
sich  folgendes: 

Soweit  sich  aus  der  Wohnungs-  und  Haushaltungsstatistik 
vom  1.  Dezember  1905  ersehen  läßt,  ist  in  Leipzig  ein  eigentliches 
Schläfst ellenunwesen,  wie  es  sich  etwa  in  London  findet,  nicht 
vorhanden.  Deswegen  können  aber  noch  keineswegs  die  Verhältnisse 
auf  dem  Gebiete  des  Teilvermietungswesens  in  Leipzig  als  günstig 
bezeichnet  werden.  Schon  die  Tatsache,  daß  naliezu  der  4.  Teil 
der  gesamten  Leipziger  Haushaltungen,  in  einzelnen  Stadtteilen 

sind  es  sogar  bis  über  40  •>/<,,  Untermieter  aufnimmt,  muß  zu  Be- 
denken Anlaß  geben. 

Dabei  fällt  vor  allen  Dingen  ins  Gewicht,  daß  die  Unter- 
vermietung sich  in  der  Hauptsache  in  kleinen  und  kleinstenWohnungen 

findet,  die  an  und  für  sich  schon  nur  über  einen  geringen  A\"ohn- 
raum  verfügen.  Die  im  Jahre  1905  gegenüber  1900  zu  beobachtende 
stärkere  Benutzung  größerer  Wohnungen  für  Untervermietung  kann 
nur  in  sehr  bescliränktem  Maße  als  ein  Fortschritt  bezeichnet 

werden.  Auf  jeden  Fall  bedeutet  der  Übergang  zur  Untervermietung 
in  größeren  Wohnungen  ein  Herabdrücken  des  Wohnniveaus  der 
betreffenden  Familien. 

Für  die  Zukunft  dürfte  diese  Verschiebung  der  Untervermietung 
nach    den   größeren  Wolinungen   hin   in   noch  .  stärkerem  Maße   zu 
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erwarten  sein.  Tm  Jalire  1905  wai'  bei  über  8000W()]inun<ren  l)is  /,u 

einem  lieizbaren  Zimmer  noch  Untervenuietun<j:  anzutiett'en,  ol)\V()lil 
sie  bei  der  IMelirzahl  dieser  Wolinungen  eigentlich  verboten  ist. 

Dabei  liaben  1905  anf  dem  Wohnnn*rsnmrkte  keineswef^s  nnfrünsti<i-e 

Verhältnisse  p:eherrscht.  Die  Zahl  der  leerstehenden  Wohnung'en 

betrug  1905  nahezu  4"/„  der  Gesamtzahl  der  "Wohnungen.  Unter 
dem  seit  1905  eingetretenen  Rückgang  der  Zahl  der  leerstehenden 

"Wohnungen  ist  hinsichtlich  der  I^ntervermietung  in  den  kleinsten 

"Wohnungen  wohl  kaum  eine  Verbesserung  eingetreten.  Im  (4egenteil 
scheinen  noch  sehr  schlimme  Verhältnisse  zu  bestehen.  Der  Jahres- 

bericht des  Stadtbezirksarztes  füi-  1908  bemerkt  nämlich  über  die 

Handhabung  der  "Wohnungsauf sieht:  „Bei  dem  Mangel  an  Klein- 
wohnungen verbot  es  sich  von  selbst,  energisch  einzugreifen,  man 

war  sogar  gezwungen,  recht  mißliche  "Wohnungsverhältnisse,  nament- 
lich Überfüllungen,  bestehen  zu  lassen.''  Aber  auch  aus  den 

"Wohnungen  mit  zwei  heizbaren  Zimmern  dürften  noch  Untermieter 

entfernt  werden  müssen,  wenn  erst  die  "Wohnungsaufsicht  wirklich 
zur  Durchführung  gelangt  ist.  Ferner  dürfte  die  beabsichtigte 

Ausdehnung  der  ̂ ^'ohnungsaufsicllt  auf  "Wohnungen,  in  denen  Ue- 
Averbsgehilfen  des  Wohnungsinhabers  mit  schlafen,  dahin  führen, 
daß  ein  Teil  der  Gewerbsgehilfen  fortan  außer  dem  Hause  wird 

schlafen  müssen,  denn  es  ist  fraglich,  ob  die  Schlafräume  der  Ge- 
werbsgehilfen immer  den  gesetzlichen  Anforderungen  entsprechen 

werden.  Im  Jahre  1905  fanden  sich  in  3495  Haushaltungen  6015 
männliche  und  2501  weibliche  Gewerbsgehilfen,  im  Durchschnitt 

2,4  auf  die  Haushaltung,  in  Alt-Leipzig  sogar  2,9.  Die  Durch- 
schnittszahlen sind  also  höher  als  bei  der  Untervennietung. 

Die  straffere  Durchführung  der  A\'olinungsaufsicht  wird  demnach 
als  notwendige  Folge  haben,  daß  die  Untervermietung,  da  sie  in 

den  kleinen  Wohnungen  begrenzt  ist,  entweder  in  den  Wohnungen^ 
die  bereits  Untermieter  liaben,  verstärkt  auftritt  oder  sich  auf 

neue  Wohnungen  ausdehnt,  eine  Entwicklung,  die  bei  der  jetzt 

schon  starken  Besetzung  der  unteren  "Wohnungsgrößenklassen  und 
der  weiten  Verbreitung  des  Untervermietungswesens  keineswegs 
erwünscht  ist. 

Notwendig  erscheint  es  aber  auch,  den  gegenwärtigen  Umfang 

der  Untervermietung  in  den  unteren  Wohnungsgrößenklassen  ein- 
zuschränken und  den  privaten  Wohnungsmarkt  in  dieser  Beziehung 

zu  entlasten.    Dafür  sprechen  nicht  allein  gesundheitliche  und  sitt- 
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liehe  Gründe,  sondern  ancli  die  K  ii  e  k  s  i  e  h  t  auf  die  P  r  e  i  is  - 

"gestaltung  des  Wohnungsmarktes,  die  durch  die  Unter- 
vermietuno- uno-iinstig  beeinflußt  wird.  Eine  so  starke  Verbreitung  dei- 

Untervermietung  in  den  unteren  ̂ ^'ohnungsgrößenklas8en  und  ebenso 
in  einzelnen  Stadtteilen,  wie  wir  sie  in  Leipzig  haben,  kann  nicht 
ohne  ̂ Mrkung  auf  die  Gestaltung  der  Mietpreise  bleiben.  Statistisch 

läßt  sich  allerdings  eine  Steigerung  der  ̂ Mieten  als  Folge  der  Unter- 
vermietung für  Leipzig  nicht  nachweisen,  da  aber  der  Mietpreis 

immer  einer  gewissen  Grenze  zustrebt,  die  durch  die  Einkommens- 
verhältnisse der  Mieter  bezeichnet  wird,  so  ist  als  ziemlich  sicher 

anzunehmen,  daß.  wo  ein  Teil  der  ]\Iiete  durch  Untervermietung 
wieder  eingebracht  werden  kann,  auch  der  Mietpreis  ein  höherer 
sein  wird.  Diese  Preissteigerung  Avird  sich  zum  Teil  auch  auf  die 

"Wohnungen  fortsetzen,  die  nicht  abvermieten.  Besonders  da.  wo 
die  Untervermietung  so  weit  verbreitet  ist,  wie  in  den  unteren 

'V\^ohnungsgrößenklassen  oder  in  einzelnen  Stadtteilen,  wird  sich 
bald  ein  einheitliches  Preisniveau  für  alle  Wohnungen  einstellen, 
für  dessen  Höhe  die  Mietpreise  maßgebend  sein  werden,  die  l)ei  der 
stärksten  Ausnutzung  der  Wohnräume  gezahlt  werden  können. 

Auch  wenn  in  Leipzig  nicht  besonders  schwere  Mißstände 
auf  dem  Gebiete  des  Teilvermietungswesens  bestehen,  so  gibt  es 
also  eine  Reihe  von  Gründen,  die  gegen  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Aufnahme  von  Untermietern  in  die  Familienhaushaltungen  und 

für  die  Schaffung  besonderer  ^\'ohngelegenheiten  für 
Ledige  sprechen:  Die  schon  bestehende  starke  Verbreitung  der 
Untervermietung,  besonders  in  den  unteren  Wohnungsgrößenklassen 
und  in  einzelnen  Stadtteilen,  die  für  die  Zukunft  zu  erwartende 
Zunahme  der  Untervermietung  in  den  größeren  Wohnungen  und 

schließlich  die  "Wirkung  der  durch  die  Untervermietung  erzielten 
Einnahmen  auf  die  Mietpreise  der  ̂ \'ohnungen.  Mit  der  strafferen 
Handhabung  der  A\'ohnungsaufsicht  werden  die  gröbsten  Schäden 
des  Untermieterwesens  allmählicli  beseitigt  werden.  Daneben  wird 

man  aber  auch  auf  die  Schaffung  besonderer  ^^'ohngelegenheiten 
für  Ledige  bedacht  sein  müssen,  damit  die  Untervermietung  nicht 

in  immer  neue  Haushaltungen  vordringt.  Den  ̂ ^'ohnungsmarkt  zum 
Teil  von  den  Zinimermieteni  und  Schlafleuten  zu  entlasten,  muß 

neben  der  Durchfülirung  der  ̂ \■ohnungsaufsicllt  ins  Auge  gefaßt 
werden.     Erst   wenn  dieses  in  größerem  Umfange  geschieht,   wird 
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■eine  Gesundung'  unseres  Wohnungswesens,  besonders  audi  liinsiclitlicli 
der  Mietpreise,  eintreten  können. 

Diesen  Fortschritten,  die  die  Schaffung  von  Ledigenheimen 

bringen  würde,  stehen  verschiedene  Bedenken  gegenüber,  die  liier 
noch  erörtert  werden  müssen. 

Da  außerordentliche  Mißstände  aut  dem  Gebiete  des  llnter- 

vemiietungswesens  in  Leipzig  nicht  bestehen,  so  köinite  man  der 
Meinung  sein,  daß  ein  Ledigenheim  nicht  genügend  benutzt  werden 

würde.  Darauf  ist  einmal  zu  sagen:  Daß  gerade  solche  Untermieter, 
die  unter  besonders  schlechten  Verhältnissen  wohnen,  sich  dem 

Ledigenheime  zuwenden  würden,  ist  nicht  anzunehmen.  Der  Trieb, 

seine  Lage  zu  verbessern,  ist  gerade  bei  den  alleruntersten  Schichten 
der  Bevölkerung  am  wenigsten  vorhanden.  So  finden  wir  auch  bei 

dem  Charlottenburger  Ledigenheim,  daß  im  Jahre  1908  unter  1162 

Mietern  nur  410  waren,  die  in  Schlafstellen  gewohnt  hatten.  Das 
Arbeiterheim  in  Stuttgart  hat  in  der  Hauptsache  gelernte  Arbeiter 
als  Mieter.  Es  sind  also  nicht  die  alleruntersten  Schichten,  die 

das  Ledigenheim  aufsuchen,  und  sie  rekrutieren  sich  nur  zum  Teil 
aus  Schlafstellen.  Es  brauchen  daher  auch  nicht  große  Mißstände 

zu  sein,  die  die  Untermieter  zum  Ledigenheim  führen.  Schon  die 

Engigkeit,  die  in  den  kleinen  Wohnungen  herrscht,  wird  viele  ver- 

anlassen, dem  Ledigenheim  mit  seinen  luftigen  Räumen  den  ̂ 'orzug 
vor  der  Schlafstelle  oder  dem  kleinen  Zimmer  zu  geben.  Auch  die 

Unordnung  und  Unsauberkeit,  die  in  vielen  kleinen  Wohnungen 

anzutreffen  ist,  werden  die  Untermieter  veranlassen,  sich,  wenn 

möglich,  zu  verbessern.  Es  ist  ferner  nicht  jedermanns  Sache,  von 

der  Freundlichkeit  und  der  Gefälligkeit  der  A\'irte  in  bezug  auf 
Handreichungen  der  verschiedensten  Art  abhängig  zu  sein.  Auch 

die  Geselligkeit,  die  der  Untermieter  in  der  Familie  des  "W'ohnungs- 
inhabers  finden  kann,  ist  durch  die  verfügbaren  Räume  und  die 

frühe  Schlafenszeit  der  Kinder  sehr  beschränkt.  Bietet  ein  Ledigen- 
heim luftige  Räume,  Reinlichkeit  und  Ordnung,  hat  es  außerdem 

einen  gemeinsamen  Aufenthaltsraum  für  die  Abende,  so  werden  viele 

die  Vorzüge,  die  das  Leben  in  der  Familie  doch  nur  in  sehr  ge- 
ringem Umfang  bietet,  kaum  vermissen.  Die  Aufnahme  solcher 

Untermieter  mit  schon  höheren  Bedürfnissen  und  Ansprüchen  würde 

schon  eine  Verbesserung  des  Untervermietungswesens  bedeuten,  da 

ja  ihre  Zimmer  und  Schlafstellen  frei  würden  für  Personen,  die 
bisher  noch  schlechter  gewohnt  haben. 
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Bis  zu  einem  g-ewissen  Grade  Averden  natürlich  solche  A\'ohn- 
jrelegenheiten  für  Ledige  eine  Konkurrenz  sein  für  die  Haus- 

haltungen, welche  bisher  Untervermietung  betrieben  haben.  Solange 
die  Zahl  der  Untermieter  zunimmt,  wird  diese  Konkurrenz  nur 
so  weit  von  Bedeutung  sein,  als  durch  Ledigenheime  denjenigen 

Haushaltungen,  die  wegen  der  Höhe  der  Mietpreise  zur  Unter- 
vermietung greifen  wollen,  die  Untermieter  entzogen  werden.  Der 

Schaden  dürfte  hier  nur  dann  erheblich  sein,  wenn  die  betreffenden 
Haushaltungen  eine  AVohnung  inne  haben,  deren  Mietpreis  in  sehr 
großem  ]\Iißverliältnis  zu  ihrem  Einkommen  steht,  wenn  sie  also 
von  vornherein  die  Absicht  hatten,  gleich  mehrere  Untermieter 

aufzunehmen.  Das  ist  besonders  da  der  Fall,  wo  der  Haushaltungs- 
vorstand eine  einzelne  Frau  ist,  die  durch  Zimmervermieten  ihren 

Lebensunterhalt  erwirbt.  Die  Zahl  dieser  Frauen  ist  nicht  un- 
beträchtlich, 1905  gab  es  7567  solcher  Haushaltungen,  wovon  aber 

etwa  62  "^/o  Haushaltungen  mit  Zimmermietern  sind.  Diese  Haus- 
haltungen mit  Zimmermietern  dürften  kaum  von  der  Konkurrenz 

eines  Ledigenheims  getroffen  werden,  und  auch  die  Haushaltungen, 
in  denen  alleinstehende  Frauen  an  Schlafleute  abvermieten,  werden 

in  der  Regel  vor  solchen  bevorzugt,  in  denen  schon  ganze  Familien 

hausen.  Soweit  sie  keine  großen  Schäden  zeigen,  wird  diesen  Haus- 
haltungen ihre  Vorzugsstellung  auch  gegenüber  einem  Ledigenheim 

bleiben  weil  der  Raum  nicht  zu  sehr  beengt  ist,  und  weil  hier  die 

Möglichkeit  vorhanden  ist,  daß  von  der  Vermieterin  für  die  Instand- 
haltung der  Wäsche  mit  gesorgt  wird. 

Nun  gibt  es  aber  ehie  sehr  große  Zahl  von  Fällen,  wo  Familien 

eine  größere  "Wohnung  nehmen  und  darin  abvermieten,  weil  sie 
andere  Wohnungen  nicht  erhalten  können,  oder  sie  vermieten  auch 

in  kleinen  A\'ohnungen  ab,  weil  die  Miete  im  Verhältnis  zum  Ein- 
kommen zu  hoch  ist.  Soweit  es  sich  dabei  um  Zimmervermietung 

handelt  und  die  Verhältnisse  sonst  günstig  sind,  ist  für  diese  Haus- 
haltungen durch  ein  Ledigenheim  nur  wenig  Konkurrenz  zu 

befürchten.  Bei  Schlafstellen  sind,  ■  wie  Dr.  A\'iedfeldt  nach- 
gewiesen hat  (Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeiter- Wohlfahrts- 

einrichtungen Nr.  26,  S.  125  ff.),  die  Einnahmen  aber  nur  dann 

erheblich,  wenn  an  mehrere  Schlafleute  abvermietet  wird.  Solche 

Zustände  sind  indes  keineswegs  wünschenswert,  und  wenn 

die  Konkurrenz  eines  Ledigenheims  dahin  führen  würde,  daß. 
das   Abvermieten   an   mehrere  Schlafleute   eingeschränkt   wird,   so 
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wäre  dies  mir  zu  bej2:rnßen.  Voi-  allen  Diiif^'-eii  muß  liiei-  auch  be- 
dacht werden,  daß  wenn  eine  Haushaltung  aus  dei'  Untervermietung 

größere  Einnahmen  gewinnt,  die  Gefahr  nahe  liegt,  daß  ein  Teil 

dieser  Einnahmen  wieder  durch  die  Steigerung  der  ]\Iiete  auf- 
gezehrt wird,  so  daß  der  Vorteil  der  Untervermietung  dann  nur  ein 

sehr  geringer  ist.  Solange  weiter  die  Möglichkeit  besteht,  daß 
Familien  mit  geringerem  Einkommen  die  Mieten  größerer  Wohnungen 
durch  Abvermietung  aufbringen  können,  wird  der  Bau  größerer 

Wohnungen  vom  Baugewerbe  wegen  der  höheren  Rentabilität  be- 
vorzugt werden.  Schwindet  diese  Möglichkeit,  so  wiid  die  erhöhte 

Nachfrage  nach  kleinen  Wohnungen  auch  das  Baugewerbe  in  dieser 
Richtung  mehr  beeinflussen.  Das  Baugewerbe  wird  sich  dem  Bau 

kleiner  Wohnungen  um  so  eher  widmen,  wenn  durch  die  AVohnungs- 
aufsicht  die  Untervermietung  mit  ihrer  starken  Abnutzung  aus  den 
kleinen  Wohnungen  entfernt  wird. 

Im  übrigen  wird  die  Konkurrenz  eines  Ledigenheims,  da  es 

von  der  großen  Zahl  der  Untermieter  nur  einen  geringen  Teil  auf- 
nehmen kann,  gar  nicht  so  sehr  zu  befürchten  sein.  Die  vorbildliche 

Einrichtung  des  Ledigenheims  würde  aber  einen  heilsamen  Einfluß 
auf  die  private  Untervermietung  ausüben,  insofern  als  die  Konkurrenz 
eines  solchen  Unternehmens  zu  einer  Verbesserung  der  Ausstattung 

der  Räume  und  der  sonstigen  Verhältnisse  in  der  privaten  Unter- 
vermietung selbst  führen  würde,  so  daß  sich  mit  der  Schaffung  eines 

Ledigenheims  zwei  Ziele  würden  erreichen  lassen:  Die  Entlastung 

des  Wohnungsmarktes  von  der  zu  starken  Verbreitung  der  Zimnier- 
mieter  und  Schlafleute  und  tlie  Verbesserung  des  Untervermietungs- 

wesens selbst. 
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Tabelle  A  1. 

Haushaltuno-en  mit  Zimmermietern. 

Haushaltungen 
mit  Zimmermietern Zimniermieter 

Auf  eine 
Haushaltung 

entfallen 

Zahl 

/o 

Zahl 
o/o  der  Be- 
völkerung 

Zimmer- mieter 

Alt-Leipzig     .     .     . 9  650 23,05 16  514 

9,05 

1.7 

Ostbezirke  .... 

Südbezirke      .     .     . 

Westbezirke    .    .     . 

Nordbezirke    .    .    . 

3155 

311 

2  298 

1282 

9,85 5.26 

9,38 10,55 

4  051 

362 
2  938 

1701 

3,12 
1,51 
2,73 

3,34 

1,2 

1,1 

1,2 
1,3 

Neu-Leipzig    .    .     . 7  016 

9,45 

9  052 

2,91 
1,2 

■Gesamt-Leipzig  .     . 16696 14,34 25  566 

5,17 

1,5 

Tabelle  A  2. 

Hauslialtiino-en  mit  Sclilafleuten. 

Haushaltungen 
mit  Schlafleuten Schlafleute 

Auf  eine 
Haushaltung 

entfallen 

Zahl 

0/ 

/o 

Zahl o/o  der  Be- völkerung 
Schlafleute 

Alt-Leipzig     .     .     . 4  2.52 10,15 7  563 

4,15 

1,7 

Ostbezirke  .... 

Südbezirke      .    .     . 

Westbezirke    .     .     . 

Nordbezirke    .     .     . 

3125 

382 

3  309 

1066 

9,76 

6,46 13,51 

8,77 

4  247 

473 

4  909 

1533 

3,27 
1,97 

4,56 

3,03 

1,3 

1,2 

1,4 
1,4 

Neu-Leipzig    .     .     . 7  882 10.51 11  162 

3,58 
1.4 

Gesamt-Leipzig  .     . 12134 10,42 18  725 

3,78 

1.5 

Die  Verhältniszahlen    beziehen   sich    auf   die   Haushaltungen    bezw.  die 
Haushaltungsbevölkerung  des  betreffenden  Bezirks. 
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Tabelle  B  1. 

Haushaltungen  mit  Zimmermietern. 

Haushaltungen 
mit  Zimmermietern 

Ziminermieter 
Auf  eine 

Haushaltung 

entfallen 

Zahl 

0/ 

/o 

Zahl "/o  der  Be- völkerung Zimmer- mieter 

Innere  Stadt     .     .     . 688 23.41 1317 

9,23 

1,9 

Nordostvorstadt     .     . 906 26,86 1634 10,68 1,8 
Südostvorstadt      .     . 1465 28,13 3018 13,16 2.1 

Innere  Südvorstadt   . 2149 30.99 3777 12,45 

l-'' 

Äußere  Südvorstadt  . 1245 14.84 1642 

4,75 

l,:i 

Innere  Westvorstadt . 1695 20,85 2741 

7,98 
1,6 Äußere  Westvorstadt 

436 
18,52 631 

6,45 

1,4 

Innere  Nordvorstadt  . 573 27,35 964 

9,89 

1,6 

Äußere  Nordvorstadt 493 20,15 790 

7,10 
1,6 

L.-Reudnitz       .     .     . 16Ü0 14,14 2141 

4,71 

1,3 

L.-Anger-  Crottendorf 357 
8,45 

449 

•    2.46 

1,2 

L.-Xeureudnitz      .     . 
40 

6,94 

50 

2,17 

1,2 

L.-Thonberg      .     .     . 86 

6,17 

98 

1,79 

1,1 

L. -Neuschönefeld  .    . 150 

8,85 

177 
2.75 

1,1 

N.-Neustadt       .     .     . 358 11.07 452 

3,48 

1,2 

L.-Volkmarsdorf    .     . 394 
6,66 

484 

2,09 
1,2 

L.-Sellerhausen      .     . 129 
4,30 

155 1,18 1,2 

L.-Neusellerhausen     . 41 
6.14 

45 

1,66 

1.1 

L.-ConneAvitz     .     .     . 306 

5,64 

357 1.64 1,1 

L.-Lößnig     .... 5 

1,02 

5 

0,21 

1,0 

L.-Kleinzschocher 865 

7,34 

454 

1,97 
1,2 

L.-Schleußig      .     .     . 
323 

10,37 417 

3,39 

1,3 

L.-Plagwitz       .     .     . 568 13,50 
775 

4,43 

1,3 

L.-Lindenau      .    .    . 1042 

8,42 

1292 

2,22 

1,2 

L.-Gohlis       .... 1018 11.65 1365 
3.82 

1,3 

L.-Eutritzsch    .     .     . 264 

7,75 

336 

2,72 

1,2 

Die  Verhältniszahlen   beziehen   sich   auf   die   Haushaltungen   bezw.   di& 
Haushaltungsbevölkerung  des  betreffenden  Bezirks. 
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Tabelle  B  2. 

Haushaltungen  mit  Schlafleuten. 

Haushaltungen 
mit  Schlafleuten 

Schlafleute Auf  eine 
Haushaltung 

entfallen 

Schlafleute 
Zahl 

10 

Zahl 
«/o  der  Be- 
völkerung 

Innere  Stadt     .     .     . 383 13,03 813 
5.70 

2,1 

Nordostvorstadt    .    . 311 

9,22 

572 

3,74 

1,8 

Südostvorstadt .    .     . 624 11,98 
1218 

5,36 

1,9 

Innere  Südvorstadt    . 876 12,63 1464 

4,82 

1,6 

Äußere  Südvorstadt  . 
713 

8,46 

1051 

3,04 

1,-^ 

Innere  Westvorstadt  . 711 

8,74 

1159 

3,37 

1.6 

Äußere  Westvorstadt 119 

5,05 

202 

2,06 

IJ 

Innere  Nordvorstadt  . 261 12,46 492 

5,05 

1.9 

Äußere   Nordvorstadt 254 10,38 592 

5,32 

2,3 

L.-Reudnitz      .     .     . 1038 

9,18 

1502 

3,31 

1,4 

L.-Anger-  Crottendorf 479 11,33 613 
8,36 

1,2 

L.-Xeureudnitz      .     . 70 12,15 101 

4,38 

1,-i 

L.-Thonberg.     .     .     . 108 

7,75 
119 

2,18 

1,1 

L.-Neuschönefeld  .     . 181 10.68 246 

3,80 
1,3 L.-Neustadt  .... 369 

11,41 
507 

3.9U 
1,3 

L. -Volkmarsdorf    .     . 595 10,05 794 

3,43 

1,3 

L.-Sellerhausen      .     . 207 

6,90 

262 

2,02 

1,2 

L.-Neusellerhausen    . 78 11,69 
103 

3,80 

1.3 

L.-Connewitz     .     .     . 371 

6,84 

460 

2,12 

1,2 

L.-Lößnig     .... 11 

2,26 

13 

0,56 
1,1 L.-Kleinzschocher 

738 
14,84 1154 

5,08 

1,5 

L.-Schleußig     .     .     . 204 
!       6,92 284. 

2,31 

1,-1 

L.-Plagwitz       .     .     . 692 
■     16,45 1108 

Q/33 

1.6 

L.-Lindenau      .     .     . 1675 13.54 2363 

4,39 
1,4 L.-Gohlis      .... 

763 

8,73 

1084 

2,97 

1,4 

L.-Eutritzsch     .     .     . 303 8.90 449 

3,18 

1,4 

Die  Verhältniszahlen   beziehen   sich    auf   die  Haushaltungen    bezw.  die 
Haushaltungsbevölkerung  des  betreffenden  Bezirks. 
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Das  Regulativ  über  Teilvermietungen  in  Leipzig 
vom  5.  November  1904. 

§  1.  Als  Teilvermietung-  im  Sinne  dieses  Regulativs  gilt  die 
Vermietung-  oder  ITntervermietung  von  Teilen  einer  W()linun<r  zum 
^Velinen  oder  Schlafen  (Schlafgängerei). 

§  2.  In  Wohnungen,  die  nur  aus  Stube,  Kammer  und  Küche 
bestehen  oder  noch  weniger  Räume  enthalten,  ist  Teilvermietung 
verboten. 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  Blutsverwandte  des 

Wohnungsinhabers  oder  seiner  Ehefrau  und  nicht  auf  Kinder 
unter  14  Jahren.  Auch  dürfen  einzelne  Personen,  die  eine  solche 

"Wohnung  allein  oder  mit  Angehörigen  desselben  Geschlechts  inne 
haben,  Personen  desselben  Geschlechts  in  ihren  Räumen  aufnehmen. 
Einzelstehende   ältere  Frauen   können   auch   an  Männer  vt^rmieten. 

§  3.  Teilvermietung  an  Familien  mit  Kindern  ist  nur  dann  ge- 
stattet, wenn  jede  der  die  Wohnung  teilenden  Familien  mindestens 

eine  Stube  und  eine  Kammer  erhält. 

§  4.  Küchen,  des  unmittelbaren  Licht-  und  Luftzutritts  ent- 
behrende Räume,  Hausflure.  Korridore,  Keller  und  offene  Hausböden 

gelten  nicht  als  Stuben  und  Kammern  im  Sinne  dieses  Regulativs 

und  dürfen  zu  Wohn-  oder  Schlafzweckeu  weder  von  den  Wohnungs- 
inhabern noch  von  den  Untermietern  benutzt  werden.  Ein  gleiches 

;gilt  von  solchen  Räumen,  deren  Benutzung  zum  dauernden  Aufent- 
halte von  Menschen  aus  wohlfahrtspolizeilichen  Gründen  untersagt 

worden  ist. 

§  5.  Bei  Aufnahme  von  Teilmietern  ist  die  gemeinsame  Be- 
nutzung einer  Küche  zulässig. 

§  6.  Einzelne  Teilmieter  verschiedenen  Geschlechts  dürfen  in 
einer  Wohnung  nur  dann  aufgenommen  werden,  wenn  sie  Räume 
erhalten,  die  voneinander  vollständig  getrennt  sind  und  eigenen 
Zugang  vom  Vorsaal  aus  haben. 

§  7.  Die  zur  Aufnahme  von  Teilmietern  benutzten  Räume 

müssen  von  den  eigenen  Wohn-  und  Schlafräumen  der  Wolmungs- 
inhaber  und  ihrer  Familien  vollständig  getrennt  sein  und  eigenen 
Zugang  vom  Vorsaal  aus  haben.  Es  ist  jedoch  die  in  §  2  Abs.  2 

festgestellte  Ausnahme  zulässig.  Außerdem  ist  gestattet,  daß  An- 
gehörige des  Wohnungsinhabers  mit  Teilmietern  desselben  Ge- 
schlechts den  nämlichen  Schlafi'aum  benutzen. 
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J?  8.  Die  Teil  Vermietung  ist  in  jedem  Falle  nur  an  so  viel 

Personen  zulässig-,  daß  auf  jede  in  der  Wohnung  schlafende  Person 
ohne  Unterschied  des  Alters  und  ohne  Unterschied,  ob  sie  zur  Familie 
des  Haushaltungsvorstandes  gehört  oder  nicht,  mindestens  10  cl)ni 

Luftraum  und  mindestens  S^/g  qm  Bodenfläche  des  Schlafraums 
kommen.  Für  je  drei  Familien  ist  mindestens  ein  besonderer  Abort 
notwendig.  Die  Betten  dürfen  nicht  übereinander  gestellt  werden. 
Bei  Aufnahmen  von  einzelnen  Personen  hat  jede  ein  eignes  Bett 
zu  erhalten. 

§  9.  Alle  zu  ̂ \'olln-  und  Schlafzwecken  an  Teilmieter  über- 
lassenen  Räume  sind  wohnlich  und  sauber  zu  erhalten. 

§  10.  Teilmieter,  die  den  Bestimmungen  des  Regulativs  zu- 
wider aufgenommen  wurden,  sind  binnen  einer  vom  Rate  von  Fall 

zu  Fall  festzusetzenden  angemessenen  Frist  aus  den  Wohnungen 
zu  entfernen. 

§  11.  Die  Bestimmungen  dieses  Regulativs  sind  nach  Ablauf 
eines  Jahres  von  Inkrafttreten  auch  auf  diejenigen  Wohnungen 

anzuwenden,  in  denen  beim  Verkünden  des  Regulativs  bereits  Teil- 
vermietung bestand. 

§  12.  Der  Rat  ist  befugt,  die  Teilvermietung  zu  untersagen, 
wenn  Tatsachen  vorliegen,  die  die  Unzuverlässigkeit  der  Vermieters 
in  sittlicher  Beziehung  dartun. 

s^  13.  Dem  Rate  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Fällen,  in 

denen  die  Handhabung  dieses  Regulativs  zu  Härten  und  Unbillig- 
keiten führen  würde,  von  einzelnen  Bestimmungen  desselben  zu 

dispensieren. 

§  14.  Zuwiderhandlungen  gegen  vorstehende  Vorschriften 
werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mk.  oder  mit  Haft  bis  zu  14  Tagen 
bestraft. 

Robert  Not-ke.  Borna-Leipzifr,  Großbetrieb  für  Dissertation xlruck. 
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